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Die Erziehung der Papuas zu Arbeitern. 

Von Dr. Otto Dempwolff. 



Die Südseevölker sind zu allerletzt von der Kultur berührt; und 
in ihrer Heimat zur Arbeit nicht gut verwendbar. Expatriiert, in 
ferne Kontinente ausgeführt, sind sie dort zur Arbeit erst erzogen. 
Sie sind nicht unerschöpflich, wie die Afrikaner, sondern gleichen 
darin mehr den Indianern. Dazu ist speziell Neu-Guinea zu wenig 
zahlreich bevölkert. So muss dort Einfuhr von Arbeitern stattfinden. 
Neger sind dazu nicht brauchbar, da sie nicht aus der Heimat ziehen. 
Wanderlustig sind die Malayen und Chinesen; unter beiden Rassen 
besteht schon Übervölkerung. Malayen haben den Vorzug, weil sie 
länger unter europäischer Herrschaft stehen. Beide Bässen müssen als 
„Kultivisten" zum Plantagenbau eingeführt werden, nicht als „Kolo- 
nisten", als selbständige Unternehmer, sonst wäre die Gefahr der 
Konkurrenz vorhanden. Versagen sie, so gilt es „die Erziehung der 
Naturvölker zur Arbeit."*) 

Dieser letztgenannte Fall, den Prof. Hasse 1890 nur theoretisch 
anführte, scheint jetzt für Neu-Guinea zu einer praktischen Notwendig- 
keit zu werden. Seitdem und solange die holländische Regierung auf 
Java, und das Protectoraty of Chinamen in den Straits Settlements dem 
Kuliexport nach Deutsch Neu-Guinea Schwierigkeiten bereiten, ist man 
draussen abgesehen von einigen Kuli, deren Kontrakt noch nicht 
abgelaufen, und von anderen „freien" Chinesen und Javanen ganz auf 
die Farbigen des Schutzgebietes angewiesen. Damit ist die Arbeiter- 
frage zum Haupthindernisse für das rasche Aufblühen der viel ver- 
sprechenden Kolonie geworden. 

Ehe ich auf die Methoden der Verwendung der Farbigen des 
Schutzgebietes als Arbeiter in europäischen Diensten komme, muss ich 
einige Vorbemerkungen über das wirtschaftliche und seelische Leben 



*) Aus der Nachschrift einer Vorlesung des Prof. Hasse in Leipzig über 
t)entsche Kolonialpolitik. 
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derselben machen. Ich beschränke mich in allem wesentlichen auf 
die Schilderung der -Verhältnisse an der Astrolabe-Bay und der dort 
wohnenden Papua, der „Tamul". Diese habe ich durch meinen fast 
zweijährigen Aufenthalt in Neu-Guinea ziemlich genau kennen gelernt. 
In den ersten neun Monaten erlernte ich unter Anleitung des Missionars 
Bergmann den Siardialekt soweit, dass ich über alle Alltagsfragen, 
über Nahrung, Wohnung, Verwandtschaft u. s. w. mich unterhalten 
konnte; mit den Leuten von Gragett, der nächsten bewohnten Insel 
am Friedrich- Wilhelmshafen war ich fast täglich stundenlang zusammen ; 
zu den umliegenden Insel- und Bergdörfern habe ich häufige Touren 
gemacht. Die Jabim-Papua vom Huongolf und die Melanosen kenne 
ich nur als angeworbene Kontraktarbeiter; die Verhältnisse auf der 
Gazelle-Halbinsel im Bismarckarchipel sind mir nur aus Schilderungen 
anderer bekannt. 

Der wirtschaftliche Zustand, in dem sich die Papua befinden, 
ist das Resultat der von der Natur gegebenen Bedingungen Neu- 
Guineas. Ein „wirtschaftlicher Urzustand", in dem die Individuen 
allein, paarweise oder in Rudeln auf Nahrungssuche umherstreifen, 
analog dem Tiere, ist in den fruchtarmen Urwäldern Neu-Guineas 
nie möglich gewesen, ebensowenig könnte Jagd, Fischfang oder Vieh- 
zucht dort den Menschen ganz ernähren; überhaupt verbieten die 
Terrainschwierigkeiten jedes Nomadisieren. Vielmehr müssen schon die 
ersten Einwohner Bodenbebauer gewesen sein, sonst wären sie ver- 
hungert; es müssen Einwanderer gewesen sein, die ihre Haustiere, 
Hund und Schwein, mitbrachten, sonst ist die Kluft zwischen diesen 
höheren Säugetieren, und den sonst in Neu-Guinea vorkommenden 
Beuteltieren unüberbrückbar. 

Aber die Produkte, die die Papua dem Bodenbau abringen — sei 

es, dass ihre Vorfahren sie einführten, sei es, dass sie vorgefundene 

Wildlinge kultivierten — die Jams, Taro, Bataten, Bananen u. s. w. 

sind nicht lange haltbar, einer Aufspeicherung nicht fähig, wie Reis, 

Getreide u. s. w., und die essbaren Früchte des Waldes, Nüsse, Sago 

ebensowenig. Daraus lässt sich zwanglos erklären, dass die Papua 

von der Hand in den Mund leben, und keine Reichtümer sammeln 

können. Weitere Folge davon ist das Fehlen der Arbeitsteilung, 

ausser innerhalb der Familie nach Geschlechtern, wofür ich äussere 

Faktoren nicht aufzuführen weiss; hiermit zusammen hängt auch der 

teilweise wirtschaftliche Kommunismus. Den Boden zu seinen Feldern, 

„Plantagen", muss der Papua dem Urwald abgewinnen, und zwar 

ist ihm das Abbrennen neuer Flächen leichter als das Ausrotten 

J 
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des jungen Buschnachwuchses. Darum wechselt er seine Pflanzungen 
alle 2 bis 5 Jahre, längst ehe der Boden erschöpft ist, und legt 
mühevoll neue an. 

An die Scholle gebunden,' von schwer zugänglichem Busch und 
Berg umgeben, kann er nur an der Küste über See einen weiteren 
Verkehr ausbilden. Daher seine scheue Abgeschlossenheit, daher die 
Vielteilung in kleine Gemeinden, die politisch nicht zusammenhängen, 
woraus wiederum seine Unschädlichkeit gegen weisse Ansiedler und 
seine Friedfertigkeit resultiert. 

Bei alledem steht der Papua, soweit er nicht direkt oder indirekt 
mit der asiatisch-europäischen Kultur in Berührung gekommen, noch 
mitten in der Steinzeit. Seine Werkzeuge und Waffen sind aus Stein 
und Holz, seine Wohnung aus Holz und Blattgeflecht, die dürftige 
Kleidung aus Pflanzenstoffen hergestellt. In der Ausnutzung der Roh- 
produkte ist er ziemlich weit gediehen, er benutzt behauene und polierte 
Steinwerkzeuge, er knüpft Netze, gerbt und färbt Pflanzenstoffe, und 
hat sogar Töpferei da entwickelt, wo sich Thon findet. Dieselbe ist 
jedoch Hausindustrie, nicht Handwerk in berufsmässiger Arbeitsteilung; 
auch der Handel ist nur ein Austausch der Produkte verschiedener 
Gegenden, der Meerestiere von der Küste, der Töpfe aus den Thon- 
distrikten, neuerdings der europäischen Waren aus der Nachbarschaft 
der Stationen u. s. w. — alles, ohne dass sich ein besonderer Beruf 
von Zwischenhändlern ausgebildet hätte. 

Auf der Höhe dessen, was ein Volk in der Steinzeit leisten kann, 
steht der Papua noch nicht. Er hat noch kein ideelles Tauschmittel, 
kein Geld, sich erfunden, und ebensowenig Schriftzeichen. Es mag 
dieser Mangel die Folge des schwierigen Verkehrs im ürwaldgebirge 
sein, jedenfalls bestärkt es den verbreiteten Kommunismus, der jeden 
Wettbewerb und Kulturfortschritt lähmt. In dieser Entwickelung sind 
die Melanosen des Bismarckarchipels viel weiter mit ihrem Diwarra 
(Muschelgeld) und mit ihren Luluai und üviana (Häuptlingsbezeich- 
nungen). Sehr instruktiv ist in dieser Hinsieht die Zusammenstellung 
der Aufsätze von Dr. Hahl „über die Rechtsanschauungen der Ein- 
geborenen der Gazelle-Halbinsel" und von Missionar Vetter „über die 
papuanischen Rechtsverhältnisse namentlich bei den Jabim," beide 
erschienen in den „Nachrichten über Kaiser-Wilhelmland und den 
Bismarckarchipel " . 

Weit schwieriger, als für das wirtschaftliche ist es, für das 
seelische Leben der Papua den Einfluss des Milieu zu erkennen. Nur 
selten liegt die Annahme eines einfachen Kausalkonnexes nahe. In 
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der Fauna Neu-6uineas findet der Papua keine Feinde, ausser seltenen 
Giftschlangen und wenig gefährlichen Alligatoren; dagegen bedrohen 
ihn von Zeit zu Zeit Erdbeben und an der Küste Flutwellen ; Hungers- 
not aus Missernte infolge metereologischer Ereignisse und epidemische 
Krankheiten ziehen entvölkernd^ über das Land: alles unsichtbare 
fürchterliche Feinde, gegen die er physisch machtlos ist. Es ist leicht 
auszumalen, wie diese Faktoren der Phantasie eines Naturkindes eine 
Richtung gegeben haben, aus der pandämonische Geister- und Gespenster- 
mythologieen entspringen,' deren Reaktion Opferkultus und Zauberei ist, 
und aus der für den Charakter Furchtsamkeit und Feigheit hervorgeht. 

Auch an den moralischen Wertschätzungen des Papua (eheliche 
Treue, Gastfreundschaft etc.) und seinen Rechtsbegriffen (Mutterrecht, 
Brautraub) kann man zuweilen die Einflüsse der Urwelt nachweisen — 
was hier zu weit führen würde. 

Jedenfalls muss man auch ohne Kausalerklärung an der Thatsache 
festhalten, dass beim Papua, wie bei allen Naturmenschen die vernünftige 
Überlegung, die bewusste, nachhaltige Reflexion, als Motiv zu seinen 
Handlungen nur sehr selten zu Tage tritt. Seine Psyche setzt sich 
zusammen aus Trieben und Stimmungen einerseits, und schnellen Reak- 
tionen auf sinnliche Wahrnehmungen andererseits. Vorausberechnen, 
Hinterherbedenken ist bei ihm wenig zu erwarten. Er lebt der 
Gegenwart; die 'Vergangenheit ist ihm eine blasse Erinnerung, die 
Zukunft gleichgültig. Daher ist Ehrgefühl, Reue, Todesfurcht wenig 
ausgebildet, wohl aber Scheu vor Schmerz, Eifersucht, Rachsucht u. s. w. 
Daher ist er ein geborner Optimist, der das Leben naiv und freudig 
bejaht. 

Wie der Spiegel des Denkens eines Volkes seine Sprache ist, so 
sind speziell die Zahlworte ein Spiegel seiner Zeitbegriffe. 

■ Die Dialekte der Tamul sind nur aus konkreten Worten gebildet, 
auch die für uns notwendig abstrakten Begriffe des Fühlens, Denkens 
und dergl. werden ganz anschaulich ausgedrückt: ilok padalak: mein 
Inneres hat verloren = ich habe vergessen; nahinak bubuek ohina 
bubue bubuen taimon: meine Leber und deine Leber sind eine Leber 
= wir sind eng befreundet; i bas tnauime: er begräbt lebendig = 
er zaubert ; u. s. w. — Zählen kann der Tamul nur so weit als seine 
Finger und Zehen reichen ; lemanta : eine Hand = 5, nien kokuntol : 
Puss Finger drei = 13. fuk dangan: die ganze Familie = 23; darüber 
hinaus ist alles kusum: viel. 

Wo der Sprache die Worte fehlen, kann die Seele keine klaren 
Begriffe haben. Dankbarkeit, Liebe (als Charitas), Gott (als mono- 
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theistisch höchstes Wesen) haben keine direkte Übersetzung, die Ideen 
finden also auch kein Verständnis. Für Vertrag, Lohn, Wettbewerb, 
Reichtum u. s. w. habe ich vergebens eine Umschreibung gesucht; 
selbst für die Zeitrechnung über fule kusum : viele Monde hinaus, fehlen 
die Worte ; also werden wir Europäer die zu diesen Worten gehörigen 
Begriffe beim Tamul nicht voraussetzen können. 

Auch in diesen sprachlichen Gebieten sind die Melanosen an- 
scheinend viel weiter. 

Ist nun der freie Papua wirtschaftlich und seelisch bildungsföhig? 
ist er es schon jetzt in seiner „Wildheit" oder wird er es erst durch 
generationslange „Zähmung" werden? hat er die aus dem Zusammen- 
treffen mit Europäern gebotenen Vorteile in fortschrittlichem Sinn 
verwertet? kann er sich europäischen Ansprüchen anpassen? 

Zur Antwort führe ich einige eigene Erfahrungen an: 

Im Mai 1895 hatte ich den Hansemannberg beim Friedrich- 
Wilhelmshafen wiederholt in seiner Längsrichtung von Süden nach 
Norden durchstreift und dabei nur kleine vereinzelte Felder dicht bei 
den Dörfern angetroffen; im November desselben Jahres fand ich auf 
demselben Wege ein Thal von Urwald befreit und zur künftigen 
Plantage vorbereitet, die nach meiner Schätzung eine Grösse von 200 
bis 300 ha betragen musste. Die Bergdörfer Nupanob, God und 
Sassagas hatten sich zu diesem Werk vereinigt. — Im Juli 1895 und 
Oktober 1896 habe ich mehrtägige Touren ins bergige Hinterland von 
Friedrich- Wilhelmshafen unternommen, einmal zwecks Aufsuchung V4)n 
Sandelholz, das zweite Mal zu Nachforschungen über etwaige Blattem- 
endemieen. Dabei bemerkte ich Folgendes: an der Küste, in den 
Inseldörfern, waren die Wohnhäuser zum grössten Teil, die dasäm 
(Fremdenhäuser) sämtlich neu, hoch und geräumig erbaut; nur auf 
Kuo Mlama und Segu sah ich einzelne alte niedrige Hütten. Je 
weiter in die Berge hinein, desto grösser wurde die Zahl der ärmlichen 
Häuser, bis in den Eamba-Dörfern nur vereinzelte Fremdenhäuser sich 
vorfanden, die neu und schön gebaut waren. Dagegen waren auch in 
den Bergen die jungen Pflanzungen der Eingeborenen allenthalben in 
einem grossen Masastabe angelegt, wie ihn die — an jungem Busch 
und zerfallener Fenz kenntlichen — Plätze der Plantagen aus früheren 
Jahren nie aufwiesen. 

Es sind also die Papua seitdem und soweit sie durch eui*opäische 
Eisenwerkzeuge ihre Arbeitslast unvergleichlich erleichtert sahen, nicht 
in ein Faulenzerleben verfallen, sondern haben ihre Lebensbedingungen 
verbessert ; zuerst überall ihre Nahrungsquellen, die Felder, dann ihre 
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WohDUDgen — und zwar letztere im Gebirge, wohin Eisen auf dem 
Tauschwege langsamer und spärlicher gedrungen ist, erst in den für 
sie wichtigsten Teilen, den Fremdenhäusern, an der Küste, aber schon 
in Neubauten ganzer Dörfer. Das ist ein unverkennbares Zeichen der 
Strebsamkeit, des Fortschrittes. 

Andererseits ist dieser Fortschritt aber nur in der Richtung des 
bisherigen Wirthschaftslebens und der ererbten Gebräuche gegangen. 
Wohl werden Angelhaken acceptiert, weil Eisen besser ist als Knochen- 
splitter; aber das auf einer Astgabel quer festgebundene Hobeleisen 
(analog der alten Steinaxt) ist dem Papua ein angenehmeres Werk- 
zeug, als die Beile der Weissen, bei denen Griff und Schneide dieselbe 
Ebene haben. Wohl werden Konsumartikel wie Tabak, Mennige, Perlen 
unbedenklich angenommen, aber gegen Neuerungen im Hausbau und 
Blattflechten, die einige Tamul von Bogadjim den Javauen in Stephansort 
abgesehen, erhob die Gemeinde Widerspruch. Weder werden mehr 
Kokosnüsse angepflanzt, noch grössere Hühnerzucht zum Eierverkauf an 
die Stationen getrieben, wie es im Archipel seit Jahren geschieht; 
kurz der Papua, wenigstens der Tamul an der Astrolabe-Bay nimmt 
von selbst von der Kultur des Europäers nur an, was er im Sinn 
seiner gewohnten Wirtschaftsgebräuche vorteilhaft verwerten kann, 
während der sonst ziemlich unsympathische Melanese viel beeinflussbarer 
ist, sich auch am Ehrgefühl packen lässt, und wenigstens etwas Eifer 
zeigt, sich den Wünschen des weissen Mannes anzupasseo. 

. Aus allem Gesagten resumire ich: Der Papua ist ein geborener 
Bodenbebauer, wie geschaffen zum Plantagenarbeiter, kräftig und durch 
Auslese und Vererbung augepasst dem Klima Neu-Guineas, friedlich 
und in gewissem Sinne auch fleissig und strebsam. Er arbeitet für 
sich selbst nur „der Not gehorchend, nicht dem eigenen Trieb," er 
hat nicht die Einsicht, dass er für seine unsichere Zukunft voraus- 
arbeiten, nicht Überlegung, dass er durch Erwerb zu behaglichem 
Lebensgenuss kommen könnte. Durch die Berührung mit dem Weissen 
wird er weder verdorben noch dezimiert (zumal Spirituosen und Waffen- 
abgabe gesetzlich verboten ist) ; aber die Kluft zwischen beiden Rassen 
ist zu gross, als dass der Papua dem Europäer, nachahmen wollte. 
Er wird auch für den Europäer nichts arbeiten, um an dessen Kultur- 
bestreben teilzunehmen, auch nicht aus irgendwelchen ideellen oder 
materiellen Motiven der Reflexion, sondern nur aus Bedürfniss, 
ausGewohnheit,ausZwang. — 

Nun, Zwang in Form von Sklaverei auszuüben ist in unserem 
Zeitalter unmöglich. Den zwangsweisen Einfluss zu Abgaben und 



— 7 — 

Prohnarbeiten, den die Holländer auf Java so erfolgreich eingeführt 
haben, und, wenn ich nicht irre, die Engländer in Britsh New-Guinea 
verauchen, könnten wir in unserem Schutzgebiet erst zum Gesetz er- 
heben, wenn wir Europäer in so dominierender Anzahl im Lande wären, 
dass wir es auch durchführen könnten. Deshalb ist jetzt und hier 
keine ßede davon. Eine Art Zwang liegt in dem zur Zeit fast aus- 
schliesslich geübten System der Lohnarbeit auf mehrjährigen Kontrakt. 
Nicht etwa bei der Anwerbung selbst. Ausschreitungen dabei sind 
offenbar seltener, als die Fama will, zumal jetzt, wo Pflanzungs- 
leiter selbst rekrutieren. Aber, während von den Melanesen ein guter 
Teil völliges Verständnis für die formelle Vertragsschliessung haben 
mag, glaube ich, dass bei den bisher angeworbenen Papua, den. Jabim, 
wohl immer der Anwerbeakt eine unklare Handlung ist, zu der er 
sich mehr vom Gefühl als von der Einsicht verleiten lässt. Denn es 
ist bisher diese Anwerbung der Jabim nur wenigen Personen — Winter, 
Kärnbach (f), Müller, Loag — gelungen, welche einigermassen die 
Eingeborenensprache verstanden, und ein durch jahrelangen Umgang 
erworbenes Vertrauen besassen, während' andere Anwerber umsonst 
wochenlang am Huongolf sich aufhielten. Ebenso ist eine vor Jahren 
geglückte Rekrutierung von Papua aus der Gegend am Berlinhafen 
nur dem dort ansässigen Kärnbach geglückt; ähnliche Erfolge haben 
dort neuesten Nachrichten zufolge die jetzigen Ansiedler erzielt, — 
was sehr erfreulich ist.. 

Nicht also bei der Anwerbung, sondern wohl auf der Pflanzung 
findet eine Art Zwang zur Arbeit statt, zu der der Mann sich kontrakt- 
lich verpflichtet hat. Derselbie ist sehr milde, und die gute Behandlung, 
die Abwesenheit aller Nahrungssorgen und die erwähnte persönliche 
Autorität einzelner Europäer veranlassen viele, sich zum zweitenmale 
anwerben zu lassen: aus dem Zwang beginnt sich Gewohn- 
heit zu entwickeln. 

Diese Gewohnheit wird hoffentlich in den nächsten Jahrzehnten 
noch viel mithelfen Kontraktarbeiter zu gewinnen, wenn eine neue 
Generation heranwächst, der der Weisse und sein Wirlten nicht mehr 
so seltsam und unverständlich vorkommt, dass für ihn dieselbe Be- 
zeichnung gewählt wird wie für übelwollende Geister: „tiwud tamul". 

Heutzutage ist die Zahl der Angeworbenen aus Neu-Guinea noch 
sehr klein; namentlich im Verhältnis zu den Arbeitsfähigen, welche 
abkömmlich wären, ohne dass die Heimatsdörfer ihrer Ernährer beraubt 
würden. Ganze volkreiche Distrikte gehen verloren, vor allem die 
Dörfer in weiter Umgebung um die Stationen, stellen durchaus keine 
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Kontraktarbeiter, und sind dazu auch in der That nicht nutzbar zu 
machen, weil viel zu viel Bande den Einzelnen an seine nahe wohnenden 
„freien" Verwandten knüpfen, und dem Europäer die Mittel fehlen, 
den einzelnen Kontraktbrüchigen, der in ein Heimatdorf flieht, wieder 
zu erlangen. Doppelt zu bedauern ist der Verlust an Arbeitskräften 
gerade aus den Papua, weil sie ein dem Klima viel widerstandsfähigeres 
Menschenmaterial abgeben, als die von fernen Inseln stammenden 
Melanesen. 

Das zweite der Konti aktarbeit gegenüberstehende System ist das 
der freien Arbeit in Tagelohn oder im Akkord. Da beim Papua — wie 
ich oben dargelegt — verständiger Erwerbssinn nicht zu erwarten ist, 
da Zwang nicht anwendbar ist, Gewohnheit nicht besteht, so bleibt 
als einziges Motiv, das ihn zur Arbeit für Europäer treiben könnte, 
dasselbe, welches ihn für sich arbeiten heisst : das tägliche Bedürfnis, 
der Hunger, die Not. Nach Befriedigung dieser elementaren Triebe 
lässt sich auch im Naturmenschen ein gewisses Verlangen nach Be- 
haglichkeit und Luxus erwecken; es könnte endlich zum Trachten 
nach individuellem Wohlstand, zu materiellem Wettbewerb kommen, 
wenn es gelänge, die kommunistischen Grundanschauungen zu durch- 
brechen. 

Diese Motivirung hat man bei den bisherigen Versuchen freie 
Papuas zur Tagelohnarbeit heranzuziehen, meines Erachtens nicht 
genug gewürdigt. Erfolge haben nur die protestantische Mission in 
Simbang und in geringem Masse die an der Astrolabe-Bay gehabt 
(von der seit Herbst 96 am Berlinhafen etablierten katholischen Mission 
habe ich noch nichts diesbezügliches erfahren); von den Beamten der 
Neu-Guinea-Kompagnie ist dies System nach kurzen Versuchen immer 
wieder aufgegeben. Schon in der ersten Zeit der Kolonisation in 
Finschhafen, musste man die Erfahrung machen, dass die dortigen 
Papuas nur in geringer Anzahl abwechselnd auf die Station zur 
Arbeit kamen, solange die Neugier sie trieb, denn das Stück Band- 
eisen, den Taback u. dgl., die sie als Lohn erhielten, konnten sie 
durch Eintausch von Kokosnüssen und Waffen bequemer bekonmaen. 

Ob man in Stephansort ernstliche Versuche gemacht hat, die 
freien Eingeborenen zur Arbeit heranzuziehen, weiss ich nicht. Auf 
der Pflanzung Maraga soll es Baron d'AUbacco gelungen sein, die 
Tamul zu vorübergehenden Dienstleistungen zu veranlassen. In 
Friedrich-Wilhelmshafen haben die umwohnenden Tamul wiederholt 
für die Station gearbeitet, bei Löscharbeiten des Postdampfers und 
im Oktober 95 einige Tage lang an der Steinaufschüttung beim üm- 
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bau der Landuugsbrücke. Sie haben somit den guten Willen gezeigt; 
die Möglichkeit, däss sie zu „unqualifizierter'^ Arbeit zu verwenden 
sind, ist erwiesen. Jedesmal war die rheinische Mission in Siar der 
Vermittler ; die Tamul kamen auf Kanoes unter Leitung des Missionars 
familienweise am Vormittage, arbeiteten einige Stunden sehr iqtensiv 
und fuhren am Nachmittage wieder davon ; jedesmal wurde von einer 
Portsetzung dieser Versuche Abstand genommen. Zur Begründung 
hiess es, die Leute seien unregelmässig gekommen und zu saumselig 
gewesen, sie hätten den Kontrakiarbeitern ein schlechtes Beispiel ge- 
geben, sie seien zu unverschämt geworden und zu teuer gekommen. 

Der Hauptgrund lag aber darin, dass die Tamul nicht länger 
und nicht öfter zur Arbeit, zu der sie sich nur durch die Autorität 
der Missionare hatten drängen lassen, kommen wollten, weil sie die 
Tradewaren, die sie so als Lohn verdienen konnten, viel müheloser 
und angenehmer im Tauschverkehr einhandelten. Denn an der Astro- 
labe-Bay hat sich ein Tauschhandel zwischen den Europäern und ihren 
farbigen Arbeitern einerseits, und den Tamul andererseits, zwischen 
Stationen und Nachbardörfern entwickelt, in dem die Tamul alles, was 
ihnen von unseren Waren begehrenswert erscheint, leicht und billig 
gegen ihre Produkte einhandeln können. Dabei ist die Nachfrage der 
Stationen nach Nahrungsmitteln (Taro, Jams) viel grösser, als die 
Produktion der Tamul, und das Angebot von dem für die Papua so 
wertvollen Eisen seitens der Europäer viel grösser, als deren Besitz 
an Kuriositäten (Ethnologica), die zumal von Durchreisenden stark 
begehrt und oft unverhältnismässig hoch vergütet werden. 

Das ist der Kernpunkt der ganzen Frage: anstatt dass 
der Eingeborene froh ist, die Kulturprodukte des Europäers für seine 
Arbeitsleistung erkaufen zu können, oder allenfalls für sein bisschen 
Feld- und Kunstprodukte einzutauschen, statt dessen zeigt der Weisse 
mitsamt den importierten Farbigen ein Verlangen nach allen Viktu- 
alien und Baritäten jener, als ob er ohne sie nicht leben könnte, und 
überfüttert die Tamul dafür mit seinen Waren. Die Folge davon 
ist denn auch eine unvernünftige Preissteigerung derart, dass eine 
Kokosnuss in Friedrich- Wilhelmshafen eine halbe Stange Tradetabak, 
in Stephansort deren zwei kostet (etwa 3^/^ resp. 13 Pf. Wert), 
dass für Bögen und Pfeile im Tausch Messer hingegeben werden, 
dass für geflochtene Schilde aus Krakar mehrere Beile von den schlau 
gemachten Tamul verlangt sind. Das ist ein verkehrtes Verhältniss, 
unwürdig für den Europäer; ein wirthschaftliches Paradoxon, 
dass nicht der Wilde, sondern der Weisse ökonomische 
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Bedürfnisse zeigt, und sich so in gewissem Sinne als 
der wirthschaftlich schwächere dokumentiert. 

An diese Wurzel müsste die Hand gelegt werden, wenn man 
den Papua zur Arbeit erziehen will, von seinen Produkten muss 
man die Stationen möglichst emanzipieren, umgekehrt aber seine Be- 
dürfnisse ausnutzen und allmählich zu steigern suchen. 

Soweit es in allgemeinen Grundzügen möglich ist, will ich die 
mir vorschwebende Methode hier auseinandersetzen. 

Vorauflsetzung, Vorbedingung ist, dass der Europäer mit allen 
seinen Unternehmungen sich möglichst unabhängig vom freien Ein- 
geborenen zeigt; er darf unter keinen umständen in Sachen der 
Leibesnahrung als der Bedürftige auftreten. Brauchen seine ein- 
geführten Arbeiter ausser den mitgebrachten Viktualien an Reis, 
Schlachtvieh, Salzfleisch etc. noch die frischen Erdfrüchte zu ihrer 
Gesundheit — und die Melanesen wie Jabim können ohne solche nicht 
auskommen — , so muss jede Station es sich als erstes angelegen 
sein lassen, selbst genügend zu produzieren; hierin ist in Stephansort 
durch den verstorbenen Landshauptmann von Hagen ein bedeutsamer 
Anfang gemacht; übrigens gedeihen Taro, Bataten, Bananen ohne 
viel zeitraubende Pflege. — Will der Europäer Kokosnüsse zur Er- 
frischung geniessen, so soll er sich nicht um die Wette mit den 
Arbeitern überbieten müssen, um einzelne Nüsse einzutauschen, 
sondern soll rechtzeitig, ganze Kokospalmen käuflich erwerben, deren 
Früchte dann die Station verteilen und verkaufen kann. Der Tausch- 
handel, der sich trotzdem vorfinden wird, muss zu einem Markt- 
verkehr entwickelt werden, dessen Preise überwacht werden, derart, 
dass jene thörichten Angebote, z. B. ein Messer für eine Kokosnuss, 
wie es die Spielernatur der Javanen liebt, verhindert werden. End- 
lieh kann der Handel mit Kuriositäten entweder monopolisiert werden, 
wie er schon war, oder durch hohen Ausfuhrzoll erschwert, oder, da 
nur die wenigen Europäer Nachfragende sind, durch Konsequenz in 
vereinbarten niedrigen Preissätzen in unschädlichen Grenzen gehalten 
werden. 

Sind diese Vorbedingungen erfüllt, so handelt es sich darum, die 
Bedürfnisse der umwohnenden Papuas .ausfindig zu -machen und die 
Leute auf Lohnarbeit zur Erlangung der begehrten Ware hinzu- 
weisen. 

Die Tamul bei Friedrich-Wilhelmshafen haben den Reis als 
Nahrungsmittel, freilich als Leckerbissen schätzen gelernt. Ihren 
grossen Tabaksbedarf haben sie derart ausschliesslich von der Station 
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und nur durch Tausch befriedigt, dass sie eigene Tabakpflanzungen 
kaum noch anlegen und dass sie, als im Frühjahr 96 infolge einer 
Blattemendemie Verkehrssperre durchgeführt wurde, meilenweit in 
die Bergdörfer gehen mussten, um von dort dies Genussmittel her- 
zuholen. Ebenso wird an der Astrolabe-Bay die rothe Farbe, welche 
die Tamul zu festlicher Schminke verwenden, fast nur noch als Blei- 
mennige von den Weissen bezogen. Solche Gewohnheiten muss man 
pflegen, und dabei vornehmlich die täglichen Eonsumartikel im Auge 
haben, ßeis, Tabak, Streichhölzer u. s. w. In zweiter Linie kämen 
dann Perlen, Angelhaken, Spiegel, als Artikel, die häufiger Erneuerung 
bedürfen; erst in dritter die wenig verwüstlichen und begehrtesten 
Eisenwerkzeuge. 

Diesen schon jetzt vorhandenen Konsum wird man alsdann zu 
erweitern haben. Es lässt sich an verschiedenes anknüpfen. Der 
Papua schläft nachts am offenen Feuer, weil er friert. Er bedeckt 
sich mit Baumbaststoffen und ist begierig auf die leeren Beissäcke, 
die er etwa eintauschen kann. Kleider und Wolldecken sind zu 
teuere Artikel, aber ein dicht und kraus gewebter, billiger bunter 
ßaumwollenstoff wird sich eher einbürgern lassen, als die dünnen 
„Lavalavas'*, mit denen sich die Melanosen bekleiden. Der Tamul 
hat unser Feuerzeug längst schätzen gelernt, er würde auch Lampen 
als Beleuchtungsmittel acceptieren und Petroleum konsumieren — im- 
provisieren doch die Melanesen sich aus Arzneiflaschen und Baumwoll- 
faden ihre Nachtlampen — ; aber es müssten billige, offene Gruben- 
lämpchen sein, nicht Küchenlampen mit zerbrechlichem Cylinder, wie 
sie auf eine missverstandene Anregung des Missionars Bergmann vor 
Jahren hinausgeschickt wurden und im Store dann unverkäuflich um- 
herstanden. Auch Löffel, Essgeschirre und Hausgerät könnte dem 
Papua lieb gemacht werden. 

Endlich glaube ich, dass es auch gelingen würde, den Wett- 
bewerb anzuregen, und den Ehrgeiz bei einzelnen anzustacheln. Denn 
auch unter den Papua giebt es Begabtere, welches etwas von der 
Denkweise der Europäer besitzen und sich besser dünken als ihres- 
gleichen : solche Leute unter den Jabira sind die rechte Hand der An- 
werber, die Aufseher ihrer Genossen auf den Pflanzungen, sie Wären 
auch geeignet zu Vorarbeitern, quasi zu Unternehmern in Akkordarbeit. 
Diese herausfinden, emporziehen, ihren Erwerbsinn, ihren Ehrgeiz an- 
feuern, sie als Häuptlinge zu proklamieren und ihnen bei ihren Lands- 
leuten Respekt zu verschaffen : Das wäre der letzte Schritt, um überr- 
gehen zu können zu dem oben angedeuteten System der Holländer: 
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Ausnutzung der europäischen Herrschaft durch wirksame, 
verantwortliche Mittelpersonen (Häuptlinge) auf die in 
kleinen politischen Gebilden organisierten Eingeborenen 
zwecks Abgaben und Frohnarbeiten als Entgelt für Schutz 
und Verwaltung. 

Bei allen diesen „freien^^ Lohnarbeiten kommt es auf die Höhe 
der Bezahlung an. Die Kosten, die ein Eontraktarbeiter verursacht, 
werden Ausgangspunkt sein müssen. Ich habe dieselben früher 
einmal fiir Melanesen auf 0,85. Mk. pro Kopf und Arbeitstag be- 
rechnet; 0,75 Mk. und 1,00 Mk. werden die Grenzen sein. Dies 
würden also die höchsten Preise sein, für die man Tauschwaren dem 
Papua als Tagelohn bieten dürfte. Viel niedrigere Lohnsätze werden 
sich höchstens in Gebieten erzielen lassen, wo die ersten Nieder- 
lassungen planmässig die Überfütterung mit Tauschwaaren vermeiden. 

In der Ausführung dieses Systems wird der erste An- 
fang das Schwierigste sein. In jedem Falle wird man zuerst Er- 
ziehungs versuche machen und oft wiederholen müssen. Man wird 
zu Anfang den Eigenheiten des Papua Rechnung tragen müssen, dass 
er seinen Lohn vorher in schön ausgebreiteter Schaustellung sehen 
will, dass er — wie die Erfahrung in Friedrich- Wilhelmshafen ge- 
lehrt hat — familienweise und im Akkord am ehesten sich zur Dienst- 
leistung zu verpflichten geneigt ist, man wird zuerst ihm geläufige 
Thätigkeit, wie Buschroden, Boden umhacken, Lasten schleppen, ver- 
langen; man wird zur Leitung der Arbeit womöglich sprachkundige, 
jedenfalls dem Papua sympathische Europäer wählen müssen, und des- 
halb die Missionare zur Vermittlung kaum entbehren können; man 
wird nachsichtig sein müssen, wenn der Papua mit grossem Geschrei 
sich gegenseitig zur Arbeit anfeuert, wenn er bei einem Regenschauer 
unterbricht; man wird von vornherein und stets auf Vollendung der 
übernommeDon Arbeitsleistung energisch dringen, dabei aber den sonst 
so beliebten „Jagdhieb" zur Anspornung unterlassen müssen, u. dgl. 
mehr. 

Auch wird es sich empfehlen, an verschiedenen Orten verschiedene 
Wege einzuschlagen. An der Astrolabe-Bay wird es am schwersten 
haltein, den Tauschhandel einzudämmen und die Bedürfnisfrage zu 
regeln; auch wird man wohl relativ hohe Löhne gewähren müssen. 
Wenn man in neu anzulegenden Siedelungen nach dieser Methode vor- 
gehen will, wird die Sprachunkenntnis das erste Hindernis sein, das 
zu nehmen ist. 

Schliesslich wird man zufällige Anknüpfungspunkte nicht ver- 
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schmähen, wenn zwischen Jams- und Taroernte die nahrungsärmste 
Zeit ist (an der Astrolabe-Bay im Februar März) oder wenn die Zeit 
zwischen Hausbau und Feldarbeit den Papua auf Wochen Müsse giebt 
(ebenda im März, April), man wird die Gelegenheit benutzen, wenn 
ein Dorf etwa durch Misswachs in Nahrungssorgen ist, man wird ein 
Dorf gegen das andere, Berg gegen Küste ausspielen müssen. 

Beobachtung und Erfahrung in der ersten Zeit werden dann weitere 
Lehren für die Zukunft geben. Ist es erst soweit, dass Akkordarbeit 
häufiger geworden ist, dann wird auch der einzelne Tagelöhner nicht 
ausbleiben, und dann ist die Gewohnheit selbst da eine Triebfeder, wo 
das Bedürfnis gestillt ist. 

Es ist dieses ganze System der Erziehung des' spröden Papua 
zu regelmässiger Arbeit für Europäer eine Aufgabe, die ebensoviel 
unermüdliche Geduld wie rechtzeitige Energie erfordert. Aber sie ist 
nicht mit unrentablen Extraausgaben verbunden, da sie ja auch im 
kleinsten Masse materielle Werte schafft, und riskiert keine vorhandenen 
Werte, da ihre Anfönge nur neben der regelmässigen Thätigkeit der 
Kontraktarbeit hergehen sollen, und man diese auch im besten Fall 
nicht entbehren können wird. Und wenn man bedenkt, ein wie wunder- 
volles Menschenmaterial, eingeboren, also nicht so sehr den Klima- 
krankheiten unterworfen, kräftig , fleissig und in gewissem Sinne streb- 
sam, da draussen brach liegt, wenn man hört, dass nach den Berichten 
des Dr. Lauterbach die Bevölkerung in der fruchtbaren Ramuebene 
sehr zahlreich ist, (und bei dem herrschenden System bald zu schlauen 
Händlern statt zu nützlichen Arbeitern werden kann), dann erscheint 
ein Versuch auf zwei Jahre an geeigneten Plätzen (Plantage Jomba 
bei Friedrich-Wilhelmshafen, neue Station am Ramufluss, Berlinhafen) 
durchgeführt doch ebenso lohnend, und nicht so kostspielig, als die 
so oft felilgeschlagenen Kuliimporte. 

Ich habe unterlassen, von der Berechtigung der Weissen, die 
Papua als Arbeiter „auszunutzen" zu sprechen. Es ist mir selbst- 
verständlich, dass der Europäer, der allein es versteht, die Schätze 
der tropischen Wildnis zu heben und zu verwerten, auch das Recht 
hat, die Eingeborenen zu diesem der Gesamtheit nutzbringenden 
Geschäft heranzuziehen, und dass er dabei als die höhere Rasse die 
Herrschaft usurpiert, selbst mit seiner Intelligenz schafft und die 
niederen Rassen zur Verwertung ihrer Körperkraft veranlasst. Ich 
will nur noch zwei andere Anschauungen hier berühren. Es wird in 
der Presse häufig von der Kulturmission der Europäer gesprochen, dass 
die Hauptaufgabe der Kolonisation sei, Humanität und Civilisation unter 
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niederen Völkern zu verbreiten. Dem gegenüber ist zu erwidern^ 
dass — ganz abgesehen von den Gesetzen, die auch den Eingeborenen 
schützen — es nur ein Gebot der Klugheit ist, das Menschenmaterial 
„human" zu behandeln, und dass Civilisation nicht durch Lehre und 
Beispiel, sondern durch Arbeit und Wettbewerb verbreitet wird. — 
Eine andere Auffassung ist die christliche der protestantischen Missions- 
gesellschaften. Ihnen ist nicht so sehr an einer Förderung der Kultur 
und Civilisation gelegen, ja sie sehen in solchem äusseren Portschritt 
oft eine Gefahr zu innerlichem, moralischem Rückschritt; vielmehr 
wollen sie, nach der Aufforderung des Evangelium nur christianisieren. 
Damit setzen sie sich aber nicht in prinzipiellen Widerspruch mit 
kolonisatorischen Bestrebungen; im Gegenteil werden sie stets da, 
wo ihnen für ihr Lehramt Spielraum gelassen wird, wirtschaftliche 
Unternehmungen unterstützen. — Die katholischen Missionare stehen, 
gemäss ihrer Auffassung vom propagandistischen Beruf aller Kultur- 
arbeit noch näher. — So würde auch von diesen Seiten dem Be- 
streben, auf die angegebene Weise die Papuas zu Arbeitern zu er- 
ziehen, kein Hindernis in den Weg gelegt werden. 



Angola unter portugiesischer Herrschaft. 

Von Reinhard Löser. 



Im deutschen Volk beginnt die Erkenntnis der Wichtigkeit überseeischer 
Kolonieen sich endlich Bahn zu brechen. Die überwiegende Mehrheit der Nation 
kann sich jetzt nicht mehr der Einsicht verschliessen, dass wir Kolonieen dringend 
brauchen und zwar Kolonieen, die nicht nur neue Absatzgebiete für die Erzeugnisse 
unserer bekanntlich sehr aufblühenden Industrie bieten, sondern die auch ihrer 
klimatischen und Bodenbeschaffenheit nach zur Besiedelung mit deutschen Aus- 
wanderern geeignet sind. Deutschland ist eine noch junge Kolonialmacht; als 
es zu überseeischen Erwerbungen schritt, war der Löwenanteil leider bereits 
vergriffen und es musste sich mit den von anderen Nationen verschmähten Brocken 
begnügen. 

Durch nachfolgende Ausführungen, in welcher die Resultate einer lang- 
jährigen praktischen Erfahrung an Ort und Stelle niedergelegt sind, beabsichtigt 
der Verfasser die Aufmerksamkeit der Kolonialfreunde auf ein Land zu lenken, 
welches mit Recht die Perle Afrikas genannt werden kann. Es ist Angola! 

Angrenzend an Südwestafrika ist dieses im Jahre 1484 unter der Regierung 
von Dom Joao IL durch den portugiesischen Seefahrer Diego Cam entdeckte 
Land, trotz seines enormen Bodenreichtums durch eine unfähige Verwaltung dem 
wirtschaftlichen Ruin nahe . gebracht worden. Die Zeit kann nicht mehr fern 
sein, dass Portugal gezwungen werden wird, diese Besitzung aufzugeben, weil 
es weder die Kraft noch den Willen besitzt, die reichgesegnete Kolonie der 
modernen Kultur zu erschliesseu. In den Händen einer mächtigen und intelligenten 
Nation muss Angola wieder zu der hervorragenden Stellung gelangen, die ihm 
seinen natürlichen Hilfsquellen und seiner günstigen geographischen Lage nach 
unter den afrikanischen Kolonieen gebührt. D. Her. 

Verkehrswege, 

In den vierhundert Jahren, welche seit der Entdeckung Angolas 
durch die Portugiesen verflossen sind, ist für die wirtschaftliche Er- 
schliessung des Landes wenig geschehen, es sei denn, man betrachtet 
die totale Entvölkerung eines mehrere hundert Kilometer breiten Küsten- 
streifens durch Sklavenhandel, Blattern und Schnaps als einen civili- 
satorischen Erfolg. Es existiert heute allerdings eine schlecht gebaute 
Eisenbahn, die ihren Anfang in St. Paul de Loanda nimmt und deren 
Terminus, die Station Bäba, ungefähr dreihundert Kilometer von der 
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Küste gelegen ist, aber Vorteile hat die Bahn dem Lande nicht ge- 
bracht, im Gegenteil. — Während früher der Eingeborene bis an 
die Küste nach Loanda kam, geht er heute nach den an der Bahn- 
linie gelegenen Stationen, wo man ihm in Anbetracht der enormen 
Bahnfrachten von und nach der Küste für seine Produkte nur einen 
Bruchteil des früher gezahlten Preises in Waren geben kann. Diese 
Verhältnisse haben, ausser den hohen Zöllen, auch zu einer Ver- 
ringerung der Konsumfähigkeit des Landes und zu einer Abnahme des 
Importgeschäftes beigetragen, in dem Masse, als alle für das Tausch- 
geschäft erforderlichen Waren im Laufe der letzten Jahre sich ver- 
teuert haben. Die Ausfuhr hat mit der Einfuhr in seiner Rückwärts- 
bewegung Schritt gehalten. Der Neger kennt den Wert der Zeit 
nicht, ihm kommt es darauf an, möglichst viel aus seinen Produkten 
herauszuschlagen und deshalb ist ein grosser Teil des früheren Angola- 
Geschäftes nach dem Congo abgelenkt worden. Der Weiterbau der oben 
erwähnten Bahn, welche den stolzen Namen „caminho de ferro atravez 
d'Africa", Bahn quer durch Afrika, führt, bis Ambaca ist geplant, 
vorläufig fehlen aber die Barmittel. Im übrigen geschieht der Güter- 
verkehr nach wie vor hauptsächlich durch Träger. Strassen giebt es 
nicht, sondern nur Negerpfade, welche in der Regenzeit unpassierbar sind. 

Flüsse. 

Angola leidet, wie die ganze Küste vom Congo abwärts, an einem 
Mangel schiffbarer Flüsse. Der Loje bei Ambrizette, der Dande und 
Bengo nördlich, sowie der Quanza südlich von Loanda in den Ocean 
mündend, sind zwar während des ganzen Jahres auf gewisse Ent- 
fernungen, der Quanza sogar auf eine Strecke von über zweihundert 
Kilometer bis zu den Fällen vom Cambambe, für flachgehende Fahr- 
zeuge befahrbar, aber gefährliche Barren vor der Mündung erschweren 
die Einfahrt. Diesen Übelstand erkannten die Holländer bereits vor 
260 Jahren und begannen deshalb einen Kanal zu bauen, der von 
Cunga am Quanza bis nach Loanda geplant, den doppelten Zweck hatte, 
die gefährliche Quanza-Barre zu vermeiden und Loanda mit frischem 
Wasser zu versorgen. Spuren dieses grossartig gedachten Werkes sind 
heute noch zu sehen ; leider Hessen die Portugiesen nach der Restau- 
ration von Angola durch Benevides Salvador Correa den Kanal ver- 
fallen, statt ihn weiterzufuhren. 

Kflstenformation. 

Vom linken Congoufer bis Ambriz steigt die Küste sanft von der 
See an und bietet infolge ihrer stellenweise dichten Bewachsang, 
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Tor allem während der Regenzeit von October bis April, einen freund- 
lichen Anblick dar. Von Ambriz an verändert der Charakter der Küste 
sich total. Letztere wird hoch und felsig, fällt stellenweise steil in 
die See und zeigt keinen geschlossenen Busch mehr. Dagegen tritt 
der riesenhafte Baobab (imbundeira) in Mengen auf. 

Von Loanda bis zum Cap Palmerinhas, dicht oberhalb der Mündung 
des Quanza, ist der Küste eine schmale, reich mit Kokospalmen be- 
wachsene Insel, oder richtiger gesagt, eine niedrige Landzunge und 
mehrere Inselchen vorgelagert, die auf eine Länge von 27 Seemeilen 
«inen natürlichen Wellenbrecher bilden und ein ideales Hafenbecken 
geschaffen haben, welches noch vor wenig Jahren von Norden und 
Süden zugängig war, heute aber. Dank portugiesischer Energielosigkeit, 
80 versandet ist, dass die südliche Einfahrt „Barra do Carimba'^ ge- 
nannt, nur noch für kleine Küstenfahrer, und auch dann nur bei Hoch- 
wasser, passierbar ist. 

Vom Quanza bis zum Grenzfluss Cunene hat die Küste einen 
ausgesprochenen Wüstencharakter. Der imbundeira verschwindet, man 
erblickt nur nackte Felsen oder einen sandigen Küstenstreif im Hinter- 
grunde von hohen Bergen begrenzt, und diese Eintönigkeit wird nur 
da durch eine reiche Vegetation unterbrochen, wo kleine Wasserläufe 
in die See münden. Dies ist der Fall bei Novo Redondo, ferner nördlich 
und südlich von Benguella am Catumbella-Fluss und am Caporollo, 
sowie am Bero bei Mossamedes. Hinter dieser trockenen Küste liegt 
aber ein Land, welches man mit Recht die Perle von Afrika nennen 
kann und das nur geordneter Verhältnisse nebst einer rationellen Be- 
wirtschaftung bedarf, um eine Quelle unerschöpflichen Reichthums für 
das Mutterland zu werden. Die Zeiten, in welchen ein arbeitslustiger 
Mann mit einem geringen Anfangskapital in wenig Jahren in Angola 
ein Vermögen sich erwerben konnte, liegen nicht weit zurück und sie 
müssen wiederkommen, denn alle Vorbedingungen sind vorhanden. 
Erforderlich sind aber: Erstens Abänderung des jetzigen Zolltarifs» 
zweitens Bankfreiheit und drittens ehrliche Beamte sowie durch- 
greifende Reformen auf dem Gebiet des Gerichtswesens. 
Dann wird Angola mächtig aufblühen und den Rang unter den afrika- 
kanischen Kolonieen einnehmen, der ihm zukommt. Solange die Provinz 
aber einem untergehenden Volk gehört, so lange sie portugiesisch ist, 
wird alles beim alten bleiben. Nominell steht das ganze Land unter 
portugiesischer Oberhoheit. Nominell erfreut es sich auch geordneter 
Verhältnisse und ist nach portugiesischen Quellen ein geordnetes Staats- 
wesen vorhanden. Kenner des Landes haben für derartige Behauptungen 
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nur ein mitleidiges Lächeln. Angola ist genau so weit zurück 
wie vor vierhundert Jahren, nur mit dem Unterschied, dass der 
Eingeborene infolge seiner Berührung mit einer verkommenen weissen 
Basse sich Laster angeeignet hat, die ihm früher unbekannt waren. 

Christentum. 

Christentum existiert nur in den Küstenstädten unter den dort sess- 
haften Eingeborenen und auch da besteht es nur in einer oberflächlichen 
Beobachtung der äusseren Formen. Der schwarze feiticeiro übt auf die 
abergläubischen Schwarzen einen Einfluss aus, gegen den derjenige des 
christlichen Priesters ganz verschwindet. 

Verwaltung. 

Angola war ursprünglich in drei Gouvernements, Ambriz, Ben- 
guella und Mossamedes geteilt, dazu kommt der Distrikt des Kongo, 
sowie seit 1895 das berühmte Gouvernement des Lunda (Muata Tamvos 
Keich), welches aber erst erobert werden muss. Die dazu bestimmte 
Expedition, welche 1895 ausgerüstet wurde, um etwaigen Absichten 
des Kongo-Staates zuvorzukommen, liegt seit zwei Jahren unthätig in 
der Nähe von Malange und verkommt. Der militärische Leiter wurde 
im Mai 1897 nach Lissabon zurückgerufen um sich vor einem Kriegs- 
gericht wegen Betrügereien zu verantworten. Der Sekretär der Ex- 
pedition sass in gleicher Angelegenheit in der Festung Säo Miguel zu 
Loanda in Untersuchungshaft bis Ende 1897, zu welcher Zeit er gegen 
Stellung einer Kaution von 30 Contos de Reis (ungefähr 100000 Mk.) 
vorläufig in Freiheit gesetzt wurde, und die Lieferanten der Expedition 
haben und werden nie einen Pfennig ihrer Vorschüsse von der Regierung 
erhalten. 

Sämtliche Gouvernements stehen unter dem Generalgouverneur 
in Loanda und sind wieder in Distrikte „conselhos" eingeteilt, die von 
„chefes" verwaltet werden. Zu verwalten ist aber nichts, und die Herren 
chefes, Militärpersonen, in vielen Fällen Mulatten- oder Negeroffiziere, 
denen einige Negersoldaten beigegeben werden, benutzen ihre Stellung 
um zu handeln und sich zu bereichern, oder wie man sich mild in der 
portugiesischen Sprache ausdrückt, „para se arranjar", d. h. um sich 
„zu arrangieren". 

Eine eigentliche Oberhoheit üben die Portugiesen nur in den 
Küstenstädten aus, während die Stämme des Binterlandes, des ganzen 
linken Quanzaufers und der Küste vom Dande bis Ambriz, trotzdem 
die Portugiesen 400 Jahre im Land sitzen, ihre Selbständigkeit sich 
bewahrt haben. Von Loanda bis Ambriz kann kein weisser Mann über 
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Land gehen, weil der Häuptling von Musullu ihm unter den Kanonen des 
portugiesischen Forts von Ambriz den Durchgang versagen würde, und 
die Bewohner des linken Quanzaufers, die Quissama, ein Jägervolk, haben 
bis heute allen Versuchen, sie zu unterjochen, widerstanden. Man darf 
daraus keine falschen Schlüsse auf diese Eingeborenen ziehen; dieselben 
sind nicht kriegerischen Charakters und würden vor einer disziplinierten 
Truppe wie Spreu im Wind zerstieben. Die Thatsache aber, dass die 
Portugiesen nichts gegen diese erbärmlich bewafiEneten Stämme vermocht 
haben, wirft auf die Schwäche der Verwaltung ein bezeichnendes Licht. 

Klima. 

Angola hat zum Teil ein tropisches, zum Teil ein gemässigtes 
Klima. Schwere Fieber mit tödlichem Ausgang sind an der Küste 
bis Benguella und an den sumpfigen Flussniederungen nicht selten, 
jedoch lässt sich die Fiebergefahr durch eine vernünftige Lebensweise 
sehr vermindern. Dagegen ist das Hochland hinter der Küste als 
relativ gesund, das gemässigte Plan Alto von Mossamedes als durchaus 
gesund zu bezeichnen, ebenso wie Mossamedes und die Südküste. Mossa- 
medes wird sogar von Fieberkranken aus dem Norden seines gemässigten 
Klimas halber als Luftkurort benutzt und zwar mit gutem Erfolg. Wenn 
daher in manchen Werken behauptet wird, das Klima sei an der Küste 
für Europäer überhaupt unerträglich, so ist dies eine starke Übertreibung. 

Hafenverhältnlsse. 

Die Hafenverhältnisse Angolas sind im Vergleich zu denen der 
übrigen westafrikanischen Kolonieen als äusserst günstige zu bezeichnen. 
MucuUo, Ambrizette, Mussera, Kinzembo und Ambriz sowie Novo 
Eedondo haben zwar offene ungeschützte Rheden, und das Landen von 
Waren wird dort zuweilen durch eine starke Brandung erschwert, aber 
in dem von der Ilha de Loanda geschützten Hafenbecken von Loanda, 
in dem eine Dünung überhaupt nicht aufkommen kann, liegen die Schiffe 
so sicher wie in einem geschlossenen Bassin und in Benguella sowie 
in Mossamedes können Schiffe jederzeit, selbst in kurzer Entfernung 
vom Ufer, sicher ankern. In allen drei Häfen sind Landungsbrücken 
mit Krähnen vorhanden, in Loanda existieren sogar. Dank seiner einzigen 
Lage, alle natürlichen Vorbedingungen, um mit verhältnismässig ge- 
ringen Kosten einen Quai zu bauen, an dem grosse Dampfer anlegen 
könnten, aber auch hier, wie in allen Zweigen der Verwaltung, fehlt 
es an der nötigen Initiative. Wie schon erwähnt, ist der Hafen von 
Loanda zum Teil versandet; ein im Jahre 1894 unter enormen Kosten 
von Rotterdam bezogener Seebagger beschränkt sich darauf, die Fahr- 
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rinne nach dem Zollhaus notdürftig rein zu halten, wenn er überhaupt 
arbeitet. Man muss die reichen Hilfsquellen von Angola kennen und 
im Lande gelebt haben, um zu verstehen, was eine derartig stupide 
Verwahrlosung bedeutet. 

Tiger-Bai. 
Tiger-Bai, eine herrliche Bucht zwischen Mossamedes und dem 
deutschen Grenzfluss Cunene gelegen, die gross genug ist, um den 
Flotten aller europäischen Nationen Aufnahme zu gewähren, hat keine 
Niederlassung. Als vor wenigen Monaten in Deutschland das Bedürfnis 
nach einem guten Hafen an der Südwestküste Afrikas sich geltend 
machte, und die Unzulänglichkeit der Augusta Victoria-Bucht südlich 
vom Cunene sich herausstellte, da mögen wohl manche sehnsuchtsvolle 
Blicke nach Tiger-Bai, die für Deutschlands Zwecke wie geschaffen ist, 
geworfen worden sein. Dass die portugiesische Regierung argwöhnisch 
wurde, aber mit vollstem Unrecht, ist wohl anzunehmen, denn seit 1896 
wird die bis dahin gänzlich vernachlässigte Bai zweimal monatlich von 
den Postdampfern der EmprezaNacional de Navega9äo a Vapor in Lissabon 
angelaufen, und ist jetzt auch permanent ein portugiesisches Kriegs- 
schiff dort stationiert. Interessen hat Portugal aber in Tiger-Bai nicht 
zu vertreten; ein Güter- oder Passagierverkehr existiert nicht, da an der 
Tiger-Bai keine Menschen wohnen, und dieselbe wird portugiesischerseits 
nur besucht, um recht unnötiger Weise demonstrativ die Plagge zu zeigen. 

Befestignngen. 

Ambriz, Loanda, Benguella und Mossamedes haben einige alte 
Ports mit Kanonen, teilweise ohne Lafetten, aus dem vorigen Jahr- 
hundert armiert. Einen Wert besitzen diese aus Stein gebauten Be- 
festigungen heute nicht mehr, da keine von ihnen dem Feuer moderner 
Geschütze auch nur für kurze Zeit zu widerstehen vermöchte. Über 
die Güte der Armierung zirkuliert im Volk eine Anekdote, die jeden- 
falls sehr bezeichnend ist. Man behauptet nämlich, beim Feuern von 
Saluten würden zur Bedienung der Geschütze, der damit verbundenen 
Gefahr halber, nicht Artilleristen, sondern „degredados" (deportierte 
Verbrecher) verwendet. Augenzeugen für diese Behauptung werden 
aber nicht vorhanden sein, denn die Leute, die mutig genug sind, frei- 
willig dem Abfeuern eines Geschützes in einer portugiesischen Festung 
Afrikas beizuwohnen, müssen erst noch geboren werden. 

Heer nnd Polizei. 

Die portugiesische Kolonialarmee, also nach unseren Begriffen die 
Schutztruppe, rekrutiert sich in Angola, mit Ausnahme der im Plan 
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Alto von Mossamedes stationierten Dragonern, aus Negern und Mulatten, 
sowie solchen weissen Soldaten aus dem Mutterlande, die wegen Yer«- 
gehen zur Deportation nach Afrika verurteilt worden sind. Die Offiziere 
gehen fast ausnahmsweise aus dem ünteroffizierstande des Mutterlandes 
hervor, avancieren sehr langsam und rangieren, wenn sie nach Ablauf 
ihrer afrikanischen Dienstzeit nach Portugal zurückkehren, wieder einen 
Grad zurück. 

Die Soldaten sind schlecht ausgebildet und undiszipliniert und können 
als Fechtmaterial nicht hoch angeschlagen werden. Im übrigen ist die 
Erhaltung eines stehenden Heeres in Angola eine unnötige Belastung 
des Budget; gegen kriegerische Stämme ziehen die Portugiesen in 
Angola nicht zu Felde, und friedlichen Stämmen gegenüber bedarf es 
nicht der Entfaltung einer Militärmacht. 

Ein Wort an dieser Stelle über die Organe der öffentlichen Sicher- 
heit in Loanda. Zusammengesetzt aus Negern und dem verworfensten 
weissen Gesindel, sind die Polizeimannschaften mehr eine Gefahr für 
die öffentliche Ordnung, als das Gegenteil. Schmutzig, abgerissen 
treiben sich die Polizisten in den Strassen Loandas herum, betteln und 
begehen mehr Verbrechen als die Leute, mit deren Überwachung sie 
betraut sind. 

fiormption nnter Beamten. 

Offiziere und Beamte werden erbärmlich bezahlt und sind, nur um 
ihr Leben zu fristen, geradezu darauf angewiesen, sich anderweitige 
Einnahmequellen zu verschaffen. Infolge dieser falschen Sparsamkeit 
der Regierung hat sich ein System der Bestechung, des Betruges und 
gi'ober Unterschlagungen eingebürgert, und so tief ist die Moral ge- 
sunken, dass ein öffentlicher Beamter in Angola alles thun kann, ohne 
Strafe fürchten zu müssen. Nirgends bewahrheitet das Sprichwort: 
„Eine Krähe hackt der anderen die Augen nicht aus" sich mehr, als 
in portugiesisch Westafrika. Wird der Skandal zu gross, so leitet die 
Behörde ein Scheinverfahren ein, welches in die Länge gezogen wird 
um schliesslich im Sande zu verlaufen; im schlimmsten Fall wird der 
Schuldige versetzt. Solchen Verhältnissen gegenüber sind die wenigen 
ehrlichen Beamten, die von Zeit zu Zeit auftauchen, ganz machtlos, 
eine Thatsache, die sich wieder während der Verwaltung des General- 
gouverneurs Dr. Antonio Duarte Ramada Curto klar und deutlich ge- 
zeigt hat. Früher während langer Jahre Chefarzt der Provinz, wurde 
Dr. Bamada Curto anfangs 1897 zum Generalgouverneur der Provinz 
ernannt. Genauer Kenner der verrotteten Zustände des Landes, trat 
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er am 15. April 1897, von Lissabon kommend, seinen Posten an, 
entschlossen den schreienden Missbräuchen ein Ende zu machen. Bei 
seiner Landung in Loanda sprach er dies offen aus. Leider haben die 
auf ihn gesetzten Hoffnungen sich nicht erfüllt; nicht dass es dem 
Gouverneur an Willenskraft sowie an den nötigen Anstrengungen 
gefehlt hätte, aber da die Begierung des Mutterlandes ihm keine Unter- 
stützung zu teil werden liess, sah er sich bald gezwungen, seinen 
Kampf als einzelner gegen ein ganzes System aufzugeben. 

Presse. 

Ausser dem einmal wöchentlich von der Eegierung herausgegebenen 
Staatsanzeiger, dem ßolletim Official, in welchem die Verordnungen 
und Bekanntmachungen der Behörden veröffentlicht werden, aber auch 
Geschäftsannoncen Aufnahme finden, giebt es, oder richtiger gesagt, 
gab es bis zum Jahre 1897 noch einige Zeitungen. Dieselben dienten 
hauptsächlich privaten Interessen und führten nebenbei einen heftigen 
Kampf gegen das Beamtentum, dessen Korruption schonungslos unter 
Nennung von Namen und Daten gegeisselt wurde, bis die Regierung 
aufmerksam wurde und — nicht eine Untersuchung einleitete, sondern 
die Zeitungen unterdrückte! Dies ist der einzige Erfolg, den eine 
öffentliche Biossstellung der herrschenden Missbräuche zur Folge hatte. 
Man müsste diese Vergewaltigung der Presse seitens der Regierung 
verurteilen, hätte die Leitung der betreffenden Zeitungen nicht in den 
Händen dunkler Ehrenmänner gelegen, welche sich in ihrem Kampf 
gegen die Korruption in allen Zweigen der Verwaltung nicht von selbst- 
losen Motiven, sondern von Motiven pekuniärer Natur leiten liessen. 
Wer Mittel besass, sich Stillschweigen zu erkaufen, wurde nicht an- 
gegriffen. 

Bevölkerung. 

Alle Angaben über die Einwohnerzahl Angolas beruhen nur auf 
Schätzungen, da eine Volkszählung nicht stattfindet und auch nicht 
möglich ist. Jedenfalls ist das Land, soweit es unter portugiesischem 
Einfluss steht, sehr spärlich besiedelt; Sklavenhandel, Schnaps und 
Blattern haben gehörig aufgeräumt. Über die Gebiete der unabhängigen 
Stämme fehlen alle Ziffern. Die Zahl der in Angola lebenden Europäer 
dürfte fünftausend nicht übersteigen. Davon leben nach offiziellen portu- 
giesischen Quellen zweitausend in Loanda, der Rest verteilt sich auf 
die übrigen Küstenstädte sowie auf das Innere. Unter den in genannter 
Zahl eingeschlossenen Nicht-Portugiesen sind die Buren im Plan Alto 
von Mossamedes am zahlreichsten vertreten, nach ihnen kommen die 
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Engländer, Holländer und Franzosen, während von Deutschen, trotz 
der bedeutenden Handelsinteressen Deutschlands in Angola im Vergleich 
zu denen anderer Nationen, nur eine verschwindend kleine Anzahl 
dort lebt. 

Mulatten. ^ 

Leider hat sich eine Mischrasse in Angola herausgebildet, die als 
ein Krebsschaden für das Land betrachtet werden muss. Es sind die 
Mulatten. Cecil Rhodes hat einst die Portugiesen in Afrika eine 
Mischung von Neger- und Verbrecherblut genannt und dieses harte 
Wort hat mit wenigen Ausnahmen seine Berechtigung. Alle Kenner 
des Landes stimmen darin überein, dass die Mulatten Angolas eine 
verwerfliche Rasse sind. Tückisch und feige, nur mit den brutalen 
Instinkten des Negers, sowie mit den Lastern des Weissen behaftet, 
blicken die Mulatten mit Verachtung auf ersteren herab und hassen 
letzteren glühend. Jeder wirklichen Arbeit abhold, wissen sie sich in 
die öffentlichen Stellungen hinein zu drängen und der ganze Verwaltungs- 
dienst ist heute mit Mulatten durchseucht. 

Sklaven-Handel. 

Sklaverei steht in Angola noch heute in voller Blüte. Jeder 
Portugiese hat seine Sklaven (moleques), und in Angola sowie den 
beiden Dependancen Säo Thom6 und Principe wird die gesamte Plan- 
tagenarbeit durch Sklaven verrichtet. Diese Leute werden von ihren 
Stammesgenossen nach den portugiesischen Faktoreien gebracht und 
dort gegen Waren umgetauscht. Diejenigen, welche nicht im Land 
bleiben, werden nach den beiden Inseln Säo Thome und Principe ver- 
schifft, wo infolge der grossen Sterblichkeit unter den Plantagenarbeitern 
immer eine rege Nachfrage nach dieser menschlichen Ware herrscht. 
Der Preis eines erwachsenen Sklaven beträgt heute an der Küste sechzig 
Milreis, in deutscher Währung ungefähr zweihundert Mark. In den 
Büchern der Händler und Plantagenbesitzer figuriert dieses lebende 
Inventar meistens unter der Bezeichnung „laufender Kontrakt", sofern 
es nicht ungeniert unter dem richtigen Namen aufgeführt wird. 

Zur Ehre der in Angola etablierten fremden Firmen sei hiermit 
ausdrücklich hervorgehoben, dass dieser schändliche Menschenhandel 
ausschliesslich in den Händen portugiesischer Firmen liegt, deren haupt- 
sächlichste Manoel Maximiane dos Santos und Guerra Mattos e Vaz 
in Dondo am Quanza, sowie Ferreira Marques e Fonseca und Eduarde 
Guedes de Souza in Novo Redondo und Benguella sind. Jeder portu- 
giesische Dampfer nimmt eine Anzahl der unglücklichen, gewaltsam 
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ihrer Heimat entrissenen Geschöpfe mit, darunter befinden sich Weiber 
mit Säuglingen an der Brust und kleine Kinder. Freilich passieren 
dieselben nicht unter der hässlichen Bezeichnung Sklaven; man bat 
für sie das umschreibende Wort „servi9al" das heisst „kontrahierter 
Arbeiter" erfundÄ. Nach portugiesischem Gesetz soll nun kein servi9al 
ohne seine Einwilligung ausgeführt werden, aber diese Verordnung wird 
so umgangen, dass der Begierungsdolmetscher die des portugiesischen 
unkundigen Schlachtopfer vor ihrer Einschiffung fragt: „Wollt ihr 
Branntwein?" oder ähnlich, statt „Werdet ihr mit euerer Einwilligung 
verschifft?", worauf selbstverständlich eine bejahende Antwort erfolgen 
muss. Seit 1893 werden übrigens servi9aes von der Empreza Nacional 
de Navegafäo a Vapor in den Schiffslisten als Deckpassagiere geführt^ 
um bei einer eventuellen Überholung eines Dampfers seitens fremder 
Kriegsschiffe die menschliche Fracht als Passagiere auszuweisen. 

In Ostafrika sind von den Grossmächten energische Schritte zur 
Unterdrückung des Sklavenhandels gethan worden. Westafrika hat man 
vernachlässigt und unter den Augen fremder Kriegsschiffe steht dies 
schmachvolle Gewerbe nach wie vor in voller Blüte. 

Import nnd Export. 

Angolas grosse wirtschaftliche Bedeutung liegt in seinem Handel 
und Plantagenbau, seinen reichen Mineralschätzen, in Viehzucht und 
Fischfang. 

Eingeführt werden, englische Gewebe, Wellbleche, deutsche Kurz-^ 
Eisen- und Manufakturwaren, ebenso liefert Deutschland grosse Quantitäten 
Pulver, Lebensmittel, Bier, Mineralwässer, Cement, Maschinenteile. 
Bauholz kommt von Schweden und Nordamerika, während das Mutter- 
land Portugal hauptsächlich Wein, Öl, Kartoffeln, Zwiebeln, Konserven 
und Schuhwaren, neuerdings auch einige Eisen- und Manufakturwaren 
importiert. 

Exportiert werden: Gummi (Kautschuk), Kaffee, der meistens wild 
wächst. Wachs, Elfenbein, Palmkerne, Palmöl, getrocknete Fische, ge- 
salzene Häute, Fibra, Baumwolle, Orseille und — Sklaven. 

Der Zolltarif und seine Wirkung. 

Früher kamen fast alle Waren mit Ausnahme von Bodenerzeugnissen 
vom Ausland. In neuerer Zeit ist jedoch, dank den seit 1892 in 
Kraft befindlichen hohen Differentialzöllen, eine Zunahme des Imports 
portugiesischer Erzeugnisse eingetreten, aber zugleich ist der Gesamt- 
import auf ein Drittel seines früheren Wertes gesunken, und der Teil 
der Provinz, welcher sich vom Kongo bis zum Quanza erstreckt, ist 
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infolge einer ansinnigen Protektionswirtschaft an den Band des kom- 
merziellen Ruines gebracht worden. Der Preissturz von Kaffee, dem Haupt- 
exportartikel der nördlichen Hälfte des Landes, hat die Lage noch ver- 
schärft. Loanda, die Hauptstadt, mit dem schönsten und sichersten 
Hafen der Westküste, ist heute tot und die bedeutendsten Häuser sind, 
teils freiwillig, teils notgedrungen in Liquidation getreten. In Ambriz, 
Einsembo, Mussera und Ambrizette liegen die Verhältnisse nicht besser. 
Nur in Benguella, welches hauptsächlich Gummi, Wachs und Elfen- 
bein ausführt, wird noch immer ein blühendes Geschäft gemacht, weil 
Benguella geographisch für den Handel mit den Gummi- und Wachs- 
distrikten günstiger gelegen ist, wie oben genannte Plätze. 

Freilich kommen die Vorteile des Benguella-Geschäftes, im Gegen- 
satz zum Norden, wo der Schwerpunkt der kaufmännischen Interessen 
in fremden Händen liegt, drei grossen portugiesischen Firmen zu, 
welche das Tauschgeschäft monopolisieren und alle kleineren Händler 
in ein abhängiges Verhältnis gebracht haben. Diese drei Firmen sind 
allmächtig am Platz und haben intime Beziehungen zum Marine- 
ministerium in Lissabon, dank deren sie seiner Zeit, als die plötzliche 
Einführung des jetzigen Zolltarifs beschlossene Sache war, davon unter 
der Hand verständigt wurden und auf diese Weise grosse Mengen 
Waren vor Inkrafttreten der neuen Zölle nach Afrika werfen konnten. 

Nach dem jetzigen Tarif bezahlen: 

a) Waren fremder Herkunft, in Schiffen unter fremder Flagge 
direkt vom Ausland kommend, den vollen Zoll; 

b) fremde Waren die über Lissabon und von dort in einem portu- 
giesischen Schiffe reexportiert werden, acht Zehntel des Zolles; 

c) portugiesische Waren in einem portugiesischen Schiff importiert, 
nur ein ZehntiBl des Zolles! 

Ein Beispiel, welches die schreiende Ungerechtigkeit eines der- 
artigen Tarifs zur Genüge illustriert, sei hier angeführt. 

ünbedruckte Baumwolle ausländischer Herkunft bezahlt im direkten 
Bezug oder reexportiert über Lissabon 250 Reis beziehungsweise 200 
Reis, bedruckte Baumwolle 500 Reis beziehungsweise 400 Reis, portu- 
giesische Ware aber nur 25 beziehungsweise 50 Reis pro Kilo Netto- 
gewicht! 

Die Vorteile, welche man im Mutterlande sich von diesen Differential- 
zöllen versprach, haben sich nicht verwirklicht. Was Portugal fabriziert 
ist teuer und schlecht und kann auf den Märkten von Angola nur 
konkurrieren, so lange die hohen Schutzzölle in Kraft sind. Letztere 
haben aber den Handel nach dem Kongo-Staat abgelenkt und heute 
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'sehen sogar die Portugiesen ein, dass ihre Kolonialpolitik eine selbst- 
mörderische ist. Wenn sie sich trotzdem gegen Änderungen sträuben, 
so liegt dies an dem blinden Hass, der ohnmächtigen Wut gegen alles 
Fremde und an der Furcht, dass mit gesünderen Verhältnissen auch 
gesunde Elemente ins Land kommen. Dies Volk „so stolz, wie ignorant 
und wild" erstickt lieber im Schlamm! 

Indastrie. 

Eine wirkliche Industrie existiert nicht. Im Jahre 1891 errichtete 
die damalige Firma Benchimol e Sobrinho, um den Zoll auf bedruckte 
Baumwollwaren zu ersparen, in Loanda eine Fabrik zum Bedrucken 
und Appretieren. Das Unternehmen ging bald ein, da drei portugiesische 
Konkurrenzfirmen es zu erreichen vermochten, dass unfertige Baum- 
wollstoffe mit einem hohen Zoll belegt wurden, so dass das Fertigen 
im Land sich nicht mehr lohnte. 

Schnaps wird heute viel im Land fabriziert und das einheimische 
Produkt hat die ausländische Ware fast ganz verdrängt. Bis zum 
Mai 1895 deckte Hamburg fast den ganzen Bedarf in diesem Artikel; 
zur genannten Zeit wurde der vordem schon hohe Zoll um weitere 
fünfzig Prozent erhöht und der Import vom Ausland hörte auf. Die 
Zollerhöhung erwies sich als ein zweischneidiges Schwert. Neue Zucker- 
rohrplantagen, die sich sämtlich nur mit Schnapsdestillation befassen, 
schössen wie Pilze aus der Erde und der Preis der Pipe von 450 Litern 
sank infolge Überproduktion von jOO Milreis auf 50 Milreis, wobei 
niemand seine Rechnung findet. 

Salz, ein bedeutender Artikel im Tauschverkehr mit den Ein- 
geborenen, wird in Angola aus Seewasser gewonnen. Anlagen dazu 
befinden sich bei Loanda und Mossamedes. Muschelkalk wird in primitiver 
Weise an der ganzen Küste, soweit dieselbe bewohnt ist, gebrannt, 
während Cement, der gleichfalls im Lande hergestellt werden könnte, 
von auswärts bezogen wird. Früher deckte England fast ausschliess- 
lich den Bedarf in dieser Ware ; heute ist Deutschland der bedeutendste 
Lieferant, und der in Portugal erzeugte Cement ist seiner schlechten 
Quantität halber selbst bei den Portugiesen nicht beliebt. Bausteine 
werden von auswärts bezogen, ebenso Bauholz, welches von Schweden 
und den Vereinigten Staaten kommt. Seit 1893 hat eine Verschiebung 
des Holzimportes zu Gunsten der Vereinigten Staaten stattgefunden, 
da das von dort eingeführte pitch pine dem tropischen Klima besser 
Widerstand leistet, als schwedisches Holz und vor allem von der weissen 
Ameise, dem salale, nicht angegriffen wird. 
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Angola ist reich an Nutz- und Bauhölzern, ebenso sind Bausteine 
in Menge vorhanden, und das Land könnte ganz auf die Einfuhr dieser 
Artikel verzichten. Es fehlt aber den Portugiesen die erforderliche 
Thatkraft zur Ausbeutung der reichen natürlichen Hilfsquellen und 
fremdes Kapital kann bei den ungeordneten Zuständen sich nicht ins 
Land wagen. 

Fischfang und Yiehzncht. 

Fischfang wird in Mossamedes und Porto Alexandre im grossen 
Masse getrieben. So bedeutend ist der Fischreichtum dort und in Tiger- 
Bai, dass mit leichter Mühe die ganze Westküste Afrikas mit getrockneten 
Fischen versorgt werden könnte. Gegenwärtig beschränkt der Versand 
sich auf die nördlichen Häfen Angolas, sowie auf Säo Thomö und 
Principe. 

Vieh gedeiht vorzüglich fast in allen Teilen der Provinz, haupt- 
sächlich in den Niederungen des Dande, Bengo und Quanza, im Hinter- 
land von Loanda und Benguella und im Distrikt von Mossamedes nebst 
dem Plan Alto. Angola könnte die natürliche Vorratskammer der 
Kolonieen vom Kongo bis zu Sierra Leona sein, aber den Portugiesen 
fehlt der Blick für kaufmännische Unternehmungen, und Fremden wird 
durch tausend Chikanen das Geschäft verdorben. Die französische 
Regierung empfing im Jahre J893 während des Krieges mit Dahomey 
wiederholt von Mossamedes Schiffsladungen Eindvieh. Seitdem hat der 
Export nach nicht portugiesischen Ländern aufgehört. Als die im 
Bezirk von Mossamedes etablierte französische Gesellschaft, Compagnie 
de Mossamedes den Viehexport wieder aufnehmen wollte, wurde dieses 
Vorhaben 1897 durch schleunigste Schaffung einer hohen Exportgebühr 
vereitelt. — Darauf kam die Rinderpest und räumte auf. Diese neue 
Kalamität hat nicht nur den Wohlstand der Bewohner des Plan Alto 
auf längere Zeit vernichtet, sondern auch Verwickelungen ernster Natur 
mit den Eingeborenen zur Folge gehabt, deren Lösung den Portugiesen 
grosse Kopfschmerzen bereiten dürfte. 

Mineralien. 

Das ganze Land ist reich an Mineralien. Kupfer kommt in fast 
reinem Zustand bei Ambriz, ferner im Gebiet der Dembos am Oberlauf 
des Bengo, im Distrikt von Casengo und Ambaca, im Lunda und im 
südlichen Teil der Provinz vor. Eisen wurde bereits vor hundert Jahren 
in Casengo gewonnen; jetzt sind die betreffenden Minen verfallen. 
Mächtige Kohlenlager von ausgezeichneter Qualität sind bei Cambambe 
am Quanza, in kurzer Entfernung von Dondo entdeckt worden. Die 
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Kohle, die dort offen zu Tage tritt, könnte direkt an der Mine ver- 
laden und auf dem bequemen Wasserweg nach Loanda verschifft werden, 
wird aber von den Portugiesen nicht abgebaut. 

Gold wird im LiboUo sowie im oberen Gebiet des Cunene im Sand 
der Flüsse und in Quarz gefunden. Die im Jahre 1893 von dem 
Deutschen Arndt bei Cassinga, genau östlich von Mossamedes entdeckten 
Minen sollen nach dem urteil Sachverständiger den reichsten Trans- 
vaals nicht nachstehen, werden aber nie erschlossen werden, solange 
die Portugiesen im Land sitzen. Dieselben wollen keine Ausländer, 
gewähren an Fremde keine Minenkonzessionen mehr und unterdrücken 
lieber alle Mitteilungen über gemachte Funde. Der Grund ist, dass 
die jetzige Regierung fürchtet, das Bekanntwerden der reichen Mineral- 
schätze könnte eine grössere Anzahl Fremder in das Land ziehen, die 
der portugiesischen Misswirtschaft bald ein Ende machen würden. 

Die Gaza Negra und das BankmonopoL 

In ganz Angola giebt es nur eine Bank, im Volksmund bezeichnend 
„Gaza negra^S das heisst schwarzes Haus, genannt, deren Mutterinstitut 
sich in Lissabon befindet und welche seitens der Regierung mit den 
weitgehendsten Privilegien ausgestattet ist. Diese Bank hat es infolge 
ihrer Sonderstellung dahin zu bringen vermocht, dass der gesamte 
Handel Angolas in einem abhängigen Verhältnis zu ihr steht und sich 
widerstandslos die ungeheueren Wucherzinsen und die Diskontsätze ge- 
fallen lassen muss. Um dem Leser eine Idee zu geben, in welcher 
Weise dieses Institut arbeitet, genügt es, zu erwähnen, dass der Wechsel- 
diskont 10 ^/o pro Jahr beträgt; für Tratten auf die Mutterbank in 
Lissabon b.ei 30 Tagen Sicht IV» 7o Prämie, bei 60 Tagen Sicht 1 % 
Prämie und bei 90 Tagen Sicht ^/g ^/^ erhoben werden. Sichtpapier 
oder Wechsel auf andere als portugiesische Plätze, in fremder Währung 
sind überhaupt nicht zu haben. 

So sehr die Handel treibende Bevölkerung aber auch gegen die 
Banco Nacional ultramarine und das Bankmonopol schreit, jedesmal 
wenn die von der Regierung immer nur für eine gewisse Zeit erteilten 
Privilegien ihrem Ablauf entgegengehen, setzt die Bank eine Erneuerung 
durch, weil sie alle Welt in der Hand hat. 

Geldverhältnisse und Eapferkalamität. 

Noch im Jahre 1894 gab es viel Gold und fremdes Silber im 
Land, beide Sorten sind heute ganz verschwunden und man sieht 
weiter nichts als Kupfer sowie Noten der Junta Provincial (Provinzial- 
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Verwaltung) und der Bank; letztgenanntes Papier hat nur in Angola 
und Säo Thom^ Qültigkeit und wird vom Mutterinstitut in Lissabon 
nur ausnahmsweise mit einem hohen Diskont angenommen. Kupfer 
zirkuliert in gewaltigen Quantitäten. Früher ging viel nach dem Innern, 
wo es von den Eingeborenen gern für Produkte in Zahlung genommen 
wurde. Seit drei Jahren hat die Nachfrage mit dem Abnehmen des 
Tauschverkehrs aufgehört und die gesamte Provinz ist mit Kupfergeld 
überschwemmt. Diese, von der Regierung ausgegebene Münze wird 
jetzt von keiner Staatskasse, vion der Bank nur ausnahmsweise, por 
favor (aus Gefölligkeit) und auch dann nur in geringen Beträgen mit 
drei Prozent Aufschlag in Zahlung genommen. Solche Zustände sind 
unerhört und eine radikale Änderung ist hier dringend erforderlich. 

Postverbindung. 

Angola hat viermal im Monat Dampferverbindung mit Europa 
und zwar durch eine deutsche (Woermann), eine englische und eine 
portugiesische Linie; letztere, die Empreza Nacional de Navega9äo a 
Vapor, ist ein blühendes unternehmen, dank der mächtigen Unter- 
stützung, welche die Regierung ihr angedeihen lässt. Während die 
englischen Böte fast keine Ware mehr nach Angola bringen und Loanda 
nur noch anlaufen, um die lange bestehende Verbindung mit Rücksicht 
auf kommende Zeiten aufrecht zu erhalten, importieren die Woermann- 
Dampfer ziemlich viel Waren von Hamburg und Antwerpen und zwar 
solche Artikel, die entweder keinen Zoll bezahlen (Ackerbaugeräte, 
Maschinen und Mineralwässer), oder Lebensmittel, Pulver, Eisenwaren etc., 
bei denen der Mehrbetrag des Zolles durch die billigere direkte Fracht, 
die bei einer Verschiffung über Lissabon entstehende Zollersparnis auf- 
wiegt. 

Exportartikel von Angola können mit Ausnahme von dem zum 
Distrikt Kongo gehörigen Häfen nur in portugiesischen Schiffen nach 
Lissabon verschifft werden, da bei dem hohen Differential-Exportzoll 
auf alle in nicht portugiesischen Schiffen ausgeführten Produkte — 
achtzehn gegen sechs Prozent — ein Versand in fremden Fahr- 
zeugen unmöglich ist. Portugal ist kein Konsumland, muss deshalb 
die Erzeugnisse seiner Kolonieen wieder exportieren, und dieses un- 
sinnige, die Ware verteuernde System, ist nur geschaffen, damit eine 
Anzahl Kommissionsjäger in Lissabon und die Empreza Nacional auf 
Kosten der Händler in Angola viel Geld verdienen. 

Konkurrenz-Unternehmungen unter portugiesischer Flagge tauchten 
in den letzten Jahren wiederholt auf, gingen aber im Kampf mit der 
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Empreza bald zu Gruude. Dieselbe hat bei enormen Gewinnen stets 
kleine Dividenden gezahlt aber grosse Eeservefonds geschaffen, dank 
deren sie unter jetzigen Verhältnissen jeden Frachtenkrieg aushalten 
kann. 

Sowie jedoch die Differential- Ex- und Importzölle aus der Welt 
geschafft werden und gute fremde Linien als Mitbewerber auftreten 
können, muss die Empreza Nacional aus dem Feld verschwinden. Die 
Gesellschaft ist infolge ihrer uncoulanten Geschäftsführung, die eine 
fortlaufende Vergewaltigung der Verlader bildet, gründlich verhasst. 

Das Plan Alto nnd Dentsch-Südwestafrika. 

Angola unter den Portugiesen geht seinem Untergang entgegen, 
aber der Schaden trifi't andere Nationen. Im Norden des Landes, auf 
dessen Ruin seit Jahren systematisch hingearbeitet worden ist, kann 
ein allgemeiner Zusammenbruch nur eine Frage von Monaten sein, und 
im Süden braut ein schweres Gewitter sich zusammen. Die im Plan 
Alto lebenden Buren, unsere Stammesbrüder, sind der seit Jahren 
erduldeten Treulosigkeiten müde und aus guten ünterthanen sind er- 
bitterte Feinde geworden. Ein tiefer Groll gegen die Portugiesen er- 
füllt die gesamte Burenbevölkerung, die zu Deutschland als seinem 
natürlichen Beschützer aufblickt. Von allen Seiten des Plan 
Alto laufen Meldungen über Aufstände unter den Eingeborenen ein, 
und die Grenze Deutsch-Südwestafrikas ist in Mitleidenschaft gezogen 
worden. Eine starke Macht, die mit kräftiger Hand Abhilfe schafft, 
muss an die Stelle der jetzigen Verwaltung treten, sonst wird das Land 
immer eine Gefahr für uns bilden. Gewehre und Pulver finden durch 
portugiesische Händler ihren Weg über den Cunene in deutsches Ge- 
biet und führen den immer wieder ausbrechenden Unruhen neue Nahrung 
zu. Die Behörden wollen den Waffenschmuggel nicht unterdrücken, 
denn man hasst die Deutschen und zeigt dies bei jeder Gelegenheit. 
Noch im Oktober 1897, als die ersten Nachrichten von Kämpfen am 
Cunene nach der Küste gelangten, wurde wider besseres Wissen das 
Gerücht verbreitet, deutsche Emissäre hätten die Eingeborenen auf- 
gewiegelt und deutsche Schutztruppen hätten den Eingang in portu- 
giesisches Gebiet erzwungen. 

Die Portugiesen hassen uns im Gefühl ihrer Inferiorität und doch 
bieten sie uns, was sie England nicht bieten würden. Als wir im 
Jahre 1894 Kionga an der Ostküste, kraft unseres Rechtes besetzten, 
da strotzten die Zeitungen in Angola von Beschimpfungen gegen Deutsch- 
land. Räuber und Piraten wurden wir genannt, jeder in Angola lebende 



— 31 — 

Deutsche galt für einen Spion. Man hatte ganz einen kleinen Vorfall 
vergessen, der wenige Monate vorher sich am Cunene zugetragen hatte. 
Im August 1893 erhoben sich nämlich die Humbe-Leute, verjagten den 
von den Portugiesen eingesetzten Chef und erwählten an dessen Stelle 
jemand aus ihrer Mitte. 

Portugal sandte eine Strafexpedition unter dem Kommando des 
Obersten Padrel, der aber ohne weisse Hilfstruppen gegen die Auf- 
ständischen nichts vermochte. Erst mit Hilfe von Buren, von denen 
Pieter van der Kellen, Behau, Tyler und Black noch im Plan Alto 
leben, gelang es, die Humbe-Leute zu schlagen. Dieselben verloren 
ihr gesamtes Vieh und mussten über den Cunene zu den an der Grenze 
in Deutsch-Sud Westafrika lebenden Ombandjas flüchten. Die Straf- 
expedition folgte, es kam zu einem zweiten Gefecht, in dem die Portu- 
giesen eine Niederlage erlitten und sämtliches erbeutetes Vieh wieder 
verloren. Auf dem zwölf Stunden dauernden, fluchtartigen Rückzug 
vor den Ombandjas tötete Oberst Padrel mit eigener Hand verwundete 
Kriegsgefangene, die zu schwach waren, ihm zu folgen. 

Um wenigstens einen Erfolg aufzuweisen, kreuzte die Expedition 
nochmals den Cunene bei Hinja und raubte auf deutschem Ge- 
biet eingestandenermassen 24 000 Stück Vieh ; von der Beute empfingen 
die Behörden die Hälfte. 

Schluss. 

Unsere Nachbarn jenseits des Kanals widmen der politischen und 
wirtschaftlichen Lage Angolas seit geraumer Zeit ein mehr als all- 
tagliches Interesse. Dies geht hervor aus der Art und Weise, in welcher 
der britische Konsul auf Reisen im Innern, sowie politische Emissäre 
unter der harmlosen Maske von Jägern und Naturforschern die Ver- 
hältnisse des Landes studieren. Der Lohn ist der Mühe wert! Ein 
enormes Absatzgebiet für Erzeugnisse der Industrie, 
reiche unerschlossene Mineralschätze, ein fruchtbares 
und gesundes Land, gleich geeignet für Ackerbau, 
Viehzucht und für Einwanderung, sowie die schönsten 
Häfen der Westküste, das ist der Preis, der winkt! 
Und in welcher Weise bekundet Deutschland sein Interesse für dieses 
begehrenswerte Land? 

Bis Mitte April 1896 wurde das Deutsche Reich in Angola und 
am Kongo konsularisch durch einen Holländer in Loanda vertreten, 
welcher für deutsche Interessen nie das geringste Verständnis an den 
Tag legte, und dessen amtliche Thätigkeit sich ausschliesslich darauf 
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beschränkte, mit den Kommandanten der von Zeit zu Zeit Loanda an- 
laufenden deutschen Kriegsschiffe die vorgeschriebenen Besuche aus- 
zutauschen. Sonst zeigte sich dieser Vertreter Deutschlands nur einmal 
im Jahre öffentlich und zwar am Fronleichuamstage in der Prozession, 
bei welcher Gelegenheit den Deutschen Loandas das erhebende Schau- 
spiel geboten wurde, ihren Konsul in Uniform unter den Trägern des 
Baldachins über dem Negerbischof von Angola zu erblicken. 

Seit April 1896 wird das kaiserliche Konsulat in Loanda kom- 
missarisch verwaltet und zwar seit Mai 1898 durch den Doktor Alfredo 
Troni, der nicht nur ein geriebener Advokat, sondern auch der Chef 
der republikanischen Partei in Angola und sicherlich diejenige Person 
ist, welche sich am wenigsten für den Posten eignet. 

unter diesen Umständen ist es mit hoher Genugthuung zu be- 
grüssen, dass auf der letzten Jahresversammlung der Deutschen Kolonial- 
Gesellschaft zu Danzig auf Antrag des Wirklichen Geheimen Rates 
Exe. von Kusserow eine Eingabe an die Regierung, betreffend die Er- 
nennung eines Konsuls für Angola beschlossen wurde. Wir wollen 
hoffen, dass Deutschlands gewaltigen Interessen in jenem Lande endlich 
durch Ernennung eines tüchtigen Mannes Rechnung getragen werden 
möge. 



Eiautschou. 



Die Erwerbung. 

Im November des Jahres 1897 wurde die Welt durch die Mit- 
teilung überrascht, dass der Viceadmiral v. Diederichs deutsche Truppen 
in der Bai von Eiautschou am 14. November gelandet und eine 
Proklamation erlassen hatte, wonach er im Namen Sr. Maje&tät des 
deutschen Kaisers von der Bucht sowie allen Inseln und deren 
Dependenzen Besitz ergriff. 

Am 13. November waren unsere drei Kriegsschiffe, der „Kaiser", 
die „Prinzess Wilhelm" und der „Cormoran", unter dem Kommando 
des Admiral von Diederichs vor Tsingtau eingetroffen, so schreibt ein 
Berichterstatter 0. von Dannhauer, und auf der Rhode vor Anker 
gegangen. Der Admiral hatte die Ordre, einen genau bestimmten 
Bayon chinesischen Gebiets zu besetzen, dabei aber so weit wie irgend 
möglich jedes Blutvergiessen zu vermeiden. Einzelne Offiziere des 
Geschwaders gingen am 13. an Land, und die Chinesen, von denen 
ungefähr 1500 Mann in den fünf befestigten Lagern von Tsingtau 
standen, zeigten sich ihnen gegenüber sehr entgegenkommend. An 
die Herren ergangene Einladungen nahmen dieselben aber nicht an, 
sondern kehrten bald an Bord zurück! 

Am 14. November, morgens um sieben Uhr, also noch vor vollem 
Tagesanbruch, schifften dann der „Kaiser" und die „Prinzess Wilhelm" 
ein gemeinsames Landungskorps von 500 Mann nebst drei Boots- 
geschützen an der festen Landungsbrücke aus und besetzten mit einem 
Zuge sofort das Brückenlager. Der „Cormoran" dagegen, welcher auf 
die andere Seite der Bucht beordert war und von dort das Strand* 
und Höhenlager mit seinen Geschützen vollkommen bestreichen konnte, 
landete 100 Mann, die ohne weiteres die in der Nähe gelegenen 
Pulver- und Munitionsschuppen besetzten, in welchen die Chinesen 
auch ihre Artilleriemunition aufbewahrten. 

Das Hauptlandungskorps hatte sich während dessen ohne Auf- 
enthalt nach rechts gewandt, um die Höhen zu okkupieren, von denen 
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aus man das befestigte Artillerie- und Ostlager einsehen und somit 
leicht unter Feuer nehmen konnte. Dabei mussten Teile dieser Ab- 
teilung das Dorf Tsingtau passieren, in welcher der „Tarnen" liegt, 
der dem kommandierenden chinesischen General Schang zur Wohnung 
diente. Der General befand sich zufällig auf dem Platze vor seiner 
Behausung und hatte von dem eigentlichen Vorhaben des deutschen 
Ausschiffungskorps noch immer nicht die geringste Ahnung. Er 
glaubte vielmehr, es handelte sich um ein blosses Übungsmanöver, 
begrüsste daraufhin den kommandierenden Offizier der kleinen Ab- 
teilung sehr zuvorkommend und drückte ihm durch den Dolmetscher 
seine Zufriedenheit darüber aus, dass sich seinen eigenen Unter- 
gebenen so unerwartet Gelegenheit biete, ein Manöver so vortrefflicher 
europäischer Truppen mit anzusehn und auf diese Art viel lernen zu 
können. 

Sehr interessant war an verschiedenen Stellen auch das Zusammen- 
treffen der deutschen Abteilungen mit exerzierenden chinesischen 
Soldaten, von denen kleinere Trupps nach deutschem Reglement und 
deutschen Kommandos von ihren Unteroffizieren gedrillt wurden. 
Unter letzteren befanden sich mehrere, die ihre eigene Ausbildung 
direkt unter deutschen Instruktoren erhalten hatten, — einer sprach 
sogar ganz leidliches Deutsch, — und nun neugierig herankamen, 
um sich die deutschen Soldaten möglichst genau anzusehen. Sie 
zeigten ihre Waffen vor, machten Griffe mit dem Gewehr etc. und 
wären wohl am liebsten gleich mitgelaufen, um nichts von dem be- 
vorstehenden „grossen Exerzieren" der Deutschen zu verlieren. Sie 
alle hatten natürlich erst recht von dem keine Ahnung, was ihnen 
in den nächsten Stunden in Wirklichkeit bevorstand. 

Dank der langatmigen chinesischen Förmlichkeiten nahm der 
Austausch der gegenseitigen Höflichkeitsphrasen zwischen dem 
General Schang und dem vorerwähnten Marineoffizier geraume Zeit 
in Anspruch! Und das war sehr erwünscht. Hatten doch die übrigen 
deutschen Abteilungen während dessen ihr Ziel, — die vorerwähnten, 
die Lager beherrschenden Höhen — erreichen und dort die befohlenen 
Positionen ungestört einnehmen können. Die wichtigste derselben 
war eine Felskuppe, welche unmittelbar neben dem Artillerielager 
ungefähr 80 Fuss emporsteigt. Von ihr aus konnte eine Handvoll 
sicherer Schützen das ganze Lager in Schach halten und besonders 
auch den offenen Geschützschuppen vollkommen unter Feuer nehmen, 
in welchem die Chinesen ihre sämtlichen Geschütze stehen hatten. 
Jeder etwaige Versuch der Chinesen, die Geschütze herauszuholen und in 
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Tbätigkeit zu setzen, wäre nunmehr für die BetreJBFenden sicherer 
Tod gewesen. — Auf einer anderen dominierenden Höhe war unter- 
dessen eine Signalstation errichtet und dort auch die Flagge des 
kommandierenden Admirals v. Diederichs aufgepflanzt worden und 
somit der Moment gekommen, den Chinesen über den Ernst ihrer 
Lage und die Aussichtslosigkeit eines etwaigen Widerstandes von ihrer 
Seite die Augen zu öffnen. 

Der Flaggoffizier, Kapitänlieutenant v. Ammon, wurde demgemäss 
zum General Schang mit einem Briefe des Admirals v. Diederichs 
entsandt, der nach den nötigen Auseinandersetzungen die Aufforderung 
enthielt, binnen drei Stunden die sämtlichen Lager mit Hinterlassung 
sämtlicher Geschütze und Munition zu räumen und seine Truppen 
landeinwärts bis hinter eine genau präzisierte Linie zurückzuziehen. 
Zum Schluss des Briefes wurde dem General noch dringend ans Herz gelegt, 
sich ins Unvermeidliche zu fugen, damit unnötiges Blutvergiessen 
vermieden würde. Alle sonstigen Waffen, jedoch ohne Munition, 
dürften die Chinesen mitnehmen, desgleichen auch all ihr eigenes 
Hab und Gut. 

Im ersten Moment war General Schang wie vom Donner gerührt, 
und vermochte sich gar nicht in den Ernst der Situation hineinzu- 
finden. Er glaubte, der Dolmetscher habe ihm den Brief des Admirals 
nicht richtig übersetzt. Als er endlich vom Gegenteil überzeugt und 
sich nun über seine furchtbare Lage klar wurde, entsandte er Parla- 
mentäre zum Admiral, die um Aufschub baten, weil er erst Befehle in Peking 
einholen müsse. Das schlug der Admiral rundweg ab und betonte in 
seiner Antwort, er werde unweigerlich die Befehle seines kaiserlichen 
Kriegsherrn ausführen. Auch allen weiteren Einwendungen gegenüber 
blieb der Admiral unbeugsam fest, wenn er auch die ursprüngliche 
Frist von drei Stunden auf vier Stunden verlängerte, damit die 
chinesischen Soldaten ihr Eigentum zusammenpacken könnten. 

Als General Schang sich noch immer nicht zu entschliessen 
vermochte, wurde er darauf aufmerksam gemacht, dass sämtliche 
Lager sich im Bereich der schweren Schiffsgeschütze befänden, also 
jeder Widerstand fruchtlos sein würde, und das gab schliesslich bei 
ihm den Ausschlag. Er fügte sich in das Unabänderliche! Die 
zahlreichen auf den Wällen der chinesischen Lager wehenden roten 
Fahnen gingen alle zugleich nieder, und gegen Mittag zogen die 
Chinesen in kleineren geschlossenen Trupps landeinwärts ab. 

Unmittelbar darauf wurden die verlassenen Lager von unserer 
Marine besetzt. Dann ging auf dem Ostlager, unter präsentiertem 

3* 
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Gewehr der sämtlichen deutschen Truppenabteilungen, die deutsehe 
Flagge hoch. Sie wurde vom Kreuzer „Prinzess Wilhelm" sofort 
mit 21 Schuss salutiert und zum Schluss einer kurzen, markigen 
Ansprache des Admirals von Diederichs an seine Marinemannschaften 
mit donnernden dreifachen Hurrahs auf Kaiser Wilhelm begrüsst. 

Gleichzeitig mit den vom Admiral an General Schang abge- 
sandten Brief wurden in Tsingtau zahlreiche Proklamationen in 
chinesischer Sprache angeschlagen, welche in deutscher Übersetzung 
folgendermassen lauteten : 

Erste Proklamation. 
Ich, der Chef des Kreuzergeschwaders, Kontre- Admiral von Diederichs, 
mache hiermit bekannt, dass ich auf Allerhöchsten Befehl Seiner Majestät des 
deutschen Kaisers die Kiautschou- Bucht und die vorliegenden Inseln in den 
nachbezeichneten Grenzen besetzt habe: 1. Im Westen von einer Linie, welche 
von der Meeresküste aus über die Berge Pimple- und Pinnacle-Rang (vgl. Karte 
der englischen Admiralität 1255) hinweg nach einem Punkte hinführt, welcher 
18 Li westlich von dem westlichen Punkte der in der Kiautschou- Bucht bei 
Hochwasser vorhandenen Wasserfläche entfernt bleibt, von hier Süd — Nord bis 
zum Breitenparallel der Zollstation der Taphoturch und darauf nach dem Ver- 
einigungspunkt des Kiauho und Takuho läuft. 2. Im Norden von einer Linie, 
welche von dem Zusammenfluss des Kiauho und Takuho West-Ost bis zur Meeres- 
küste und Mitte der Laoschau-Bucht geht. 3. Im Osten von einer Linie, welche 
von der Nordgrenze durch die Mitte der Laoschau-Bucht nach dem Süden zur 
Insel Katinmiau und Tschalientau führt. 4. Im Süden von einer Linie, welche 
von der Insel Tschalientau nach der Südspitze der Insel Tolosau und von hier 
nach dem Schnittpunkt der Meeresküste mit der Westgrenze führt. Dies geschieht, 
um Bürgschaft zu haben für die Erfüllung der Sühneforderungen, welche an die 
chinesische Regierung wegen der Ermordung deutscher Missionare in Shantung 
gestellt werden müssen. Ich fordere hiermit alle Bewohner, ohne Unterschied 
des Standes, Geschlechtes und Lebensalters auf, ruhig wie bisher ihren Geschäften 
nachzugehen und sich nicht durch böswillige Gerüchte, die von Unruhestiftern 
ausgesprengt werden, aufregen zu lassen. Deutschland ist immer ein guter 
Freund Chinas gewesen, wie es ja auch durch die Intervention im chinesisch- 
japanischen Kriege zum Schutze Chinas bewiesen hat, die Besetzung ist durchaus 
nicht als eine feindliche gegen China gerichtete Handlung anzusehen; es wird 
durch sie im Gegenteil die Erhaltung der freundschaftlichen Beziehung zwischen 
Deutschland und China erleichtert werden. Die deutschen Behörden werden die 
freundlichen Bürger in ihrem Handel und Wandel schützen und Ruhe und Ordnung 
aufrecht erhalten, aber Übelthäter strenge nach dem geltenden chinesischen 
Gesetz bestrafen. Sollten Ruchlose etwas gegen die anwesenden Deutschen 
unternehmen, so verfallen sie den strengen deutschen Kriegsgesetzen. Ich er- 
mahne daher nochmals alle die es betrifft, sich in die deutsche Schutzherrschaft 
zu fügen und sich nicht durch Widersetzlichkeit, die doch nutzlos sein würde, 
Unannehmlichkeit zuzuziehen. Die chinesischen Behörden und Beamten in den 
von deutschen Truppen besetzten Orten sollen ungestört in Thätigkeit bleiben und 
gewissenhaft und ordentlich ihre Amtspflichten erfüllen. Jeder lese und gehorche I 
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Zweite Proklamation. 
Am 14. November 1897 machte Seine Exzellenz der Chef des Kreuzer- 
geschwaders in einer Proklamation bekannt, dass er die Kiautschou-Bucht in 
den von ihm damals angegebenen Grenzen besetzt habe, um Bürgschaft zu haben 
für die Erfüllung der Sühneforderungen, welche an die chinesische Regierung 
wegen der Ermordung deutscher Missionare in Shantung gestellt werden mussten. 
In der Proklamation wurde erklärt, dass die deutschen Behörden die friedlichen 
Bürger in ihrem Handel und Wandel schützen und Euhe und Ordnung aufrecht 
erhalten, aber Übelthäter strenge nach den geltenden chinesischen Gesetzen be- 
strafen würden. Sollten Ruchlose etwas gegen die anwesenden Deutschen unter- 
nehmen, so verfallen sie den strengen deutschen Kriegsgesetzen. Nunmehr haben 
die Majestäten der Kaiser von Deutschland und der Kaiser von China einen 
fi'eundschaftlichen Vertrag geschlossen, wonach China an Deutschland «inen 
Teil des früher besetzten Gebietes verpachtet. Unsere in Tsimo und Kiautschou 
stationierten Truppen werden deshalb jetzt innerhalb des an uns verpachteten 
Gebiets, dessen Grenzen später genau bestimmt werden müssen, zurückgezogen 
werden. Ich, der Befehlshaber im Kiautschou-Gebiet, Korvetten-Kapitän Truppel, 
ermahne deshalb alle, die es betrifft, innerhalb der Grenzen, die jetzt von 
deutschen Truppen besetzt sind oder patrouilliert werden, Ruhe und Ordnung zu 
halten und keine Widersetzlichkeit gegen meine Anordnung zu begehen. Jede 
Widersetzlichkeit wird nach den Gesetzen streng bestraft werden. Leset und 
gehorcht I 

Torgeschichte. 

Die nächste Yeranlassung zu der Besitzergreifung war die Er* 
mordung zweier deutscher Missionare aus der Gesellschaft des göttlichen 
Wortes, Nies und Henle in Shantang gewesen. Aber die Ursache lag tiefer, 
besonders für den, welcher die Bemühungen der kolonialen und Handels- 
kreise, die Regierung zur Besetzung einer Flottenstation in Ostasien 
zu bewegen, seit längerer Zeit beobachtet hatte. Die wahre Ursache 
war die Beobachtung^ dass nach Beendigung des chinesisch- 
japanischen Krieges verschiedene in Ostasien interessierte Mächte aus 
der Entwickelung der dorigen Verhältnisse Vorteile für sich zu* er- 
ringen verstanden, welche auf die Dauer die Interessen Deutschlands 
hätten geföhrden können. Herr v. Brandt (Aus dem Lande des 
Zopfes. Plaudereien eines alten Chinesen. G. Wiegand, Leipzig. 198 S,) 
bezeichnet namentlich Frankreich und Bussland als diejenigen Nationen, 
„welche eifrig beschäftigt waren, die Lage der chinesischen Re- 
gierung und das Bedürfnis derselben nach politischer und materieller 
Unterstützung in ihrem eigenen Interesse auszunutzen." Durch seine 
unermüdliche, mit Drohungen gepaarte Thätigkeit sei es vor allem 
den Vertreter Frankreichs in Peking, dem einstigen Vorleser der 
verstorbenen Kaiserin Augusta, Herrn Gerard, gelungen, für seine 
Landsleute Zugeständnisse zu erlangen. Die wichtigsten derselben 
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waren nach Herrn v. Brandt die Abtretung des am linken Ufer des 
Mekong gelegenen Shanstaates von Kiang-Hung an Frankreich, ein 
Gebiet, welches England erst am 1. Mai 1894 an China unter der 
Bedingung überlassen hatte, dass der Kaiser von China keinen Teil 
dieses Staates ohne die Genehmigung Englands an eine andere Macht 
abtreten dürfe. Ausserdem erwirkte M. Gerard von der chinesischen 
Regierung die Eröffnung einiger neuer Plätze in Kwangsi Yünnäu 
von denen besonders Ssemao von Bedeutung für den Handel mit 
Tonkin ist; ferner die Zusage von ausschliesslicher oder wenigstens 
hauptsächlicher Benutzung des französischen Handels und französischer 
Industrie für die Bearbeitung der Bergwerke in den chinesischen 
Grenzprovinzen und die Anlage von Eisenbahnen in denselben, sowie 
die Konzession zu einer Eisenbahn von der tonkinesischen Grenze 
nach Lungehau in Kwangsi für die französische Gesellschaft Fives- 
Lille. 

Die Erfolge Russlands in China bestanden, wie Herr v. Brandt 
ausführt, hauptsächlich in der Konzession zum Bau einer von Onon 
in Sibirien über Suruchaitu, Tositsischar, Hulandschau und Ninguta 
nach Nikolskoje führenden Bahn- und Telegraphenlinie in einer Länge 
von 1920 Werst (1 Werft = 1070 Meter), von denen 1420 Werst auf 
chinesischem Gebiete liegen. Diese Konzession ist der im Januar 1896 
errichteten russisch-chinesischen Bank, welche aber vorwiegend mit 
französischem Gelde arbeitet, ausgefertigt worden; ein deutlicher 
Beweis,' welch unmittelbare Vorteile Russland aus dem Zweibunde 
zieht. Im Zusammenhang mit diesem Eisenbahnunternehmen, für 
dessen Obligationen das russische Reich die Garantie übernimmt, 
erhielt die neue Bank auch die Erlaubnis, Kohlenlager und andere 
Gruben, Industrie- und Handelsunternehmungen auszubeuten. Gegen- 
über diesen wichtigen Errungenschaften Frankreichs und Russlands 
hat sich England nach Herrn v. Brandt darauf beschränkt, die Re- 
gulierung seiner birmanischen Grenze gegen China durchzuführen und 
sich für Yunnan dieselben Zugeständnisse bestätigen zu lassen, die 
China Frankreich zu machen sich genötigt gesehen hatte. England 
hat augenscheinlich nicht die Kraft in sich, seinen so wie so aus- 
gedehnten Kolonialbesitz zu erweitern, und muss sich zur Zeit damit 
zufrieden geben, seinen Machtbereich zu erhalten. 

An Deutschland trat unter den veränderten Umständen die Frage 
heran, „ob seine Stellung in Ostasien ihm nicht allein die dort sehr 
beträchtlichen deutschen kommerziellen und industriellen Interessen zu 
schützen ermögliche, sondern auch, ob es imstande sein werde, denselben dem 
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Drängen der anderen Mächte gegenüber die ihnen gebührende Gleich- 
berechtigung zu sichern." Diese Frage musste nach der Meinung 
unseres Gewährsmannes verneint werden. Über die Handels- und 
Schiffahrtsinteressen Deutschlands teilt Herr v. Brandt Folgendes mit: 
„Im Jahre 1875 beteiligten sich 329 deutsche Schiffe mit 121,555 
Tonnen (Ein- und Ausklarierungen) an dem Verkehr zwischen China 
und dem Auslande, während 1248 Schiffe mit 439 362 Tonnen im 
Küstenhandel Beschäftigung fanden. Es bestanden zu derselben Zeit, 
Hongkong ausgenommen, 53 deutsche Firmen in China und 367 Deutsche 
sind in China ansässig." Im Jahre 1892 stellten sich die Ziffern 
also : 974 deutsche Schiffe mit 746 306 Tonnen vermittelten den 
Verkehr mit dem Auslande, 1042 Schiffe mit 719 927 Tonnen be- 
treiben den Küstentransport und 78 deutsche Firmen und 732 Deutsche 
sind in China ansässig. Im Jahre 1895 waren die Schiffe für das 
Ausland auf 1070 (mit Ein- und Ausklarierungen von 980 382 Tonnen), 
die Schiffe für den Küstenverkehr auf 1614 (mit 1 461 803 Tonnen) 
die Zahl der Firmen auf 92, die der ansässigen Reichsangehörigen 
auf 802 gestiegen. Die deutsche Regierung regte nun die Erwerbung 
eines Stützpunktes, wie England deren in Singapore und Hongkong, 
Franki'eich in Tonkin und Cochinchina, Russland in Wladiwostock 
besitzen, bei dem Besuche Li-Hung-Changs in Deutschland im Sommer 
1896 an und machte auch der chinesischen Regierung ähnliche Vor- 
stellungen — aber ohne Erfolg. Erst die Ermordung der deutschen 
Missionare gab die lang erwünschte Ausführung der bestehenden 
Wünsche. Hatten die Missionare schon seit langer Zeit unter dem 
Hohn und übelwollen der höchsten Provinzialbeamten zu leiden 
gehabt, welche auch die begründetsten Beschwerden ganz unberück- 
sichtigt Hessen, so war jetzt die Notwendigkeit grösseren Schutzes 
für die Missionsanstalten in der Provinz Shantung vor der chinesischen 
Bevölkerung nur zu deutlich nachgewiesen. Se. Majestät Kaiser 
Wilhelm II. forderte nicht allein die sofortige strengste Sühne für das 
Verbrechen, sondern ergriff mit kühner und starker Hand die Ge- 
legenheit zur Beschleunigung der mit China schwebenden Verhand- 
lungen und beseitigte gleichzeitig durch persönliche Verhandlung mit 
dem Kaiser von Russland die einzigen noch vorhandenen ernstlichen 
Schwierigkeiten. 

Die Debatte in der Badgetkommission. 

Das Bekanntwerden der Nachricht rief hier grossen Jubel hers 
vor, obwohl mau von Kiautschou herzlich wenig wusste, da diejenigen^ 
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welche die Bemähungen der Regierung verfolgten, an einen südlicheren 
Hafen gedacht hatten. Der beste Kenner von China, Freiherr v. Richt- 
hofen, hatte seiner Zeit zwar Shantung bereiset, aber Kiautschou nicht 
berührt, doch waren seine damaligen Studien noch von grösstem 
Nutzen für die Gegenwart und es musste ihn mit grosser Freude er- 
füllen, dass der Hafen, welchen er in seinem grossen Chinawerk als 
eine wertvolle Erwerbung für Deutschland hingestellt hatte, nun auch 
wirklich dieser Macht zufiel.*) Es stellte sich aber bald heraus, dasa 
die Erwerbung nicht allein auf den Richthofenschen Forschungen, 
sondern auf den Ergebnissen einer Reise beruhte, welche der Hafenbau- 
Direktor Geheimer Marine-Baurat Franzius in Kiel im Sommer 1897 
angestellt hatte. 

Bei der Beratung des Etats des Auswärtigen Amts in der Budget- 
kommission des Eeichstags fand am 24. Januar bei dem Titel des Ge- 
sandten in Peking eine eingehende Verhandlung über die Kiautschoubucht 
statt. Wir entnehmen den Bericht darüber der Freisinnigen Zeitung des 
Abg. Ei chter, welcher sich nebst seinen Freunden der deutschen Kolonial- 
politik gegenüber bekanntlich sehr kritisch, zum Teil direkt ablehnend 
verhält. • 

Nachdem Abg. Prinz Arenberg seine Befriedigung über den Verlauf der 
Kiautschou- Angelegenheit geäussert, stellte er eine Anfrage in betreff der Ab- 
machungen in China über die Sühne für die chinesischen Missionare. 

Staatssekretär v. Bülow antwortet, die Verhandlungen mit China wegen 
Genugthuung für die Ermordung der beiden Missionare sind abgeschlossen. Der 
Gouverneur der Provinz Shantung ist abgesetzt, und es ist ihm die Befähigung 
abgesprochen, je wieder ein hohes Amt zu bekleiden. Sechs von der deutschen 
Regierung bezeichnete höhere chinesische Beamte sind versetzt worden. Straf- 
verfahren gegen die Mörder sind eingeleitet. Die Mission erhält 3000 Taels 
Entschädigung,. 3 Kirchen werden erbaut und mit kaiserlichen Schutzbriefen 
versehen. Darunter eine am Ort der That und eine in Kiautschou. Für jede 
Kirche zahlt China 66000 Taels Baukosten, gewährt werden ausserdem zwei 
Bauplätze, 24000 Taels werden für Wohnplätze der Missionare gezahlt; die 
Zahlungen erfolgen an die deutsche Gesandtschaft. Zum Schutz der Missionare 
wird ein besonderes kaiserliches Edikt erlassen werden. China hat in Bezug auf 
die Missionare alle unsere Forderungen erfüllt. Die beste Sicherheit aber für 
Zukunft gewährt uns die dauernde Anwesenheit von Kriegsschiffen und Soldaten 
in der Kiautschoubucht. 



*) In der Vorrede zu seinem populären Werke Shantung und Kiautschou 
(Verlag von Dietrich Reimer) schreibt er: „Ich wagte damals, mich der kühnen 
Hoffnung hinzugeben, dass die Meeresbucht, welche mir als der gegebene maritime 
Endpunkt eines einstmaligen ausgedehnten Eisenbahnnetzes, und dadurch als die 
einzige natürliche Eingangspforte des nordöstlichen China vom Meere her er- 
schien, ein deutscher Hafen werden könnte. Es ist mir das hohe Glück zu teil 
geworden, nach langer Zeit die Verwirklichung dieser Idee zu erleben." 
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Anf eine Anfrage des Abg. Hasse erklärt Staatssekretär von Btilow, 
dass für den jüngsten Angriff auf einen evangelischen Missionar die nötige 
Genngthuung verlangt und auch von der chinesischen Regierung zugesagt sei. 

Abg. Lieber spricht seine besondere Befriedigung und Dank über die 
abgegebene Erklärung aus. Abg. Bebel meint, es stehe nicht fest wie Abg. 
Hasse behauptet hatte, dass Mandarinen die Veranlassung gegeben hätten zu 
jener Ermordung. Die Erbauung von Kirchen könne möglicherweise eine Provo- 
kation zu neuen Gewaltthaten geben. Die Ermordung der Missionare scheine 
der deutschen Regierung gelegen gekommen zu sein zur Erwerbung von chine- 
sischem Gebiet, wie einst 1878 das Attentat auf Kaiser Wilhelm I. zur Aus- 
nahmegesetzgebung gegen die Sozialdemokratie Handhaben geboten habe. 

Abg. Richter stellt alsdann an die Regierung in Bezug auf die Kiautschou- 
Bucht nachfolgende Fragen, welche im Verlauf der Diskussion von Seiten 
des Staatssekretärs v. Bülow wie folgt beantwortet werden: 

1. Frage: Hat China Deutschland bei der Intervention 1895 in Ver- 
bindung mit Russland und Frankreich gegen Japan eine Zusage gemacht 
in Bezug auf Abtretung von Land? Antwort: Eine solche Zusage ist nicht 
gemacht worden. Frage: Hat aus jenem Zusammenwirken mit Russland und 
Frankreich Deutschland irgenwelche Verbindlichkeiten diesen Staaten gegenüber 
übernommen, oder ist jenes Zusammenwirken nunmehr als eine abgeschlossene 
Thatsache anzusehen? Antwort: Irgend eine Verpflichtung hat Deutschland 
damals nach keiner Seite übernommen. 

2. Frage: Hatte China Deutschland vor der Landung in der Kiautschou- 
Bncht sogenannte Settlements abgetreten zur Ansiedelung von Deutschen? 
Antwort: Solche Settlements sind allerdings abgetreten worden im Oktober 
1895 in Tientsin und Kanton. Das Settlement enthält das Recht zur Enteignung 
von chinesischem Grundeigentum auf zusammenhängenden Grundstücken. Da- 
durch wird eine zusammenhängende Ansiedelung deutscher Kaufleute in einer 
bestimmten Gegend ermöglicht. Abg. Jebsen bedauert, dass einem Herin in 
Köln diese Settlements in Pacht gegeben seien. Unterstaatssekretär v. Richt- 
hofen erwidert darauf, dass die Interessenten verlangt hätten, die Reichs- 
regierung solle die Kosten der Settlements übernehmen. Dies sei nicht angängig, 
es sei deshalb durch die Deutsch- Chinesische Bank eine Terraingesellschaft ge- 
bildet worden, welcher das Expropriationsrecht übertragen worden sei. 

3. Frage: Hat die Regierung Kenntnis von einer Landung und Besitz- 
ergreifung der Franzosen auf der Insel Hainan? Antwort: Der Regierung 
ist nicht bekannt, dass Franzosen in Hainan gelandet sind, und liegen Mitteilungen 
noch nicht vor. 

4. Frage: Ist die Landung in der Kiautschoubucht nach vorherigem 
Einvernehmen mit andern Staaten erfolgt, oder hat eine vorherige Benach- 
richtigung an andere Staaten stattgefunden? Ist die Besitzergreifung nach- 
träglich angezeigt worden? Antwort: Mitteilungen an andere Mächte haben 
wir vorher nicht zu machen brauchen, weil wir von vornherein annehmen 
konnten, dass durch diese Landung unsere Beziehungen zu anderen Mächten 
nicht VTürden gestört werden. 

5. Frage: Wie gross ist das von China abgetretene Gebiet nach Ab- 
rechnung der Wasserfläche der Bucht? Wieviel Einwohner enthält es, welches 
ist die Zone, die in der Umgrenzung der Bucht China verbleibt, aber mit ver- 
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minderten Hoheitsrechten? Sind der Regierung Eisenbahnkonzessionen 
und Bergwerkskonzessionen im Hinterlande der Bucht in der Provinz 
Shantung zugestanden worden? Antwort: Bis jetzt liegen über den Inhalt 
des Vertrags nur Telegramme vor. Dieselben sind der Kostspieligkeit halber 
sehr kurz gefasst. Was im ^^Reichsanzeiger" gestanden hat, war authentisch, 
briefliche Berichte liegen noch nicht vor. Auch schwebennoch diplomatische 
Verhandlungen gerade über Eisenbahnkonzessionen und Bergwerks- 
konzessionen. 

6. Frage: Beabsichtigt die Regierung den Handelsvertrag mit China 
von 1861 umzugestalten? Auf Grund dieses Handelsvertrags hat China keine 
Meistbegünstigung in Deutschland, sondern führt seine Waren .nur nach dem 
Normaltarif, nicht nach dem Vertragstarif ein, wie beispielsweise Seide. 
Ministerialdirektor Reichardt: Die' Frage der Revision des Vertrags hat 
Li-Hung-Tschang bei seiner Anwesenheit loberflächlich angeregt in der Richtung 
einer Erhöhung der chinesischen Eingangszölle. Der Wunsch der Chinesen an 
sich ist berechtigt, indes nur nach dem Grundsatz do ut des. Wenn nun dieser 
Grundsatz auf anderem Wege erreicht wird und China die Anregung zu einem 
neuen Vertrage giebt, so wird die Stellung Deutschlands bei den Verhandlungen 
um so günstiger sein. 

7. Frage: Wird Deutschland, wie ich annehme, die Kiautschoubucht allen 
handeltreibenden Nationen ebenso zugänglich machen, wie dies bei 
andern deutschen Häfen und zwar auch in den deutschen Kolonieen der Fall 
ist? Antwort: In Bezug auf das künftige handelspolitische Verhalten dort 
kann ich mich gegenwärtig nicht binden, jedenfalls werden wir nach liberalen 
Grundsätzen, nach dem Prinzip leben und leben lassen, uns in der Kiautschou- 
bucht andern Mächten gegenüber verhalten. 

8. Frage: Ist es wahr, dass in der Kiautschoubucht gegenwärtig eng- 
lische Kriegsschiffe ankern? Antwort: Ich habe mich infolge der Times- 
nachricht erkundigt. Ich weiss nicht, ob die Nachricht wahr ist, wahrscheinlich 
beruht sie auf einem Irrtum. 

9. Frage: Ist es richtig, dass Prinz Heinrich die Höfe in Peking, 
Japan und Korea besuchen wird? Antwort: Das kann ich nicht sagen, es 
hängt von den Umständen ab. 

10. Frage: Übernimmt die Regierung die Verantwortlichkeit 
ür die Rede des Kaisers in Kiel (siehe weiter hinten. D. H.) bei der Ab- 
reise der Expedition des Prinzen Heinrich? — Nachdem Staatssekretär v. Bülow 
diese Frage zuerst unbeantwortet gelassen und Abg. Richter sie dann wieder- 
holt hatte unter Bezugnahme auf die Bedeutung jener Rede für die auswärtige 
Politik, erklärte Staatssekretär v. Bülow: Ich zweifle nicht, dass der Herr 
Reichskanzler „sachlich" die Verantwortlichkeit übernehmen wird. — 

Abg. Richter erklärt, dass er die Aufgabe der Kommissionsverhandlungen 
nur darin erblicke, die thatsächlichen Verhältnisse klar zu stellen, während er 
die Beurteilung der Politik den Verhandlungen im Plenum seinerseits vor- 
behalten wolle. 

Staatssekretär v. Bülow verliest über die Verhältnisse in Kiautschou 
einen sehr ausführlichen Bericht, den der Geheimrat Franz ins nach einem 
Besuch in Kiautschou im August 1897 verfasst hat und fügte hinzu: Wir 
sind weit entfernt davon, die dortige Erwerbung als ein Eldorado anzusehen 
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und zu glauben, dass sich dort von heute auf morgen eine Entwickelung voll- 
ziehen wird und vollziehen kann, ähnlich wie in Hongkong uud Shanghai. 

Abg. Lieber hatte vor der Beantwortung der Richterschen Fragen im 
Gegensatz zum Abg. Bebel ausgeführt, die grosse Mehrheit der Nation werde 
dankbar dafür sein, dass man den Aulass der Missionsfrage benutzt habe zur 
Erwerbung der Bucht. Es sei dies sogar als ein geschickter Zug zu bezeichnen. 
Nach den näheren Mitteilungen des Herrn v. Bülow und der Verlesung der 
Franziusschen Denkschrift verhielt sich Abg. Lieber kritischer insbesondere, 
weil für die Bucht keinerlei Wasserverbindung in das Innere vorhanden sei. 
Diese Erwerbung würde grosse Kosten verursachen. Weil Li- 
Hung-Tschang seiner Zeit in Berlin noch grösseren Schund an- 
geboten, habe man schliesslich nehmen müssen, was für Deutsch- 
land noch übrig geblieben sei, nachdem durch die Besetzung von Port 
Arthur und Wai-Hei-Wai andere Erwerbungen unmöglich für Deutsch- 
land §^eworden seien. Viel wertvoller würde es ihm sein, Aufschluss zu 
erhalten über die Kosten, welche die Erwerbung in betreff der Schutztruppen 
für den Schutz nach aussen und die Ordnung im Innern beansprucht werden. 
Abg. Frese glaubt mitteilen zu müssen, dass ihm jemand versicherte der aus 
Shanghai gekommen, dort sei infolge der Erwerbung der Kiautschoubucht das 
Ansehen der Europäer um 50% gewachsen. Auch Abg. Hasse kann das ab- 
fällige Urteil des Abg. Lieber nicht teilen. Zwischen den Abg. Lieber, Bebel 
und Graf Stolberg entwickelt sich dann noch eine bedeutungslose Diskussion 
über die Vertrauensfrage. Abg. Graf Stolberg hatte erklärt, dass, wenn 
man zu der Regierung Vertrauen habe, wie es die konservative Partei zum 
Staatssekretär v. Bülow besitze, man auf weitere Fragen verzichten könne, ein 
Ausspruch, den die erwähnten anderen Redner keineswegs wollten gelten lassen. 
Darauf wird der Gegenstand verlassen. 

Bei dem Schlusswort, welches Prinz Arenberg als Referent erhielt, 
führte derselbe im Gegensatz zum Abg. Lieber aus, die Kiautschoubucht 
sei seiner Ansicht nach kein schäbiger Rest. Es könne nicht die Absicht sein, 
in der Provinz Shantung Reichsbahnen zu bauen, aber es sollten möglichst bald 
Privatindustrielle ihrem wirtschaftlichen Expansionsbedürfnis Ausdruck in neuen 
Unternehmungen geben. 

Bericht des Hafenbau-Direktors Franzias. 

Geographische Lage. Die Kiautschou-Bucht liegt in der Provinz 
Shantung, auf 36^ 3' nördlicher Breite, 120 Seemeilen westlich von der Schiff- 
fahrtstrasse Shanghai — Shantung SO. Promontory-Tiensin, 390 Seemeilen nördlich 
von Shanghai. 

Grösse. Sie misst in jeder Richtung etwa 12 Seemeilen, doch fallen 
grosse Flächen bei Niedrig- Wasser trocken und der für grosse Schiffe in Frage 
kommende Teil entspricht etwa einer Kreisfläche mit nur 10 Seemeilen Durchmesser. 
An diesen schliesst sich nach Nordost noch eine nutzbare Rinne von 4 Seemeilen 
Länge mit 1000 m Breite und mindestens 6 m Tiefe bei Niedrig- Wasser. 

Einfahrt. Die Einfahrt hat eine Breite von etwas mehr als 1,5 Seemeilen 
mit über 10 m Wassertiefe. Die Ansteuerung ist sehr bequem. 

Inseln. In der Bucht liegen zwei grössere Inseln: im Süden Tschi-po-san, 
im Norden Potato-Islaud. Letztere soll bei Niedrig- Wasser vom nördlichen 
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Ufer aus zu Fnss erreichbar sein und ist wohl deshalb in einzelnen Karten nicht 
als Insel, sondern als Halbinsel angegeben. Durch die von der eigentlichen 
Bucht nach Nordosten hinaufgehende tiefe Rinne yermögen Dschunken bis ganz 
in die Nähe des Potato-Island zu gelangen. Es scheint aber dort nur ein 
Ankerplatz vorhanden zu sein, während als Hafen das am Ostufer ziemlich am 
Ende der Rinne gelegene Ni-Ku-Koi dient. Ausser den Inseln sind zwei be- 
deutende Riffe vorhanden: der Horse-Shoe-Rock und Womans- Island, die beide 
der Schiffahrt hinderlich sind, sich aber bei Anlage eines Hafens nützlich ver- 
werten lassen würden. 

Klima Das Klima der Provinz Shantung ist nach den Decennial Reports 
of Maritime Gustoms 1882 — 91 Seite 62 wohl als das gesundeste in ganz China 
zu betrachten. Die Hitze ist im Sommer zwar gross, aber die Trockenheit 
der Luft lässt sie leichter ertragen. Im Winter tritt Frost und Schneefall ein, 
doch friert die Bucht niemals zu. Nur die Watten, insbesondere auf der Nord- 
westseite, sind nach Aussage der Bevölkerung bisweilen mit Eis überzogen. Der 
Schiffahrt erwächst daraus kein Hindernis. 

Winde. Die herrschenden und zugleich die stärksten Winde sind der 
Nord-Ost und der Süd- West. Monsun- Winde aus anderen Richtungen sind wenig 
von Bedeutung. Taifune sollen in der Bucht selten vorkommen. Dieselbe bildet 
jedenfalls eine sehr gute Rhede. 

Strömungen. Besonders starke, nachteilige Strömungen sind in der 
Bucht nie beobachtet, können auch bei der verhältnismässig grossen Breite der 
Einfahrt und den gleichmässig abnehmenden Wassertiefen kaum vorhanden sein. 

Wasserwechsel. Der gewöhnliche Wasserwechsel beträgt etwa 3 m, 
der grösste scheint 4 m nicht zu übersteigen. Die Verhältnisse sind also hier 
erheblich günstiger als in Amoy und in der Samsah-Bucht, wo der Wasser- 
wechsel etwa um die Hälfte grösser ist. 

Salzgehalt. Der Salzgehalt des Wassers ist gross. 

Bohrwurm. Das Vorhandensein des Bohrwnrms ist mit Sicherheit an- 
zunehmen. Gefunden konnte er nicht werden, weil an der Bucht kein Holz 
vorhanden war. An der ganzen chinesischen Küste, z. B. in dem nahe bei 
Kiautschou gelegenen Tschifu, zeigte er sich sehr stark. 

Sink Stoffe. Das Seewasser ist frei von Sinkstoffen. Schlickablagerungen 
finden daher von der See her nicht statt. 

a) Abnahme der Wassertiefen und ihre Ursache. Wenn trotzdem 
eine Abnahme der Wassertiefeu in der Bucht eingetreten ist, so wird diese 
Erscheinung durch die Sandmassen hervorgerufen, welche der Bucht durch die 
sich in sie ergiessenden Bäche und Flüsse zur Regenzeit zugeführt werden. 
Der grösste von ihnen ist der Wuho oder Kiau-Lai-Nan-ho, der etwa 10 km 
östlich von der Stadt Kiautschou in die Bucht mündet. Er besitzt ein Flussbett 
von etwa 120 m Breite, in welchem er sein Wasser auch zu trocknen Zeiten in 
einer Breite von vielleicht 60 m, aber mit einer Tiefe von etwa nur 0,5 m ab- 
führt, während ein zweites, annähernd ebenso grosses Bett, etwas weiter nach 
Osten zu, dann vollständig trocken ist. Die Sohle dieses zweiten Bettes liegt 
übrigens so hoch, dass sie wahrscheinlich auch bei hohem Oberwasser trocken 
bleibt. Immerhin lässt sich hier mit Sicherheit erkennen, dass beim Anschwellen 
des Flusses grössere Sandmassen mitgeführt werden. Ausser dem Wu-ho münden 
in die Bucht noch verschiedene Wasserläufe, welche zur Zeit der Besichtigung 
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- Mai 1897 — ganz nnbedeutend waren, aber breite Flussbetten besitzen und 
zeitweise Sand führen werden. Jedenfalls liegt die Ursache jeder Verflachnng 
nicht in Schlickablagerungen aus der See, sondern in den von einzelnen Wasser- 
läufen mitgeführten Sandmassen. Dies ist für die Erhaltung der Tiefen von 
grosser Bedeutung, da man den Sand grossenteils schon oberhalb der Bucht 
würde auffangen oder so würde leiten können, dass er für die Schiffahrt in der 
Bucht unschädlich würde und nur dazu diente, die zur Zeit ganz unbenutzbaren 
flachen Watten zu erhöhen und kulturfähig zu machen. Denn aus demselben 
— mehr oder weniger mit Thon gemischten — Sande ist die ganze nördlich 
der Eiautschou«Bucht gelegene grosse Ebene unzweifelhaft allmählich entstanden, 
welche jetzt einem einzigen grossen Komfelde gleicht. Dass man die Sand- 
massen, wenn auch nur sehr allmählich, durch Aufforstung der Berge würde 
verringern können, ist schon von Bichthofen angegeben. 

b) Umfang der Wasserabnahme. Die Verminderung der Wasser- 
tiefen scheint übrigens, soweit die Schiffahrt in Frage kommt, keine merkliche zu 
sein. Auf den wichtigsten Flächen zwischen Horse-Shoe-Bock und Womans-Island 
haben Sachverständige die Tiefen und insbesondere die 5 Faden-Linie fast ganz 
so gefunden, wie sie in der englischen Seekarte vom Jahre 1863 angegeben ist, 
und dasselbe ergab sich bei den Lotungen, welche von selten S. M. Schiff „Gormoran^ 
in der nördlich Yon Womans-Island gelegenen langen Binne angestellt wurden. 

c) Vergleich mit dem Jade-Busen. Während also die Kiautschou- 
Bucht ihrer Form und Grösse nach und auch in Bezug auf die Ebbe- und Flut- 
Verhältnisse eine grosse Ähnlichkeit mit dem Jade-Busen besitzt, 
ist eine solche hinsichtlich der Ursache und der Art der Tiefenabnahme nicht 
vorhanden. In der Jade handelt es sich um Schlickablagerungen aus dem 
Meerwasser, die im ganzen Bereiche des Busens überall da stattfinden, wo die 
Wassergeschwindigkeit zeitweise gering wird. In der Eiantschou-Bucht findet 
dagegen eine Versandung von einzelnen Punkten aus statt. Für die Erhaltung 
der Tiefen ist letzteres unbedingt günstiger, da es immer vorteilhafter ist, wenn 
man seine Thätigkeit auf einzelne Punkte konzentrieren kann, als wenn man 
das Ganze beständig im Auge behalten muss. Vorteilhafter ist es auch, dass 
es sich um Sand und nicht um Schlick handelt, insofern der Baugrund für alle 
Anlagen ein guter ist. Wenn endlich zur Erhaltung der Tiefe in der Einfahrt 
die vom Flutwasser bedeckten Flächen des Jade-Busens nicht wesentlich verringert 
werden dürfen, damit der Spülstrom stark genug bleibt, die Ablagerungen in der 
Fahrwasserrine zu verhindern, so fäUt diese Notwendigkeit in der Kiautschou- 
Bacht fort. Falls man den Sand vor seinem Eintritt in die Bucht fängt, kann 
man die Grösse der Bucht unbedenklich verringern, ohne dass Ablagerungen 
in der Einfahrt zu befürchten sind. Es würde also z. B. nichts im Wege sein, 
die grossen Watten allmählich einzudeichen oder aufzuhöhen und so die nutz- 
losen, in Bezug auf Bildung von Seegang sogar schädlichen Wasserflächen zu be- 
seitigen und daraus Land zur Bildung von Kaiflächen und zur Bebauung mit 
industriellen Anlagen aller Art zu schaffen. 

Ankergrund. Der Anker grund besteht fast ausschliesslich aus Sand. An 
einigen Stellen sind jedoch Felsenriffe aus Granit und jüngeren Gesteinsarten 
vorhanden, und aus der langsamen Verwitterung dieser Gesteine ist ein weicher 
Schlamm entstanden, der einzelne Flächen etwa 0,5 — 1 m hoch bedeckt. Der 
Ankergrund ist jedenfalls ein durchaus guter. 
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Ufer. Jene Felsenriffe sind die Ausläufer der am östlichen Ufer gelegenen 
Höhen. Denn die Bucht ist nach Osten und Süden von Bergketten begrenzt, 
die namentlich im Süden hart an das Wasser herantreten und steil abfallen, 
im Südosten flacher ansteigen, aber immer noch unmittelbar an die Bucht und 
die See stossen, nach Nordosten sich jedoch mehr und mehr entfernen, aber in 
Laothau etwa 1000 m hoch erheben. Im Westen steigt aus der Ebene nur ein 
unbedeutender Höhenzug empor, nach Norden zu ist alles flach. 

Trinkwasser. Als Trinkwasser wird in den Dörfern überall das meist 
nur etwa 2 m unter der Oberfläche stehende Grundwasser benutzt. Am öst- 
lichen Ufer sind einzelne Bäche vorhanden, welche für die Zuführung von Trink- 
wasser von Bedeutung werden können. 

Bodenbeschaffenheit. Die Gebirge bestehen im wesentlichen aus 
Granit und Gneis; auch treten Kalk und Sandstein zu Tage. Darüber liegt 
am östlichen Ufer ein nicht sehr thonhaltiger Sand, der zwar grösstenteils be- 
ackert ist, aber vorzugsweise nur Gerste trägt und zur Anpflanzung von Obst- 
und Wachsbäumen benutzt wird. Je weiter man jedoch am Ostufer nach Norden 
zu gelangt, desto fruchtbarer wird das Land, und das nördliche und nordwest- 
liche (Jfer bestehen aus Löss, einem Gemisch von Sand und fettem Thon. Dies 
soll auch am ganzen westlichen Ufer der Fall sein. Am südlichen ist eine 
Ausnutzung der steilen Bergabhänge kaum angängig. Bemerkt mag noch 
werden, dass am östlichen Ufer einzelne Bergrücken mit Kiefern bestanden 
waren, die allerdings niedrig gehalten sind und ihre jungen Zweige als Brenn- 
material hergeben müssen. Immerhin fand sich hier eia äusserst seltener Fall 
von regelmässiger Aufforstung in grösserem Umfange. 

Bevölkerung. Die Umgebung der Bucht ist nach Norden und Westen 
sehr stark, an der Süd- und Ostseite weniger bewohnt. Im allgemeinen gehört 
Shantung bekanntlich zu den bevölkertsten Provinzen Chinas. Das Volk ist so 
fleissig, anspruchslos, harmlos und schmutzig wie an allen Küstenflächen Chinas, 
an denen Europäer noch wenig gewesen sind. Es zeigt sich durchaus nicht 
abweisend oder misstrauisch. An der Nordseite der Bucht sind Europäer noch 
wenig bekannt. 

Handel und Verkehr. Der von und nach der Bucht betriebene Handel 
und Verkehr ist zur Zeit sehr gering. In Ni-Ku-Kau wird auf Dschunken 
Baumwolle aus anderen chinesischen Provinzen eingeführt und auf Karren ins 
Innere geschafft, dagegen Ol und Bohnenkuchen ausgeführt. In der Stadt 
Kiautschou führt nur ein einziger Laden europäische Waren, und der Handel 
soll hauptsächlich nur in Filzsachen, Papier, Ol und Thonwaren bestehen. Als 
Brennmaterial wird fast ausschliesslich Holzreisig benutzt. Ausnahmsweise wird 
Steinkohle aus Weihsien gebrannt. Dieselbe stellt sich infolge des schwierigen 
Transports auf 18 Casch für ein chinesisches Pfund, oder auf 80 Mark für die 
deutsche Tonne; ist also fast unerschwinglich teuer. Es liegt dies in erster 
Linie an der ganz allein üblichen Beförderung aller Waren durch Schiebkarren 
(Wheel-Barrows), die meistens nur von einem Mann geschoben, bisweilen von 
einem zweiten oder von einem Esel ausserdem noch gezogen werden. Es kostet 
dabei ein Centner-Kilometer etwa einen Pfennig, oder ein Tonnen-Kilometer 
20 Pfennig. Da Weihsien etwa 120 km von Kiautschou entfernt ist, so würden 
pro Tonne 24 Mark an Fracht zu zahlen sein; es muss also noch ein grosser 
Teil der Kosten als Verdienst der Händler oder vielleicht für Abgaben berechnet 
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werden. Jedenfalls ist es begreiflich, dass die Kohle von Weihsien bei solchen 
Transportpreisen kein weites Absatzgebiet haben kann. 

Fischerei. Fischfang von Bedeutung scheint nicht zu bestehen. 

Viehzucht. Die Rinder und Pferde sind klein, aber nicht hässlich. 
Vorzugsweise sind Esel und Maultiere in Gebrauch, und zwar in grosser Zahl. 
Schwarze Schweine finden sich ebenfalls zahlreich, Ziegen und Schafe selten. 
Hühner und Enten werden tiberall gehalten. 

Landwirtschaft. Die Landwirtschaft wird mit der in China üblichen 
Sorgfalt betrieben. Der Boden, ist, wie erwähnt, am südöstlichen Ufer ein 
recht magerer Sandboden, dessen Bebauung noch dadurch erschwert wird, dass 
zur Regenzeit^die^ von den Höhen kommenden Wassermassen sich ganz nach 
Gefallen einen Abfluss suchen und dabei tiefe Rinnen auswaschen. Trotzdem 
ist selbst dieser am wenigsten fruchtbare Teil der die Bucht umgebenden 
Ländereien sorgfältig mit Gerste besteUt und ernährt eine grössere Zahl von 
Dörfern. Einzelne derselben haben sich auf den Obstbau gelegt und sind infolge- 
dessen ganz von^Obstbäumen — vorzugsweise Birnen — umgeben. Von Ni-Ku- 
Kau ab nordwärtsjwird der Boden fruchtbarer; statt der Gerste wird Weizen, 
femer Erbsen, Hirse, Melonen, Bohnen u. dgl. gebaut, und zwar mit solcher 
Sorgfalt, dass,'^ abgesehen von den Wegen und den Flussbetten, kaum ein un- 
bebautes Stückchen Land zu finden ist. Es hält schwer, in dem Getreide auch 
nur ein Unkraut zu entdecken. Wiesen sind nicht vorhanden und Rindvieh 
wird zur Milch- oder Fleischgewinnung nicht gehalten. Es mangelt also an 
Dünger, wenn auch auf allen von Lasttieren betretenen Wegen beständig ge- 
sammelt und auch aus grösseren Orten aller Abfall stundenweit hinausgebracht 
wird, um durch Mischung mit Erde zu Dünger umgewandelt zu werden. Der 
Erfolg ist ein [überraschender, da die Felder trotz dieser geringen Düngung 
einen vorzüglichen Eindruck machen. Der Boden muss ein sehr guter sein. 
Der Sand geht nach Norden zu immer mehr in Lehm über, nicht zum Vorteil 
der Wege, die in nassem Zustande fast unpassierbar sind, in trockener Zeit 
aber eine steinharte Oberfläche zeigen. 

Land- und Wasserwege. Die Verbindungsstrassen zwischen den 
Dörfern bestehen aus schmalen Fusswegen. Zwischen den grösseren Plätzen 
sind zwar breitere Feldwege angelegt, die jedoch auch nur als Fuss- und Reit- 
wege benutzt werden. Auf der Strasse von Kiautschou nach Weihsien fahren 
auch einige der in Nordchina gebräuchlichen zweirädrigen Karren. 

Bäche und Flüsse sind an wenigen Stellen durch steinerne Balkenbrücken 
überbrückt, deren Pfeiler etwa zwei Meter von Mitte zu Mitte entfernt sind 
ond aus übereinander gelegten Granitquadern bestehen. Hiemach zu urteilen, 
können die in die Eiautschou-Bucht mündenden Wasserläufe auch zur Regenzeit 
im allgemeinen keine grössere Tiefe als 1 bis 1,5 m Tiefe haben, da sonst die 
Brücken überspült und beschädigt werden würden. Jedenfalls ist selbst der 
Wu-ho nicht schiffbar, da die auf der Strasse von Kiautschou nach Tsimo ge- 
legene, etwa 80 m lange Steinbrücke ein vollständiges Schiffahrtshindernis bietet. 
Dieser Wu-ho ist derselbe Fluss, in den der Kiau-Lai-nan-ho, das ist der südliche 
Teil des zwischen Kiautschou und Lai-chau vorhandenen Wasserlaufs, mündet, 
während der nördliche Teil, der Kiau-Lai-pei-ho nicht weit von Lai-chau in den 
Busen von Pechili fliesst. Es besteht also eine Wasserverbindung zwischen dem 
nördlichen und südlichen Ufer von Shantung, aber schiffbar, wie Richthof en an- 
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Bimint, ist dieselbe nicht. Auf der direkt nach Norden fährenden Strasse von 
Kiautschou nach Pinctu krenzt man den südlichen Kiaa-Fluss gerade an der 
Stelle, wo der zwischen ihm und dem nördlichen Eiau-Floss schon vor langer 
Zeit künstlich hergestellte und gut erhaltene Kanal beginnt. Über diesen führt 
bei dem Dorfe Wucha-Kon ebenfalls eine jede Schiffahrt hemmende Steinbrücke 
von etwa 30 m Länge, die den Namen Fa-tju-tsau — die Brücke, die Perlen 
hervorbringt — trägt. An ihr stehen mehrere Denksteine, auf welchen aus- 
drücklich gesagt ist, dass dieser Verbindnngskanal künstlich geschaffen wurde. 
Bis hierher steigt das Gelände von der Kiautschou-Bucht ganz allmählich, 
vielleicht 50 m, was einer Neigung von etwa 1 : 600 entsprechen würde. Darauf 
folgt eine vollständige Ebene, und nach Norden zu muss, da die Entfernung 
nach der Petchili-Bay grösser ist, die Neigung noch flacher sein als nach Süden. 
Übrigens ist diese Höhenlage nur geschätzt und kann grösser oder geringer 
sein. Doch liegen die Gefällverhältnisse für den Bau von Eisenbahnen äusserst 
günstig und die vorhandenen Wasserläufe bieten bis hierher keinerlei Schwierig- 
keiten. Es ist auch als sicher anznehmeu, dass die Verhältnisse, wie Bicht- 
hofen beschreibt, bis zur Strasse von Laichau bis Weihsien sich nicht anders 
gestalten werden und würde somit der Bau einer Bahn von der Kiautschou- 
Bucht nach Weihsien jedenfalls keine grosse Schwierigkeit haben. (Vgl. Richt- 
hofen Seite 263 des II. Bandes.) 

Bauweise und Baumaterial. Der fette Lehmboden liefert das wesent- 
lichste Baumaterial. In den Dörfern sind fast alle Gebäude aus ungebrannten 
Lehmziegeln hergestellt, oder aus Rohrgeflecht mit Lehmbewurf. So werden 
auch die Dächer eingedeckt. Der Lehm wird mit Vorliebe aus Wegegräben 
entnommen, in welche der Regen die feinen Thonteile eingeschlemmt hat. All- 
mählich wird der Graben immer tiefer und breiter ausgehoben und der Weg 
zur Lehmgrube. Das ist aber kein Hindernis, denn der Verkehr schafft sich 
nebenbei einen neuen Weg, ob der Besitzer des Grundstücks auch anfangs noch 
versucht, durch Aufweisen von Quergräben das zu verhindern. Der einzelne 
ist vollständig machtlos, und wie es scheint, ziemlich rechtlos. An Baumaterial 
findet sich Granit, Kalk- und Sandstein, sowie Sand in guter Beschaffenheit. 
Bessere Häuser sind vielfach mit einem Sockel aus behauenem Granit versehen. 
Ob der Kalkstein sich zum Brennen von Kalk eignet, wird erst durch Versuch 
festgestellt werden müssen. Banholz ist nicht vorhanden und wird, wie hier 
allgemein, aus Amerika bezogen werden müssen. Für Wasserbauten wird Holz 
des Bohrwurmes wegen aber schwerlich benutzt werden können. 

Industrie. Von Industrie ist nicht viel zu sehen. Auf einigen Watten 
wird Salz in nicht geringer Menge gewonnen, in einem Dorfe an mehreren 
Stellen Garn gebleicht, auch Stroh geflochten, beides jedoch vielleicht nur zu 
eigenem Gebrauch. Es ist schwer, Zuverlässiges hierüber zu erfahren. Nach 
der dem oben erwähnten Decennial Report angehefteten Karte Seite 62 wird 
auf der Ostseite der Bucht Seidenbau, auf der westlichen Strohflechterei getrieben. 

Entspricht die Kiautschou-Bucht den zu stellenden An- 
forderungen? Es fragt sich nun, ob diese Bucht technisch für die Anlage 
einer Flottenstation und eines Handelshafens, von welchem aus die wirtschaft- 
lichen deutschen Interessen in China sich nach dem Innern zu entwickeln lassen, 
geeignet ist. 

Die nötige Sicherheit und Bequemlichkeit in Bezug auf Ansegelung und 
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auf das Einlaufen sind unzweifelhaft vorhanden. Die Bucht bietet eine aus- 
gedehnte, genügend geschützte, jederzeit eisfreie Rhede von hinreichender und 
auch nicht zu grosser Wassertiefe mit gutem Ankergrunde. Heftige Strömungen 
sind nicht vorhanden, der Wasserwechsel ist ein massiger. Eine Abnahme 
der Wasaertiefen durch Schlickfall findet nicht statt. Die durch Wasser- 
läufe der Bucht zugeführten Sandmassen lassen sich so leiten und ver- 
wenden, dass sie den brauchbaren Wasserflächen nicht schaden, den Watten 
aber nutzen. 

Da diese Watten allein an der Nordseite der Bucht eine Fläche von mehr 
als 120 Millionen Quadratmeter einnehmen, so würden, wenn man sie im Durch- 
schnitt nur 2 m erhöhen wollte, 240 Millionen Kubikmeter Boden hierzu er- 
forderlich sein. Es wird jedenfalls Jahrhunderte dauern, bis die Wasserläufe 
solche Massen herangebracht haben. Höchst wahrscheinlich lassen sich diese 
Sandmassen aber wesentlich verringern, wenn man die Flussläufe später einmal 
festlegt. Irgend welche messbare Abnahme der für Schiffahrt in Frage kommenden 
Tiefen hat in den letzten Jahi'zehnten auch so nicht stattgefunden. Der Bau- 
grund ist überall ein guter. Baumaterial ist teilweise in der Nähe vorhanden 
(Stein, Sand, vielleicht auch Kalk); Eisen, Holz, Cement u. s. w. muss, wie in 
allen chinesichen Seeplätzen, zu Schiff herangebracht werden. Trinkwasser lässt 
sich durch Brunnen oder Wasserleitung schaffen. Die Verbindung mit dem 
Hinterlande ist durch Strassen und Eisenbahnen ohne erhebliche Schwierigkeit 
herstellbar. An Arbeitskräften fehlt es nicht, die Bevölkerung ist eine gesunde, 
kräftige, das Klima gut. Die Ufer der Bucht haben eine Ausdehnung, die eine 
Etttwickelung in grösstem Massstabe zulässt. Es fehlt lediglich der nötige 
Schutz, um in Sicherheit jederzeit das Löschen und Beladen der Schiffe sowie 
alle diejenigen Arbeiten vornehmen zu können, derenwegen die eigentlichen 
Häfen angelegt werden müssen, und es kommt daher schliesslich nur noch darauf 
hinaus, an den Ufern geeignete Punkte zur Herstellung eines Hafens — sei es 
für die Zwecke der Marine und des Handels — zu wählen. 

Am Ostufer. Genügende Wassertiefe in möglichster Nähe des Ufers 
bietet das Ostufer. Südlich von Horse-Shoe-Rock geht die 10 m-Linie ganz 
nahe ans Ufer hinan, ebenso am Womans-Island, und es Hessen sich hier Quai- 
flächen an der 10 m-Linie schaffen, die direkt mit dem Ufer in Verbindung 
stehen. Man kann leicht ein geschütztes Becken von etwa 2800 m Länge und 
600 m Breite bilden, in welchem nicht nur für Marinezwecke, sondern auch für 
alle Bedürfnisse eines grossen Ansprüchen genügenden Handelshafens aus- 
reichender Baum vorhanden ist. Der Weiterführung der Hafengeleise nach dem 
Hinterlande stehen keine besonderen Schwierigkeiten im Wege, ebensowenig 
einer allmählichen Ausdehnung des Handelshafens, namentlich auch für Schiffbau 
und Industriezwecke nach Norden hin. Denn es wird zweckmässig sein, die 
Marinebauten an der Südseite zu halten, wo die Wassertiefen am grössten sind. 
Dann können die Anlagen für Handelszwecke sich nach Norden zu beliebig er- 
weitem, ohne mit den Marineanlangen in Berührung zu kommen. 

Eisenbahnverbindung. Bahnhof. Die Verbindung des zu schaffenden 
Hafens mit dem Hinterlande hat in keinem Falle erhebliche Schwierigkeit. Un- 
mittelbar am Ufer, gegenüber Horse-Shoe-Rock, und auch noch etwas nördlich 
von Womans-Island müssen allerdings Felsriffe abgesprengt und vermutlich 
mehrere kurze Einschnitte in Felsboden ausgeführt werden, Durchlässe und 
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Brticken sind yerschiedentlich erforderlich und zwar Über Flnssbetten von mehr 
als 100 Meter Breite, aber der Baugrnnd ist gut und im allgemeinen eben. 

Bei Anlage eines Handelshafens würde sich z. B. auf dem grossen Watt 
östlich Yon Womans-Islaud eine geeignete Stelle für Anlegung des Bahnhofs 
bieten, ohne dass man für diesen oder für die gesamten Hafenanlagen irgend 
welchen grösseren Grunderwerb vorzunehmen hätte. 

Gräber-Frage. Sehr günstig verhält sich die Umgebung der Bucht 
hinsichtlich der im übrigen China eine so bedeutende Rolle spielenden Gräber- 
frage. Die meisten Gräber sind hier auf gemeinsamen Friedhöfen vereinigtr 
während sie sonst überall zerstreut zu liegen pflegen. Es würden also verhältnis- 
mässig sehr wenig Gräber von der Eisenbahn berührt werden. Kostspielige 
Grabdenkmäler, wie sie im südlichen China, z. B. bei Amoy, üblich sind, kommen 
nicht vor. Es handelt sich immer nur um Erdhügel. 

Wirtschaftliche Bedeutung der Bucht. Darüber sind sich die 
Bteisten Deutschen in China einig, dass, wenn ein Punkt an der chinesischen 
Küste als Ausgangspunkt für die Entwickelung deutscher Interessen durch Bau 
von Eisenbahnen, Ausbeutung von Minen und Förderung des Handels sich eignet, 
dies die Kiautschoubucht ist, weil man dort einen ganz neuen Teil Chinas und 
zwar einen sehr bevölkerten aufschliessen und den Verkehr nicht nur aus der 
Provinz Shantung, sondern auch aus weiteren Gebieten dorthin lenken könnte. 
Ein grosser Teil dieses Verkehrs geht jetzt über Tientsin und stockt jeden 
Winter mehrere Monate infolge des Eises. Das ist für die Eaufleute in 
Shanghai ebenso lästig, wie für die in Tientsin, da jetzt im April alle Waren 
in Massen befördert werden müssen. Unter der Voraussetzung der Eisfreiheit 
der Bucht von Kiautschou kann ein gleichmässiger Export von dort aus statt- 
finfden, zumal der 'Landweg dorthin- erheblich kürzer sein würde, als der nach 
Tientsin oder Tschifu. Richthofe n (Band II Seite 263 und 264) weist nach, 
dass die Kiautschoubucht viel günstiger liegt als Tschifu, namentlich in Bezug 
auf die Eisenbahnverbindungen. 

Der grosse Wert der Provinz Shantung wird in China überall betont. Sie 
gut als reich an Kohlen und allerlei Erzen. Dem deutschen Handel würde es 
nicht schwer fallen, von hier sich weiter auszubreiten. Wenn es femer gelänge, 
durch Minenkonzessionen in der Nähe befindliche Kohlenlager aufzuschliessen, 
was auch im Interesse der deutschen Kriegsschiffe sehr wünschenswert wäre, 
so würde das vermutlich allein hinreichen, den Keim für eine spätere gute Ent- 
wickelung des Platzes z\jl legen. Über die Bedeutung dieser Kohlenlager spricht 
sich der vor etwa zehn Jahren mit dem Projekt einer Eisenbahn Tschifu — 
Weihsien beschäftigte preussische Eisenbahnbau- und Betriebsinspektor Assmann, 
der sich auch über die Verbindung mit der Bucht von Kiautschou äussert, wie 
folgt aus: „Die ausgedehnte, vollkommen geschützte Bucht von Kiautschou be- 
sitzt den grossen Vorzug leichter Zugänglichkeit für Landwege aus allen 
Richtungen und für den Anschluss einer Eisenbahn, insbesondere von den 
wichtigen Kohlenfeldern an der Nordgrenze des Shantunggebirges." Und über 
die Kohlen selbst: „Eine Eisenbahn von Tschifu aus, welche die Kohlenlager 
in Nord-Shantung aufschliesst, ist nur als Zeitfrage zu betrachten. Bei den 
theuren Preisen und der geringen Güte der japanischen Kohle ist es unzweifel- 
haft, dass nach Fertigstellung der Eisenbahn sich bei 'sachgemässer Ausbeutung 
ein lebhafter Absatz der ausgezeichneten und preiswürdigen Shantungkohlen von 
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Tschifa aus entwickeln muss, der allein schon die Aufwendung erheblicher Geld- 
mittel für den Ausbau des Hafens deckt/* Diese Äusserungen scheinen insofern 
Ton besonderem Wert zu sein, als sie aus der Feder eines tüchtigen deutschen 
Technikers stammen, deren Anzahl bislang in China noch nicht sehr gross ist. 

Es unterliegt nun keinem Zweifel, dass eine Eisenbahn von den Kohlen- 
lagern bei Weihsien nach Eiautschou viel leichter und billiger herzustellen ist 
als auf der erheblich längeren Linie über die Berge nach Tschifu. Alles was 
für letzteren Platz Ton Aas mann angeführt werden konnte, trifft in erhöhtem 
Masse bei Kiautschou zu. Es steht deshalb ausser Frage, dass die Eröfhung 
eines Handelshafens an dieser Bucht einen Teil des bisher in Tschifu kon- 
zentrierten Handels nach Kiautschou abziehen würde, da der Landtransport für 
Ausfuhr aus dem Innern nicht mehr an Kiautschou vorbei nach Tschifu gehen 
würde. Letzterer Platz würde wohl in Zukunft nur jenen Teil seines Handels 
behalten, der darin besteht, die von Shanghai und Hongkong kommenden Waren 
hier zu lagern und mit Dschunken oder kleinen Dampfern auf die verschiedensten 
Plätze des Busens von Petschili zu verteilen. Dass hier im Norden Chinas der 
Handel einen mächtigen Aufschwung nimmt, wurde allgemein anerkannt und 
war an dem lebhaften Verkehr in Tientsin und Tschifu zu erkennen, trotzdem 
die Häfen sich technisch in sehr schlechtem Zustande befinden, so dass grosse 
Massen von Waren ganz ungeschützt an den Ufern aufgestapelt waren. Es ist 
also hier ganz anders, als z. B. in Amoy, wo von allen Kauf leuten über den 
ständigen Rückgang des Handels geklagt wird. Die Aufschliessung der dicht 
bevölkerten Provinz Shantung durch Anlegung eines guten Seehafens im Herzen 
der Provinz wird diesem Hafen unter allen Umständen allmählich einen lohnenden 
Verkehr sichern. Hat doch die ungeschützte Khede von Tschifu in wenigen 
Jahrzehnten, neuerdings einen blühenden Handelsplatz mit mehr als 100000 Ein- 
wohnern entstehen lassen, obgleich der Hafen am äussersten Ende der lang- 
gestreckten Provinz für die Ein- und Ausfuhr so ungünstig wie möglich ge- 
legen ist. Ich bin überzeugt, dass Kiautschou sich noch günstiger entwickeln 
würde. 

Ist dort aber ein gewisser Verkehr erst entstanden, so werden sich auch 
die im Interesse der Marine anzulegenden Trockendocks für Handelsschiffe mit 
verwenden lassen und vielleicht ähnlich wie in Hongkong als eine gute Ein- 
nahmequelle darstellen. An letzterem Orte bestehen zur Zeit die einzigen grossen 
Trockendocks in China, und die Aktien der Gesellschaft haben z. B. im letzten 
halben Jahr 26 ^jo Dividende ergeben. Man ist erklärlicher Weise jetzt in 
Shanghai bemüht, diesem sehr kapitalkräftigen Unternehmen durch den Bau 
eines grösseren Docks Konkurrenz zu machen. Auch soll im Anschluss an die 
Eisenbahn Shanghai- Wusung an letzterem Orte ein grosses Dock erbaut werden, 
und es ist klar, dass an solchen Plätzen, wo die grossen Oceandampfer be- 
ständig verkehren, die Kentabilität von Trockendockanlagen am wahrscheinlichsten 
ist, weil die Dampfer an diesen Orten meist längeren Aufenthalt haben und 
diesen zur Dockung benutzen. VoA dem Augenblick an, wo eine Eisenbahn von 
Kiautschou in der Bichtung nach dem Hoangho bestände, oder sobald Kiautschou 
als Kohlen ausfuhrhafen Bedeutung gewonnen, würden aber wahrscheinlich die 
grossen Dampfer Kiautschou anlaufen, manche hier ihre Endstation haben und 
damit würde das Bedürfnis nach Dockanlagen für grosse Handelsschiffe in dem 
neuen Hafen ein fühlbares werden. E» scheinen daher die Aussichten der 
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Kiautschoubncht auch nach dieser Bichtung hin nicht ungünstig zu liegen. Für 
den Neubau von eisernen Schiffen dürfte es an der ganzen chinesischen Küste 
keinen geeigneteren Platz geben, sowohl was die Wasser- und Uferverhältnisse 
betrifft, die man sich ganz nach Bedarf an der Bucht aussuchen kann, als auch 
in Kücksicht auf die leichte Heranschaffung von Kohle und Eisen und die Ge- 
winnung geeigneter billiger Arbeitskräfte. 

Staatsrechtliche Stellnng der dentschen Erwerbung. 

Die Grundbedingungen für eine kräftige und gesunde Entwickelang 
waren also unleugbar vorhanden und die deutsche Industrie machte sich auch 
sofort die neugeschaffene Lage zu Nutze. Es bildeten sich Syndikate aus 
den bedeutendsten Bankhäusern und Industriellen, und mit einem Schlage 
gewann das bisher im grossen und ganzen von uns etwas vernachlässigte 
Land in unseren Augen eine erhöhte Bedeutung, zum höchsten Missvergnügen 
anderer Nationen, welche dem Eindringen der Deutschen in ihre neue 
Interessensphäre sehr scheel zusahen. Die deutsche Regierung hatte in- 
zwischen in Peking ihre Forderungen aufgestellt, welche einerseits im wesent- 
lichen dahin gingen, dass die Morde der Missionare bestraft, der katho- 
lischen Mission eine Entschädigung bezahlt und zur Sühne drei Kirchen in 
Tsining, Tsantschonfu und in dem Orte der That Tschang tja tschuang er- 
richtet werden sollten. Dann aber wurde der Abschluss eines Pachtvertrages 
verlangt und die Konzession zum Bau einer Eisenbahn zunächst nordwärts 
und dann westwärts bis zum Anschluss an das projektierte grosse chinesische 
Eisenbahnnetz. Die Bahn soll so gelegt werden, dass sie namentlich die 
im Norden und Westen von Kiautschou belegenen Kohlenfelder von Weih-sien, 
Poschan und Itschoufu aufschliesst. Die Ausbeutung dieser Kohlenfelder 
soll deutschen Unternehmern zugestanden werden. Die chinesische Regiemng 
verpflichtet sich der zu bildenden Eisenbahngesellschaft mindestens ebenso 
günstige Bedingungen zu gewähren, wie sie irgend eine andere europäisch- 
chinesische Eisenbahngesellschaft; in China erhalten hat. 

Der völkerrechtliche Pachtvertrag, welcher dem Mittelalter sehr geläufig 
war, ist schon im Jahre 1894 durch den wechselseitigen Pachtvertrag 
zwischen England und dem Kongostaat wieder eingeführt worden. Über 
die Erwerbung von Kiautschou vom Standpunkt des Völker- 
rechtes und Staatsrechtes äusserte sich Professor Karl von Stengel in 
der „Münchener Allg. Ztg." folgendermassen: 

„Dass in der Verpachtung des Kiautschougebietes auf längere Zeit 
eine thatsächliche Abtretung des Gebietes an das Deutsche Reich liegt, 
wird sich um so weniger bestreiten lassgn, als China sämtliche Hoheits- 
rechte über das Gebiet an das Deutsche Reich abgetreten hat, ohne sich 
selbst nur formell die Souveränität über dasselbe zu wahren, wie dies be- 
züglich der Souverainität der Türkei über die Österreich-Ungarn zur Ver- 
waltung überlassenen Provinzen Bosnien und Herzegowina in Artikel 25 
des Berliner Vertrages vom 13. Juli 1878 geschehen ist. Es liegt sonach 
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ein Fall einer sogenannten verschleierten Abtretung vor, die das Deutsche 
Reich berechtigt, die Souveränität über das abgetretene Gebiet voll und 
ganz und zwar zu eigenem Rechte auszuüben. 

Dass der Kaiser auf Grund des Art. 4 Ziff. 1 K.-V. (Zuständigkeit des 
Reiches zur Erwerbung von Kolonieen) und Art. 11 ibid. (Vertretung des 
Reiches im auswärtigen Verkehr durch den Kaiser) berechtigt war, den 
Vertrag mit China abzuschliessen, unterliegt keinem Zweifel. Ebenso ist 
es zweifellos, dass zur rechtlichen Gültigkeit des Vertrages eine Mitwirkung 
des Bundesrats und des Reichstags nicht geboten war. 

Durch den Vertrag mit China ist die Souveränität über das Kiautschou- 
Gebiet auf das Reich übergegangen, es ist im völkerrechtlichen Sinn deutsches 
Gebiet geworden, das heisst: das deutsche Reich ist berechtigt, jeden anderen 
Staat von jeder Einwirkung auf dasselbe und von jeder Ausübung einer 
öffentlichen Gewalt in demselben abzuhalten und seinerseits in dem Gebiete 
die gesamte Staatsgewalt in Gesetzgebung, Rechtsprechung und Vollziehung 
auszuüben. 

Dagegen ist das Kiautschougebiet keineswegs Reichsgebiet im Sinne des 
Artikels I der Reichsverfassung, daher würde ein feindlicher Angriff auf 
dasselbe den Kaiser nicht berechtigten, ohne Zustimmung des Bundesrats 
dem angp'eifenden fremden Staat den Krieg zu erklären. Ebenso ist das 
Kiaatschaugebiet nicht Bestandteil des deutschen Zoll- und Handelsgebiets ; 
die deutschen Zollgesetze und Handelsverträge treten daselbst nicht in Kraft. 
Andererseits ist das Reich in der Lage, die Zoll- und Handelsverhältnisse 
in dem neuerworbenen Gebiete ganz nach seinem Ermessen zu regeln. Ins- 
besondere ist in dieser Beziehung das Reich durch die bisher von China 
mit anderen Staaten abgeschlossenen Zoll- und Handelsverträge nicht be- 
hindert, da diese Verträge nach völkerrechtlichen Grundsätzen für das ab- 
getretene Gebiet nicht mehr in Kraft sind. 

Überhaupt ist und bleibt zunächst das Kialitschougebiet im staatsrecht- 
lichen Sinne Ausland. Eine Gleichstellung mit dem Reichsinlande wird 
erst dann und insoweit erfolgen, als deutsche Gesetze daselbst zur Ein- 
führung gelangen. Die Sache liegt hier ebenso wie bei den deutschen 
Schutzgebieten. Voraussichtlich wird man bezüglich des Kiautschougebietes 
in gleicher Weise verfahren, wie bezüglich der deutschen Schutzgebiete, in- 
dem nämlich das Konsulargerichtsgesetz vom . 10. April 1879 mit seinen 
Nebengesetzen, den deutschen Strafgesetzen, Civilgesetzen und Pressgesetzen 
im Kiautschougebiet für anwendbar erklärt wird. Dies würde zur Folge 
haben, dass zunächst wenigstens die Reichsangehörigen und die deutschen 
Schutzgenossen deutscher Gerichtsbarkeit unterstellt würden. Dass die in 
Kiautschou befindlichen Angehörigen der Marine und des Landheeres der 
deutschen Militärgerichtsbarkeit unterliegen, bedarf wohl keiner Hervor- 
hebung; ob sie im Inland oder im Auslande im Dienst sind, ist ja in dieser 
Beziehung völlig gleichgültig. 
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Wie der Kaiser für sich allein das Becbt hatte, das Eiautschougebiet 
za erwerben, muss ihm auch die Befugnis beigelegt werden, die Verhältnisse 
desselben von sich aus ohne Mitwirkung des Beichstags wenigstens vor- 
läufig zu regeln. 

Es liegt aber in der Natur der Sache, dass, wenn, wie anzunehmen 
ist, die Erwerbung von Eiautschou als eine dauernde und definitive gedacht 
ist, die Rechtsverhältnisse des Kiautschougebietes ebenso durch ein Reichs- 
gesetz werden geregelt werden, wie die Rechtsverhältnisse der Schutzgebiete 
durch Reichsgesetz geregelt worden sind. Es wird sich dies aus ver- 
schiedenen Gründen gar nicht vermeiden lassen. 

Die politische Lage. 

Die Möglichkeit, dass in Ostasien Verwickelungen entstehen könnten, 
welche vielleicht China zu Hilfe kommen würden, liessen es rätlich er- 
scheinen, eine bedeutende und auffällige Demonstration zu machen. Der 
Kaiser entsandte daher im Dezember fast die gesamte Marineinfanterie und 
eine aus den Kreuzern „Deutschland", „Kaiserin Augusta" und „Gefion" 
bestehende zweite Division unter dem Oberbefehl des Prinzen Heinrich 
von Preussen. Am 18. Dezember richtete der Kaiser im Schlosse zu Kiel 
Worte an seinen Bruder, welche überall ein lebhaftes, begeistertes Echo 
hervorriefen. Die Fahrt nach Ostasien stellte er als eine logische Folge 
dessen hin, was Sein hochseliger Herr Grossvater und sein grosser Kanzler 
politisch gestiftet und ihr herrlicher Vater mit dem Schwerte auf dem 
Schlachtfelde errungen hätten. Es sei weiter nichts wie die erste Bethätigung 
des neugeeinten und neuerstandenen Deutschen Reiches in seinen über- 
seeischen Aufgaben. Es gelte ferner den deutschen Brüdern kirchlichen Be- 
rufes für immer Halt und Schutz zu verschaffen. Deswegen sei die Unter- 
nehmung wesentlich die eines Schutzes und nicht des Trutzes, die Hansa 
musste verfallen, weil die eine Bedingung fehlte, nämlich die des kaiser- 
lichen Schutzes. Jetzt nach Schaffung des Deutschen Reiches sei es anders 
geworden, der deutsche Handel blühe und entwickle sich und er könne sich 
nur gedeihlich und sicher entwickeln, wenn er unter der Reichsgewalt sich 
sicher fühlt. Reichsgewalt bedeutet Seegewalt, und Seegewalt und 
Reichsgewalt bedingen sich gegenseitig so, dass die eine ohne die andere nicht 
bestehen kann.. Möge einem jedem Bürger draussen, dem deutschen Kauf- 
mann draussen und vor allen Dingen dem Fremden draussen, auf dessen 
Boden wir sind oder mit dem wir zu thun haben werden, 

„klar sein, dass der deutsche Michel seinen mit dem 
Reichsadler geschmückten Schild fest auf den Boden 
gestellt hat, um dem, der ihn um Schutz angeht, ein 
für allemal diesen Schutz zu gewähren; und mögen unsere 
Landsleute draussen die feste Überzeugung haben, seien sie Priester 
oder seien sie Kaufleute oder welchem Gewerbe sie obliegen, dass 
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der Sehutz des Deutschen Reiches, bedingt durch die kaiserlichen 
Schiffe, ihnen nachhaltig gewährt werden wird. Sollte es aber 
ja irgend einer unternehmen, uns in unserem guten Rechte zu 
kränken oder schädigen zu wollen, dann fahre darein mit gepanzerter 
Paust! und so Gott will, flicht dir den Lorbeer um deine junge 
Stirn, den niemand im ganzen Deutschen Reiche dir neiden wird !" 

Über die politische Lage im allgemeinen verbreitete sich in der Sitzung 
des Reichstages vom 8. Februar der Staatssekretär vonBulow in einem 
überaus glücklichen und vom reichsten Beifall begleiteten Vortrag, der zwar 
in bezug auf Kiautschou im ganzen wenig Neues bot, wenigstens denjenigen 
nicht, die sich um die Entwickelung dieser Angelegenheit von Beginn an 
eingehend gekümmert haben, aber als eine erschöpfende, in ruhiger Sach- 
lichkeit vorgetragene Darstellung gewissermassen den ersten amtlichen und 
gründlichen Überblick über die gesamte Sachlage gewährte. Die ein- 
geflochtenen Bemerkungen über Deutschlands Verhältnis zu Bussland und 
England, zu China und Japan fanden nicht nur aufmerksame Hörer, sondern 
auch die lebhafteste Zustimmung. Sie wurden in ganz Deutschland mit 
sympathischem Widerhall aufgenommen und verstärkten die wohlthuende 
Empfindung, dass hinter der ressortmäfisigen Leitung der auswärtigen An- 
gelegenheiten wieder eine auf diesem Gebiete erfahrene, thatkräftige und 
zielbewusste Kraft steht. 

„Ich hatte gedacht, dass die Diskussion über Kiautschou erst bei der 
Position Peking eröffnet werden würde. Ich freue mich aber, dass ich 
schon jetzt Gelegenheit finde, mich über eine Angelegenheit auszusprechen^ 
welche die öffentliche Meinung lebhaft beschäftigt und die für die Begierung 
ein Gegenstand besonderer Aufmerksamkeit ist. Und hierbei möchte ich 
einen Punkt vorwegnehmen. Es ist in der Presse und es ist auch neulich 
in der Budgetkommission die Ansicht hervorgetreten, als ob die Begierung 
bestrebt sei, über ihre auswärtige Politik und namentlich über unsere ost- 
asiatische Aktion einen Schleier auszubreiten. Es ist auch die Frage auf- 
geworfen worden, wieweit sich die Begierung berechtigt glaube, über den 
Gang ihrer auswärtigen Politik Auskunft zu erteilen. Auf diese Frage 
möchte ich mit dem Worte antworten, mit dem in meiner Studienzeit ein 
hervorragender Professor der Theologie seine Vorträge über subtilere Themata 
einzuleiten pflegte, nämlich mit dem Worte: distinguo: ich unterscheide. 
Über alle Phasen einer auswärtigen Aktion, und besonders über die Anfangs- 
phasen einer solchen und die vertraulichen Verhandlungen mit anderen 
Mächten kann kein Minister der Welt vorzeitige Mitteilung machen; (Sehr 
richtig!) und wenn er so thäte, würden seine Kollegen, die übrigen Minister 
des Äussern, nicht mehr mit ihm verhandeln wollen. Er kann dies nicht 
ungefähr aus denselben Ursachen, aus denen der Bechtsanwalt nicht über 
jedes Stadium eines Prozesses und der Arzt nicht über jede Erscheinung 
einer Krankheit seinem Klienten referieren kann. Ich kann nicht einmal 
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beim Whist meinem Partner Aufschlösse geben über jeden Trick. Wohl 
aber bin ich verpflichtet, hinterher zu sagen, was ich mit meinen Trümpfen 
angefangen habe. Seien Sie versichert, meine Herren, dass wir uns unserer 
Verantwortung dem Lande gegenüber sehr wohl und sehr ernsthaft bewusst 
sind und dass wir nie daran gedacht haben, Versteck spielen zu wollen! 
Ich musste mich aber, nach Lage der Verhältnisse, als ich Anfang Dezember 
zum erstenmal die Ehre hatte, vor diesem hohen Hause zu erscheinen, 
darauf beschränken, hervorzuheben, dass wir weder in Abenteuer hinein- 
dampfen, noch irgendwie den Frieden stören, noch irgendwem zu nahe treten, 
sondern lediglich die Eechte und Interessen schützen wollen, die wir in 
Ostasien besitzen. Die Entsendung unseres Kreuzergeschwaders 
nach Kiautschou war eben nicht eine Improvisation, sondern 
sie war das Ergebnis reichlicher Erwägung und Abwägung 
aller Verhältnisse und der Ausdruck einer ruhigen ziel- 
bewussten Politik. Hierüber kann ich heute folgendos sagen: Wir 
waren uns schon vorher nicht im Zweifel darüber, dass wir in Ostasien einen 
territorialen Stützpunkt brauchten; ohne einen solchen würden wir dort in 
wirtschaftlicher und in allgemein politischer Hinsicht in der Luft schweben. 
In wirtschaftlicher Beziehung brauchen wir eine Eingangsthür zu dem chine- 
sischen Absatzgebiet, wie Frankreich solche in Tonking, England in Hong- 
kong und Kussland im Norden besitzt. Das chinesische Keich mit seiner 
riesenhaften Bevölkerung von nahe 400 Millionen Menschen bildet einen 
der zukunftsreichsten Märkte der Welt. Von diesem Markte durften wir 
uns nicht ausschliessen, wenn wir wirtschaftlich und damit politisch, materiell 
und damit moralisch voran wollten. Wir mussten vielmehr dafür sorgen, 
dass wir dort unter gleichen Chancen mit anderen Völkern zugelassen 
wurden. Gerade weil die mächtig arbeitende deutsche Industrie auf vielen 
europäischen und nicht europäischen Plätzen mit grossen und wachsenden 
Schwierigkeiten kämpft, wo sich ihr leider manche Länder ganz oder teil- 
weise verschliessen, betrachten wir es doppelt als unsere Pflicht, dafür zu 
sorgen, dass uns für die Zukunft wenigstens der chinesische Markt erhalten 
blieb, nach welchem sich unsere Ausfuhr seit zehn Jahren verdreifacht hat. 
Die Konzessionen, welche die chinesische Eegierung den Unterthanen anderer 
Länder gemacht hatte mit Bezug auf die Anlage von Eisenbahnen und Aus- 
beutung von Bergwerken, legte uns die Erwägung nahe, ob es nicht im 
wohlverstandenen und wohlberechtigten Interesse der Entwickelung unserer 
Beziehungen zu China liegen würde, wenn deutsche Staatsangehörige analoge 
Konzessionen erhielten. Solche Konzessionen haben wir erhalten, ich werde 
sogleich auf dieselben zu sprechen kommen. Ohne einen territorialen Stütz- 
punkt würden aber deutsche Unternehmungen in China im letzten Ende anderen 
mehr zu Gute kommen als uns, ohne einen solchen würden unsere tech- 
nischen und kommerziellen Kräfte sich zersplittern, mit einem Worte, würde 
deutsche Arbeit und Intelligenz, wie dies früher oft genug der Fall war, 
für anderer Leute Acker den Dünger liefern, statt unseren eigenen Garten 
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zu befruchten. (Sehr richtig! Sehr gut!) In maritimer Hinsicht war der 
Erwerb einer Station ein Bedürfnis für unsere Flotte. Die Grösse 
und der Umfang unserer ostasiatischen Handelsinteressen machen dort die 
dauernde Anwesenheit eines Geschwaders erforderlich. Dieses Geschwader 
braucht aber einen Hafen, wo deutsche Schiffe, ohne von dem 
guten und auch manchmal weniger guten Willen fremder Ee- 
gierungen abhängig zu sein, ausgerüstet, verproviantiert und 
im Notfalle ausgebessert werden können. Das Ansehen und die 
Schlagferiiigkeit unserer Flotte wird verdoppelt, wenn dieselbe nicht mehr 
heimatlos umherschwimmt, sondern als Hauptquartier einen Hafen hat, wo 
sie zu Hause ist. Tn allgemein politischer Hinsicht brauche ich nur daran 
zu erinnern, dass Frankreich in Tonking festen Fuss gefasst hat, England 
seit lange in Hongkong sitzt, Bussland am Amur steht, während selbst 
Spanien, Poringal und Holland im fernen Osten seit lange eigenen Boden 
unter den Füssen haben. Wo alle diese Mächte zu ihrem augenscheinlichen 
Vorteil sich Stützpunkte gesichert haben in Ostasien, mussten wir dasselbe 
thun, wenn wir nicht dort eine Macht zweiten Eanges bleiben wollten. 
(Sehr richtig!) 

Dazu trat noch eine Erwägung. Ausser der aDgemeinen Pflege unserer 
politischen und wirtschaftlichen Interessen in Ostasien liegt uns dort auch 
der Schutz der sich im Innern Chinas oder in den geöffneten Häfen auf- 
haltenden Fremden, und namentlich der Missionare ob. Es würde meiner 
Empfindungsweise widersprechen, wenn ich Gefühle und namentlich die 
heiligsten Gefühle, welche es giebt, religiöse Gefühle, verquicken wollte mit 
realen Interessen. Aber nachdem das Eeich den Schutz über die christ- 
lichen und katholischen Missionen in Shantung übernommen hat und wo 
wir die Ausübung dieses Schutzes nicht allein als eine Pflicht betrachten, 
sondern auch als eine Ehre, müsste es schwer für uns ins Gewicht fallen, 
dass der Vorsteher dieser Missionen, der Bischof Anzer, uns auf das Un- 
zweideutigste erklärte, dass unsere Festsetzung in Kiautschou 
eine Lebensfrage sei, nicht nur für das Gedeihen, sondern 
geradezu für den Fortbestand der chinesischen Mission. 

Wo es in der Theorie für uns feststand, dass wir einen Stützpunkt in 
Ostasien gebrauchen, kam es für die praktische Politik darauf ah, dass wir 
einerseits für die Erwerbung dieses Stützpunktes den richtigen Augenblick 
aussuchten, andererseits dieselbe durchführten, ohne dadurch in Verwickelung 
zu geraten mit anderen in Ostasien gleichfalls interessierten europäischen 
Mächten und mit den beiden ostasiatischen Eeichen von China und Japan. 
Über den ersten Punkt, die Wahl des richtigen Augenblicks, möchte ich mich 
nicht weiter verbreiten. Ich meine aber, dass, wenn unseres Lebens schwer 
Geheimnis, wie der Dichter gesagt hat, im allgemeinen liegt zwischen Über- 
eilung und Versäumnis, im vorliegenden Fall die richtige Mitte und der 
richtige Moment erfasst wurden, und dass wir vorbeigekommen sind an der 
Scylla und der Charybdis menschlicher Entschliessungen. Was unsere Fest- 
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Setzung in Eiantschou angeht, ohne unangenehme Friktionen mit anderen 
Mächten, so sind durch dieselbe unsere Beziehungen zu keinem 
anderen Staate getrübt worden, wie dies auch nicht anders möglich 
war bei der absoluten Loyalität, Friedfertigkeit und massvollen Selbst- 
beschränkung unseres Vorgehens. 

Wir befinden uns im Einklang mit Bussland, dessen Interessen in 
Europa nirgends die unsrigen durchkreuzen (Beifall. Sehr richtig!), in Ost- 
asien vielfach mit denselben parallel laufen, und dessen natürliche Macht- 
entwickelung wir als aufrichtige Freunde mit neidloser Sympathie begleiten. 
(Lebhafter Beifall.) Wir finden es natürlich nur begreiflich, wenn Frankreich 
von Tongking aus neue Verkehrswege sucht, und wir sind endlich weit 
entfernt davon, irgendwie oder irgendwo berechtigten englischen 
Interessen entgegentreten zu wollen. Wenn — nicht von selten der 
englischen Regierung, aber in einzelnen Organen der englischen Presse 
— zeitweise die entgegengesetze Auffassung hervorgetreten ist, so stand 
dieselbe in Widerspruch mit den thatsächlichen Verhältnissen. Glücklicher 
Weise ist man sich in London in allen massgebenden Stellen nicht im 
Zweifel darüber, dass wir im Interesse beider Länder, im Interesse des Kultur- 
fortschrittes der Menschheit und im Interessedes Weltfriedens ein harmonisches 
Zusammenwirken auch mit Grossbritannien für erspriesslich halten. (Lebhafter 
Beifall.) China gegenüber haben wir unsere Forderungen in so moderierten 
Grenzen gehalten, dass dieselben weder der chinesischen Eegierung Anlass zu 
berechtigten Ausstellungen geben, noch die innere Kohäsion oder den Fort- 
bestand des chinesischen Beichs gefährden konnten. Den vollständigen und 
genauen Text des am 4. Januar durch Notenaustausch mit China ab- 
geschlossenen Abkommens kann ich Ihnen leider nicht vorlegen, aus dem 
einfachen Grunde nicht, weil ein Brief von Peking nach Berlin über sechs 
Wochen unterwegs ist. Dagegen habe ich infolge der in der Kommission 
an mich herangetretenen dankenswerten Anregung unsere Vertretung in 
China telegraphisch zu genaueren Mitteilungen aufgefordert und aus der 
Vergleichung der mir seitdem zugegangenen Meldungen mit meinen eigenen 
Instruktionen kann ich heute in Vervollständigung der seiner Zeit vom 
„Beichsanzeiger" gebrachten Mitteilung den annähernden Wortlaut des 
Abkommens mit China wie folgt zu Ihrer Kenntnis bringen: 

I. Die Kaiserlich chinesische Begierung, um den berechtigten Wunsch 
der deutschen Begierung zu erfüllen, ebenso wie andere Mächte in den 
ostasiatischen Gewässern einen Punkt zu besitzen, wo deutsche Schiffe 
ausgebessert und ausgerüstet, die Materialien und Vorräte dafür nieder- 
gelegt sowie sonstige zugehörige Einrichtungen getroffen werden können, 
überlässt der deutschen Begierung pachtweise, vorläufig auf 99 Jahre, 
das auf beiden Seiten des Eingangs der Bai von Kiautschou in Süd- 
Shantung belegene weiter unter näherbestimmte Gebiet, dergestalt, dass 
es der deutschen Begierung freistehen soll, innerhalb dieses Ge- 
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bietes alle nötigen Bequemlichkeiten und Anlagen zu er- 
richten und die zn deren Schutze erforderlichen Mass- 
nahmen zu treffen. Das der deutschen Begierung verpachtete Gebiet 
besteht unter Zugrundelegung der englischen Seekarte der Kiautschou- 
Bai vom Jahre 1863 aus: 

1. der Landgrenze nördlich des Eingangs der Bai, abgegrenzt 
gegen Nordosten durch eine von der nordöstlichen Spitze von Potato 
Island bis zur Meeresküste in der Bichtung auf Loshan gezogenen 
geraden Linie; 2. der Landzunge südlich der Bai, abgegrenzt nach 
Südwesten durch eine vom aüdlichsten Punkte der süd-südwestlich von 
Tschiposan befindlichen Einbuchtung in der Bi<)htung auf die Tolosan- 
Cosan-Inseln bis zur Meeresküste gezogene gerade Linie; 3. der Inseln 
Tschiposan und Potato Island sowie sämtlichen vor dem Eingang zur 
Bucht gelegenen Inseln einschliesslich Tolosan und Spslientau. 

U. Ausserdem verpflichtet sich die chinesische Begierung, in einer 
Zone von 50 Kilometern im Umkreise rings um die Bucht keine Mass- 
nahmen oder Anordnungen ohne Zustimmung der deutschen Begierung 
zu treffen und insbesondere einer etwa notwendig werdenden Begnlierung 
der Wasserläufe kein Hindernis entgegen zu setzen. Auch gewährt die 
chinesische Begierung den deutschen Truppen ein Durchmarschrecht 
durch die bezeichnete Zone. 

III. Um jeder Möglichkeit von Konflikten vorzubeugen, wird die 
chinesische Begierung während der Pachtdauer im Pachtgebiet Hoheits- 
rechte nicht ausüben, sondern sie überlässt dieselben ebenso wie die 
Hoheitsrechte auf der gesamten Wasserfläche der Eiautschoubucht der 
deutschen Begierung. Die deutsche Begierung wird auf den Inseln und 
Untiefen vor dem Eingang der Bucht Seezeichen errichten. 

IV. Im Falle, dass das an der Kiautschoubucht verpachtete Gebiet 
sich für die Zwecke der deutschen Begierung nicht passend erweisen 
sollte, wird die chinesische Begierung der deutschen Begierung einen 
besser geeigneten Platz gewähren und das Kiautschougebiet unter Ersatz 
der von der deutschen Begierung dort gemachten Aufwendungen zurück- 
nehmen. 

V. Eine genauere Festsetzung der Grenzen des Pachtgebietes und 
der deutschen Zone nach Massgabe der örtlichen Verhältnisse soll durch 
Kommissare der beiden Begierungen erfolgen. 

Hierzu möchte ich noch nachstehende Bemerkungen machen: 1. Das 
Pachtgebiet, .dessen genaue Grenze noch nicht festgestellt ist, wird einen 
Flächeninhalt von 30—50 Quadratkilometer haben, es ist also wesentlich 
grösser, als der englische Besitz auf und gegenüber Hongkong. 2. Die 
Lage des Pachtbesitzes und die ungefähre Ausdehnung der deutschen Zone 
ergiebt die von mir der deutschen Kommission vorgelegte Spezialkarte. 
Diese Karte ist nur insofern zu berichtigen, als, wie nachträglich bekannt 
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geworden ist, aus militärischen Gründen die nördliche Landgrenz- 
linie nm einen schmalen Streifen weiter vorgeschoben 
worden ist, als in der Karte gezeichnet ist. 3. Darüber, welche Ein- 
wohnerzahl der deutsche Besitz hat, fehll noch genauere Angabe. Es liegen 
daselbst wenige kleinere Dörfer, in denen eine chinesische Bevölkerung von 
ein paar Tausend Köpfen wohnen dürfte. 4. Über die Grösse der Bai liegt 
eine auf ganz exakten Vermessungen beruhende Angabe bis jetzt nicht vor. 
Dieselbe schneidet bis 20 Seeweilen in das Land ein. Ihre Einfahrt ist 
an der schmälsten Stelle noch immer 3000 Meter breit. Als Hafen benutz- 
bar sind zwei Dritteile der Bucht und zwar die südlichen, an unserem Ge- 
biet belegenen, in einer Ausdehnung von etwa 90 Quadrat-Seemeilen. Über 
die Höhe des an China zu zahlenden Pachtzinses steht noch nichts Genaues 
fest. Jedenfalls brauchen wir uns hierüber kein graues Haar wachsen zu 
lassen. 

Der zu zahlende Pachtzins wird keinenfalls erheblich sein, denn der- 
selbe soll nicht etwa den Entgelt für das verpachtete Land bedeuten, 
sondern eine Formalität von der Art des den Juristen bekannten Rekognitions- 
zinses zur Anerkennung des für den Kaiser von China fortbestehenden 
ideellen Eigentums. Das Abkommen wegen der Sühne für die Missionare 
habe ich bereits der Budgetkommission vorgelegt. 

über Eisenbahnen und Bergwerks-Konzessionen ist 
Nachstehendes stipuliert worden: Die chinesische Regierung hat zugesagt, 
einer zu bildenden deutsch-chinesischen Eisenbahngesellschaft den Bau einer 
Eisenbahn von Kiautschou aus zunächst nordwärts und dann westwärts bis 
zum spätem Anschluss an das projektierte grosse chinesische Eisenbahnnetz 
zu übertragen. Die Bahn soll so gelegt werden, dass sie namentlich die 
im Norden von Kiautschoa belegenen Kohlenfelder von Weihsien und Possau 
berührt. Die Ausbeutung dieser Kohlenfelder soll deutschen Unternehmern 
zugestanden werden. Die chinesische Regierung hat sich ferner verpflichtet, 
der zu bildenden Eisenbahngesellschaffc mindestens ebenso günstige Be- 
dingungen zu gewähren, wie sie irgend eine andere europäisch-chinesische 
Eisenbahngesellschaft in China erhalten hat. Weitere Verhandlungen, die 
teils eine Ausdehnung dieser Konzession in gewisser Richtung, teils deren 
genaue Fixierung im einzelnen zum Ziele hat, schweben noch. Der Stand 
dieser Verhandlungen ist kein ungünstiger. 

Ich möchte besonders konstatieren, dass wir aufrichtig die Wohlfahrt 
von China wünschen, und wir wünschen den Fortbestand von China. Ich 
glaube auch nicht, dass dieses alte Reich von heute auf morgen auseinander- 
fallen wird, und ich habe einem wissbegierigen Diplomaten, der mich fragte, 
wie lange ich glaube, dass das chinesische Reich noch bestehen würde, erst 
vor wenigen Tagen geantwortet; Das chinesische Reich besteht nun schon 
seit 4377 Jahren, und ich sehe gar keinen Grund ein, warum das nicht 
noch wenigstens 3000 Jahre so weiter gehen solle. (Grosse 
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Heiterkeit.) Wir denken schliesslich nicht daran, dem japanischen Volke 
zu nahe treten zn wollen, dessen rasche Entwickelnng und hohe Begabung 
Europa Achtung einflössen. 

Ich möchte noch ein Wort sagen über die Wahl vonKiantschou. 
unter den Gründen, die uns veranlasst haben, gerade nach Eiautschou zu 
gehen, stand neben der Notwendigkeit des Schutzes für unsere Missionare 
die schon von mir in der Budgetkommission angedeutete Erwägung im 
Vordergrund, dass wir dort von der englischen und der französischen Aktions- 
sphäre, wie von der russischen Operationsbasis gleich weit entfernt sind 
und somit durch unsere Festsetzung dort die Interessen jener Mächte nicht 
tangieren. Im Übrigen stimmten die Berichte aller zuverlässigen und sach- 
Terständigcn Kenner der ostasiatischen Verhältnisse darin überein, dass 
Kiautschau als Hafenplatz, als Klima und Hinterland, in maritimer und 
ökonomischer Hinsicht, als Lage und Umgebung gerade diejenige Position 
ist, die wir in Ostasien gebrauchen. Gewiss, wenn es in China einen 
idalen Punkt gäbe, der nur Lichtseiten hätte und keine Schattenseiten, 
dessen Erwerbung keine Schwierigkeiten verursachen und dessen Ent- 
wickelnng gar keine Kosten bereiten würde, so hätten wir uns sicherlich 
dorthin gewandt. (Heiterkeit). Ein solches ütopia existiert aber in China 
nicht. Wir leben in einer realen und unvollkommenen Welt und mussten 
mit den gegebenen Verhältnissen rechnen. Unter den erreichbaren und 
vorhandenen Plätzen war Kiautschou alles in allem weitaus der geeignetste. 
Kiautschou bietet den Vorzug einer sehr grossen und dabei durch ihre 
Einfahrt doch leicht zu verteidigenden eisfreien, tiefen, in absehbarer Zeit 
nicht mit Versandung bedrohten Bucht, welche auch bei schlechtem Wetter 
vollen Schutz gewährt und mehr als genügende Unterkunft für jede Kriegs- 
marine wie för den bedeutendsten Handelsverkehr. Es besitzt eine centrale 
Lage zwischen den Golfen von Japan, Petschili, Korea und den Mündungen 
des Jantsekiang. Es besitzt für chinesische Verhältnisse ein gutes Klima, 
vielleicht das beste in China. Es besitzt vor allen anderen chinesischen 
Häfen den Vorzug, Steinkohlen in seiner Nähe zu haben. Die Herstellung 
von Eisenbahnverbindungen zwischen Kiautschou und den Kohlenlagern von 
Shantung und bis zum Hoangho ist nicht verknüpft weder mit erheblichen 
technischen, noch mit unverhältnismässigen finanziellen Schwierigkeiten. 
Für die Herstellung dieser Eisenbahnverbindungen wie für die notwendigen 
Hafenanlagen rechnen wir auf die Mithilfe des deutschen Privatkapitals. 
Wo geerntet werden soll, muss auch gesäet werden. 
Wir glauben aber, dass das Samenkorn, welches wir bei Kiautschou in den 
Boden senken, Frucht bringen wird. Jedenfalls werden wir dasselbe sorg- 
sam pflegen, wir werden nach Möglichkeit darauf hinwirken, dass Eisiko 
und Gewinn, Einsatz und Ertrag im richtigen Verhältnis bleiben» Wir 
werden vorgehen ohne Überhastung, aber auch ohne kleinliche Engherzigkeit, 
stetig, besonnen. Schritt für Schritt, nicht als Konquistadoren, aber auch 
nicht als Kalkulatoren, sondern, wenn ich mich so ausdrücken darf, als 
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tüchtige und kluge Eanflente, die, wie weiland die Makkabäer, die Waffe 
in der einen Hand haben, in der anderen aber die Kelle und den Spaten. 
Meine Herren, ich glaube, dass ein Diplomat noch sorgfältiger als andere 
Menschen sich hüten soll vor ängstlicher Schwarzseherei wie vor trügerischen 
Illusionen, und dass er gar nicht ruhig und sachlich und nüchtern genug 
urteilen kann. Ich habe keine Luftschlösser vor Ihnen aufgeführt und mich 
jeder Schönfärberei enthalten. Ich bin aber überzeugt, dass die Erwerbung 
von Kiautschou der Ausbreitung christlicheu Glaubens und christlicher G-e- 
sittung zum Segen gereichen und dass sie förderlich sein wird für die wirt- 
schaftliche Entwickelung und für die politische Machtstellung des deutschen 
Volkes. (Wiederholtes lebhaftes Bravo.) 

Sodann nahm der Staatssekretär hinter dem Abgeordneten Dr. Barth 
zum zweitenmal das Wort: * 

Auf die erste Anfrage des Herrn Vorredners aus dem Hause möchte 
ich erwidern, dass die Freihafenstellung von Kiautschou auch meines Er- 
achtens in Zukunft wohl am meisten unseren Handelsinteressen entsprechen 
möchte. Ich möchte uns aber namentlich dem Auslande gegenüber nicht 
von vornherein festlegen (sehr richtig!), sondern ich glaube, es ist am besten, 
wir halten uns unabhängig, wie die Engländer in Hongkong dies meines 
Wissens gethan haben und noch thun. (Sehr richtig!) 

Tertrag zwischen dem Deutschen Beich nnd €hina wegen der 

Überlassang Ton Eiantschon. 

Das am 28. April 1898 hier eingetroffene Instrument des Vertrags 
zwischen dem Deutschen Eeich und China wegen der 
Überlassung von Kiautschou hat folgenden Wortlaut: 

Nachdem nunmehr die Vorfälle bei der Mission in der Präfektur Tsao 
chou fu in Shantung ihre Erledigung gefunden haben, hält es die Kaiser- 
lich chinesische Regierung für angezeigt, ihre dankbare Anerkennung für 
die ihr seither von Deutschland bewiesene Freundschaft noch besonders zu 
bethätigen. Es haben daher die Kaiserlich deutsche und die Kaiserlich 
chinesische Regierung, durchdrungen von dem gleichmässigen und gegen- 
seitigen Wunsche, die freundschaftlichen Bande beider Länder zu kräftigen 
und die wirtschaftlichen und Handelsbeziehungen der ünterthanen beider 
Staaten mit einander weiter zu entwickeln, nachstehende Separatkonvention 
abgeschlossen : 

Artikel I. 

Seine Majestät der Kaiser von China, von der Absicht geleitet, die 
freundschaftlichen Beziehungen zwischen China und Deutschland zu kräftigen 
und zugleich die militärische Bereitschaft des chinesischen Reiches zu 
stärken, verspricht, indem Er Sich alle Rechte der Souveränität in einer 
Zone von 50 km (100 chinesische Li) im Umkreise von der Kiautschoubucht 
bei Hochwasserstand vorbehält, in dieser Zeit den freien Durchmarsch 
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deutscher Trnppen zu jeder Zeit zu gestatten, sowie daselbst keinerlei Mass- 
nahmen oder Anordnungen ohne vorgehende Zustimmung der deutschen 
Eegierung zu treffen und insbesondere einer etwa erforderlich werdenden 
Eegulierung der Wasserläufe kein Hindernis entgegenzusetzen. Seine 
Majestät der Kaiser von China behält sich hierbei vor, in jener Zone im 
Einvernehmen mit der deutschen Eegierung Truppen zu stationieren sowie 
andere militärische Massregeln zu treffen. 

Artikel II. 

In der Absicht, den berechtigten Wunsch Seiner Majestät des Deutschen 
Kaisers zu erfüllen, dass Deutschland gleich anderen Mächten einen Platz 
an der chinesischen Küste inne haben möge für die Ausbesserung und Aus- 
rüstung von Schiffen, für die Niederlegung von Materialien und Vorräten 
für dieselben, sowie für sonstige dazu gehörende Einrichtungen, überlässt 
Seine Majestät der Kaiser von China beide Seiten des Eingangs der Bucht 
von Kiautschou pachtweise, vorläufig auf 99 Jahre, an Deutschand 
Deutschland übernimmt es, in gelegener Zeit auf dem ihm überlassenen Ge- 
biete Befestigungen zum Schutze der gedachten baulichen Anlagen und der 
Einfahrt des Hafens zur Ausführung zu bringen. 

Artikel III. 
Um einem etwaigen Entstehen von Konflikten vorzubeugen, wird die 
Kaiserlich chinesische Eegierung während der Pachtdauer im verpachteten 
Gebiete Hoheitsrechte nicht ausüben, sondern überlässt die Ausübung der- 
selben an Deutschland, und zwar für folgendes Gebiet: 

1. an der nördlichen Seite des Einganges der Bucht: 

die Landzunge abgegrenzt nach Nordosten durch eine von der nord- 
• östlichen Ecke von Potato-Island nach Loshan-Harbour gezogene 
Linie, 

2. an der südlichen Seite des Einganges zur Bucht: 

die Landzunge abgegrenzt nach Südwesten durch eine von dem süd- 
westlichsten Punkte der südsüdwestlich von Chiposan Island be- 
findlichen Einbuchtung in der Eichtung auf Tolosan-Island gezogene 
Linie, 

3. Inseln Chiposan und Potato-Island, * 

4. (für) die gesammte Wasserfläche der Bucht bis zum höchsten der- 
zeitigen Wasserstande, 

5. (far) sämtliche der Kiautschou-Bucht vorgelagerten und für deren 
Verteidigung von der Seeseite in Betracht kommenden Inseln, wie 
namentlich Tolosan, Tschalientau u. s. w. 

Eine genauere Festsetzung der Grenzen des an Deutschland verpachteten 
Gebiets sowie der 50 Kilometerzone um die Bucht herum behalten sich die 
' hohen Kontrahenten vor, durch beiderseitig zu ernennende Kommissare nach 
Massgabe der örtlichen Verhältnisse vorzunehmen. 
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Chinesischen Kriegs- und Handelsschiffen sollen in der Kiantschoa- 
Bucht dieselben Vergünstigungen zu teil werden wie den Schiffen anderer 
mit Deutschland befreundeter Nationen, und es soll das Ein- und Auslaufen 
sowie der Aufenthalt chinesischer Schiffe in der Bucht keinen anderen Ein- 
schränkungen unterworfen werden, als die Kaiserlich deutsche Regierung 
kraft der an Deutschland auch für die gesamte Wasserfläche der Bucht 
übertragenen Hoheitsrechte in Bezug auf die Schiffe anderer Nationen zu 
irgend einer Zeit festzusetzen für geboten erachtet wird. 

Artikel IV. 

Deutschland verpflichtet sich, auf den Inseln und Untiefen vor Eingang 
der Bucht die erforderlichen Seezeichen zu errichten. 

Von chinesischen Kriegs- und Handelsschiffen sollen in der Kiautschou- 
Bucht keine Abgaben erhoben werden, ausgenommen solche, denen auch 
andere Schiffe zum Zwecke der Unterhaltung der nötigen Hafen- und Quai- 
anlagen unterworfen werden. 

Artikel V. 

Sollte Deutschland später einmal den Wunsch äussern, die Kiautschou- 
Bucht vor Ablauf der Pachtzeit an China zurückzugeben, so verpflichtet sich 
China, die Aufwendungen, die Deutschland in China gemacht hat, zu ersetzen 
und einen besser geeigneten Platz an Deutschland zu gewähren. 

Deutschland verpflichtet sich, das von China gepachtete Gebiet niemals 
an eine andere Macht weiter zu verpachten. 

Der in dem Pachtgebiet wohnenden chinesischen Bevölkerung soll, 
vorausgesetzt, dass sie sich den Gesetzen und der Ordnung entsprechend 
verhält, jederzeit der Schutz der deutschen Regierung zu teil werden; sie 
kann, soweit nicht ihr Land für andere Zwecke in Anspruch genommen wird, 
dort verbleiben. 

Wenn Grundstücke chinesischer Besitzer zu irgend welchen Zwecken 
in Anspruch genommen werden, so sollen die Besitzer dafar entschädigt 
werden. 

Was die Wiedereinrichtung von chinesischen Zollstationen betrifft, die 
ausserhalb des an Deutschland verpachteten Gebiets, aber innerhalb der 
vereinbarten Zone von 50 km, früher bestanden haben, so beabsichligt die 
Kaiserlich deutsche Regierung 'sich über die allendliche Regelung der Zoll- 
grenze und der Zollvereinnahmung in einer alle Interessen Chinas wahrenden 
Weise mit der chinesischen Regierung zu verständigen und behält sich vor, 
hierüber weitere in Verhandlungen einzutreten. 

Die vorstehenden Abmachungen sollen von den Souveränen beider ver- 
tragschliessenden Staaten ratifiziert, und die Ratifikationsurkunden sollen 
derart ausgetauscht werden, dass nach Eingang der chinesisch erseits rati- 
fizierten Vertragsurkunde in Berlin die deutscherseits ratifizierte Urkunde 
dem chinesischen Gesandten in Berlin ausgehändigt werden wird. 
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Der vorstehende Vertrag ist in vier Ausfertigungen — zwei deutschen 
und zwei chinesischen — aufgesetzt und am 6. März 1898 gleich dem 
14. Tage des 2. Mondes im 24. Jahre Kuang-hsü von den Vertretern der 
beiden Vertrags chliessenden Staaten unterzeichnet worden. 

(Grosses Siegel des Tsungli Yamen.) 

Der Kaiserlich deutsche Gesandte: 
(L. S.) (gez.) Freiherr von Heyking. 

(gez.) Li hung chang (chinesisch), 
Kaiserlich chinesischer Grosssekretär, 
Minister des Tsungli Yamen 
etc. etc. etc. 
(gez.) Weng-tung-ho (chinesich), 
Kaiserlich chinesicher Grosssekretär, 
Mitglied des Staatsrats, 
Minister des Tsungli Yamen 

Die chinesische Auffassnng. 

Wir geben nach den „Times" im folgenden den Anfang Februar dieses 
Jahres verfassten Bericht des Tsungliyamen an den Kaiser 
von China, über die Beilegung des Zwistes mit Deutschland dem Wortlaut 
nach wieder, einmal, weil er als historisches Dokument für die Geschichte 
unserer ersten kolonialen Erwerbung in Asien von Interesse ist, dann aber 
auch, weil er ein treffendes Bild der chinesischen Diplomatie und ihrer Ver- 
treter giebt. Die Geschichte wird zwar den Inhalt dieses Berichts nicht 
ohne weiteres auf Treu und Glauben in ihr Buch übertragen, sondern ihn 
einer gründlichen Nachprüfung an der Hand der amtlichen deutschen Akten 
unterziehen, aber immerhin wird sich mancher wundern, dass ihm in den 
Verfassern nicht etwa Barbaren, sondern feine Schriftgelehrte entgegentreten, 
die wohl geschult sind in der Kunst, sich die Gedanken zum Zweck zurecht 
zu legen. Es sei hier nur darauf aufmerksam gemacht, wie sich der für den 
Chinesen so charakteristische Drang, seine Würde zu wahren, sein „Gesicht 
zu behalten", auch hier breit macht, und wie sich ebenso der chinesische 
Stolz mit dem Motto : „Denn ich bin klug und weise und mich betrügt man 
nicht" als roter Faden durch den Bericht zieht. Er lautet: 

Nachdem im vergangeneu November zwei deutsche Missionare im Gebiete 
von Tsaotschau ermordet waren, besetzte die deutsche Flotte plötzlich Kiautschou, 
und der deutsche Gesandte Freiherr v. Heyking wandte sich amtlich an uns, 
indem er die Erfüllung von sechs Forderungen verlangte. Der Abbruch der 
freundlichen Beziehungen schien, wie bereits gemeldet, bevorzustehen. Die Ab- 
schriften der Korrespondenz, die darauf zwischen Baron Heyking und dem Aus- 
wärtigen Amte gewechselt wurde, und die Inhaltsangaben der gepflogenen Ver- 
handlungen sind ebenfalls Sr. Majestät von Zeit zu Zeit unterbreitet worden; 
und in Gehorsam gegen Sr. Majestät Befehle haben wir beständig mit dem Ge- 
sandten in Verbindung gestanden, indem wir einige seiner Forderungen an- 
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nahmen nnd andere verwarfen. Baron Heyking forderte, dass Lipingheng, der 
Gonvemenr von Shantnng, der dnrch wiederholten Ungehorsam gegen die kaiser- 
lichen Erlasse und dnrch die Weigerung, die Anordnungen der Regierung aus- 
führen, einen wirklich ernsten Fall dadurch veranlasst habe, dass er nicht von 
Anfang an gehandelt habe, aus dem Dienste entlassen und nie wieder angestellt 
werde. Wir weigerten uns entschieden, auf diese Forderung einzugehen und 
bestanden darauf, dass die Worte: „nie wieder angestellt werde" ausgelassen 
würden. Wir waren indessen willens, dem Throne zu empfehlen, ihm kein hohes 
Amt mehr zu geben. Weiterhin hat vor einiger Zeit Bischof Anzer die Erbauung 
einer Kirche zu Tsining in die Hand genommen. Als nun die Uuruhen in 
Tsaotschau ausbrachen, forderte der deutsche Gesandte, dass eine kaiserliche 
Schutztafel aufgestellt, und dass eine Geldsumme zu den Baukosten beigesteuert 
werde. Wir ordneten an, dass nach frühern Präcedenzfällen eine Tafel mit der 
Aufschrift: „Katholische Kirche, mit kaiserlicher Genehmigung erbaut '^ aufgestellt 
und eine Summe von 66000 Taels zu den Baukosten zugeschossen würde. Die 
Bestrafung der Mörder der Priester und die spätere Bewilligung einer Ent- 
schädigungssumme sind Dinge, die unmittelbar mit dem Unglücksfalle zusammen- 
hängen, und würden deshalb als selbstverständlich zugestanden worden sein. 
Allein der deutsche Gesandte legte dar, dass die Priester keine Familie hätten, 
nnd dass deshalb die einzige Form, in der eine Entschädigung geleistet werden 
könnte, die Errichtung von Sühnkapellen wäre. Es wurde deshalb angeordnet, 
dass eine solche Kapelle in der Stadt Tsaotschau errichtet würde, und eine 
andere in Tschangtschiautschwang im Bezirk von Tschüych; däss einer jeden 
von ihnen eine Grundfläche von nicht mehr als 10 Mu an Ausdehnung durch die 
Ortsbehörden zugewiesen, und eine Summe von 66 000 Taels für Bauzwecke, wie 
in dem Falle von Tsining, bewilligt würde sowie zwei Tafeln mit der oben 
genannten Aufschrift zur Aufstellung bei der Kirchenthür als Zeichen des ge- 
währten Schutzes. Endlich war eine weitere Summe von 3000 Taels als Ersatz 
für die von den Bäubem entwendeten Gegenstände zu zahlen. Der Gesandte 
führte dann aus, dass den Priestern allerlei Schwierigkeiten in den Weg gelegt 
würden, wenn sie Wohnungen mieten wollten, und schlug deshalb vor, dass eine 
Wohnung für sie errichtet würde in einem jeden von folgenden 7 Orten: 
Tschüych, Hotsi, Yüntscheng, Tanhsien, Wiischich, Tsaohsien und Lut'ai, und 
dass eine Gesamtsumme von 24 000 Taels gezahlt würde, die als Entschädigung 
für die Ermordung der beiden Priester betrachtet werden sollte. [.Vom Tsungli- 
Yamen bewilligt.] Die Räuber sind verhaftet worden und werden gesetzlich 
abgeurteilt werden, während über die Lokalbeamten dem Throne genau berichtet 
werden wird wegen der Unterlassung von Massregeln, die geeignet waren, dem 
Vorfall vorzubeugen. Der deutsche Gesandte forderte dagegen von China das 
Versprechen, dass solche Angriffe niemals wieder vorkommen würden. In Er- 
widerung auf diese Forderung legten wir dar, dass der Schutz der Missions- 
sprengel eine Verpflichtung ist, die China durch Vertrag auferlegt ist, dass es 
China aber unmöglich ist, zu verbürgen, dass ein plötzlicher Überfall von 
Räubern niemals wieder vorkommen würde. Da indessen der Gesandte grosses 
Gewicht auf diesen Punkt legte, so schlugen wir vor, dem Throne zu empfehlen, 
ein Edikt zu erlassen, das die Ortsbehörden streng anweist, alles zu thun, was 
in ihrer Macht steht, um den Missionssprengeln den Schutz zu sichern, der ihnen 
durch Vertrag zugesagt ist, und da wir nicht alle Orte kennen, in denen die 
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deutsche Mission Stationen eingerichtet hat, die Bezirksbeamten zu beauftragen, 
Listen dieser Plätze zur Kenntnisnahme der Begierung zusammenzustellen. Der 
Gesandte nahm diesen Vorschlag an, dessen Durchführung hoffentlich auf der 
einen Seite der Mission grossem Schutz verschaffen und auf der andern für 
bessere Beaufsichtigung der betreffenden Orte sorgen wird. Die Beamten, die 
sich in diesem Falle der Nachlässigkeit schuldig gemacht haben, werden natürlich 
entfernt werden, aber ob sie nach andern Provinzen versetzt oder ob eine schwere 
Disziplinarstrafe über sie verhängt werden soll, wird China überlassen bleiben 
zu bestimmen. 

Der deutsche Gesandte benutzte diesen Vor&U mit der Mission, um weiter 
hinsichtlich kommerzieller Fragen Forderungen zu stellen, und schlug vor, dass, 
wenn künftig in irgend einem Teile von Shantung Eisenbahnen gebaut würden, 
in erster Linie von deutschen Eaufleuten Anerbieten berücksichtigt werden 
sollten, um Bergwerke längs der Eisenbahnlinie zu eröffnen. Später schlug er 
weiter die Bildung eines deutsch-chinesischen Syndikats vor, um Eisenbahnen 
durch Schantung zu bauen und Bergwerke an diesen Eisenbahnlinien zu eröffnen, 
mit der Absicht, diesem Syndikat in Schantung dieselben Vorrechte zu verschaffen, 
die anderswo dem russisch-chinesischen Syndikat bewilligt worden sind. Nach 
eingehender Untersuchung stimmten wir der Anlegung einer Linie von Kiautschou 
nach der Stadt Tsinanfu bei, indem wir die Beratung über die spätere Aus- 
dehnung der Linie von diesem Punkte bis zu der Hauptlinie, die durch China 
gebaut wird, aussetzten, bis die jetzt bewilligte Linie vollendet ist. Es wurde 
femer ausdrücklich festgesetzt, dass es Chinesen und Deutschen freistehen sollte, 
sich an der Zeichnung zu beteiligen oder Anteilscheine auf eine oder beide Linien 
zn nehmen, und dass die chinesische Landesgerichtsbarkeit durch deren Er- 
bauung nicht beeinträchtigt werden sollte. Ebenso wurde eine besondere Ur- 
kunde darüber unterzeichnet, dass in der Erledigung dieser Angelegenheit auf 
keine mit einer andern Nation getroffene Vereinbarung zurückgegriffen werde, 
sondern dass sie nach ihrem eigenen Wert durch die beiden betreffenden Länder 
geordnet werden solle. Der deutsche Gesandte forderte weiter, China solle 
Deutschland die Kosten ersetzen, die ihm durch die Beilegung des Falles er- 
wachsen und die auf eine Million Taels geschätzt wurden. Eine solche Fordening 
überschritt die vernünftigen Grenzen. Wir erklärten daher, dass China jede 
Verbindlichkeit für diese Ausgaben ablehne. Mit Rücksicht jedoch auf die 
freundschaftlichen Beziehungen; die seit vielen Jahren zwischen den beiden 
Ländern bestanden haben, in Berücksichtigung ferner, dass China infolge der 
ihm früher von Deutschland geleisteten Dienste in Deutschlands Schuld ist, 
machten wir, immer daran festhaltend, dass China nicht verpflichtet sei, auch 
nur einen Pfennig zu zahlen, einen andern Vorschlag, der indessen von dem 
Falle der Missionare gänzlich getrennt behandelt werden sollte, um jeder Klage 
anderer Mächte vorzubeugen. Der deutsche Gesandte erklärte, dass er über 
diesen Punkt erst die Weisungen seiner Begierung einholen müsse, und nach- 
dem wir nach Verlauf von zehn Tagen den Gesandten wiederholt um eine 
Antwort gedrängt hatten, kamen wir allmählich zu einem Einvernehmen. Der 
Minister willigte ein, seine Truppen von dem besetzten Gebiet auf die Schiffe 
zurückzuziehen und die Forderung auf Ersatz der Besetzungskosten fallen zu 
lassen. Es war abgemacht worden, dass die Bestimmungen über dieses Ab- 
kommen im Tsungliyamen ausgetauscht werden sollten; als aber Berichte von 
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einem neuen Angriff auf die Priester und von der Vertreibung bekehrter Christen 
aus dem Tsaotschaubezirk eintrafen, weigerte sich der deutsche Gesandte, dieses 
Abkommen zu vollziehen, und forderte aufs neue, dass Lipingheng abgesetzt 
und nie wieder mit einem Amt bekleidet werde. Wir bestritten wiederum mit 
allem Nachdruck die Gerechtigkeit einer solchen Forderung, und ein Erlass, 
wonach der in Tsaotschau kommandierende General Wanpentschwa abgesetzt 
und vor das Gericht der Provinzialhauptstadt verwiesen wurde, befriedigte 
schliesslich den Gesandten; er sprach persönlich am 4. Januar im Begierungs- 
gebäude vor und übergab uns genaue Abschriften seiner in sechs Punkte zu- 
sammengefassten Forderungen und eine Antwortnote, worin er das erzielte Über- 
einkommen bestätigte. 

Indem wir die Unterhandlungen zusammenfassen, erlauben wir uns zu be- 
merken, dass China und Deutschland bis jetzt keinerlei Ursache zu Zwistigkeiten 
hatten, ausgenommen vielleicht den Umstand, dass Deutschlands Erwartung, 
China schulde ihm für seinen Beistand bei der Bückerstattung von Liaotung 
eine Entschädigung, nicht erfüllt worden war. Freilich hatte der chinesische 
Gesandte in Deutschland, Schukingtscheng, brieflich und telegraphisch die Auf- 
merksamkeit des Tsungliyamen auf die Thatsache gelenkt, dass Deutschland im 
Gegensatz zu England, Frankreich und Bussland keinen Hafen im Stillen Ocean 
besässe, in dem seine Schiffe ankern und Kohlen einnehmen könnten, und dass 
es deshalb, weil es im Vergleich zu den andern Nationen im Nachteil sei, den 
Besitz von Kiautschou erstrebe. Infolge dieser Vorstellungen und in der Absicht 
jeder Möglichkeit eines Vorgehens Deutschlands nach dieser Bichtung vorzu- 
beugen, suchten wir im Februar 1897 die kaiserliche Genehmigung nach, in 
Kiautschou die alten Docks ausbessern und neue Docks bauen zu lassen. Als 
daher nach dem Angriff auf die Missionare ein kaiserliches Edikt erschien, das 
Lipingheng anbefahl, die Verbrecher zu verhaften und das Deutschlands W^unsch, 
einen Hafen zu erhalten, erwähnte, war es augenscheinlich, dass Se. Kaiserliche 
Majestät die Tragweite der Pläne jenes Landes vollauf erkannte. Aber es konnte 
nie vorausgesehen werden, dass Deutschland die Ermordung der Missionare zum 
Vorwand nehmen würde, um Unruhen zu stiften; dass es, ohne ein Wort zu 
sagen, Kriegsschiffe absenden und Kiautschou besetzen würde; dass es das um- 
liegende Gebiet selbst bis zur Stadt Schimo mit Truppen belegen, und dass der 
deutsche Kaiser seinen eigenen Bruder als Befehlshaber eines zweiten Geschwaders 
nach China senden würde. Die sechs Forderungen, die der deutsche Gesandte 
als Bedingung für die Beilegung der Sache stellte, mussten, so erklärte er, un- 
verändert bewilligt werden, und nicht ein Wort sagte er über die Bäumung 
der Kiautschoubucht. Den einzigen Widerstand, den wir ihm entgegensetzen 
konnten, waren Worte und Noten, Wirksameres hatten wir leider nicht. 
Schliesslich aber willigte der Gesandte nach langen Verhandlungen ein, dass 
ein Teil des von dem Admiral als deutsches Schutzgebiet bezeichneten Landes 
— einschliesslich der Stadt Kiautschou — geräumt werden solle, der übrige 
Teil sollte, ähnlich wie die Settlements in den Vertragshäfen, gegen eine jähr- 
liche Abgabe in Pacht gegeben werden. Die Souveränitätsrechte über dieses 
Gebiet, dessen Grenze 100 Li weit ist, sollen nach wie vor China zustehen. Die 
Note, die der Minister über die Verpachtung an den Tsungliyamen richtete, 
enthält fünf Punkte, die sich, wie er sagt, gründen auf den Wunsch, freund- 
schaftliche Beziehungen zwischen den beiden Ländern zu sichern, und deren 
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allgemeiner Inhalt dahin geht, a) dass die Pacht 99 Jahre läuft, h) dass China 
und Deutschland Offiziere abordnen, die gemeinsam die Grenze festsetzen, die 
100 Li im Umkreise sein soll; c) dass chinesische Kriegs- und Kauffahrteischiffe 
den Hafen von Kiautschou nach Belieben anlaufen und verlassen können; d) dass 
Deutschland die ge^hrlichen Stellen seewärts der Bai mit Bojen und Baken 
bezeichnen darf; e) dass chinesische Kriegs- und Kauffahrteischiffe ohne Abgaben 
zu zahlen im Hafen verkehren dürfen. Eine weitere Klausel bestimmt, dass 
China für den Fall, dass Deutschland später wünschen sollte, die Kiautschou- 
bucht an China zurückzuerstatten, ihm alle auf die Bucht verwandten Kosten 
ersetzen und ihm im Austausch einen andern passenden Hafen aushändigen solle. 
Da diese Klausel sich nur auf eine Rückerstattung vor Ablauf der Pachtzeit 
bezieht, so ist dagegen nichts einzuwenden, aber es muss ausdrücklich betont 
werden, a) dass Deutschland den chinesischen Zollbehörden die Erlaubnis nicht 
verweigern kann, auch während der Pachtzeit wie bisher Abgaben zu erheben 
(? wohl nur ausserhalb der Konzessionsgrenzen) und b) dass alle deutschen 
Truppen aus dem Bereich jenseit der Konzessionsgrenzen zurückgezogen werden 
müssen. Die Höhe der Summe, die als jährliche Pacht zu bezahlen ist, wird 
später mit dem deutschen Gesandten vereinbart werden; zur Regelung dieser 
Punkte und zur Beendigung des Zwischenfalls mit den Missionaren werden dem 
Gesandten in den nächsten Tagen entsprechende Noten zugestellt. Dem Gouverneur 
von Shantung werden, sobald das Abkommen vom Thron genehmigt ist, genaue 
Weisungen der Regierung darüber zugehen, wie er diesen Unternehmungen volle 
Wirkung sichern kann. Als dieser Streit mit Deutschland ausbrach, versuchten 
mehrere andere Staaten einzugreifen, und die Zahl der Noten, die darüber ein- 
gingen, und der Zeitungsartikel, die veröffentlicht wurden, war ungewöhnlich 
gross ; aber wir bestanden darauf, dass diese Angelegenheit zwischen Deutschland 
und China allein durch gemeinsame Beratung ohne fremde Einmischung erledigt 
werden müsse, denn wir waren überzeugt, dass diese Mächte in Wirklichkeit 
nicht von dem Wunsch beseelt waren, China zu helfen, sondern dass sie, unter 
dem Vorwande, als Vermittler aufzutreten, im geheimen nur ihre eigenen Zwecke 
verfolgten und dass daher China am Ende noch mehr geschädigt würde. Wenn 
schliesslich gar die Eifersucht der fremden Mächte zu einem Kriege führen 
sollte, der in China ausgefochten würde, so würden die Schwierigkeiten für 
China ins Ungeheure wachsen. Für sie war deshalb der einzige vernünftige 
Weg der, diese Sache mit möglichster Eile beizulegen. Um jedoch in der Lage 
zu sein, Angriffen von aussen zu widerstehen, muss China sich stark machen. 
Zu dem Zweck muss es sich eine geschulte Armee schaffen, und um eine Armee 
zu schaffen, muss es für entsprechende Mittel sorgen. In diesem Sinne wird 
der Tsungliyamen später berichten, inzwischen ist es seine Pflicht, dem Throne 
zwecks Billigung die Einzelheiten der Verhandlungen über die Beilegung des 
Zwistes mit Deutschland nebst den Abschriften seines Briefwechsels mit dem 
deutschen Gesandten und die amtlichen Protokolle über die Unterredungen mit 
ihm zu überreichen. 

Die Einrichtung einer Verwaltung. 

Diese Verwaltung dieses Gebietes wurde nicht, wie inan vielfach er- 
wartete, der Kolonial-Abteilung, sondern dem Reichs-Marine-Amt übertragen. 
Er lässt sich nicht verkennen, dass sehr gute Gründe dafür massgebend 
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gewesen sind, einmal die Thätigkeit der Marine vor und bei der Besitz- 
ergreifung, dann ihre Bekanntschaft mit den Verhältnissen und das vor- 
läufige Überwiegen militärischer Einrichtungen. Kiautschou ist vorläufig nur 
ein Posten, ein auszubildenden Hafen und Flottenstation in einem dicht 
bevölkerten Lande, welches eine jede Kolonisation durch deutsche Aus- 
wanderer ausschliesst. Immerhin dürfte in der Zukunft, wenn die Ver- 
hältnisse sich mehr befestigt haben, die dortige Verwaltung der dann 
hoffentlich zu einem selbständigen ßeichsamt ausgewachsenen Kolonial- 
Abteilung unterstellt werden müssen.. 

Dem Reichstag wurde folgende Kaiserliche Verordnung bezüglich des 
Kiautschou-Gebietes mitgeteilt: 

„Nachdem durch den am 6. März 1898 zwischen Unserer Regierung 
und der Kaiserlich chinesischen Regierung zu Peking geschlossenen 
Vertrag das in diesem Vertrage näher bezeichnete, an der Kiautschou- 
Bucht belegene Gebiet in deutschen Besitz übergegangen ist, nehmen 
Wir hiermit im Namen des Reichs dieses Gebiet unter Unseren Kaiser- 
lichen Schutz. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Kaiserlichen Insiegel, 

Gegeben Berlin Schloss, den 27. April 1898. 

gez. : W i 1 h e 1 m I. R. 
ggez. : Fürst zu Hohenlohe. 

Auf das Kiautschou-Gebiet fanden durch eine weitere Verordnung vom 
selben Tage demgemäss die gesetzlichen Bestimmungen Anwendung, welche 
für die Rechtsverhältnisse der deutschen Schutzgebiete gelten. 

Über die Lage an der Kiautschaubucht bei Übergang der 
Verwaltung an das Reichs-Marine-Amt giebt ein Bericht 
des Vize-Admirals und Chefs des ostasiatischen Kreuzer- 
geschwaders von Diedrichs an das Reichs-Marin e-Amt, welcher 
am 15. Februar verfasst war und am 22. April hier einging, manchen neuen 
Aufschluss. In diesem Bericht machte er Mitteilung über notwendige Bauten 
und sprach sich über die Landerwerbsfrage und die für die Zukunft zu be- 
folgende Politik etc. folgendermassen aus. 

Das Vorkaufsrecht ist noch nicht weiter ausgedehnt, als es bei Be- 
ginn des chinesischen Neujahrs stand. Mit der jetzt erfolgten Rückkehr 
des Dolmetschers Dr. Schrameier können die Verhandlungen wieder auf- 
genommen werden. Gekauft habe ich bisher einen Landstreifen von etwa 
10 ha am Strande, südöstlich von Horse shoe rock. Der gezahlte Preis 
beträgt 2804 Doli. Die Verhandlungen über einen doppelt so grossen Ufer- 
streifen weiter nördlich und über das Land zwischen Tsingtau und dem 
Truppenlager in einigen hundert Metern Breite waren nahe zum Abschluss 
gelangt, als die Besitzer mit ihren Forderungen derart in die Höhe gingen, 
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dass eine gütliche Verständigung ausgeschlossen erchien. Der chinesische 
Dolmetscher berichtete, dass sich die nächsten 20 Dörfer untereinander ver- 
ständigt hätten, gleich hohe Preise, etwa das Zehnfache des bis- 
herigen Kaufwertes, zu fordern. Auf dem Terrain in der Nähe des 
Tmppenlagers war der Platz für das Barackenlazarett ausgewählt, das Land 
musste deshalb in unsere Hände übergehen, und ich proklamierte da- 
her die Preise für drei Bodenklassen, welche in Zukunft für 
alles Land gezahlt werden sollten, welches die Eegierung in 
Besitz nehmen würde. Schon der von uns vertriebene General Chang 
hatte die bezüglichen Preise festgesetzt und ich behielt diese Sätze bei. 
Bei fester Durchführung dieses Verfahrens wird sich die geringe Unruhe, 
welche beim Beginn der Ankäufe unter den Dorfbewohnern bemerkt wurde, 
bald legen; es müssen nur die berechtigten Wünsche der Landbesitzer 
thunlichst berücksichtigt werden. Zu diesen berechtigten Wünschen rechne 
ich die Schonung der Begräbnisstätten, beziehungsweise Verlegung derselben, 
auf Staatskosten und vorläufige Zurückstellung derjenigen Grundstücke vom 
Ankauf, welche nicht notwendig zur Zeit gebraucht werden, auf deren Besitz 
die Eigentümer aber wegen der Ertragsfähigkeit, oder aus anderen Gründen 
besonderen Wert legen. So befindet sich z. B. auf einer Landstrecke eine 
besonders hoch geschätzte Medizinwurzel, um deren Besitz die Dorfbewohner 
daher hartnäckig handelten. 

Die Landstrecken, welche unter allen Umständen in unseren Besitz über- 
gehen müssen, sind so umfangreich, dass Monate lang eine emsige Thätig- 
keit des zur Verfügung stehenden Personals zum Abschlüsse der Kaufver- 
handlungen darüber nötig sein wird. Aber ohne genaue Vermessung werden 
die Eintragungen in das vorläufig angelegte Grundbuch unzuverlässig sein; 
es ist deshalb durchaus nötig, Landmesser bald herzuschicken. Landaufkäufe 
zu Spekulationszwecken durch Gesetze und Verordnungen zu 
hindern, wird eine dringende Aufgabe der allernächsten Zeit 
sein. Eine Verpachtung nach Art der englischen lease halte ich für 
schädlich im Interesse der entstehenden . Stadt. Niemand will an ein 
Gebäude, welches nach 99 Jahren mit dem Grundstück dem Besitzer des 
Bodens verfällt, viel wenden. Die Häuser werden daher möglichst billig, 
unsolide und schmucklos errichtet, wie man dies so häufig in England zum 
Nachteil des Aussehens der Städte und des Komforts der Mietswohnungen 
erfährt. Dagegen könnte bei Strafe des Rückfalles des Grund und Bodens 
an den Staat verlangt werden, dass in den ersten Jahren gewisse Prozent- 
sätze des Kaufpreises auf die Grundstücke verwendet werden müssen. In 
der ersten Zeit, wo die Grundpreise massig sein werden, müssen höhere 
Sätze (50 bis 100 %) verlangt werden, in späterer Zeit entsprechend weniger. 
Daneben könnten hohe Gebäudesteuern und eine besondere Besteuerung von 
Luxusgrundstücken (Gärten) der Spekulation einen Riegel vorschieben. 

Die Arbeitslöhne, welche anfänglich infolge des grösseren Bedarfs 
verhältnismässig hoch waren, wurden, nachdem durch Erkundigungen bei den 
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Magistratsbeamten in den Städten die ortsüblichen Löhne in Erfahrung 
gebracht waren, vom 1. Februar ab um ein Viertel herabgesetzt. Hierbei 
wurde immer noch etwas mehr gezahlt, als der Chinese giebt. Dennoch 
entstand in den ersten Tagen etwas Unzufriedenheit und Zurückhaltung. 
Beides ist aber inzwischen vollständig geschwunden, und es ist jede ge- 
wünschte Zahl von Tagelöhnern ohne Mühe zu erhalten. 

Die Frage der Geldbeschaffung wird in ein neues Stadium treten 
durch Eröffnung einer Wechselstelle der deutsch-ostasiatischen Bank in 
Tsingtau. Der Beamte will mit dem nächsten Dampfer aus Shanghai kommen 
und nach den ihm bei einem früheren Besuch geäusserten Wünschen die 
Geschäfte vermitteln. 

Über die Anforderungen, welche in nächster Zukunft befriedigt werden 
müssen, beehre ich mich noch folgendes anzuführen. 

Ein bedeutendes Lager deutscher und englischer Kohlen in 
Tsingtau empfiehlt sich vom militärischen und haushälterischen Standpunkt 
Die eben jetzt auffällig bemerkten starken Ankäufe von Kohlen am offenen 
Markt seitens der englischen und russischen Marine, welche die Preise stark 
in die Höhe getrieben haben, sind eine Lehre für die Beurteilung zukünftiger 
Zustände bei kriegerischen Verwickelungen an hiesiger Küste. 

Wesentlich für die Selbständigkeit des hier zu gründenden Hafens ist 
die baldige Schaffung einer Dockgelegenheit. Falls mit den Arbeiten 
an einem festen Dock nicht in nächster Zeit begonnen werden soll, würde 
die Beschaffung eines geteilten Schwimmdocks in Frage kommen. 

Eine Wetterbeobachtungsstation mit Sturmwarnung ist sowohl 
wegen des . erhofften Schiffahrtsverkehrs, wie wegen der zu erschaffenden 
Wasserbauten sehr • erwünscht. Bisher sind ausser den auf den Schiffen 
vorgeschriebenen Beobachtungen regelmässig nur noch Pegelregistrierungen 
an einem an der Brücke von Tsingtau angebrachten Massstab gesammelt. 
Da Telegraphenverbindung besteht, so ist ein Anschluss an das Beobachtungs- 
netz der chinesischen und japanischen Küste ohne weiteres gegeben. Die 
Verbindung mit Shanghai würde von besonderem Wert sein, und es ist wohl 
nicht zu zweifeln, dass die chinesische Telegraphen Verwaltung den Austausch 
der Witterungsnachrichten kostenlos zulassen wird. Die Instrumente müssten 
von der Heimat mit den nötigen Gebrauchsanweisungen herausgeschickt 
werden. Ein Beobachter, welcher nebenamtlich die vorläufige Verwaltung 
führt, würde sich unter den vorhandenen Beamten am Lande finden lassen. 
Falls sich Schwierigkeiten herausstellen sollten, könnte das Wachtschiff einen 
geeigneten Mann zeitweise kommandieren. 

Eine baldige genaue geologische Untersuchung der näheren Umgebung 
von Tsingtau halte ich im staatlichen Interesse für geboten, weil die Art 
und Lagerung des Bodens auf die Dockarbeiten, auf die Lage der Stadt und 
damit wieder auf die Landankäufe von Einfluss sein kann. 

Der Bat und die Thätigkeit eines tüchtigen, praktischen, erfahrenen 
Forstbeamten ist für die Landeskultur nicht zu entbehren. Die jetzt 
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meist kahlen, znm geringen Teil mit niedrigem, därftigem Nadelgestrüpp^ 
spärlich bestandenen Bergknppen würden nach Bodenbeschaffenheit und 
Klima wahrscheinlich wertvolles Nutzholz tragen können. Neben dem zu 
erzielenden ökonomischen Vorteil würde hierdurch Schutz geschaffen gegen 
das Fortschwemmen fruchtbaren Bodens und das Ausschwemmen mächtiger 
Ravinen, wie sie bis zu 20 m Tiefe und mehr von den Bergabhängen weit 
herab in die Ebene zahlreich eingerissen sind. Auch die Feuchtigkeit des 
Bodens würde voraussichtlich mit der Bewaldung der Berge und Hügel gleich- 
massig werden und länger anhalten. In der Nähe der Dörfer sieht man 
neben wohlgepflegten, ausgedehnten Obstplantagen kräftige Eichen- und 
andere Laub-, sowie hochstämmige Nadelbäume. Meine Frage, warum auf 
den Bergen nicht ebenfalls bessere Bäume gepflanzt würden, beantwortete 
der Distriktsvorsteher von Tsimo dahin, dass sich die Beamten um solche 
Dinge nicht bekümmerten, das sei Sache der Privatleute; übrigens hätten 
sie nicht genug von den grossen Bäumen, um die Berge damit zu bepflanzen. 
Nebenbei will ich noch erwähnen, dass die Landschaft, deren Beiz jetzt 
hauptsächlich in den bizarren Bergformen liegt, durch ausgedehnte Wald- 
anpflanzung ausserordentlich gewinnen müsste, was wieder zur Hebung der 
Kolonie viel beitragen könnte, weil alle übrigen Bedingungen zu einer Sommer- 
frische und einem Badeplatz in nächster Nähe Tsingtaus in einem so hohen 
Grade vorhanden sind, wie sie sich an keinem von Europäern bewohnten 
Punkt der chinesischen Küste finden. Der Platz könnte deshalb leicht zum 
Sammelpunkt der erholungsbedürftigen guten Gesellschaft hiesiger Küste 
werden, was seiner Entwickelung förderlich sein müsste. 

Auch ein mit Gemüsebau vertrauter Gärtner würde lohnende Be- 
schäftigung finden und viel beitragen können, den Aufenthalt hier während 
der Entwickelungsjahre erträglich zu machen. 

Zu meinem früheren Bericht über die Verwaltung des Gebietes muss 
ich noch nachtragen, dass sich in mir mehr und mehr die Überzeugung 
herausgebildet hat von der Notwendigkeit, den an die Spitze zu stellenden 
Gouverneur thunlichst von der heimatlichen Verwaltung unabhängig zu 
machen, damit er ohne das Bedenken, gegen Vorschriften zu Verstössen, 
welche zu Eecht bestehen, aber auf die hiesigen Verhältnisse durchaus nicht 
passen, den schnell wachsenden und dabei wechselnden Bedürfnissen der 
Entwickelung mit Kraft und ohne Zeitverlust gerecht werden kann. Das 
englische System der Kronkolonie, in denen der Gouverneur der Stellvertreter 
der Königin ist, scheint das richtigste im Gebiet eines fremdartigen Kultur- 
volkes, wo Augehörige der verschiedensten Nationen zusammenströmen und 
eine Gemeinde bilden. Die Gesetze werden den Ortsverhältnissen in vielen 
Dingen Rechnung zu tragen haben und deslialb nur hier entworfen und 
beraten werden können. Jedenfalls zeugen die beispiellosen Erfolge der 
englischen Kolonieen, namentlich im Vergleich zu den französischen, deutlich, 
welches System nachahmenswerter ist. 

Nach der englischen Bestimmung ist der. Truppenbefehlshaber der Ver- 
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treter des abwesenden oder behinderten Gouverneurs. Dies Verhältnis lässt 
es erwünscht erscheinen, dass auch der Befehlshaber am Lande nicht zu 
häufig, und jedenfalls nicht gleichzeitig mit dem Gouverneur wechselt. Da- 
gegen sollten die Truppen nur wenige Jahre in der Kolonie verbleiben. 
Unter dem Einflnss eines ungewohnten erschlaffenden Klimas und beim 
Fehlen jedes "Wettstreites mit anderen Truppenkörpern muss die Leistungs- 
fähigkeit abnehmen und der Massstab für das zu Leistende verloren gehen. 
Es ist aus diesem Grunde zunächst wichtig, häufig tüchtige Offiziere und 
Unteroffiziere aus den bestgeschulten heimatlichen Verbänden zur Ablösung 
herauszuschicken und überhaupt die Truppen nur etwa zwei bis 3 Jahre 
hintereinander hier zu belassen. Bei einer ständigen Kolonialtruppe muss 
— dies lehren Erfahrung und Überlegung — der Kampfwert abnehmen und 
die Disziplin sich lockern, namentlich, wenn sie unter friedlichen Verhält- 
nissen lebt; und nur in den grossen heimatlichen Verbänden wird sie den 
vollen Gehalt wiedergewinnen. Hier draussen wird aber die Haltung der Mann- 
schaften scharf kritisiert, und wo so viele missgünstige Augen uns auf Schritt 
und Tritt nachspüren, haben wir allen Grund, nur Mustergültiges zu zeigen. 

Es ist für das Ansehen unserer neuen Besitzung an der Küste Ost- 
asiens von nicht zu unterschätzender Bedeutung, welchen Ruf die Verwaltung 
in den ersten Monaten ihres Bestehens sich schafft. Davon wird der schnellere 
oder langsamere Zofluss kaufmännischen Kapitals, von Unternehmern und 
Ansiedlern wesentlich mit abhängen. 

Für das Erlernen der deutschen Sprache haben einige erwachsene 
Chinesen lebhaftes Interesse gezeigt, so dass ein Schulunterricht zunächst 
unter Leitung eines Offiziers unter Zuhilfenahme geeigneter Unteroffiziere 
und eines Dolmetschers gute Erfolge versprechen würde. Zur Erleichterung 
des Unterrichts sollte mit Hilfe des orientalischen Seminars eine Bilder- 
Fibel und Lesebuch mit deutschem und chinesischem Text bearbeitet und 
in einigen Hundert Exemplaren herausgeschickt werden. Man würde sich 
durch richtige Leitung der Schule wahrscheinlich eine Generation von Deutach- 
Chinesen heranziehen können, die zur Ausbreitung deutschen Einflusses im 
himmlischen Eeich in 10 bis 15 Jahren mehr und nachhaltiger beizutragen 
vermöchten, als kriegerische Eroberung. 

Drei deutsche katholische Missionare, Provikar Freinademetz, 
Missionare Erlemann und Wewel waren vor drei Tagen bei mir, um sich 
für die durch dass Einschreiten Seiner Majestät ihnen gewährte Unter- 
stützung zu bedanken. Sie hatten gehofft, Seiner Königlichen Hoheit, dem 
Prinzen Heinrich hier zu begegnen und ihren Dank unterbreiten zu dürfen. 
Sie erklärten, dass ihre Behandlung von Seiten der Mandarinen durchgängig 
eine ausserordentlich viel freundlichere und rücksichtsvollere geworden sei 
seit der Besetzung von Kiautschou. 

Die frommen Brüder kamen dann auf den Gegenstand zu sprechen, 
welcher wahrscheinlich den eigentlichen Grund zur Reise hierher gegeben 
hatte. Es ist dies, wie sie sich ausdrückten, die Fundation ihrer Mission. 
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Diese ist bisher auf freiwillige Beiti'äge, beziehnngsweise SammluDgen an- 
gewiesen. Um feste Einnahmen zu gewinnen, streben sie nach dem Erwerb 
(Schenkung) von einem grösseren Grundstück (es wurden 16 Morgen erwähnt), 
um darauf Häuser zu bauen, aus deren Mietserträgen die Ausgaben der 
Mission gedeckt werden sollen. Eine ähnliche Anlage sollen die Jesuiten 
in Hongkong besitzen. Mit Rücksicht auf die Rolle, welche die ermordeten 
Missionare in der Besitzergreifungsfrage gespielt haben, dürfte diese Be- 
strebung der wohlwollenden Erwägung der Regierung sicher sein. 

Bei dem zu erwartenden Dampferverkehr, der hauptsächlich an der 
Küste entlang betrieben wird, ist es notwendig, die teilweise nur oberflächlich 
ausgeführten Vermessungen der Engländer durch genaue Beobachtungen 
zu kontrollieren und zu ergänzen. Hierzu ist ein Vermessungschiff nötig, 
weil den übrigen Schiffen die Instrumente, das Material und das geschulte 
Personal nicht im nötigen Umfang zur Verfügung stehen. 

Auch die Anlage von Leuchtfeuern wird alsbald vorbereitet werden müssen. 
Ein Feuer 2. bis 3. Ordnung auf der Insel Tscha-lieu-tau, ein ebensolches 
bei Pile-point und ein Hafenfeuer bei Yu-nui-san dürften allen Bedürfnissen 
genügen. Wenn nicht alle gleichzeitig hergestellt werden sollen, würde ich 
das- Feuer bei Pile-point für das wichtigste halten; dasselbe müsste aber 
mindestens 20 Seemeilen zu sehen sein. 

Einige provisorische Seezeichen bei Horse-shoe-rock lasse ich schon 
jetzt errichten, diese werden vorläufig genügen; dagegen sind Ankerbojen 
für die Schiiffe südlich von der bezeichneten Untiefe sehr erwünscht. 

Die Arbeiter- und Landbevölkerung zeigt sich im allgemeinen 
ruhig, arglos und leicht zu leiten. Der Mittelstand, kleine Kaufleute, kleine 
Grundbesitzer, Litteraten niederen Grades und dergleichen ist argwöhnisch 
und zurückhaltend* man will abwarten, ob der zukünftige Verdienst unter 
deutscher Herrschaft den Fortfall der erpressten und erschlichenen, ohne 
Anstrengung gewonnenen Einnahmen ausgleicht. Vielleicht hofft oder fürchtet 
man noch, dass ein Rückfall des Gebietes an China die Fremdenfreundlich- 
keit zum Verbrechen stempeln könnte. Grosse einflussreiche Leute, höhere 
Mandarine oder sonstige Würdenträger scheint es in dem uns abgetretenen 
Gebiet nicht zu geben. Die Magistratsbeamten in Kiautschou-Loo und 
Tsimo-Chu haben sich, offenbar unter höherem Befehl, ausserordentlich 
dienstbeflissen, gefällig und hilfreich gezeigt. Sie' besitzen und üben eine 
absolute Autorität über die Bevölkerung, wie sie in höherem Grade kein 
militärischer Befehlshaber bei uns über seine Mannschaft erreichen kann. 
Der Unterschied ist nur, dass hier offenbar Furcht und Gewohnheit die 
einzigen Triebfedern der Unterwürfigkeit sind. Bei mehreren Anlässen in 
Kiautschou und bei den an die Ermordung des Matrosen Schulz in Tsimo 
sich anschliessenden Massnahmen haben die Magistratsbeamten beider Städte 
unseren Truppen so vortreffliche Dienste geleistet, dass ich gehorsamst be- 
antrage, denselben eine Anerkennung, etwa in Form des Geschenkes einer 
Uhr oder dergleichen zu erteilen. Es würde dies für das spätere Verhältnis 
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zu den chinesischen Grenzbehörden von günstigem Einfluss sein, um uns 
das Zutrauen der chinesischen Bevölkerung in unserem Gebiet zu gewinnen 
und zu erhalten, wird für längere Zeit noch die bestehende Gemeinde- und, 
Familienordnung beibehalten werden müssen. Wenn wir das grössere 
anfänglich besetzte Gebiet übernommen hätten, wäre die Verwaltung insofern 
einfacher gewesen, als die natürlichen Vorgesetzten der Dorfschulzen (Tipao) 
in Tsimo und Kiautschou ihr Amt unter unserer Autorität hätten weiter 
verwalten können. Da jetzt von beiden Distrikten Teile auf Deutschland 
übergehen, so werden wir einen neuen chinesischen Verwaltungsbeamten, 
wohl am besten hier in Tsingtau, für unser Gebiet einsetzen müssen. Ein 
solcher Beamter ist für die ersten Jahre wenigstens zur Handhabung der 
niederen Justiz gegen Chinesen nicht zu entbehren. Bisher hatte ich mir 
geholfen durch Verhängung von Prügeln und Strafarbeit für kleine Vergehen 
— nach den chinesischen strafgesetzlichen Bestimmungen, welche der Beamte 
Loo in Kiautschou mitgeteilt hatte und die insofern sehr einfach sind, als 
die Höhe der Strafe in jedem Fall dem Ermessen des Eichters freigestellt 
ist. Mit Beendigung des Kriegszustandes dürfte aber ein derart summarisches 
Verfahren nicht mehr am Platze sein. Bei grösseren Vergehen und Verbrechen, 
die bisher hier und in nächster Umgegend nicht vorgekommen sind, wurde 
auch jetzt schon eine Verlegenheit über die Art der Aburteilung bestehen, 
wenn nur Chinesen dabei interessiert sind. 

Für Gerechtigkeit hat der Chinese ein besonders feines Gefühl und er 
lässt sich ohne Murren eine rauhe, rücksichtslose Behandlung gefallen, wenn 
unparteiisch verfahren wird und ihm das geringe Mass, was er als Menschen- 
recht kennt, nicht verkümmert wird. Aus diesem Grunde ist es aber wichtig, 
gerade im Anfang unserer hiesigen Herrschaft Personen mit der Verwaltung 
zu vertrauen, die entweder genaue Kenntnis des Volkscharakters und der 
Volksgebräuche haben oder ernstlich bestrebt sind, bei allen Schritten in 
diesen Dingen erfahrene Berater heranzuziehen. 

Wem die Entwickelung unserer hiesigen Besitzung am Herzen liegt, 
muss wünschen, dass sobald als möglich eine in weiten Grenzen selbständige 
und energische Leitung eingesetzt wird." 

Dem Nachtragsetat 

von 5 Millionen Mark war eine Begründung beigegeben, welche allerhand 
bemerkenswerte Einzelheiten über das beabsichtigte Vorgehen der deutschen 
Verwaltung enthält. Wir entnehmen diesem Material das Folgende: 

Die Aussichten für die wirtschaftliche Entwickelung der Kolonie sind 
durchaus günstige, es ist zu erhoffen, dass die Erschliessung des Hinter- 
landes die gute Gelegenheit für Herstellung einer Eisenbahn, die günstige 
Lage für die Schiffahrt den Platz bald in die Höhe bringen. Der Platz 
hat auch eine Zukunft für die Sicherung der chinesischen Küstenschiffahrt 
sowie als Stapelplatz für den Küstenhandel. Auch als Badeplatz für die in 
Ostasien lebenden Europäer hat der Platz eine Zukunft. 
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Damit der Hafen den ihn anlaufenden Schiffen Gelegenheit bietet, mit 
Sicherheit zu navigieren, zu löschen und zu laden, ist eine sorgfältige Ve r - 
m essung desselben notwendig; ferner muss für die Betonnung des Fahr- 
wassers, für die notwendige Befeuerung und Signaleinrichtung gesorgt werden, 
endlich handelt es sich um die Anlage von einigen Ladebrücken und 
Krähnen. Der Ausbau soll mit dem Fortschreiten der wirtschaftlichen Ent- 
wickelung in Einklang bleiben ; Dockanlagen, Speicher u. s. w. würden der 
Privatuntemehmung überlassen bleiben. 

Um an Land für eine spätere städtische Entwickelung plan- 
massige Vorbereitungen treffen zu können, soll das übernommene Land ver- 
messen, ein Bebauungsplan entworfen und dasjenige Land erworben werden, 
welches für die Anlagen der Civil- und Militärverwaltung notwendig ist. 
Es wird erforderlich sein, die Besitzverhältnisse innerhalb des gesamten, 
für eine spätere Bebauung in Frage kommenden Gebietes zu ermitteln und 
die Anlage eines Grundbuches anzustreben. 

Für die Verwaltung des Gebietes sind die Vorbereitungen und 
die ersten Anfänge zu schaffen. Ein Gouverneur ist bereits hinausgegangen, 
ein richterlicher Beamter soll ihm beigegeben werden, der die oben erwähnten 
Untersuchungen der Besitzverhältnisse anstellt und berufen ist, 
die Kechtsstreitigkeiten mit den Chinesen beziehungsweise der 
Chinesen untereinander zu schlichten, sowie die Strafjustiz auch als Auditeur 
für die Garnison zu pflegen. Die Beigabe eines gewissen Unterpersonals für 
diese beiden Funktionäre wird nicht zu umgehen sein, doch wird angestrebt, 
den gesamten Organismus in möglichst engen Grenzen zu halten. Selbst- 
verständlich wird das Bestreben dahin gehen, sobald wie angängig das 
Prinzip der Selbstverwaltung in der Kolonie durchzuführen. Für 
die Behörde sowohl für ihr Personal wird die Beschaffung von Geschäft s- 
und ünterkunftsräumen nötig, da bis jetzt nichts derartiges vor- 
handen ist. 

Die nach Kiautschou entsendete Garnison wird daselbst zunächst 
nicht zu entbehren sein. Sie besteht aus einem Bataillon Marineinfanterie 
und einer Kompagnie Matrosenartillerie mit einigen leichten Feldgeschützen. 

Das Gebiet ist mit einer durch die chinesische Misswirtschaft einiger- 
massen verwilderten Bevölkerung dicht besetzt; nach den bisherigen 
Schätzungen muss angenommen werden, dass etwa 60000 Menschen 
daselbst wohnen. Bis sich diese an das neue ßegime gewöhnt und die 
mancherlei Übergangsschwierigkeiten namentlich beim Bositzwechsel von 
Grund und Boden (Gräberfrage) überwunden haben, ist mit der Möglichkeit 
von Unruhen zu rechnen. 

Die Garnison wird auch wirksam sein, wenn sich beim Bahnbau 
im Binnenlande Schwierigkeiten ergeben sollten. Man muss abwarten, 
welchen Eindruck der Bau der Bahn und die Erschliessung des Inneren, 
Ausnutzung der Kohlenminen auf die chinesische Bevölkerung machen; das 
Neue hat bei derselben bisher zunächst stets lebhafte Unruhe erzeugt. 
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Sie bildet ferner ein Mannschaftsdepot anch far den Fall, wenn sonstige 
deutsche Interessen in Ostasien bedroht erscheinen, znm Beispiel, wie 
es schon vorgekommen, die Gesandtschaft in Peking, die Niederlassung in 
Tientsien und Shanghai. Die Russen betreiben alle ihre Unternehmungen 
unter militärischem Schutze. 

Das Personal der Garnison scheidet aus dem Etat der Marine aus and 
geht auf den Kiautschou-Etat über. 

Für die Garnison ist die Anlage von Unterkunfksräumen, von Wohnungen 
far die Offiziere, eines Lazaretts und so weiter notwendig, da die bisherige 
Unterbringung in den Chinesenforts nur einen Notbehelf darstellt, der auf 
die Dauer nicht durchführbar ist. 

Um die Einrichtungen zunächst so einfach und praktisch wie möglich 
zu gestalten, sollen die Einrichtungen und das Personal der Garnison: 
Lazarett, Arzt, Pfarrer, Apotheke u. s. w, auch der Civilbevölkerung zu Gute 
kommen, bis für diese eigene Vorsorge getroffen werden muss. 

Sämtliche derartige Einrichtungen an Baulichkeiten u. s. w. werden in 
Kiautschou zunächst sich nicht billig stellen. Die grosse Entfernung bedingt 
an sich bedeutende Transportkosten, auch ist erst eine regelmässige Dampfer- 
verbindung dorthin geschaffen, welche ihre Frachten beliebig bemessen kann. 
Das Klima erfordert eine solide Bauart; die meisten Materialien werden 
zunächst von ausserhalb herangeschafft werden müssen. Diese Verhältnisse 
lassen sich von hier aus noch nicht mit einiger Sicherheit übersehen. 

An die Anlage von permanenten Befestigungen ist zunächst 
nicht gedacht; gegen Unruhen von seiten der Chinesen wird man sich 
mit dem zur Stelle geschafften Material an leichten Geschützen und leichter 
Feldbefestigung und der Erhaltung der bestehenden Einrichtungen schützen 
können. Eine eigentliche Befestigung wird einmal in der Folge notwendig, 
wenn durch die wirtschaftliche Entwickelung des Platzes daselbst Werte 
geschaffen sind, welche im Kriege einen feindlichen Angriff von ausserhalb 
her befürchten lassen. 

Aus vorstehendem ergiebt sich, so schliesst die Begründung, dass selbst 
bei dem beabsichtigten vorsichtigen Vorgehen und Vermeidung aller weitaus- 
schauenden Projekte ein gewisses Anlagekapital ä fonds perdu in den Platz 
zu stecken ist. Es besteht indessen die begründete Hoffnung, dass dieses 
Anlagekapital sich bald verzinsen, und die Kolonie sich in Bezug auf ihre 
wesentlichen Bedürfhisse in nicht zu femer Zukunft selbst erhalten wird. 
Alle Verhältnisse sind indessen vorläufig noch derartig in der Schwebe, und 
bei der ünvoll ständigkeit der bisherigen Berichte noch nichts mit solcher 
Sicherheit zu übersehen, dass auch nur ein annähernd zuverlässiger Kosten- 
überschlag sich anfertigen liesse. Der Gouverneur ist erst vor kurzem ein- 
getroffen, das übrige Personal, namentlich auch die Techniker, erst unter- 
wegs, so dass erst nach geraumer Zeit ein klarer Einblick in die Verhält- 
nisse möglich, jedenfalls aber zur Zeit noch kein Anschlag vorgelegt werden 
kann, wie er für die Begründung von Etatsforderungen sonst verlangt wird. 
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Man wird sich auch darauf beschränken müssen, dem Gouverneur von hier 
aas ganz allgemein Direktiven zu geben, während er sonst freie Hand behalten 
and demgemäss auch einen gewissen offenen Kredit erhalten muss. Hieraus 
folgt, dass man hier, ebenso wie bei den übrigen Schutzgebieten, zunächst 
mit einem Pauschquantum zu arbeiten haben wird, aus welchem sich 
die festen Posten erst allmählich herausschieben lassen werden. Die Pauschal- 
wirtschaft stützt sich auf das Vorgehen bei den anderen Eolonioen, erst mit 
der Konsolidierung der Verhältnisse wird man zu einer Spezialisierung des 
Etats schreiten können, dessen Deckung im weitesten Umfange auf die 
eigenen Einnahmen des Gebietes zu verweisen sein wird. 

Die BeichstagSYerhandlung 

über den Nachtragsetat, aus dem wir nur das für uns Interessante heraus- 
holen, begann am 20. April mit der Bede des Abgeordneten Dr. Lieber, 
welcher nach Erörterung der finanztechnischen Frage es für die Beurteilung 
der Verhältnisse notwendig hielt, dass die Gesichtspunkte eingehend dar- 
gelegt würden, welche zu der Forderung von fünf Millionen geführt hätten. 
Sodann wünsche er ein vollständiges Aktenmaterial für die Budgetkommission, 
da es u. a. interessiere, wie es mit der militärischen Besetzung von Kiautschou 
auf die Dauer gehalten werden solle. 

Der Abgeordnete Richter konnte, wie die Dinge gegenwärtig liegen, 
einer Beibehaltung dieser Marinestation in der Kiautschoubucht nicht wider- 
sprechen, doch schien ihm die Summe von 5 Millionen sehr hoch zu sein. 
Mit Befriedigung notiere er den Satz, dass „Verhandlungen mit mehreren 
Privatfirmen über deren Beteiligung an den Kosten der wirtschaftlichen Ein- 
richtung eingeleitet sind." Die Kiautschoubucht könne wirtschaftlich über- 
haupt nur eine Bedeutung erlangen, wenn Eisenbahnbau und Bergbau von 
deutscher Seite in der Provinz Shantung eingeleitet wird. Bei solchen Bauten 
aber würden die betreffenden Unternehmerkreise, wenn überhaupt ein Vorteil 
dabei erwächst, den Vorteil ziehen. Ein grosser Teil der Einrichtungen der 
Kiautschoubucht auf Keichskosten hänge aber offenbar mit diesen Unter- 
nehmungen zusammen, und deshalb finde er es ganz richtig, wenn man von 
vornherein in Aussicht nimmt, bei etwaigen Konzessionen für Eisenbahn- 
oder Bergbau die hetreffenden Unternehmer zu den Kosten heranzuziehen und 
zwar nicht bloss zu den einmaligen Aufwendungen im Hafenbau, sondern auch 
zu den fortdauernden, die hier erwachsen, weil ja doch diese deutschen An- 
lagen den Stützpunkt für die anderweiten wirtschaftlichen Unternehmungen 
abgeben sollen. Es habe ja in den Zeitungen verlautet, dass das sogenannte 
Preussenkonsortium, d. h. diejenige Gruppe von Berliner Bankanstalten, die 
gewöhnlich die Beichs- und Staatsanleihen übernimmt, sich um solche Kon- 
zessionen beworben hat. 

Der Abg. Liebknecht machte sich den Ausdruck „Drecknest" zu eigen, 
mit welchem ein Matrose in einem Briefe nach der Heimat Kiantschou be- 
zeichnet hatte und hielt dann eine fulminante Rede gegen Kolonialpolitik, 
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„Flottenschwindel und Weltpolitik." Der Kapitalismus wolle, nachdem er die 
Länder, in denen er herrscht, ausgenutzt habe, seine Eäubereien weiter aus- 
dehnen; unsere Politik sei jämmerlich, und im Kieler Hafen sei eine 
Cirkusreklame . gemacht worden. Der Bedner wurde mehrmals zur Ordnung 
gerufen. 

Staatssekretär v. Bülow erklärte, dass eine Aufteilung Chinas jedenfalls 
nicht von uns ausgegangen wäre; wir hätten nur bei Zeiten dafür gesorgt, 
dass wir, was auch kommen möge, nicht ganz leer ausgingen. Wir wünschen 
nicht — und das möchte er mit besonderem Nachdruck betonen — dass es 
zu einer Aufteilung des chinesischen Reiches komme. Er glaube auch heute 
noch, dass es zu einer solchen Aufteilung in absehbarer Zeit nicht kommen 
werde. Jedenfalls hätten wir, — und damit meine er am besten sowohl die 
Gründe, welche uns nach Kiautschou geführt haben, als die Bedeutung von 
Kiautschou für uns zusammenzufassen — in Kiautschou eine strategische 
und politische Position gewonnen, die uns einen bestimmenden Einfluss auf 
die künftigen Geschicke Ostasiens sichert. Von diesem festen Punkte aus 
können wir die weitere Entwickelung der Dinge mit Ruhe und mit Gelassen- 
heit abwarten. Wir haben eine so grosse Aktionssphäre vor uns und so 
bedeutsame Aufgaben, dass wir andere Mächte um die ihnen gemachten Zu- 
geständnisse nicht zu beneiden brauchen. Die deutsche auswärtige Politik 
wird, wie überall, so auch in Ostasien ihren Weg ruhig, fest und friedlich 
zu verfolgen wissen. Den Störenfried werden wir nirgends spielen, das 
Aschenbrödel aber auch nicht. 

Der Abg. Bebel bemerkte, in Bezug auf die letzten Worte des Herrn 
Staatssekretärs, dass der Einfall Deutschlands ganz etwas anderes als ein 
Zeichen der besonderen Friedensliebe war. Es war ein Gewaltstreich, wie 
er nur gedacht werden kann. Man ist in China an hellem Tage mit 
bewaffneter Macht eingefallen, hat friedfertige chinesische Soldaten weg- 
geschoben, hat sich ihrer Position bemächtigt, und im Besitze dieser Position 
hat man dem schwachen chinesischen Reich den Daumen aufs Auge gedrückt 
und es gezwungen, sich die Bedingungen auferlegen zu lassen, die man als 
der Mächtigere zu stellen in der Lage war. Das ist also die sogenannte 
friedliche Politik Deutschlands! Ob diese Position Deutschland in Kiautschou 
in der That diejenigen Vorteile bringen wird, die der Herr Staatssekretär 
heute wiederum aufs neue in seinen Worten uns vorgemalt hat, das wird 
die nächste Zukunft uns zeigen. Wir sind ganz anderer Meinung. Ich habe 
die Überzeugung, dass, wenn irgend etwas geeignet war, unsere Aktions- 
fähigkeit und unsere Verteidigungsfähigkeit in Europa zu schwächen, es 
gerade die Position ist, die wir neuerdings in China gewonnen haben. 
An dem Tage, von dem wir alle wünschen wollen, dass er möglichst fern 
sei, wo es dazu kommen würde, dass Deutschland genötigt wäre, gegen 
unsere sogenannten Erbfeinde in Europa, gegen Russland und Frankreich, 
in einen Krieg verwickelt zu werden, an dem Tage ist auch unsere ost- 
asiatische Position verloren und in den Händen Russlands. 



— 81 — 

Wir haben alsdann alles, was wir dort aufgewendet haben, preis- 
gegeben und verloren; denn wir sind nicht imstande, vom Mutterlande aus 
diese entfernte Position nachdrücklich zu verteidigen. 

Der Rest der Rede Bebeis bestand in Angriffen auf die innere Politik 
der Regierung. 

In der zweiten Beratung über die Verwaltung des Gouvernements 
Kiautschou am 3. Mai berichtete Dr. Lieber für die Budgetkommission. 

Die Forderung für das Gouvernement Kiautschou habe die Budget- 
kommission während einer ganzen Sitzung beschäftigt. Es sind alle Gesichts- 
punkte, die bereits in der ersten Lesung des Nachtragsetats zur Erörterung 
gekommen waren, in der Kommission eingehend besprochen worden. 

Hinsichtlich des Verhältnisses zwischen Deutschland und China sowie 
denjenigen anderen europäischen Mächten, welche inzwischen chinesische 
Küstenplätze besetzt haben, sind seitens des Herrn Staatssekretärs des Aus- 
wärtigen Amts nach allen Seiten beruhigende Erklärungen abgegeben 
worden. 

Hinsichtlich der Gesichtspunkte, unter denen die Reichsmarine- 
verwaltung das Gouvernement Kiautschou ihrerseits zu verwalten beabsichtigt, 
ist Einverständnis zwischen der Reichsmarineverwaltang und der Budget- 
kommission darüber festzustellen gewesen, dass die Verwaltung im wesent- 
lichen der wirtschaftlichen Entwickelung der Beziehungen Deutsch- 
lands zum chinesischen Markt und insoweit auch der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung desjenigen chinesischen Hinterlandes der Kiautschou-Bucht zu 
widmen sei, welches nach Besitzergreifung der letzteren zunächst als Markt 
für Deutschland in Betracht kommt. 

Es wurde sodann von allen Seiten mit Zustimmung begrüsst, dass der 
Herr Staatssekretär des Reichsmarineamts die Erklärung abgab, der Gouver- 
neur an der Spitze der dortigen Verwaltung solle in seinen verantwortlichen 
EntSchliessungen und Amtshandlungen von hier aus möglichst wenig 
beschränkt, gebunden, eingeengt, solle vielmehr, soweit irgend angänglich, 
selbständig gestellt werden, so dass er, nach Lage des Orts und Augenblicks 
seine Entscheidungen treffend, auch vor die ganze Verantwort-ung für diese 
Entscheidungen jederzeit gestellt sei. 

Auf die Erfüllung der einzelnen in den gedruckten Erläuterungen über 
den vorliegenden Etat aufgeführten Aufgaben der nächsten Zukunft sind die 
ausreichenden Gesichtspunkte mitgeteilt worden, von denen die Verwaltung 
bei Inaussichtnahme der Erfüllung dieser nächsten Aufgabe geleitet wiifd. 
Ich werde die erteilten Aufschlüsse dann ausführlicher mitteilen, wenn es 
gewünscht wird. 

Die Frage, wie die Reichsmarineverwaltung zu der Höhe der Forde- 
rung von 5 Millionen gekommen sei, wurde im wesentlichen dahin beant- 
wortet, dass man den Versuch gemacht habe, einen spezialisierten Etat auf- 
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zustellen, und dass dieser Versuch, wenn er auch im einzelnen als voll- 
ständig unbrauchbar betrachtet werden müsse, doch im grossen und ganzen 
ergeben habe, dass man mit dem Betrag von 5 Millionen in dem Etatsjahr, 
in welchem wir stehen, auszukommen sich versprechen könne. Die Frage, 
ob es möglich sei, einen spezialisierten Etat aufzustellen, wurde all- 
seitig ebenso wie von den verbündeten Regierungen auch von der Budget- 
kommission verneint. Hinsichtlich budgetrechtlicher Bedenken, die dagegen 
etwa geltend gemacht werden könnten, wurde auf zwei Vorgänge im Reichstag 
hingewiesen, in deren erstem die verbündeten Regierungen einen solchen 
spezialisierten Etat für die südwestafrikanischen Kolonieen vorgelegt und die 
Verhandlung darüber hier im Reichstage die Notwendigkeit ergeben hatte, 
diese Vorlage zu kassieren und an ihrer Stelle eine Pauschsumme zu 
bewilligen, und in deren zweitem die verbündeten Regierungen für die Be- 
kämpfung des Sklavenhandels und die Verfolgung kolonialer Interessen in 
unseren afrikanischen Kolonieen eine Pauschsumme gefordert hatten und der 
Reichstag dieselbe ohne jeden Anstand bewilligte. Es ist deswegen auch 
bei dieser Vorlage lediglich der Vorbehalt in der Kommission ausgesprochen 
und angenommen worden, dass aus der Bewilligung einer Pauschsumme eine 
Folgerung für die Zukunft nicht weiter gezogen werden könne und solle als 
bis zu dem Zeitpunkte, an welchem erstmals die Möglichkeit sich ergiebt, 
einen spezialisierten Etat ordnungsmässig aufzustellen. 

Schliesslich wurde auch die Frage gestreift, ob es ßtaatsrechtlicli möglich 
sei und angehe, deutsche Truppen zur Ableistung ihrer verfassungsmässigen 
Wehrpflicht nach dem Gouvernement Kiautschou zu dirigieren. Die Frage 
der Verwendung deutscher Wehrpflichtigen im Ausland ist wiederholt auch 
früher schon im Reichstag erörtert und damals seitens der beiden ersten 
Herren Reichskanzler, des Fürsten v. Bismarck sowohl als des Grafen v. Caprivi, 
mit aller denkbaren Entschiedenheit bejaht worden, braucht aber, in solcher 
Allgemeinheit vorliegend, gar nicht erörtert zu werden, da es sich um 
Marinetruppen handelt und hinsichtlich dieser noch niemals und von 
keiner Seite bestritten worden ist, dass sie ihre allgemeine Dienstpflicht auch 
ansserhalb des Deutschen Reichs zu leisten in jedem Augenblick und ohne 
jegliche Befristung bereit sein müssen. 

Was die weitere Frage anging, ob es angezeigt sei, das Gouvernement 
Kiautschau dauernd unter der Verwaltung des Reichsmarineamts 
zu belassen, so erledigt sich der Verfolg dieser Frage durch die Klarstellung, 
dass die Entwickelung der Provinz Shantung, soweit etwa Eisenbahn- 
und Bergbau in Betracht kommt, nach wie vor in den Händen des Aus- 
wärtigen Amts bleiben soll, dass hinsichtlich der 50 Kilometerz one auf 
die Herstellung eines zweckmässigen Zusammenwirkens zwischen dem Aus- 
wärtigen Amt und dem Reichsmarineamt gerechnet werden kann, und dass 
in dieser Beschränkung auch der Überweisung des Gouvernements 
Kiautschou an die Reichsmarineverwaltung vorläufig ein Widerspruch aus 
dem Schoosse des Reichstags nicht entgegenzusetzen sei. 
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Ich glaube, die Verhandinngen in der Kommission hiermit im wesent- 
lichen wiedergegeben zu haben, und empfehle Ihnen im einstimmigen Auf- 
trage der Kommission, sich bei diesen Erklärungen zu beruhigen und die 
geforderte Summe, so wie ausgebracht, zu bewilligen. 

Dr. Lingens teilte mit, dass er bei dieser Gelegenheit in der Kommission 
die Frage gestellt habe, wie in Kiautschou die kirchlichen Bedürfnisse der 
Konfessionen, insbesondere der Katholiken, die sich dort bei den Marine- 
mannschaften in Zukunft herausstellen werden, geordnet werden sollen. 
Darauf wurde erwidert, das werde nicht von hier geschehen, die Angelegenheit 
gehöre in die Ordnung, die jetzt schon bestehe und durch den apostolischen 
Vikar für die katholischen Missionen wahrgenommen werde. Es werde nun- 
mehr notwendig, dass baldigst Missionseinrichtungen dort stattfinden, ins- 
besondere, dass Gebäude für den Gottesdienst hergerichtet werden. Das 
aUes sei wohl Angelegenheit des Gouverneurs oder der Marineverwaltung. 

Die wirtschaftliche Erschliessung Kiantsehons. 

Über die Entwicklung der Verhältnisse im Sommer gaben einige Artikel 
x\ufschluss, welche in der Kölnischen Zeitung erschienen und auf so genauer 
Kenntnis der Absichten der Regierung beruhen, dass ihr Ursprung leicht 
erkenntlich ist. Sie erschienen unter dem Titel „Die wirtschaftliche Er- 
schliessung Kiautschous" am 12. und 15. Juli. 

Zu den sozusagen normalen Schwierigkeiten der Kolonisation gesellen 
sich in Kiautschou zwei besondere Momente, welche in den örtlichen und 
zeitlichen Verhältnissen unserer jüngsten kolonialen Erwerbungen begründet 
sind und in hohem Masse ein vorsichtiges, aber auch systematisches und 
nachdrückliches Vorgehen der Schutzgebietsverwaltung erfordern. Einmal ist 
zu bedenken, dass wir zum erstenmal in der deutschen Kolonialgeschichte 
nicht ein „wildes" Land mit geringer und kulturell tiefstehender Bevölkerung 
vor uns haben, sondern ein Gebiet uralter Kultur mit tiefeingewurzelten An- 
schauungen und Einrichtungen in Becht und Sitte, das bereits bis an die 
Grenze seiner heutigen Ertragsfähigkeit bevölkert ist. Hier heisst es, ganz 
neue Erwerbsmöglichkeiten schaffen, ehe an irgend eine erhebliche Vermehrung 
der Einwohner durch fremden Zuzug gedacht werden kann. Dabei bedarf das 
ganz ausserordentlich fein ausgebildete Rechtsgefühl der chinesischen Be- 
wohner der grössten Rücksichtnahme, während andererseits doch wieder mit 
Nachdruck ihnen gezeigt werden rauss, dass ein neues und kräftiges Regi- 
ment im Lande besteht, das entschlossen ist, die berechtigten Wünsche der 
neuen Ansiedler durchzusetzen. Das andere Moment liegt in den Zeitver- 
hältnissen, d. h. in dem Stadium, in welchem sich gerade im gegenwärtigen 
Zeitpunkt die wirtschaftliche Erschliessung Chinas überhaupt befindet. In 
den letzten Jahren hat diese Erschliessung erstaunliche Portschritte gemacht, 
und alles weist darauf hin, dass sie in der nächsten Zukunft mit zunehmender 
Geschwindigkeit weitergehen wird. Dadurch ist ein scharfer V^ettbewerb 
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unter den alten und neuen Handelsplätzen der chinesischen Küste entstanden, 
ein jeder von ihnen möchte sich möglichst ein ausgedehntes wirtschaftliches 
Hinterland, ein möglichst weites Aufnahmegehiet kaufmännisch und industriell 
sichern. Vielerlei Anzeichen weisen darauf hin, dass in diesem scharfen 
Wettkampfe gerade die nächsten Jahre entscheidend sein werden für 
die Abgrenzung des wirtschaftlichen Einflusskreises der verschiedenen Häfen. 
Es kommt daher alles darauf an, aus Kiautschou rasch einen Handelsplatz 
grossen Stils zu machen. 

Dazu gehört vor allem die Schaffung eines erstklassigen Hafens mit allen 
Einrichtungen, welche der moderne Schiffsverkehr verlangt; dazu gehört im 
Zusammenhange mit dem Hafen die völlige Neugründung einer Stadt 
modernen Gepräges. Bisher hat die deutsche Verwaltung in dem unbe- 
deutenden Fischerdorfe Tsintau ihren Sitz, dessen Eeede sich aber während 
eines Teiles des Jahres zum Aufenthalt der Schiffe nicht eignet. Die neue 
deutsche Handelsstadt wird deshalb nicht hier entstehen, sondern im Innern 
der Kiautschoubucht, an einer von Natur sehr geschützten und für einen 
mächtigen Hafen ganz aussergewöhnlich günstig gelegenen Stelle. Die Anlage 
von Stadt und Hafen bedarf aus dem eben angedeuteten Grunde thunlichster 
Beschleunigung, zugleich aber auch allergrösster Umsicht und eines ganz 
systematischen Vorgehens. Jeder Fehler, der jetzt im Anfange bei den 
grundlegenden Plänen und Arbeiten gemacht würde, müsste sich später auf 
das empfindlichste rächen; er würde neben den hohen Kosten jeder nach- 
träglichen Änderung einen Zeitverlust in der Entwickelung der Kolonie 
mit sich führen, der für sie in Anbetracht des gegenwärtigen Entwickelungs- 
stadiums des Handels mit China sehr gefährlich werden könnte. Alle die 
vorstehend angedeuteten Schwierigkeiten, welche aus den örtlichen und zeit- 
lichen Verhältnissen sich ergaben, mussten der Natur der Sache nach in 
besonderm Masse bei derjenigen Frage hervortreten, die zur Zeit sowohl 
das Gouvernement als die Kaufleute vor allen andern beschäftigt, nämlich 
bei der Landfrage. Von dem Augenblicke der deutschen Besitzergreifung 
an lag es auf der Hand, dass durch die Schaffang des bisher in diesem 
Gebiete so gut wie gänzlich unbekannten Handels und Verkehrs der Wert 
des Grund und Bodens, der bis dahin, in unzähliche kleine Parzellen geteilt» 
ziemlich kümmerlicher Acker Wirtschaft und dürftigen Kiefernanpflanzungen 
gedient hatte, ausserordentlich in die Höhe gehen würde. Damit war aber 
eine doppelte Gefahr gegeben: erstens war vorauszusehen, dass die ein- 
heimischen Chinesen selbst, die an kaufm.ännischer Beanlagung nichts zu 
wünschen übrig lassen, das einfache Eechenexempel sehr rasch verstehen 
und mit den Grundstückspreisen erheblich in die Höhe gehen würden. Die 
Erfahrung hat seitdem gelehrt, dass es an Versuchen hierzu nicht gefehlt 
hat. Eine andere noch bedenklichere Möglichkeit aber lag darin, dass 
fremde Spekulanten, seien es reiche Chinesen aus andern Gegenden, seien 
es Angehörige anderer Nationen, Land aufkaufen würden. Darin konnte 
nicht nur eine grosse wirtschaftliche Erschwerung zu Ungunsten der künftigen 
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Ansiedler, sondern auch eine politische Gefahr für Deutschland liegen: denn 
die Staats- und völkerrechtliche Gebietshoheit hätte uns wenig genützt, wenn 
privatrechtlich das wichtigste Gelände an der Bucht in die Hände von wenig 
deutschfreundlichen Fremden gelangt wäre. Diese Gefahren hat die deutsche 
Marineverwaltung vom Tage der Besetzung des Gebietes an ins Auge gefasst. 
Sie ging und geht noch heute von der Auflassung aus, dass, soweit eine 
Inanspruchnahme des Grundbesitzes für die Zwecke der Kolonie erforderlich 
wird, die chinesischen Bauern den vollen Wert beanspruchen können, den 
das Land vor der deutschen Kolonisation hatte; dass hingegen die 
seitherige Wertsteigerung, welche ohne das geringste Zuthun der Chinesen 
lediglich durch die Thätigkeit der deutschen Verwaltung entsteht, auch 
der letzteren zugute kommen soll. Wenn die ärmlichen Kiefern- oder 
Ackerparzellen der Chinesen zu deren eigener völliger Überraschung über 
Nacht zu Baustellen in einer deutschen Stadt werden, so wird auch der 
Gerechteste nicht verlangen, dass deutscherseits jenen nun der neue Wert 
ausbezahlt werde. 

Aus allen diesen Erwägungen hat man zunächst am Tage der Besetzung 
vorläufig ein Veräusserungsverbot erlassen und hat dasselbe später 
durch Verträge mit den chinesischen Bauern ersetzt. Durch diese Verträge, 
deren Abschluss angesichts der überaus zersplitterten und verwickelten Grund- 
besitzverhältnisse sehr schwierig und zeitraubend war und bis jetzt noch 
nicht in allen Dörfern vollendet ist, hat sich die deutsche Verwaltung ein 
Kaufrecht für allen Grund und Boden in den betreffenden Dörfern gesichert: 
nämlich das Kecht, auf Wunsch jederzeit das Land gegen den zur Zeit der 
Besetzung ortsüblichen Preis zu erwerben. Für die Gewährung dieses Rechtes 
und zugleich für die Verpflichtung, das Land an niemanden als an 
die deutsche Verwaltung zu veräussern, haben die Bauern eine 
Prämie in doppelter Höhe der jährlichen chinesischen Grundsteuer aus- 
bezahlt erhalten. Sie bleiben auf ihren Grundstücken vorläufig ruhig sitzen 
und bestellen sie nach wie vor. Durch diese Abmachung hat sich die deutsche 
Verwaltung ein Kaufmonopol für das Land geschaffen. Sie hat aber gleich- 
zeitig jede unnötige Störung der derzeitigen Besitzer vermieden. Dies ist 
volkswii-tschaftlich sehr zu billigen, denn der von seinem altangestammten 
Grund und Boden entfernte Chinese vermochte bisher, selbst wenn er ein 
ausreichendes Kaufgeld erhalten hatte, luit demselben nichts anzufangen; 
eine anderweite Beschäftigungs- und Erwerbsmöglichkeit fehlte bislang in 
dem armen und dicht bevölkerten Gebiete fast gänzlich. Mit dem Einströmen 
von Handel und Gewerbe werden diese Verhältnisse sich sehr rasch ändern. 
Das bare Geld wird Ansehen und die Arbeitskraft Verwendung erhalten; 
dadurch gewinnen auch die chinesischen Parzellenbesitzer, die heute ein 
überaus kümmerliches Dasein fristen, anderweite und reichliche Erwerbs- 
möglichkeiten, und zugleich wird ihr Grund und Boden für Zwecke der 
neuen europäischen Kultur verfügbar. Der von der Regierung gekaufte 
Grund und Boden soll — abgesehen von dem zu militärischen Zwecken 
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erforderlichen Gelände — nur soweit im dauernden Besitze des Gouverne- 
ments bleiben, als es die Aufgaben der Verwaltung unbedingt erfordern, 
d h. als Grundstücke zu Hafenbauten, Anlagen von Strassen und Plätzen 
und zu öffentlichen Bauten unbedingt benötigt werden. Alle übrigen Grund- 
stücke sollen nach dem Masse der entstehenden Nachfrage an Private, ins- 
besondere für kaufmännische und industrielle Unternehmungen abgegeben 
werden. Endgültige Veräusserungen dieser Art sollen baldmöglichst be- 
gonnen werden. Augenblicklich sind sie deshalb noch nicht möglich, weil 
die Pläne für die Hafen- und Stadtanlagen noch nicht ganz feststehen. Es 
gilt deshalb, die oben angedeutete Möglichkeit zu vermeiden, welche ebenso 
kostspielig wie zeitraubend wäre, dass nämlich einzelne Grundstücke, die 
bereits an Private vergeben waren und mit deren Bebauung diese vielleicht 
schon begonnen hätten, hinterher bei der Stadtanlage für Strassen, öffent- 
liche Bauten u. s. w. benötigt würden und dann vom Gouvernement zurück- 
gekauft werden mussten. Aus diesem Grunde werden augenblicklich Grund- 
stücke in Kiautschou vom Gouvernement nur auf Widerruf überlassen, 
d. h. mit der Klausel, dass sie der Verwaltung auf Verlangen wieder 
zur Verfügung gestellt werden müssen. An dieser Klausel hat man in 
allen bisher vom Gouvernement abgeschlossenen Veräusserungsverträgen, 
ohne jede Rücksicht auf die Person des Erwerbers, ausnahmslos fest- 
gehalten. In naher Zukunft, sobald die Stadtpläne feststehen und die 
Vermessung der Grundstücke, woran mit aller Kraft gearbeitet wird, 
abgeschlossen ist, wird die endgültige Vergebung des Landes an Private 
beginnen. 

Die Landpolitik verbürgt nach zwei Bichtungen wichtige Erfolge: 
Erstens sichert sie die Interessen der künftigen Ansiedler. Diese können 
nunmehr gewiss sein, zu angemessenen, dem thatsächlichen Werte ent- 
sprechenden Preisen Grund und Boden zu erwerben. Hierdurch werden 
gerade die kleineren Käufer, der wirtschaftliche Mittelstand der Kolonie 
geschützt, die andernfalls aller Voraussicht nach einer wilden Grundstücks- 
spekulation wehrlos gegenüber gestanden hätten. Dabei liegt es übrigens 
sicherem Vernehmen nach der Verwaltung durchaus fern, in das entgegen- 
gesetzte Extrem zu verfallen und etwa jede spekulative Erwerbung von Grund 
und Boden zum Zwecke der Weiterveräusserung auszuschliessen, z. B. können 
Terrain-Gesellschafken, welche Grundstücksblocks vom Gouvernement erwerben, 
um den Bau einer Villenstadt u. s. w. künftig zu fördern, der Entwicklung 
des jungen Platzes durchaus nützlich sein. Die zweite recht erwünschte 
Folge der Landpolitik liegt auf finanziellem Gebiete: der Verwaltung des 
Schutzgebietes ist eine ergiebige und mit fortschreitender Entwickelung der 
Kolonie und steigendem Bodenwerte immer reicher fliessende Einnahme- 
quelle geschaffen. Es wäre der unfruchtbarste Doktrinarismus, eine der- 
artige, im besten Sinne des Wortes geschäftliche Transaktion der ßegiernng 
als ausserhalb der Aufgaben des Staates liegend zu erklären. Die englische 
Begierung, der man doch staatssozialistische Neigungen am allerwenigsten 
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vorwerfen kann, hat bei der Besetzung Hongkongs vor einem halben Jahr-» 
hundert nicht das mindeste Bedenken getragen, ebenso vorzugehen und alles 
Land zu Eronland zn machen. Sie erklärte alle zwischen den europäischen 
Ansiedlern und den chinesischen Grundbesitzern unmittelbar abgeschlossenen 
Verträge für null und nichtig und erkannte nur Besitzrechte, die sich von 
dem Gouvernement ableiteten, als rechtsbeständig an. Nur dass die Eng- 
länder damals sehr viel rücksichtsloser gegen die chinesischen . Bauern ver- 
fuhren, als es Jetzt in Eiautschou seitens Deutschlands geschieht. Während 
das englische Gouvernement alsbald nach der Besitzergreifung Hongkongs 
frischweg mit der Versteigerung des Landes begann und erst hinterher das 
„Land-Comit^" ermächtigte, für die früheren Besitzer Entschädigungen fest- 
zusetzen, hat in Eiautschou die deutsche Verwaltung, wie bereits berichtet, 
sich auf dem V^^ege freiwilligen Übereinkommens mit den einheimischen 
Bauern verständigt, hat femer durch öffentliche Bekanntmachungen alle 
Personen, die irgendwie Ansprüche auf die betreffenden Grundstücke 
zu haben glaubten, aufgefordert, sich binnen einer Präklusivfrist zu 
melden, kurz, hat in gewissenhafter Weise die Grundsätze des Bechtsstaates 
gewahrt. 

Es ist übrigens bemerkenswert, dass bei der Gründung Hongkongs es 
gerade die englischen Eaufleute, allen voran der angesehenste unter ihnen, 
A. Matheson, der Mitbegründer der weltberühmten Firma Jardine, Matheson & Co., 
waren, die sehr entschieden für den Grundsatz des Eronland-Monopols ein- 
traten, sich scharf gegen die in Hongkongs Anfängen drohende wüste Land- 
spekulation wandten und es zugleich für berechtigt, ja notwendig erklärten, 
dass das Gouvernement aus dem Grund und Boden Einnahmen ziehe. Sie 
vertraten den Standpunkt, dass diese staatliche Einnahmequelle dem Wesen 
eines Freihafens weit angemessener sei als alle Arten von Abgaben. Auch 
Eiautschou ist, wie alsbald nach seiner Erwerbung im Beichstage von mass- 
gebender Stelle erklärt worden ist, zum Freihafen bestimmt. Auch in 
unserer Eolonie ist angesichts des dadurch bedingten Verzichtes auf alle 
Zolleinnahmen der Ertrag aus dem staatlichen Grundbesitz für die Gouver- 
uementskasse doppelt erwünscht. Er wird mittelbar dem deutschen Steuer- 
zahler doppelt zu Gute kommen, da er die Zuschüsse von Keichs wegen ent- 
sprechend vermindern wird, auf welche die junge Eolonie für die ersten Jahre 
naturgemäss angewiesen ist. Er wird später die finanzielle Selb- 
ständigkeit des Schutzgebietes erheblich erleichtern. Die Durchführung 
der letzteren an einem thunlich nahen Zeitpunkte ist von der Marine- 
verwaltung von Anfang an ins Auge gefasst worden. Allein man hat auch 
erkannt, dass nichts verhängnisvoller wäre, als wenn man diese finanzielle 
Selbständigkeit allzufrüh, d. h. ehe das Gebiet in seiner kaufmännischen 
und industriellen Entwickelung genügend erstarkt ist, etwa durch eine Häufung 
von Steuern oder sonstigen Abgaben erzwingen wollte. Das hiesse die Euh 
schlachten, die man später melken will. Man ist in der Marineverwaltung 
deshalb entschlossen, jeden einseitigen Fiskalismus in Eiautschou 



J 



— 88 — 

streng zu vermeiden; man steht anf dem Standpunkte, dass far die 
nächsten Jahre der Ertrag Kiantschous für das Deutsche Reich nicht in 
barem Gelde, sondern — abgesehen von seiner militärisch-maritimen Be- 
deutung — vor allem in der Erschliessung eines fruchtbaren Gebietes der 
Bethätigung für das deutsche Kapital, für deutsche kommerzielle und 
industrielle Unternehmungen liegt. Ob diese Möglichkeiten wirtschaftlicher 
Unternehmungen grossen Stiles, wie sie sich in Kiautschou und seinem weiten 
Hint«rlande bieten, mit der notwendigen Energie für Deutschland ausgenutzt 
werden, das wird in erster Linie von dem deutschen Kapital selbst, von dem 
Grade seiner Unternehmungslust und Umsicht abhängen; die Eegierung hat 
das Möglichste gethan, ihm die Wege zu ebnen. Wenn in dieser Bichtung 
nach dem Eindrucke der wenigen Monate, die seit der Besetzung Kiantschous 
verflossen sind, schon eine Prognose gestattet ist, so kann diese nur die 
allergünstigste sein. Von Anfang an haben Handel und Industrie in 
Deutschland die aussergewöhnlich günstigen Bedingungen, welche sich 
den Unternehmungen in der Provinz Shantung darbieten, in ihrer ganzen 
Bedeutung gewürdigt und sich geneigt gezeigt, bedeutende Kapitalien 
hier anzulegen. Das gilt erfreulicherweise sowohl von unsern altbewährten 
„Ostasiaten'', d. h. den deutschen Häusern, welche seit langem in andern 
chinesischen Küstenplätzen erfolgreich thätig sind, als auch von sehr 
weiten und finanziell ausserordentlich leistungsfähigen Kreisen unserer 
Finanzwelt und Grossindustrie, welche bisher dem Chinageschäfte noch 
fernstanden. 

Die Regierung hegt dem Vernehmen nach sehr lebhaft den Wunsch, 
baldigst mit der Freihafenerklärung vorzugehen, da naturgemäss erst mit 
diesem Zeitpunkte die wichtigeren kaufmännischen Unternehmungen in 
Kiautschou einsetzen können, über den geeigneten Zeitpunkt dieser Er- 
klärung haben bereits Erwägungen zwischen der Gouvernementsverwaltung 
in Kiautschou und den dort zur Zeit anwesenden Kaufleuten stattgefunden, 
und hierbei haben gerade die letzteren die Ansicht geäussert, mit der Eröffnung 
des Freihafens solle gewartet werden, bis die Niederlassungs- und Landfrage 
ihre endgültige Regelung erhalten hat, was nach den Aasführungen unseres 
vorangehenden Artikels bereits demnächst geschehen wird. Übrigens mag 
dieses eine Beispiel zum Belage dafür dienen, wie sehr die Marineverwaltung 
das Bestreben hat, bei allen wirtschaftlich wichtigen Massnahmen den 
Interessenten in weitem Masse eine beratende Mitwirkung zu gewähren. Vor- 
läufig kann dies natürlich nur durch eine formell nicht geregelte Befragung 
der Sach- und Ortskundigen von Fall zu Fall geschehen. Sobald aber die 
Verhältnisse der europäischen Niederlassung in Kiautschou sich einiger- 
massen gefestigt haben werden, sobald namentlich eine genügende Anzahl 
angesehener kaufmännischer Elemente am Platze sich befinden wird, soll 
mit der Einrichtung der Selbstverwaltung in dem Schutzgebiete in aller 
Form vorgegangen werden. Dieses self-government wird das Recht der 
Selbstbesteuerung erhalten und soll in möglichst weitem Umfange die Pflichten 
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auf dem Gebiete der Innern Verwaltung, der Sicherheits- wie der Wohlfahrts- 
pflege, übernehmen. Dieses Streben, weiteste wirtschaftliche Freiheit und 
Selbständigkeit der Verwaltung im Kiautschou-Gebiete einzuführen, kann 
geradezu als der Grundzug der Kolonialpolitik der Marineverwaltung be- 
zeichnet werden. In allen unterrichteten Kreisen ist bekannt, dass gerade 
die Marineverwaltung von Anfang an mit allem Nachdruck die Auffassung 
vertreten hat, dass Kiautschou, unbeschadet seiner militärischen Bedeutung, 
in allererster Linie als Handelskolonie zu betrachten ist. Es ist in diesen 
Kreisen auch bekannt, dass jedem einzelnen zu dem Gouvernement 
Kiautschou gehenden Beamten die strengsten W^eisungen in der Richtung 
mitgegeben sind, dass vor allen Dingen eingeschärft worden ist, sich die 
Förderung von Handel und Gewerbe angelegen sein zu lassen und auf die 
Pflege des guten Verhältnisses zwischen den Behörden und den Kaufleuten 
zu achten. 

Es ist nur natürlich, dass gegenwärtig, wo erst sehr wenige Kaufleute 
in Kiautschou anwesend sind und die wichtigsten kaufmännischen Unter- 
nehmungen noch nicht begonnen haben, das militärische Element stark 
überwiegt. Das wird sich bald ausgleichen, wenn erst der Freihafen geöffnet 
sein und die Einwanderung der Kolonisten in stärkerem Masse begonnen 
haben wird. Es ist ebenso natürlich, wenn gegenwärtig die Gouvernements- 
verwaltung, die im ersten Stadium der Einrichtung sich befindet, noch nicht 
allen den vielseitigen Anforderungen der unternehmungslustigen Kolonisten 
sofort gerecht werden kann; befindet sich doch der Gouverneur selbst noch 
nicht lange an Ort und Stelle, wo er sich in nicht einfache Verhältnisse 
einarbeiten muss; ebenso sind die übrigen höhern Organe des Gouvernements 
erst kürzlich angekommen. Leider ist der als Civilkommissar bestellte Konsul 
Zimmermann derartig erkrankt, dass er die ihm zufallenden Geschäfte nicht 
ausüben kann. So ist der gegenwärtige Zustand der Dinge noch als ein 
vorläufiger anzusehen, und es wäre mehr als unbillig, bereits heute ein Urteil 
über die Leistungen der Gouvernementsverwaltung fällen zu wollen. Mit 
jedem solchen Urteile muss zurückgehalten werden, bis die Verwaltung Zeit 
gehabt hat, mit allen ihr zur Verfügung gestellten Kräften ihre grossen und 
wahrlich nicht leichten Aufgaben in Angriff zu nehmen. Der deutsche 
Kaufmann darf zuversichtlich darauf rechnen, dass er alsdann jedwede 
mögliche Unterstützung und Förderung von den Behörden erhalten und dass 
er selbst in dem Schutzgebiete politisch und gesellschaftlich die Stellung 
einnehmen wird, welche ihm als dem wichtigsten Faktor der Entwickelung 
Deutsch-Chinas gebührt. Weitgehende Rechte der Selbstverwaltung, wie sie 
selbst die englische Kaufmannsgemeinde von Hongkong erst nach sehr langen 
Kämpfen mit dem Gouvernement sich errungen hat, werden von der deutschen 
ßegierung freiwillig und noch ehe sie gefordert sind, der jungen Kolonie in 
den Schoss gelegt. Das hohe Zutrauen, das damit die Regierung gegenüber 
dem Kaufmannsstande beweist, sollte aber auch von letzterem erwidert werden. 
An Versuchen, in den Handelskreisen Misstrauen und Verstimmung gegen 
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die Verwaltung der nenen deutschen Kolonie za säen, hat es seitens der 
konkurrierenden Interessenten der andern Eüstenplätze ja nicht gefehlt und 
wird es auch femer nicht fehlen. Die Beweggründe hierfür sind allzu durch- 
sichtig, als dass Gefahr wäre, diese Versuche könnten Erfolg haben. Vor 
dem deutschen ünternehmungsgeiste liegt in Eiautschou und seinem Hinter- 
lande ein weites fruchtbares und noch jungfräuliches Feld wirtschaftlicher 
Thätigkeit. Seine Erschliessung ist nur möglich durch verständnisvolles 
Zusammenarbeiten des deutschen Kaufmanns und der deutschen Kolonial- 
behörde, eines Zusammenarbeitens, das getragen ist von dem Gedanken: 

Vertrauen um Vertrauen. 



Ramie, 

eine neue Faserpflanze für Kamerun. 



Bis jetzt hat man in unserer kolonialen Thätigkeit der Kultur von 
Faserpflanzen nur wenig Beachtung geschenkt. Man dachte an die- 
selben erst, wenn man sich überzeugt hatte, dass mit keinem anderen 
Produkt in einer bestimmten Gegend, wo nun einmal Plantagenbau 
getrieben werden sollte, Geschäfte zu machen waren. So ist man an 
der ostafrikanischen Küste endlich darauf verfallen, sich auf die Sisal- 
kultur zu werfen, da sich herausgestellt hat, dass einige Fasergewächse 
dort vorzüglich gedeihen, aber die Frage bleibt natürlich noch oflfen, 
ob denn der Sisalanbau jemals sich rentieren wird. Wenn da irgend ein 
kundiger Thebaner die Hoffnung ausspricht, dass das deutsche Kapital 
sich nun mit Eifer die Einführung der Sisalkultur angelegen lassen 
sein möchte, da die deutsche Wissenschaft so weit vorgeschritten sei, 
um das unmögliche möglich zu machen, so vergisst er dabei zu be- 
merken, welcher Gewinn fiir die Kapitalisten herausschauen kann, 
wenn man alle möglichen Faktoren in Betracht zieht. Solche An- 
regungen sind ganz harmlos und kosten nicht viel, aber wer sich die 
Geschichte der Kultur von Faserpflanzen auf Mauritius (von anderen 
Ländern ganz zu schweigen) genauer betrachtet, wird sich doch noch 
eine Anzahl von Fragen vorlegen müssen, ehe er sich für Förderung 
der Sisalkultur entscheidet. Bei den heutigen Preisen für alle Art von 
Fasern, die Ramie ausgenommen, müssen eine ganze Anzahl von be- 
sonders günstigen Faktoren zusammenwirken, wenn ein Geschäft ge- 
macht werden soll, welches ja doch der Zweck der Anlage ist. Denn 
kein Kolonialfreund wird es für richtig halten, dass wir Kolonial- 
produkte produzieren, nur des Prinzips wegen, auch wenn die Aktionäre 
dabei ihr Geld verlieren. Dieser Standpunkt, dass das für koloniale 
Zwecke aufgewendete Geld ä fonds perdu ausgegeben sei, sollte heute 
nicht mehr auftreten. 

Wenn wir jetzt der Ramiekultur das Wort reden, so sind wir 
uns der Verantwortlichkeit voll bewusst und des Charakters einer 
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solchen Unternehmung als eines Versuches, aber auf der anderen Seite 
können wir uns darauf berufen, dass die in Betracht kommenden 
Verhältnisse eingehend geprüft worden sind, dass die Anregung 
einen festen Boden habe. Sie scheint uns ebenso wichtig als 
diejenige, welche auf die Erzeugung von Genussartikeln einen 
grossen Wert legt, denn unsere Industrie kann werttolle Rohprodukte 
gut gebrauchen. 

Was ist Bamie? 

Mit Ramie bezeichnet man jetzt allgemein die Paser zweier Boehmeria- 
Arten (Boehmeria nivea und tenacissima), die in den tropischen und sub- 
tropischen Regionen zu Hause sind. Andere Namen für diese Faser sind 
Rhea und Chinagras. Dieselbe übertrifft alle anderen vegetabilischen 
Fasern durch ihren seidenartigen Glanz, durch ihre Feinheit, Stärke und 
Dauerhaftigkeit. Die Schwierigkeit, die die Trennung der Faser von der 
Rinde bis noch vor wenigen Jahren bot, war der Grund, dass dieselbe, 
obwohl schon zu Anfang dieses Jahrhunderts in Europa eingeführt, erst 
in neuerer Zeit allgemeine industrielle Verwertung fand. Nachdem aber 
diese Schwierigkeiten im Laufe der letzten Jahre immer mehr und mehr 
überwunden worden waren, entstanden in den verschiedensten Staaten 
Europas Fabriken, die sich mit dem Reinigen und Verspinnen dieser so 
wertvollen Faser befassen. In der Plüsch-, Phantasie- und Wirkwaren- 
Branche findet dieselbe Verwertung, Möbelstoffe, Weisswaren, Spitzen, 
Stickereien, Segeltücher, Schuhgarne etc., neuerdings auch Tropenanzüge, 
werden daraus hergestellt. 

Klima. 

Für die Kultur aller Pflanzen, deren Rinde zur Gewinnung von 
Faser benutzt wird, ist ein möglichst gleichmässiges feuchtwarmes Klima 
erforderlich. Von den deutschen Kolonieen ist das Klima in Ostafrika 
zu trocken und ein Anbau der Boehmeria tenacissima würde hier nur 
auf Kosten der Qualität möglich sein. Aus gleichem Grunde eignet 
sich Deutsch-Südwestafrika nicht für den Anbau dieser Boehmeria, ab- 
gesehen davon, dass im südlichen Teil die Jahrestemperatur zu niedrig 
sein würde. Dahingegen hat das tropische Westafrika zum grössten 
Teil ein vorzügliches Klima für den Anbau dieser Faserpflanze. So 
entspricht in Kamerun sowohl die Menge des Regenfalles wie auch 
die Jahrestemperatur der Sumatras. Dazu verteilt sich der Regen 
ziemlich gleichmässig über das ganze Jahr. Nur die Monate Dezember, 
Januar und Februar sind etwas regenärmer, was aber bei der stets 
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feuchten Luft nicht ins Gewicht fällt. Ebenso hat Neu-Guinea 
ein vorzügliches Klima für die Anlage von Boehmeria-Pflanzungen. 

Boden, Kultur, Ernte. 

Die Bamie verlangt einen guten durchlässigen Boden, der wo- 
möglich mit Wald bestanden war. Solcher Boden ist in Kamerun, 
welches nach dem Zeugnis aller Sachverständigen ausgezeichneten Boden 
und als Plantagengebiet eine grosse Zukunft hat, in Aussicht genommen. 

Eine gut angelegte Pflanzung bedarf nur sehr geringer Pflege. 
Nachdem einige Schnitt geerntet, ist der Bestand so dicht und das 
Wachstum der Ramie so schnell, dass Unkraut nicht mehr aufkommen 
kann. Die Stengel sind gegen Ende der Blütezeit schnittreif, um 
diese Zeit haben sie eine Höhe von ca. 2 m erreicht und sind an ihrer 
Basis finger- bis daumendick. Der bis dahin grüne Stengel beginnt 
um diese Zeit sich vom Boden auf gelb oder gelb-braun zu färben und 
dies ist ein Zeichen, dass es die höchste Zeit ist, die Stöcke 3fu schneiden. 
Denn beim Eintreten dieser Färbung beginnt in dem so gefärbten Teil 
die Faser an Güte zu verlieren. 

In regenreichen Gegenden mit geringen Temperatur- 
schwankungen, wie in Kamerun und Neu-Guinea, wird 
man auf ca. 6 Schnitt im Jahr rechnen können. 

Separiernng der Bohfaser. 

Während beim Hanf, Flachs und der Jute, die wie die Boehmeria 
die Faser in der Rinde enthalten, erstere sehr leicht durch den so- 
genannten Wasserröstprozess Isoliert werden kann, führt dieser Prozess 
bei der Boehmeria nicht zu dem gewünschten Ziel. Nach langjährigen 
Bemühungen ist es nun aber gelungen, eine Maschine herzustellen, die 
eine ßohfaser liefert, die vollständig der aus China zu uns kommenden 
mit Hand separierten entspricht. Die Kohfaser hat ferner noch ver- 
schiedene Klebstoffe, welche durch Einwirkung von Chemikalien entfernt 
werden müssen. Doch auch dieses Problem der Degummierung ist 
jetzt vollständig gelöst. 

Ertrag pro Hektar. 

Auf einem Quadratmeter werden je nach Beschaffenheit des Bodens 
und der Jahreszeit 40—60 Stämmchen von ca 2 m Höhe wachsen, das 
ist per Hektar 400 — 600 000 Stengel. Ist der Bestand nicht so dicht, 
so zeigen die Stengel Neigung, Verzweigungen zu bilden, ist er dichter, 
so haben die Stengel keinen genügenden Raum sich zu entwickeln. 
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Diese 400— 600 000 Stämmeben würden ca. 40000— 60000 kg grüne 
Stengel und etwas weniger Blätter sowie unbrauchbare Stengelspitzen 
ergeben. Die 40—60000 kg grüne Stengel ergeben 2400-3600 ge- 
trocknete Kinde resp. 1600— *i400 Kohfaser, das ist von der Epidermis 
befreite Rinde. Nimmt man ferner den Gehalt der trockenen Rinde 
zu 40% Reinfaser an, so ergiebt ein Hektar per Schnitt 960—1440 kg 
Reinfaser. 

Man wird in Kamerun bei richtiger Auswahl des Landes auf 
ca. 6 Schnitt im Jahr rechnen können. Hiernach würde ein 
Hektar per Jahr 6 X 1600— 2400 kg, das ist 9600 — 14400 kg 
Rohfaser =4760—8640 kg Reinfaser hervorbringen. 

Bamie als Handelsware. 

Die Ramie kommt in den Handel 1 . als Rohware, 2. als degummierte 
Ware. Die Rohware wird unterschieden a) als Rhea (die nicht oder nur 
zum Teil von der Rinde befreite Rohfaser), b) als Ramie oder China- 
gras (die von der Epidermis befreite Rohfaser). Auch die degummierte 
Faser wird als Ramie bezeichnet. Die Ramie ist länger, stärker und 
widerstandsfähiger als alle bekannten Pflanzenfasern. Nur in ge- 
wundenem Zustande wird sie von der Baumwolle und Seide übertroflFen, 
ist jedoch länger als erstere, und lässt sich auch sehr gut färben. Da 
sich zu diesen vorzüglichen Eigenschaften noch die schneeweisse Farbe 
und ein seidenartiger Glanz gesellt, so kann man der Ramie einen 
Platz zwischen dem feinsten Flachs und der Seide einräumen. Trotzdem 
die Verwertung der Ramiefaser eine mannigfaltige, ist der Konsum 
derselben nur langsam gestiegen. Dies ist zum Teil darauf zurück- 
zuführen, dass dieselbe noch nicht hinreichend bekannt ist und die 
Art der Verwendung noch vielfach geheim gehalten wird. Der Haupt- 
grund ist jedoch der, dass die Reinfaser, das ist die degummierte ver- 
spinnbare Faser, im Verhältnis zu anderen Fasern, besonders aber im 
Verhältnis zum Flachs, zu teuer ist. 

Es kosten nämlich lOO kg degummierte Ramiefaser 150 — 200 Mk., 
bester belgischer Flachs 140 — 200 Mk., mittlerer belgischer Flachs 
90 — 120 Mk., bester russischer Flachs 60 — 72 Mk., mittlerer russischer 
Flachs [)0— 60 Mk. 

Die Ramiefaser kann demnach nur mit dem feinsten belgischen 
Flachs, dessen Konsum im Verhältnis zum Gesamtkonsum nur ein 
beschränkter ist, konkurrieren, um den Markt zu erobern, müsste die 
Ramiefaser zu gleichem Preise wie Flachs von mittlerer Qualität, das 
ist zum Preise von 80 — 120 Mk. pro 100 kg auf dem Markt zu haben 
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sein. Aber aucb dieser Preis darf für die Zukunft nicht als feststehend 
beti-achtet werden und man muss event. mit noch niedereren Preisen 
rechnen. Der Preis des Flachses ist nämlich langsam aber stetig 
gefallen, wenn auch für einzelne Jahre eine vorübergehende Preis- 
steigung zu verzeichnen war. 

Soll die Ramie mit dem Flachs konkurrieren können, so muss der 
Preis dem vom Flachs mittlerer Qualität entsprechen. Solange die 
Bamie nur in Ländern angebaut wird, die nur 2 — 4 Schnitt per Jahr 
ergeben, wie in China, Algier etc., ist es natürlich nicht möglich, dass 
die Bofafaser zu entsprechend billigem Preise mit Nutzen geliefert 
werden kann. Wohl aber ist es möglich, wenn die Ramie in Ländern mit 
ganz besonders günstigen klimatischen Verhältnissen, wie Sumatra, 
Neu-Guinea, Kamerun angebaut wird. Die Rohfaser würde 
wahrscheinlich dann zu einem Preise von Mk. 25 — 30 per 100 kg frei 
an Bord geliefert werden können. Da eine solche Rohfaser 60 — 70 ^o 
Beinfaser enthält, so würden die 100 kg Reinfaser in derselben 40 bis 
50 Mk. kosten. Hierzu kämen für das Degummieren per 1 00 kg Rein- 
faser circa 25 — 30 Mk., so dass sich der Preis der degummierten Ware 
auf 65—80 Mk. per 100 kg stellen würde. 

Zu diesen und auch noch etwas höheren Preisen 
würde sich der Ramiefaser enormes Absatzgebiet er- 
öffnen, und sie würde uns bald ebenso unentbehrlich 
erscheinen, wie jetzt der Flachs, von dem sie sich 
durch grössere Festigkeit und Dauerhaftigkeit, sowie 
durch einen feinen, seidenartigen Glanz vorteilhaft 
unterscheidet. 

Der wirtschaftliehe Wert der Bamieknltnr. 

Von den Thee-, Kaffee- und Kakao-Pflanzungen unterscheidet 
sich die Ramiekultur vorteilhaft dadurch, dass sie 
sich schneller rentiert. Während Thee-, Kaffee- oder Kakao- 
pflänzlinge nach dem Auspflanzen erst im dritten bis fünften Jahr die 
erste Ernte ergeben, kann bei der Ramie schon ca. 3 Monate 
nach dem Auspflanzen der erste Schnitt geerntet werden. 

Für den Anbau der Ramie eignen sich, da dieselbe 
eine sehr gleichmässige Jahrestemperatur mit reichlichen sich über 
das ganze Jahr verteilenden Niederschlägen verlangt, verhältnismässig 
nur wenig Länder. Aus diesem Grunde dürfte der Anbau der Ramie 
nicht einer so grossen Konkurrenz unterliegen, wie dies beim Kaffee, 
Thee, Kakao etc. der Fall ist. Eine um so grössere Einnahmequelle 
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konnte aber gerade aus diesem Grunde die Kultur der Ramie für die 
Länder werden, die ein für den Anbau dieser Faserpflanze besonders 
günstiges Klima haben. 

Wie schnell der Konsum einer Paser zunimmt, sobald sie zu einem 
Preise produziert werden kann, der dem wirtschaftlichen Wert derselben 
entspricht, zeigt am besten das Emporblühen der Jutekultur in Indien, 
welches im Jahre 1828 18000 kg Jute, im Jahre 1888 411 192950 kg 
Jute exportierte. Diese Zahlen beziehen sich nur auf das Gewicht der 
exportierten Jute, nicht aber auf die im Lande selbst konsumierte. Die 
Gesamtproduktion wird auf ca. 750 Millionen kg geschätzt, die einen 
Wert von 240 — 280 Millionen Mk. repräsentieren gegenüber 1240 Mk. 
im Jahre 1828. 

Wenn man sich nun auch nicht der stolzen Hoffnung hingeben 
darf, dass die Ramie ein gleichwertiger Exportartikel für die deutschen 
Kolonieen werden wird, so geben diese Zahlen doch ein interessantes 
Bild, wie sehr durch die Kultur eines einzigen Artikels die Einkünfte 
eines Landes steigen können. Es ist ferner zu bemerken, dass eine 
unliebsame Konkurrenz für unseren Flachsbau nicht zu erwarten ist, 
da der Flachsbau Deutschlands nicht hinreicht, den Konsum zu decken. 

Wir können hier auf die Rentabilitätsberechnungen nicht weiter 
eingehen, sondern verweisen dafür auf die Broschüre: „Die Ramiefaser 
und die wirtschaftliche Bedeutung der Ramiekultur für die deutschen 
Kolonieen" von Dr. A. Schulte im Hofe (Deutscher Kolonial- 
Verlag, Berlin W. 10) oder an das Komitee zur Bildung der Ramie- 
Plantagen-Gesellschaft (G. Meinecke, v. d. Heydtstrasse 7). Soviel 
scheint uns aus den Voruntersuchungen hervorzugehen, dass für die 
Kultur dieser wertvollen Faserpflanze gute Vorbedingungen vorhanden 
sind. Anstatt sich mit der Erzeugung minderwertiger Produkte auf- 
zuhalten, soll man lieber dasjenige produzieren, was auf dem Welt- 
markt einen hohen Wert hat, zumal wenn sich dafür in Kamerun 
eine gute Gelegenheit bietet. 
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Reichs- und Staatsangehörigkeit 

Von Hermann Hesse. 



L Einleitung. 

§ 1. 
Die Bedeutung der ßeichsangehörigkeit. 

Wenn sich seit einiger Zeit in weiten Kreisen des deutschen 
Volkes Bestrebungen geltend machen, welche auf eine Änderung des 
Gesetzes vom 1. Juni 1870 über die Erwerbung und den Verlust der 
Reichs- und Staatsangehörigkeit hinzielen, weil dieses den Verlust der 
Reichsangehörigkeit zu leicht eintreten lässt, so erscheint es dem Ver- 
fasser für durchaus angebracht, darauf hinzuweisen und womöglich 
den Beweis dafür zu erbringen, dass eine Neuregelung und einheit- 
liche Zusammenfassung der Bestimmungen des Gesetzes über die 
Erwerbung der Reichsangehörigkeit und ihr Verhältnis zur Staats- 
angehörigkeit, also eine durchgreifende Umgestaltung des ganzen 
Gesetzes im Interesse der deutschen Weltpolitik ebenso notwendig ist. 
Denn die gewaltige Ausdehnung, welche das Reichsgebiet seit dem 
Inkrafttreten des genannten Gesetzes gewonnen hat, bedingte eine all- 
mähliche Ergänzung des Gesetzes und beeinträchtigte dessen Bedeutung 
in hervorragendem Masse. Heute nun ist nach beinahe drei Jahr- 
zehnten seit der Gründung des Reiches der Reichsgedanke in den 
deutschen Landen derart gestärkt, und zwar vor allem durch die 
überraschend grossartige Ausdehnung unserer überseeischen, ins- 
besondere kolonialen Interessen, dass die Reichsangehörigkeit eine 
überwiegende Bedeutung über die Staatsangehörigkeit gewonnen hat. 
Sie ist zu einem selbständigen Rechtsverhältnis geworden, das voll- 
kommen unabhängig von der Staatsangehörigkeit besteht. Ihr Besitz 
ist für die grosse Masse des deutschen Volkes von grösserer praktischer 
Bedeutung, vor allem infolge der Wichtigkeit des Reichstagswahlrechts 
und der allgemeinen Wehrpflicht, als der Besitz der Staatsangehörig- 
keit. Das beweist insbesondere der Umstand, dass viele Angehörige 

Koloniales Jahrbach 1898. 7 
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eines Bundesstaates, die ihren Wohnsitz in einem andern Bundesstaate 
genommen haben, sich nicht um die Aufnahme in dessen Staats- 
verband bemühen, damit sie an dem staatlichen Leben desselben teil- 
nehmen könnten. Es genügt ihnen der Besitz der Beichsangehörigkeit, 
welcher sie zur Ausübung des vornehmsten politischen Bechtes des 
deutschen Bürgers befähigt, zur Ausübung des Wahlrechts zum 
deutschen Beichstage.^) Es erweist sich darum als notwendig, das 
Verhältnis der Beichs- zur Staatsangehörigkeit gesetzlich genau zu 
bestimmen und dem politischen Bedürfnis des deutschen Volkes 
gemäss auszugestalten. 

II. Hauptteil. 

§ 2. 
Der Begriff der Staatsangehörigkeit. 

Das Becht, der satzungsmässige Wille der Allgemeinheit, bestimmt 
nicht nur die Bechte und Pflichten der Einzelnen untereinander, 
sondern auch gegen die Gesamtheit, vor allem gegen die Gesamtheit 
in ihrer höchsten organisierten Erscheinung, gegen den Staat. Diese 
Personengesamtheit, welche uns in der Form des Staates entgegen- 
tritt, besteht aus den Staatsangehörigen, den Angehörigen desselben 
Staates. 

Die Staatsangehörigkeit ist demnach ein Bechtsverhältnis, welches 
die Bechte und Pflichten des Angehörigen gegenüber seinem Staate 
regelt. Der Gegensatz zwischen dem Staatsangehörigen und dem 
Ausländer beruht darauf, dass der Ausländer einerseits von der Teil- 
nahme am öffentlich-rechtlichen Leben des ihm fremden Staates aus- 
geschlossen ist, und dass er andererseits von der Verpflichtung zur 
Treue gegen denselben befreit ist. Dieser bestimmte Gegensatz 
zwischen Staatsangehörigen und Ausländern ist jedoch nicht aus- 
schliesslich. Vielmehr bilden eine Zwischenstufe zwischen beiden die- 
jenigen, welche zum Gehorsam und zur Treue gegenüber dem Staate 
verpflichtet sind, dafür auch Anspruch haben auf Erfüllung derjenigen 
Aufgaben, welche der Staat seinen Angehörigen gegenüber über- 
nommen hat, und zwar sowohl nach aussen als im Innern, ohne 
jedoch an dem staatlichen Leben selbst verfassungsmässig Anteil 
nehmen zu können. Es sind dies die Bewohner der deutschen Schutz- 



^) Es wäre von grosser Bedeutung, eine Statistik über diese Reichsangehörigen 
aufzunehmen, damit man aus ihrer grossen Anzahl ersehen kann, wie wenig 
Wert auf den Besitz der Staatsangehörigkeit im Allgemeinen gelegt wird. 
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gebiete, welche man als ünterthanen des Reiches bezeichnet. Nur 
derjenige ist also Angehöriger des Staates, in dessen Person die 
Gesamtheit der verfassungsmässigen Rechte und Pflichten vereinigt ist. 
In subjektivem Sinne ist die StaatsaDgehörigkeit,. bezw. das in 
ihr enthaltene Staatsbürgerrecht, ein höchstpersönliches Recht, welches 
indessen gewissen räumlichen und zeitlichen Beschränkungen unter- 
liegen kann. So kann die Ausübung gewisser aus ihrem Besitze 
hervorgehender öffentlich rechtlicher Befugnisse ^) nur während des 
Aufenthalts im Staatsgebiete gestattet sein ; die dauernde Beibehaltung 
des Staatsbürgerrechts endlich wird zumeist von der Erfüllung gewisser 
Bedingungen abhängig gemacht.^) 

§ 3. 
Die staatsrechtliche Natur der Staatsangehörigkeit 

im Deutschen Rechte. 

1. Nach allgemeinen völkerrechtlichen Grundsätzen ergiebt sich 
aus dem Selbstbestimmungsrechte der Staaten, dass jeder Staat die 
Bedingungen des Erwerbes und des Verlustes der eigenen Staats- 
angehörigkeit bestimmt. Das deutsche Recht wird in dieser Be- 
ziehung vor allem von zwei Grundsätzen beherrscht. Einmal ist ein 
Wechsel der Staatsangehörigkeit erlaubt; andererseits ist eine doppelte 
Staatsangehörigkeit zulässig. 

2. Die Möglichkeit eines Wechsels der Staatsangehörigkeit er- 
giebt sich schon aus der Thatsache, dass das grundlegende Gesetz 
vom 1 . Juni 1 870 die Erwerbung ebenso wie den Verlust der Staats- 
angehörigkeit zulässt. Betrachten wir das Reich als Gesamtstaat in 
seinen Beziehungen zum Auslande, so ergiebt sich, dass 

a) ein Ausländer die Reich sangehörigkeit erwerben kann, sofern 
er die durch das Gesetz vorgeschriebenen Bedingungen erfüllt; 

b) ein Deutscher der Reich sangehörigkeit in den gesetzlich vor- 
gesehenen Fällen verlustig gehen kann. 

3. Die Zulässigkeit der doppelten Staatsangehörigkeit ergiebt sich 
daraus, dass 

a) Ausländern, welche durch Naturalisation die Reichsangehörig- 
keit erwerben wollen, die vorherige Aufgabe ihrer früheren 
Staatsangehörigkeit nicht zur Bedingung gemacht wird; 

b) Deutschen, welche sich im Auslande aufhalten, die Erwerbung 
einer fremden Staatsangehörigkeit nicht untersagt wird. 

^) A.usübung des Wahlrechts. 

^) Eintragung in die Matrikel der Konsulate im Auslande. 

7* 
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4. So wenig diese Rechtsgrundsätze den ßeichsinteressen förderlich 
sind, erklären sie sich dennoch aus der geschichtlichen Entwickelung 
des Deutschen Reiches von einer Reihe selbständiger Territorialstaaten 
zum Staatenbunde und endlich zum Bundesstaate. 

Schon die deutsche Bundesakte ermöglichte den Unterthanen der 
deutschen Bundesstaaten den Wechsel ihrer Staatsangehörigkeit inner- 
halb des Bundes im Interesse der grösseren Bewegungsfreiheit des 
Einzelnen und im Interesse der Verkehrsfreiheit. Die Verfassung des 
Norddeutschen Bundes und die Reichs Verfassung gewährten den An- 
gehörigen der Einzelstaaten eine unbeschränkte Freizügigkeit und 
erleichterten dementsprechend den Wechsel der Staatsangehörigkeit 
innerhalb der einzeben Bundesstaaten ausserordentlich. Artikel 3 
der Verfassung bestimmt, dass der Angehörige eines jeden Bundes- 
staates in jedem andern Bundesstaate als Inländer zu behandeln und 
demgemäss auch zur Erlangung des Staatsbürgerrechtes zuzulassen 
ist. Die Aufgabe der bisherigen Staatsangehörigkeit ist nicht als 
Voraussetzung hierzu gefordert. 

5. In Verfolg dieser Bestimmungen hat auch das Gesetz über 
die Erwerbung und den Verlust der Reichs- und Staatsangehörigkeit 
vom 1. Juni 1870 dem Auslande gegenüber den Grundsatz des 
Wechsels der Staatsangehörigkeit und der doppelten Staatsangehörig- 
keit aufrecht erhalten. Es sprechen indessen aus Gründen des Reichs- 
interesses so viele Momente gegen die Beibehaltung dieser Rechts- 
grundsätze, dass sowohl eine Beschränkung des Wechsels der Staats- 
angehörigkeit wie ein Verbot der doppelten Staatsangehörigkeit 
dringend geboten erscheinen. 

§ 4. 
Wechsel der Staatsangehörigkeit. 

1. Im deutschen Volke herrschte zu allen Zeiten, wie die deutsche 
Rechtsgeschichte beweist, die Rechtsüberzeugung, dass der Einzelne 
durch die Geburt, infolge sozialer Momente und der Lebensverhältnisse 
in gegebene Rechtsbeziehungen eintrete, welche auch auf seine Lebens- 
auffassung bestimmend einwirken Durch die Geburt ist er Deutscher 
geworden, und sein Schicksal ist mit dem des deutschen Volkes un- 
löslich verbunden. Man kann ihm nicht das Recht zugestehen, in 
schlechten Zeiten fahnenflüchtig zu werden, da er in guten Tagen 
alle Vorteile geniesst, welche ihm die Zugehörigkeit zu seinem Volke 
gewährt. Die alten Deutschen machten mit einem solchen fahnen- 
flüchtigen Volksgenossen, den sie herisliz, d. h. Heerschädiger nannten, 
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kurzen Prozess: Sie hängten ihn einfach an der nächsten Weide auf. 
Wenn man auch heute nicht mehr zu einem solchen durchschlagenden 
Mittel greift, so ist es nur recht und billig, wenn die gesetzliche 
Strafe, aber auch die öffentliche Verachtung einen jeden trifft, der 
um materieller Vorteile willen, oder um sich der Wehrpflicht zu ent- 
ziehen, sein Volkstum aufgiebt. Soweit darf die Willensfreiheit des 
Einzelnen nicht gehen. Denn schrankenlose Willkür führt stets zum 
Verderben. Sie wird begrenzt durch die Rechtsordnung dem Ein- 
zelnen gegenüber und durch das staatliche Interesse der Gesamtheit 
gegenüber. Das staatliche Interesse verlangt aber, dass derjenige, 
welcher nach Abstammung, Sprache und Sitten ein Deutscher ist, 
auch Deutscher bleibe und dem Staate, der Gesamtheit der Volks- 
genossen, welche den Staat bilden, das zurückerstatte, was er ihm 
verdankt. Und innerhalb dieser Schranken der Willensfreiheit findet 
der Einzelne immer noch genügend Bewegungsfreiheit, genügend 
Gelegenheit, sein Schicksal so zu gestalten, wie es ihm beliebt. 
Nehmen wir an, es stünde gemäss der „natürlichen Freiheit des 
Individuums" einem jeden frei, sein Volkstum, wann es ihm beliebt, 
aufzugeben, was ja an und für sich unmöglich ist, wohin sollte das 
führen? Wie viele Leute, die auf Grund ihrer Veranlagung mit den 
heimischen Zuständen unzufrieden sind, würden ihr Vaterland ver- 
lassen, eine fremde Staatsangehörigkeit erwerben und dadurch den 
Heimatsstaat in wirtschaftlicher, militärischer und finanzieller Be- 
ziehung ebenso sehr schwächen, wie sie den fremden Staat dadurch 
stärken! Liegt das im Interesse des Beiches oder des deutschen 
Volkes? Die Antwort auf diese Frage ist nicht schwer zu finden. 
Darum ist eine Begrenzung der Willensfreiheit des Einzelnen in dieser 
Beziehung durchaus notwendig, damit diejenigen, welche sich nicht 
scheuen, Kenegaten zu werden, gewaltsam daran verhindert werden. 
Es ist ein hartes Wort, das Wort Renegat, aber man ist berechtigt, 
es hier anzuwenden. Denn das deutsche Volkstum und unsere staat- 
lichen Einrichtungen bieten Vorteile genug, um dem Einzelnen das 
Leben innerhalb des Staates und Volkes angenehm zu machen; seine 
ruhmvolle Geschichte und ein hohes Kulturleben geben jedem Volks- 
genossen das Eecht, mit Stolz von sich zu sagen: Ich bin ein 
Deutscher. Denn es ist immerhin etwas wert, Deutscher zu sein, 
und ehrlos waren zu allen Zeiten und überall diejenigen, welche ihr 
Volkstum aufgaben, verrieten oder bekämpften. 

2. Aus diesen ideellen wie materiellen Gesichtspunkten heraus 
ist die Forderung wohl nicht unberechtigt, dass der Eechtsgrundsatz 
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des Wechsels der Staatsangehörigkeit in das Gegenteil verkehrt 
werde. Die deutsche Gesetzgebung muss den Satz zum Rechts- 
grundsatze erheben: „Ein Deutscher kann seine Staatsangehörigkeit 
niemals verlieren." Denn dieser Satz entspricht nicht nur der Würde 
des deutschen Namens, sondern auch den wohlverstandenen Interessen 
des Reiches. 

Immerhin gilt auch hier der Grundsatz des römischen Rechts: 
„summum ins, summa iniuria". Es wäre ungerecht, im einzelnen 
Falle die Entlassung aus dem Staatsverbande zu verweigern. Deshalb 
kann die Entlassung aus dem Staatsverbande im einzelnen Falle 
gleichwohl als Ausnahme von der gesetzlichen Regel gestattet werden. 
Damit würden die Härten dieses Rechtsgrundsatzes zweifellos ge- 
mildert werden können. Aber es ist durchaus notwendig, dass der 
Staat seinen Willen unzweideutig zu erkennen giebt, seine Angehörigen 
mit möglichst unlöslichen Banden an sich zu knüpfen. Als Aus- 
nahmen kämen vor allen folgende in Betracht: 

a) Solche familienrechtlicher Natur. 

Diese sind im Gesetz vom 1. Juni 1870 bereits als Ent- 
lassungsgründe aufgeführt. 

a) Uneheliche Kinder einer Deutschen verlieren ihre Staats- 
angehörigkeit durch eine den gesetzlichen Bestimmungen 
gemäss erfolgende Legitimation, wenn der Vater einem 
anderen Staate angehört als die Mutter. 
ß) Eine Deutsche verliert sie durch Verheiratung mit einem 
Ausländer. 

b) Solche strafrechtlicher Natur. 

Sehr empfehlen dürfte sich eine Aberkennung der Staats- 
angehörigkeit für den Fall, dass ein Deutscher sich des 
Landesverrats gegen das Reich oder einen Bundesstaat schuldig 
macht, sei es im Reichsgebiet, in den Schutzgebieten oder im 
Auslande. 

c) Solche öffentlich-rechtlicher Natur, abgesehen von den unter b 
genannten. 

Das Gesetz bestimmt hierüber bereits in ausreichender Weise 
folgendes: 

Im § 20: Deutsche, welche sich im Auslande aufhalten, 
können ihrer Staatsangehörigkeit durch einen Beschluss der 
Centralbehörde ihres Heimatsstaates verlustig erklärt werden, 
wenn sie im Falle eines Krieges oder einer Kriegsgefahr 
einer durch das Bundespräsidium für das ganze Bundesgebiet 
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anzuordnenden ausdrücklichen Aufforderung zur Rückkehr 
binnen der darin bestimmten Frist keine Folge leisten. 

Im § 22: Tritt ein Deutscher ohne Erlaubnis seiner Re- 
gierung in fremde Staatsdienste, so kann die Centralbehörde 
seines Heimatsstaates denselben durch Beschluss seiner Staats- 
angehörigkeit verlustig erklären, wenn er einer ausdrücklichen 
Aufforderung zum Austritte binnen der darin bestimmten 
Frist keine Folge leistet, 
d) Endlich kommt noch in Betracht die Entlassung auf Antrag, 
welche nach dem geltenden Rechte dann erteilt werden muss, 
wenn der Antragsteller die Angehörigkeit in einem andern 
Bundesstaate bereits erworben hat. Diese Ausnahme wird 
später noch ausführlich erörtert werden. 

3. Mit dieser begrenzten Anzahl von Ausnahmen der gesetz- 
lichen Regel, dass ein Deutscher seine Staatsangehörigkeit niemals 
verlieren bezw. aufgeben kann, dürfte den Forderungen der Billigkeit 
und Praktikabilität hinreichend Genüge geleistet sein. Vor allem ist 
jedoch hierbei stets der Grundsatz im Auge zu behalten, dass eine 
Aberkennung der Staatsangehörigkeit und eine Entlassung aus dem 
Staatsverbande niemals aus Rücksicht auf die Interessen fremder 
Staaten, insbesondere junger Kolonialstaaten eintreten darf, sondern 
nur, wenn die Interessen des Reiches oder der daran beteiligten 
Privatpersonen dies gebieterisch verlangen. Das eine Ziel ist stets 
zu erstreben, dass ein Wechsel der Staatsangehörigkeit den Deutschen 
möglichst erschwert, wenn auch nicht völlig unmöglich gemacht werde. 

4. Auf der anderen Seite ist zu beachten, dass auch die Auf- 
nahme in den deutschen Staatsverband nicht jedem, der darum nach- 
sucht, erteilt werde. Es ist hierbei vor allem der Grundsatz zu 
beobachten, dass möglichst nur Leuten germanischer Abkunft, welche 
die Fähigkeit besitzen, sich möglichst schnell hinsichtlich der Sprache, 
Sitten und Lebensanschauungen dem deutschen Volke anzupassen, das 
Staatsbürgerrecht erteilt werde. Darum ist die Bestimmung des 
Gesetzes vom 15. März 1888 betreffend die Rechtsverhältnisse in den 
deutschen Schutzgebieten, wonach die Reichsangehörigkeit Eingeborenen 
unserer Schutzgebiete vom Reicliskanzler verliehen werden kann, 
höchst überflüssig und schädlich. Zwar ist noch kein Fall einer 
solchen Naturalisation bisher bekannt geworden, aber es muss doch 
im Interesse der Rassenreinheit und Rasseneinheit darauf gesehen 
werden, dass das deutsche Volk möglichst aus Leuten germanischer 
Abkunft bestehe und nicht allerlei schädliche und kulturell minder- 
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wertige Bestandteile in sich aufzunehmen habe. Einen Chinesen^ 
Araber, Suaheli, Hottentotten oder Duallamann wird kein Deutscher 
gern als gleichberechtigten Staatsbürger anerkennen. 

§ 5. 
Doppelte Staatsangehörigkeit. 

1 . Will ein Ausländer durch Naturalisation die Staatsangehörigkeit 
erwerben, so ist ihm die Aufgabe seiner früheren Staatsangehörigkeit 
nicht zur Bedingung gemacht. Das ergiebt sich aus § 8 des Gesetzes 
vom 1. Juni 1870, woselbst die Voraussetzungen zur Naturalisation 
eines Ausländers aufgezählt sind. Hierunter befindet sich nicht die 
Bedingung, dass der Ausländer seine frühere Staatsangehörigkeit auf- 
geben muss, obwohl dies eigentlich aus staatlichen Interessen er- 
forderlich wäre. Denn niemand kann zweien Herren dienen ; er kann 
nur dem einen gegenüber seine Pflicht erfüllen. Es ist deshalb 
wünschenswert, um eine klare Rechtslage zu schaffen, dass niemand 
in den deutschen Staatsverband aufgenommen werden kann, der nicht 
zuvor seine frühere Staatsangehörigkeit aufgegeben hat. 

2. Umgekehrt wird Deutschen, welche sich im Auslande auf- 
halten, die Erwerbung einer fremden Staatsangehörigkeit nicht unter- 
sagt. Es ergiebt sich vielmehr aus dem Gesetze, dass ihnen dies 
gestattet ist. Und dadurch haben wir den Verlust von ungezählten 
Millionen deutscher Volksgenossen zu beklagen, welche ohne Not^ 
vielleicht um augenblicklicher Vorteile willen die fremde Staats- 
angehörigkeit erwarben. Zwar erhebt das deutsche Becht den An- 
spruch — wie auch im nordamerikanischen Rechte ähnliche Be- 
stimmungen gelten — , dass die deutsche Staatsangehörigkeit auch 
dann fortdauert, wenn der Angehörige eine fremde Staatsangehörig- 
keit erworben hat. Aber andererseits ermöglicht die Bestimmung, 
dass die Staatsangehörigkeit durch zehnjährigen Aufenthalt im Aus- 
land verloren geht, immerhin den Übergang eines Deutschen in eine 
fremde Staatsangehörigkeit. Deshalb sollte die Bestimmung getroffen 
werden, dass die Erwerbung einer fremden Staatsangehörigkeit durch 
einen Deutschen nur dann rechtsgültig erfolgen könne,, wenn der 
Deutsche auf seinen Antrag aus dem deutschen Staatsverbande ent- 
lassen ist. Dadurch würde vor allem den ungerechtfertigten und 
unseren staatlichen Interessen widersprechenden Ansprüchen fremder 
Staaten entgegengetreten werden, welche jedem Deutschen, der sieb 
in ihrem Gebiete eine bestimmte Zeit aufhält, oder seinen im Lande 
geborenen Kindern ihre Staatsangehörigkeit aufdrängen. Eine der- 
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artig bedeutsame Beeinträchtigung seiner Interessen, welche vielfach, 
wie z. B. in Brasilien, den Charakter einer gewaltsamen Entfernung 
des Deutschen aus seinem Staatsverbande annimmt, ist nach völker- 
rechtlichen Grundsätzen kein Staat zu dulden verpflichtet. 

§ 6. 
Das Yerhältniss der Beichs- zur Staatsangehörigkeit. 

1. Das Gesetz vom 1. Juni 1870 enthält die grundlegende Be- 
stimmung, dass nur deijenige, welcher die Staatsangehörigkeit in 
einem Bundesstaate erworben hat, auch die Reichsangehörigkeit besitzt. 
Diese Bestimmung war gerechtfertigt durch die staatsrechtliche Natur 
des Reiches, solange dieses nur aus den Bundesstaaten zusammen- 
gesetzt war, und nur die Angehörigen der deutschen Bundesstaaten 
an den aus der Beichsverfassung, insbesondere dem Artikel 3 der- 
selben hervorgehenden Rechten Anteil hatten und demgemäss auch zu 
den verfassungsmässigen Leistungen öflfentlich-rechtlicher Art ver- 
pflichtet waren. Eine Änderung dieses Rechtsgrundsatzes wurde 
unbedingt erforderlich mit der räumlichen Erweiterung des in der 
Verfassung begrenzten Reichsgebietes, mit der Erwerbung Elsass- 
Lothringens und der deutschen Schutzgebiete. 

2. Die Erklärung der staatsrechtlichen Natur des Reiches ist 
heute noch ein Streitpunkt der deutschen Staatsrechtler, wenn auch 
im Wesentlichen die Labandsche Auffassung immer mehr zur Herr- 
schaft gelangt. Es ist hier nicht der Ort, näher auf die verschiedenen 
Auffassungen einzugehen. Doch sei die Bemerkung erlaubt, dass es 
nicht durchaus notwendig, ja sogar völlig überflüssig erscheint, den 
genialen Staatsbau unseres Bismarck in eine der hergebrachten Auf- 
fassungen vom Wesen des Bundesstaates hineinzupressen. Vielmehr 
genügt eine juristische Bestimmung der Befugnisse und Pflichten der 
einzelnen Staatsgewalten und der Einzelnen als Reichsbürger und als 
Staatsbürger vollkommen. Aus diesen Gesichtspunkten heraus erscheint 
das Reich als ein staatliches Rechtssubjekt, das, obwohl ein Bundes- 
staat, in seinem Wesen dem Einzelstaate nahekommend, das gesamte 
staatliche Leben seiner Mitgliedsstaaten durchdringt. Es steht sowohl 
über, als neben und mitten in den einzelnen Bundesstaaten, indem es 
mit den einzelneu ünterthanen unmittelbar Fühlung gewinnt, sie un- 
mittelbar seinen Herrschaftsrechten unterwirft und das staatliche 
Walten der Einzelstaaten aufsaugt und, soweit seine Kompetenz er- 
weitert wird, in vielen Beziehungen beseitigt. So drängt sich all- 
mählich bei den Angehörigen der Einzelstaaten die Rechtsüberzeugung 
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zum Bewusstsein hervor, sie seien viel mehr Angehörige des grossen 
Ganzen, des Eeiches, während das Bestehen der Einzelstaatsgewalt 
nur mehr eine Form ist, eine Rechtsform, geheiligt durch die geschicht- 
liche Überlieferung, geboten durch politische Rücksichten und gewähr- 
leistet durch das verfassungsmässige Recht der Einzelstaaten auf ihr 
Fortbestehen als selbständige staatliche Rechtssubjekte. Es ist daher 
die Reichsgewalt souveräne Gewalt unmittelbar über die Reichs- 
angehörigen, soweit die Kompetenz des Reiches geht. Soweit sie 
ausgeschlossen ist, ist die Einzelstaatsgewalt souveräne Gewalt über 
die Angehörigen des Einzelstaates. Hieraus folgt, dass die An- 
gehörigen der Einzelstaaten in denjenigen Beziehungen als Gesamtvolk 
auftreten, in welchen das Reich seine Herrschaftsrechte unmittelbar 
über dieselben ausübt, und in welchen sie unmittelbar an dem 
öffentlich-rechtlichen Leben des Reiches teilnehmen. Darum ist die 
Anteilnahme an dem öffentlich-rechtlichen Leben des Reiches nicht 
von der Angehörigkeit zu einem bestimmten Bundesstaate abhängig, 
sondern nur eine Folge des Besitzes der Reichsangehörigkeit. Denn 
sowie für einen Teil der Reichsangehörigen die Voraussetzung weg- 
fällt, dass der Besitz der Reichsangehörigkeit von dem Besitze der 
Angehörigkeit in einem Bundesstaate abhängt, fällt auch die Folgerung 
in sich zusammen, dass die Ausübung der reichsbürgerlichen Rechte 
von dem Besitze der Angehörigkeit in einem Bundesstaate abhänge. 
Ein weiterer Beweis für die scharfe Trennung der Reichsangehörigkeit 
von der Staatsangehörigkeit ist darin zu erblicken, dass der Besitz 
der Reichsangehörigkeit noch nicht zur Ausübung der staatsbürger- 
lichen Rechte in jedem beliebigen Einzelstaate ermächtigt, sondern 
dass dazu der Besitz der Angehörigkeit in dem betreffenden Einzel- 
staate notwendig ist. Es sind also Reichs- und Staatsangehörigkeit 
zwei durchaus verschiedene Rechtsbegriffe, aus deren Besitze sich ver- 
schiedene Rechte und Pflichten genau bestimmter Art ergeben. Die 
reichsbürgerlichen Rechte sind die gewöhnlichen staatsbürgerlichen 
Rechte innerhalb der dem Reiche zugewiesenen Kompetenz. Demnach 
haben sie einen anderen Inhalt als die staatsbürgerlichen Rechte, da 
die Kompetenz des Reiches von derjenigen der Einzelstaateu ver- 
schieden ist. 

3. Die Verschiedenheit des Begriffes der Reichs- und Staats- 
angehörigkeit ist besonders scharf gekennzeichnet durch die staats- 
rechtliche Stellung Elsass-Lothringens und der Schutzgebiete. 

a) Denn da die Reichslande kein staatliches Rechtssubjekt sind, 
kann es auch keine reichländische Staatsangehörigkeit geben. Wenn 
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dennoch das Gesetz vom 1. Juni 1870 in die Keichslande eingeführt 
ist, so bedeutet dies nur, dass die Erwerbung der Keichsangebörigkeit 
in den Beichslanden formell von denselben Voraussetzungen abhängt 
und in derselben Weise erfolgt, wie die Erwerbung der Angehörigkeit 
zu einem Bundesstaate im übrigen Beicbsgebiete. Ihren materiellen 
Inhalt empfing die in den Beichslanden erworbene unmittelbare Beichs- 
angehörigkeit durch die Einführung der Beichsverfassung in die Beichs- 
lande. Der § 1 des Gesetzes vom 1. Juni 1870, wonach die Beichs- 
angehörigkeit durch die Erwerbung der Angehörigkeit in einem 
Bundesstaate erworben wird und mit deren Verlust erlischt, ist daher 
für das Gebiet der Beichslande aufgehoben und wirkungslos geworden, 
und damit ist die Grundlage dieses Gesetzes erschüttert worden. 
Der bundesstaatliche Charakter des Beiches, welcher vor allem darauf 
beruhte, dass jeder Beichsangehörige auch Angehöriger eines Einzel- 
staates sein rausste, ist dadurch wesentlich beeinträchtigt worden. 
Denn es ist unleugbar eine centralisierende Tendenz in der Möglich- 
keit enthalten, dass der Besitz der Beichsangehörigkeit Millionen von 
Bewohnern des Beichsgebietes rechtlich gewährleistet ist, ohne dass 
dieselben gezwungen wären, Angehörige eines Einzelstaates zu werden. 
Das würde sofort erheblich und weit mehr, als dies heute der Fall 
ist, bemerkbar werden, wenn die Erwerbung der Beichsangehörigkeit 
ohne vorgängige Erwerbung einer Einzelstaatsangehörigkeit von der 
territorialen Beschränkung auf das Gebiet der Beichslande befreit und 
auch auf das übrige Beichsgebiet ausgedehnt würde, mit anderen 
Worten, wenn das. was heute noch eine gebietlich begrenzte Aus- 
nahme ist, gesetzliche Begel für das ganze Beichsgebiet werden würde. 
Diese centralisierende Tendenz zeigt sich vor allem in der Ausübung 
der politischen Bechte in den Beichslanden, welche in den Einzel- 
ätaaten von dem Besitze der Staatsangehörigkeit abhängig ist. Denn 
das Wahlrecht ist in den Beichslanden jeder Beichsangehörige auch 
für die Vertretungskörper in den Beichslanden auszuüben befugt, 
auch wenn er neben der Beichsangehörigkeit die Angehörigkeit in 
einem Einzelstaate besitzt. Es überwiegt also in den Beichslanden 
das materielle Moment, welches die Beichsangehörigkeit als das bei 
weitem wichtigere Bechtsverhältnis erscheinen lässt. Hier erscheinen 
die Beichsangehörigen, mögen sie auch zum Teil die Angehörigkeit 
in einem Einzelstaate besitzen, als ein Gesamtvolk in der Ausübung 
der öffentlich rechtlichen Befugnisse und Pflichten. Sie sind bis auf 
den erwähnten Teil Beichsunmittelbare, welche ihre Beichsangehörig- 
keit nicht der Angehörigkeit zu einem Einzelstaate verdanken. 
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b) Eine besondere Rechtsstellung erhielten die deutschen Schutz- 
gebiete infolge ihrer räumlichen Trennung vom Beiche und wegen 
der kulturellen Minderwertigkeit ihrer Bewohner zugewiesen. Es sind 
dies Gebiete, die, wie schon ihr Name besagt, mit Land und Leuten 
unter dem Schutze des Reiches stehen. Die Rechtspersönlichkeit des 
Staates fehlt ihnen, und man bezeichnet sie als Pertinenzen des 
Reiches; das bedeutet, dass sie keine Bestandteile des Reichsgebietes 
bilden, aber im völkerrechtlichen wie im staatsrechtlichen Sinne der 
Souveränität des Reiches voll und ganz unterworfen und darum völker- 
rechtlich nicht als Ausland zu bezeichnen sind. Die Bewohner der 
Schutzgebiete sind deshalb nur ünterthanen des Reiches und nicht 
Angehörige desselben. Weil die Schutzgebiete keine Staatswesen 
sind, giebt es auch keine vom Reichsbürgerrechte verschiedene Staats- 
angehörigkeit der Schutzgebiete mit eigenem Inhalte und besonderen 
Rechtswirkungen. Deshalb ist ähnlich wie in den Reichslanden 
die Erwerbung der unmittelbaren Reichsangehörigkeit auch in den 
Schutzgebieten statthaft. Da jedoch das Gesetz vom 1. Juni 1870 
nicht in die Schutzgebiete eingeführt worden ist, wurde eine besondere 
gesetzliche Regelung dieser Materie erforderlich. Dieselbe erfolgte 
in dem Gesetze vom 17. April 1886, betreffend die Rechtsverhältnisse 
der deutschen Schutzgebiete, und in der Novelle vom 18. März 1888. 
Dieses Gesetz bestimmt im 

§ 6. „Ausländern, welche in den Schutzgebieten sich niederlassen, 
sowie Eingeborenen kann durch Naturalisation die Reichs- 
angehörigkeit von dem Reichskanzler verliehen werden. 
Der Reichskanzler ist ermächtigt, diese Befugnis einem 
anderen Kaiserlichen Beamten zu übertragen. 

Auf die Naturalisation und das durch dieselbe be- 
gründete Verhältnis der Reichsangehörigkeit finden die 
Bestimmungen des Gesetzes über die Erwerbung und den 
Verlust der Bundes- und Staatsangehörigkeit, sowie Artikel 3 
der Reichsverfassung und des Wahlgesetzes für den Nord- 
deutschen Reichstag vom 31. Mai 1869 Anwendung. 

Im Sinne des § 21 des bezeichneten Gesetzes 

gelten die Schutzgebiete als Inland." 
Es wird durch dieses Gesetz eine neue Klasse von unmittelbaren 
Reichsangehörigen geschaffen, bei denen den Erwerbsgrund ihrer 
Reichsangehörigkeit ebenfalls nicht die Erwerbung der Angebörigkeit 
in einem Bundesstaate bildet. Voraussetzung für die Erwerbung ist 
der Wohnsitz in einem Schutzgebiete. Weitere Voraussetzungen sind 
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diejenigen, welche das Gesetz vom 1. Juni 1870 für die Erwerbung 
der Angehörigkeit in einem Einzelstaate vorschreibt. Nach diesen 
gesetzlich festgelegten Voraussetzungen folgt die Erwerbung der un- 
mittelbaren Reichsangehörigkeit aus der Verleihung durch den Reichs- 
kanzler oder einen von ihm dazu ermächtigten Beamten. Die auf 
diese Weise erworbene Reichsangehörigkeit begründet dasselbe Ver- 
hältnis, in welchem die Reichsländer und die Angehörigen der Einzel- 
staaten als Reichsangehörige stehen. Sie giebt dieselben Rechte und 
legt dieselben Pflichten öflFentlich-rechtlicher Natur auf, wie sie die 
übrigen Reichsangehörigen haben. Sie erweitert das gemeinsame 
Indigenat, welches für ganz Deutschland und die Reichslande 
besteht, und dehnt es auf die Reichsangehörigen in den Schutz- 
gebieten aus. Sie giebt auch das passive Wahlrecht, während das 
aktive Wahlrecht dieser Art von Reichsangehörigen solange ruht, als 
sie ihren Wohnsitz nicht in einem Bundesstaate nehmen. Sie erlischt 
bei dauerndem Aufentbalte im Schutzgebiete nicht nach zehn Jahren, 
wie im Auslande, denn die Schutzgebiete gelten in dieser Beziehung 
nicht als Ausland, sondern als Inland. Aus Vorstehendem ergiebt 
sich, dass der § 1 des Gesetzes vom 1. Juni 1870 in den Schutz- 
gebieten ebenfalls unanwendbar ist. Er ist ersetzt worden durch § 1 
des Gesetzes vom 15. März 1888. Wenn ferner das Gesetz vom 
1. Juni 1870 nicht, wie dies in den Reichslanden geschehen ist, in 
die Schutzgebiete eingeführt worden ist, so ergiebt sich daraus die 
bedeutsame Folge, dass in den Reichslanden alle Einwohner die 
Reichsangehörigkeit erwerben können, in den Schutzgebieten jedoch 
nur bestimmt bezeichnete Personen. Darum ist auch des weiteren 
die Reichsverfassung in die Schutzgebiete nicht in ihrem vollen um- 
fange eingeführt, sondern nur die Anwendbarkeit einzelner Artikel 
derselben auf die territorialen Verhältnisse der Schutzgebiete und auf 
die persönlichen Verhältnisse ihrer Bewohner gesetzlich bestimmt. 

4. Durch die räumliche Erweiterung des Reichsgebietes über die 
gemäss der Reichsverfassung in ihm enthaltenen Einzelstaaten hinaus 
sind drei Rechtsgebiete geschaffen worden, in denen sich die An- 
wendung des Gesetzes vom 1. Juni 1870 verschieden gestaltet. Im 
eigentlichen Reichsgebiete ist nur die Erwerbung der mittelbaren 
Reichsangehörigkeit möglich; eine unmittelbare Reichsangehörigkeit 
kann nur in den Reichslanden und in den Schutzgebieten erworben 
werden. Infolge des vielfachen Bevölkerungsaustausches ist indes die 
Schaffung eines klaren Rechtszustandes für das gesamte Reichsgebiet 
einschliesslich der Schutzgebiete durchaus notwendig. Und zwar 
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geschieht dies am besten dadurch, dass man der thatsächlichen Be- 
deutung der Reichsangehörigkeit entsprechend ihre Erwerbung im 
ganzen Reichsgebiet unabhängig von der Erwerbung der Angehörigkeit 
in einem Einzelstaate ermöglicht. Damit ist nicht gesagt, dass ihre 
Erwerbung nicht durch die Staatsangehörigkeit erfolgen könnte, 
sondern nur, dass auch innerhalb des Reichsgebietes die unmittelbare 
Reichsangehörigkeit erworben werden kann. Es ist dann vom freien 
Willen dieser Reichsangehörigen abhängig, ob sie ausserdem noch die 
Angehörigkeit in einem Einzelstaate erwerben wollen; jedenfalls ist 
ihnen dieses Recht ja durch Artikel 3 der Reicbsverfassung gewähr- 
leistet. Damit würde die unmittelbare Reichsangehörigkeit als ein 
Rechtsinstitut, das täglich mehr an Bedeutung gewinnt und das schon 
heute eine grosse Rolle in unserem Staatsleben spielt, gesetzlich 
sanktioniert und ein Lebensverhältnis, welchem weite Kreise unseres 
Volkes im Reiche und vor allem im Auslande unterstehen, zum 
Rechtsverhältnis geworden sein. 

7 



Die Erwerbung der Reichsangehörigkeit. 

1. Ein durchaus vernünftiger Grundsatz der deutschen Reichs- 
politik ist der, alle Deutschen auf der ganzen Erde um das deutsche 
Banner zu scharen und sie den deutschen Reichsinteressen dienstbar 
zu machen. Das liegt sowohl im Interesse des Reiches als auch in 
demjenigen der Einzelstaaten, deren wirtschaftliches Gedeihen und 
politische Macht und Unabhängigkeit ja von dem festen Bestände des 
Reiches abhängig ist. Darum erweist jßs sich als durchaus notwendig, 
dem Rechtsinstitut der Reichsangehörigkeit auch gesetzlich diejenige 
Bedeutung zukommen zu lassen, welche es thatsächlich schon besitzt. 
Es ist deshalb einmal die Reichsangehörigkeit als ein selbständiges 
Rechtsinstitut zu behandeln und scharf von der Staatsangehörigkeit 
zu trennen, andererseits die Reichsangehörigkeit zur Grundlage der 
Staatsangehörigkeit zu machen, während jetzt noch der Besitz der 
Staatsangehörigkeit im Reichsgebiet die gesetzliche Voraussetzung des 
Besitzes der Reichsangehörigkeit ist. Es ist ferner darauf hinzuwirken, 
dass das Reichsgebiet, die Reichslande und die Schutzgebiete ein ein- 
heitliches Rechtsgebiet in Bezug auf die Erwerbung der Reichs- 
angehörigkeit bilden, wozu man auch in den Konsulärbezirken die 
gleichen gesetzlichen Bestimmungen einführen könnte. Durch die 
Veränderung würde allerdings das Gesetz vom 1. Juni 1870 auf einer 
von der bisherigen gänzlich verschiedenen Grundlage aufgebaut werden. 
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Diese Abweichungen werden in einem Anhange als Gesetzentwurf 
zusammengefasst werden, um in kurzer, gedrängter Zusammenfassung 
eine eingehende Kritik zu ermöglichen. Diesem Entwurf ist ein 
solcher des Alldeutschen Verbandes zu Grunde gelegt, welcher dem 
Deutsehen Eeichstage im Jahre 1894 als Petition übergeben worden 
ist. Beide Entwürfe unterscheiden sich jedoch in wesentlichen Be- 
ziehungen, und die Abweichungen werden vom Verfasser eingehend 
begründet werden. 

2. Bezüglich der Erwerbung der Reichsangehörigkeit würde der 
Verfasser gemäss den oben ausführlich erörterten Grundsätzen folgende 
gesetzliche Fassung vorschlagen: 

§ 1. Die Reichsangehörigkeit wird erworben 

1. durch die Staatsangehörigkeit in einem Bundesstaate. 

Diese Bestimmung besagt formell dasselbe wie der § 1 des Gesetzes 
vom 1. Juni 1870: Die Reichsangebörigkeit folgt von selbst aus der 
Erwerbung der Angehörigkeit in einem Bundesstaate. Aber inhaltlich 
hat sie eine ganz andere Bedeutung. Denn im geltenden Rechte ist 
dies die ausschliessliche Form für die Erwerbung der Reichsaugehörig- 
keit innerhalb des Bundesgebietes ; im Entwurf soll sie nur eine Art 
des Erwerbs derselben neben verschiedenen anderen darstellen. Die 
grundsätzliche Bedeutung dieser Bestimmung ist im Vorhergehenden 
schon behandelt worden. 

2. durch Abstammung. 

Da es heute schon in den Reichslanden und in den Schutz- 
gebieten eine bedeutende Anzahl von unmittelbaren Reichsangehörigen 
giebt, so erscheint es gerechtfertigt, im Gesetz besonders aus- 
zusprechen, dass deren Nachkommen ebenfalls Reichsangehörige sind, 
wenn man auch heute auf dem Wege der ausdehnenden Auslegung 
ebenfalls zu demselben Ergebnis gelangt. Eine klare gesetzliche 
Bestimmung ist immerhin derartigen Rechtsbehelfen der Rechts- 
wissenschaft vorzuziehen. Aus denselben Gründen erfolgt die Er- 
werbung der Reichsangehörigkeit 

3. durch Legitimation. 

4. durch Verheiratung 

in gleicher Weise, wie dies für die Erwerbung der Staats- 
angehörigkeit schon jetzt der Fall ist. 

5. durch Naturalisation, sofern der die Naturalisation beantragende 
Ausländer seinen Wohnsitz im Bundesgebiete, in den Reichs- 
landen, in einem deutschen Schutzgebiete oder einem deutschen 
Konsulärbezirke nimmt. 
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a) Aus dieser BestimmuDg folgt vor allem, dass ein Ausländer, 
der in dem in der Verfassung genau umgrenzten Bundesgebiete seinen 
Wohnsitz nimmt, die Wahl hat, ob er die Reichsangehörigkeit un- 
mittelbar oder durch die Staatsangehörigkeit in einem Bundesstaate 
erwerben will. Dieser doppelte Weg scheint ja auf den ersten Blick 
zwecklos. Denn es wird wohl niemandem einfallen, wenn er durch 
eine einzige Handlung zwei verschiedene Rechte erwerben kann, dies 
auf einem Umwege durch zwei verschiedene Handlungen zu thun. 
Dennoch aber ist diese Bestimmung von grundsätzlicher Bedeutung, 
weil sie das Institut der unmittelbaren Reich sangehörigkeit in das 
ganze Reichsgebiet einführt, (unter Reichsgebiet werden in der 
weiteren Abhandlung das in der Verfassung genannte Bundesgebiet, 
die Reichslande und die Schutzgebiete zu verstehen sein, während 
mit Bundesgebiet nur das in der Verfassung genannte Gebiet be- 
zeichnet werden wird.) 

b) In den Reichslanden ist dies schon nach geltendem Recht auf 
Grund der staatsrechtlichen Stellung Elsass- Lothringens die einzig 
mögliche Art der Erwerbung der Reichsangehörigkeit, abgesehen von 
den familienrechtlichen Erwerbsgründen (Abstammung, Legitimation, 
Verheiratung). Das Gleiche ist der Fall 

c) in den deutschen Schutzgebieten. 

d) In einem deutschen Konsularbezirk soll ein Ausländer eben- 
falls die Reichsangehörigkeit unmittelbar durch Naturalisation er- 
werben können. Es kommen hierbei vor allem diejenigen ausser- 
europäischen Staatsgebilde in Betracht, deren Angehörigkeit ein 
Ausländer zu erwerben sich nicht entschliessen kann, weil etwa das 
Staatswesen nicht genügend gefestigt ist, oder in denen er als An- 
gehöriger nicht den gesetzlich verbürgten Rechtsschutz findet; man 
denke an die vielen Fälle von Vergewaltigung, denen in Brasilien 
ehemalige Reichsangehörige, welche die brasilianische Staatsangehörig- 
keit erworben hatten, zum Opfer fielen, ohne dass eine ausreichende 
Sühne durch den Staat erfolgt wäre; oder solche Staaten, deren Be- 
wohner kulturell minderwertig sind, so dass ein Europäer sich ihren 
Sitten und Rechtsgewohnheiten nicht anpassen kann. Darum ist die 
Bestimmung gerechtfertigt, dass hier ein Ausländer die Reichs- 
angehörigkeit unmittelbar erwerben kann. Vor allem würden dadurch 
die ehemaligen Reichsangehörigen Vorteil haben, welche ihrer. Reichs- 
angehörigkeit durch zehnjährigen Aufenthalt im Auslande verlustig 
gegangen sind , mögen sie nun eine fremde Staatsangehörigkeit 
inzwischen erworben haben oder nicht. In letzterem Falle ist diese 
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Bestimmung schon heute geltendes Becht; vergleiche § 21, 4 des 
Gesetzes vom 1. Juni 1870. Es soll hierdurch eine Zusammenfassung 
aller derjenigen deutschen Bevölkernngssplitter im Auslande ermöglicht 
werden, welche teils ohne, teils gegen ihren Willen die Beichs- 
angehörigkeit verloren haben und geneigt sind, sich wieder um das 
deutsche Banner zu scharen. Eine vorsichtige Handhabung dieser 
gesetzlichen Bestimmung dürfte sich allerdings empfehlen, da sie 
leicht zu Streitigkeiten mit fremden Staaten fahren kann. Indes da 
wir Deutschen dadurch nur Bevölkerungsbestandteile zurückgewinnen 
wollen, die wir früher zu den Unseren zählten, so spricht für 
uns das bessere Becht, und sind wir dadurch auch moralisch be- 
rechtigt, alle unsere Machtmittel für die Erreichung dieses Zieles 
einzusetzen. 

§ 8. 
Die Erwerbung der Staatsangehörigkeit. 

Bezüglich der Erwerbung der Staatsangehörigkeit in einem Bundes- 
staate ist eine Abänderung der bestehenden gesetzlichen Bestimmungen 
nicht notwendig. Sie kann ebenfalls originär erworben werden und 
hat von selbst den Besitz der Beichsangehörigkeit zur Folge. Ihre 
Erwerbung hat zum Teil familienrechtliche Gründe zur Voraussetzung; 
so die Abstammung von einem Staatsangehörigen, Legitimation durch 
einen solchen und Verheiratung mit ihm. Sie erfolgt für einen Beichs- 
angehörigen durch Aufnahme und für einen Ausländer durch Naturali- 
sation. Die Adoption, d. h. die Annahme an Kindes Statt, hat für 
sich allein diese Wirkung nicht. 

§ 9. 
Besondere Bestimmungen über Beichs- und Staats- 
augehörigkeit. 

1. Da die Staatsangehörigkeit ein höchst persönliches Becht ist, 
so folgt sie ihrem Subjekte überallhin. Auch im Auslande behält 
sie der Angehörige, und sie geht von selbst auf seine Nachkommen 
über. Durch die Geburt, auch wenn diese im Auslande erfolgt, er- 
werben eheliche Kinder eines Deutschen die Staatsangehörigkeit des 
Vaters, uneheliche Kinder einer Deutschen die Staatsangehörigkeit der 
Mutter. Besitzen die Eltern die unmittelbare Beichsangehörigkeit, so 
geht natürlich nur diese auf die Kinder über; besitzen sie ausserdem 
noch die Angehörigkeit in einem Bundesstaate, so erwerben die Kinder 
natürlich auch diese. 
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2. Das Gleiche ist der Fall hinsichtlich der Legitimation. Ist 
der Vater eines unehelichen Kindes ein Deutscher und besitzt die 
Mutter nicht die Staatsangehörigkeit des Vaters, so erwirbt das Kind 
durch eine den gesetzlichen Bestimmungen gemäss erfolgte Legitimation 
die Staatsangehörigkeit des Vaters. 

3. Die Verheiratung mit einem Deutschen begründet für die 
Ehefrau die Staatsangehörigkeit des Mannes. 

§ 10. 
Die Aufnahme in den Staatsverband. 

!• Jeder Eeichsangehörige und jeder Angehörige eines anderen 
Bundesstaates hat das Becht, die Aufnahme in einem Bundesstaate 
zu verlangen. Der Bundesstaat ist verpflichtet, die Aufnahme zu ge- 
währen, sofern der Antragsteller nachweist, dass er 

a) die Eeichsangehörigkeit oder Bundesstaatsangehörigkeit besitzt; 

b) dass er keinen Aufenthaltsbeschränkungen durch die Polizei- 
behörde unterworfen ist; 

c) sofern ihm nicht nachgewiesen werden kann, dass er nicht 
hinreichende Kräfte besitzt, um sich und seinen nicht arbeits- 
fähigen Angehörigen den notdürftigsten Lebensunterhalt zu 
verschaffen, oder dass er solchen nicht durch einen dazu ver- 
pflichteten Verwandten erhält; 

d) sofern sich bis zum Erwerbe seines Heimatsrechtes eine öffent- 
liche Unterstützung nicht als notwendig erweist. 

Selbstverständlich ist es notwendig, dass der Antragsteller in 
demjenigen Bundesstaate, dessen Angehörigkeit er zu erwerben 
wünscht, seinen Wohnsitz nimmt. 

2. Innerhalb des Reichsgebietes liegt kein Grund vor, von dem 
Grundsatz der doppelten Staatsangehörigkeit abzuweichen, wie sich 
dies dem Auslande gegenüber allerdings als notwendig erwiesen hat. 
Es bedarf deshalb zum Erwerb der Angehörigkeit in einem Bundes- 
staate nicht erst der Entlassung aus der früheren Staatsangehörigkeit; 
auch geht diese nicht durch die Erwerbung der neuen Staatsangehörig- 
keit von selbst verloren. 

3. Die Aufnahme erfolgt durch eine von der obersten Verwaltungs- 
behörde eines Bundesstaates ausgefertigte Urkunde. In dieser Urkunde 
müssen sämthche Personen, auf die sich die Aufnahme bezieht, einzeln 
namhaft aufgeführt werden. Von jeder Urkunde ist eine Abschrift 
dem Bundesamt für das Heimatswesen mitzuteilen. Die Bemessung 
der Gebühr für Erteilung der Aufnahmeurkunde bleibt den Bundes- 
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Staaten überlassen. Die Zweckmässigkeit dieser formellen Erfordernisse 
bedarf weiter keiner Begründung. 

4. Die Aufnafameurkunde begründet mit dem Zeitpunkte der 
Aushändigung alle mit der Staatsangehörigkeit verbundenen Rechte 
und Pflichten. 

5. Die Verleihung der Staatsangehörigkeit erstreckt sich, insofern 
nicht dabei eine Ausnahme gemacht wird, zugleich auf die Ehefrau 
und die noch unter väterlicher Gewalt stehenden Kinder. 

6. Der Wohnsitz innerhalb eines Bundesstaates begründet für 
sich allein die Staatsangehörigkeit noch nicht, obwohl er eine not- 
wendige Voraussetzung dazu ist. 

§ II. 
Die Naturalisation. 

Hinsichtlich der Naturalisation ist zu unterscheiden zwischen 
derjenigen, welche die Erwerbung der Staatsangehörigkeit, und der- 
jenigen, welche die Erwerbung der Reichsangehörigkeit bezweckt. 

I. Die Erwerbung der Staatsangehörigkeit durch Naturalisation 
ist nur dann möglich, wenn der die Naturalisation beantragende Aus- 
länder seinen Wohnsitz im Gebiete des betreffenden Bundesstaates 
nimmt; das ergiebt sich aus den Bestimmungen über die Aufnahme 
in den Staatsverband durch Analogie. Die Reichsangehörigkeit kann 
unmittelbar nur dann erworben werden, wenn der Antragsteller seinen 
Wohnsitz im Bundesgebiet, den Reichslanden, in den deutschen Schutz- 
gebieten oder einem deutschen Konsulärbezirke nimmt. Neben dieser 
räumlichen Voraussetzung des Wohnsitzes im Gebiete des Staates wird 
jedoch die Naturalisation noch von anderen Bedingungen abhängig 
gemacht. Sie darf Ausländern nur dann erteilt werden, 

1. wenn diese Naturalisation im Interesse des Deutschen Reiches 
liegt. 

Diese allgemein gehaltene Bestimmung ermöglicht die Abweisung 

iasfeiger Ausländer durch die Behörden. Sie besagt zugleich, dass 

solche Leute, welche einen unerwünschten Bevölkerungszuwachs herbei- 

fuhren würden, abgewiesen werden müssen, und dies ist notwendig. 

Denn in einem konstitutionellen Staatswesen, in welchem der Einzelne 

aurcli das Gewicht seiner Stimme bei der Zusammensetzung wenigstens 

^"Jöer ^Qj, gesetzgebenden Körperschaften mitwirkt, liegt es im Interesse 

^f Selbsterhaltung des Staates, dass diejenigen, welche von vornherein 

^^^ Interesse am Bestände des Staates haben können und nur die 

^^tei der Staats- und volksfeindlichen Minderheiten verstärken würden. 
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überhaupt nicht zur Ausübung der staatsbürgerlichen Rechte zugelassen 
werden, dass man ihnen die Aufnahme in den Staatsverband versagt. 
Die Hauptbedingung für eine gesunde Entwickelung des Staatswesens 
und für ein gedeihliches Zusammenleben aller Bevölkerungsklassen ist 
die, dass alle Parteien, auch die oppositionellen, Interesse haben am 
Bestände des Staates ; dass sie einig sind über die Erhaltung der natür- 
lichen Grundlagen des Staates; dass sie nicht einen trügerischen 
Frieden zu erkaufen bereit sind durch Abtretung eroberten Gebietes 
an fremde Völker, wie Polen, Dänen und Franzosen, deren Hass und 
Eachegefühl dadurch eher gesteigert als besänftigt würde ; mit einem 
Worte, dass sie nicht internationale Ziele verfolgen, sondern national 
sind bis auf die Knochen. Solcher Elemente besitzen wir bereits sehr 
viele im Reiche ; sie zählen nach Millionen, und es wäre auf die 
Dauer gefährlich, sie anders als auf natürlichem Wege sich vermehren 
zu lassen. Die zahlreichen Polen, vor allem aber die vielen polnischen 
Juden, die sich jahraus jahrein in Deutschland niederlassen, sind 
ebensowenig geeignet, deutsche Reichsbürger zu werden, wie die Dänen 
im Norden, die Franzosen im Westen, Italiener und Tschechen im 
Süden und Südosten des Reiches. Deshalb soll diesen Leuten die 
Aufnahme in den Reichsverband beziehentlich einen deutschen Staats- 
verband unmöglich gemacht werden; 

2. wenn diese Ausländer deutscher Abkunft und der deutschen 
Sprache mächtig sind. 

Dieser Grundsatz wird vielleicht in vielen Fällen als eine zu 
grosse Beschränkung empfunden werden. Aber er ist durchaus gerecht- 
fertigt. Denn er beruht auf der Vermutung, dass einem Abkömmling 
deutscher Eltern das deutsche Volksbewusstsein und das deutsche 
Staatsgefühl von Jugend auf innewohnt, und dass er dadurch eher als 
jeder andere befähigt ist, ein vollwertiger Staatsgenosse zu werden. 
Andererseits macht diese Bestimmung nichtdeutschen Ausländern die 
Aufnahme in den deutschen Staatsverband unmöglich. Das wird viel- 
leicht etwas zu hart erscheinen. Aber im staatlichen Leben giebt es 
keine sentimentalen Rücksichten; hier spricht das staatliche Interesse 
einzig und allein das entscheidende Wort, und dem Reichsinteresse 
genügt vollkommen die stetige und starke Vermehrung der deutschen 
Bevölkerung. Darum können Ausländer wohl ihren Wohnsitz im 
Bundesgebiet wie im Reichsgebiet nehmen und, sofern sie sich nicht 
lästig machen, auch behalten; nicht aber sollen sie in den deutschen 
Staatsverband aufgenommen werden, damit sie nicht zum Schaden des 
Reiches ihre damit gewonnenen staatsbürgerlichen Rechte ausüben können. 
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Das Erfordernis, dass die zu Naturalisierenden der deutschen 
Sprache mächtig seien, ist darum notwendig, weil wir im Reiche die 
deutsche Staatssprache haben trotz aller leider zum Teil gelungenen 
Versuche, die polnische und französische Sprache im Reichsgebiet 
im öffentlichen Leben, vor allem vor Gericht, zur Geltung zu 
bringen; 

3. wenn sie nach den Gesetzen ihrer bisherigen Heimat handlungs- 
fähig sind, es sei denn, dass der Mangel der Handlungsfähigkeit 
durch die Zustimmung des Vaters, des Vormundes oder Kurators des 
Aufzunehmenden ergänzt wird. 

Da die Naturalisation ein Rechtsverhältnis ist, so ist bei ihrer 
Erwerbung, d. h. der Begründung dieses Rechtsverhältnisses, Handlungs- 
fähigkeit des die Erwerbung Beantragenden notwendig. Das wird 
durch diese Bestimmung besonders hervorgehoben, damit niemand 
wider seinen Willen zur Aufnahme in den Staatsverband bewogen 
werden kann; 

4. wenn sie einen unbescholtenen Lebenswandel geführt haben. 
Diese Bestimmung bedarf, wie auch die beiden folgenden, keiner 

Begründung ; 

5. wenn sie an einem Orte, wo sie sich niederlassen wollen, eine 
eigene Wohnung oder ein Unterkommen finden; 

6. wenn sie an diesem Orte nach den daselbst bestehenden Ver- 
hältnissen sich und ihre Angehörigen zu ernähren imstande sind; 

7. wenn sie ihre frühere Staatsangehörigkeit aufgegeben haben 
oder aus dem früheren Staatsverbande entlassen sind. 

Diese Bestimmung bezweckt, den Interessen fremder Staaten 
gerecht zu werden, wie wir in gleicher Weise Beachtung für unsere 
Interessen verlangen. Niemand, der einem fremden Staate angehört, 
soll demselben ohne dessen Vorwissen durch den Übertritt in den 
deutschen Staatsverband entzogen werden. Bei einem Ausländer, der 
nach seinem Rechte die Staatsangehörigkeit verlieren kann, soll erst 
der thatsächliche Eintritt des Verlustes derselben erfolgen, ehe die 
Aufnahme in den deutschen Staatsverband erfolgt. Ist ein Verlust 
seiner Staatsangehörigkeit nach seinem Rechte unmöglich, so soll 
ihm die Aufnahme versagt bleiben. Diese Bestimmung hat vor allem 
eine politische Bedeutung. 

II. Sind die vorstehenden Bedingungen erfüllt, so steht der 
Naturalisation nur noch der Zulassungsbeschluss des Reichsamts für 
das Heimatswesen im Wege. Sie erfolgt dann, wenn dieser bejahend 
lautet, 
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1. zur Erwerbung der Staatsangebörigkeit in einem Bundesstaate 
gleich der Aufnahme durch eine von der obersten Verwaltungsbehörde 
des Bundesstaates ausgefertigte Urkunde, für deren Erteilung eine 
Gebühr von 50 Mark an die ausstellende Behörde zu entrichten ist. 
Im übrigen sind die Erfordernisse der Naturalisationsurkunde die gleichen 
wie die der Aufnahmeurkunde; 

2. zur Erwerbung der Reichsangehörigkeit durch eine vom Reichs- 
kanzler ausgefertigte Urkunde. 

Will jemand die unmittelbare Reichsangehörigkeit erwerben, so 
ist die Verleihung derselben Sache des Reichskanzlers. So ist es 
schon im geltenden Recht, und es wäre unzweckmässig, davon ab- 
zuweichen. Der Reichskanzler ist ausserdem schon heute ermächtigt, 
die Befugnis zur Verleihung der Reichsangehörigkeit anderen kaiser- 
lichen Beamten zu übertragen. Dazu wären in den Reichslanden der 
kaiserliche Statthalter, in den Schutzgebieten die kaiserlichen Gouver- 
neure und in den Konsulatsbezirken die Konsuln die geeigneten 
Beamten. Im übrigen gelten für diese Naturalisationsurkunde die 
gleichen Bestimmungen wie oben (unter 1). 

III. Gemeinsame Bestimmungen für die Naturalisation sind ferner 
folgende : 

1. Die Naturalisationsurkunde begründet mit dem Zeitpunkte 
der Aushändigung alle mit der Reichs- und Staatsangehörigkeit ver- 
bundenen Rechte und Pflichten. 

2. Die Verleihung der Reichs- und Staatsangehörigkeit erstreckt 
sich, insofern nicht dabei eine Ausnahme gemacht wird, zugleich auf 
die Ehefrau und die noch unter väterlicher Gewalt stehenden Kinder. 

3. Der Wohnsitz innerhalb des Reichsgebietes begründet die 
Reichsangehörigkeit nicht. 

§ 12. 

Erwerb der Reichs- und Staatsangehörigkeit durch 

Bestallung. 

1. Wird ein Angehöriger eines Bundesstaates oder ein Ausländer 
in den unmittelbaren oder mittelbaren Staatsdienst eines anderen 
Bundesstaates aufgenommen, so vertritt die von der Centralbehörde 
desselben vollzogene oder bestätigte Bestallung die Stelle der Auf- 
nahme bezw. Naturalisation, sofern nicht ein entgegenstehender Vor- 
behalt in der Bestallung ausgedrückt ist. 

2. Eine von einer Reichsbehörde vollzogene oder bestätigte Be- 
stallung für einen in den unmittelbaren oder mittelbaren Reichsdienst 
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aufgenommenen Ausländer vertritt die Stelle der Naturalisation, sofern 
nicht ein entgegenstehender Vorbehalt in der Bestallung ausgedrückt 
ist. In diesem Falle erwirbt der angestellte Ausländer die unmittel- 
bare Reichsangehörigkeit und kann nur dann, wenn er seinen Wohn- 
sitz in einem Bundesstaate bat, die Angehörigkeit in demselben er- 
werben. 

§ 13. 

Die Befugnisse des Bundesamts für das Heimatswesen und 

des Bundesrates bei der Naturalisation. 

1. In dem Entwürfe erhält das Bundesamt für das Heimatswesen 
sowohl bei der Erwerbung wie bei dem Verluste der Reichs- und 
Staatsangehörigkeit verschiedene Befugnisse zugewiesen. 

a) Vor Erteilung der Naturalisationsurkunde hat die oberste 
Verwaltungsbehörde beziehungsweise der Reichskanzler das Bundesamt 
für das Heimatswesen darüber zu hören, ob die Naturalisation den 
Interessen des Reiches entspricht und ob der Antragsteller als deutscher 
Abstammung anzusehen sei. 

b) Hat jemand durch Naturalisation, Aufnahme oder Bestallung 
die Reich Sangehörigkeit unmittelbar oder mittelbar erworben, so ist 
das Bundesamt für das Heimatswesen davon zu benachrichtigen. 

c) Bezüglich der Naturalisation ist noch zu bemerken, dass von 
jeder Naturalisationsurkunde dem Bundesamte eine Abschrift mit- 
zuteilen ist. 

d) Für Erteilung der Naturalisationsurkunde ist eine Gebühr von 
50 Mark an die ausstellende Behörde zu entrichten. 

2. Die in letzter Linie für die Er^ßilung der Naturalisation mass- 
gebende Instanz ist der Bundesrat. 

a) Er hat die Entscheidung darüber zu treffen, ob der die Naturali- 
sation beantragende Ausländer deutscher Abstammung sei, und ob 
seine Naturalisation den Interessen des Reiches entspricht. Dadurch 
wird die Naturalisation zu einem Regierungsakt und infolgedessen die 
Erwerbung der Reichs- und Staatsangehörigkeit bedeutend erschwert. 
Indes wird diese Massnahme dadurch gerechtfertigt, dass in anderen 
Staaten, wie z. B. in Belgien, die Naturalisation nur im Wege der 
Gesetzgebung erfolgen kann. 

b) Er ist ermächtigt, auch Ausländer nichtdeutscher Abkunft 
zur Naturalisation zuzulassen. 

Für diese Ermächtigung spricht hauptsächlich der Umstand, dass 
in unseren Schutzgebieten sich viele Ausländer niederlassen, Engländer, 
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Österreicher, FraDzosen, Buren, welche als durchaus nützliche Be- 
Yölkerungsbestandteile anzusehen sind, und denen man daher die Auf- 
nahme in den deutschen Staatsverband nicht unmöglich machen darf. 
Zwar sind die Buren im völkischen Sinne durchaus gute Deutsche^ 
wie auch die Ylamländer und Holländer, aber im staatlichen Sinne 
werden sie heutzutage noch nicht als solche angesehen. 

§ 14. 
Verlust der Staatsangehörigkeit. 

1. Die Bestrebungen zur Abänderung des Gesetzes vom I.Juni 1870 
wurden vor allem dadurch hervorgerufen, dass das geltende Recht den 
Verlust der Staatsangehörigkeit und damit auch der Reichsangehörig- 
keit teils ohne, teils sogar gegen den Willen der Reichsangehörigen 
zulässt. Ein derartiger Rechtszustand ist allerdings der Würde eines- 
grossen Volkes nicht entsprechend; noch weniger ist er seinen wirt- 
schaftlichen und politischen Interessen dienlich. Deshalb trat schon 
im Jahre 1894 der Alldeutsche Verband, welcher sich unter dem 
Wahlspruch des Grossen Kurfürsten , „Gedenke, dass Du ein Deutscher 
bist", um die Belebung des deutsch volklichen Bewusstseins von jeher 
verdient gemacht hat, also wohl mit Recht als eine durch und durch 
nationale Körperschaft bezeichnet werden kann, auf seinem ersten 
Verbandstage in Berlin mit folgendem Beschlüsse hervor : ^) 

„Als Mittel, durch die der Zusammenhang der im Auslande 
(ausserhalb des geschlossenen deutschen Sprachgebiets) lebenden 
Deutschen mit dem Mutterlande gestärkt werden kann, empfiehlt 
der Alldeutsche Verbandstag: 

1. Die Umgestaltung der deutschen Gesetzgebung betr. die Er- 
werbung und den Verlust der deutschen Reichsangehörigkeit 
(Ges. V. 1. Juni 1870) in dem Sinne, dass die deutsche 
Reichsangehörigkeit überhaupt nicht, jedenfalls aber nicht 
durch blossen Aufenthalt im Auslande verloren gehen 
kann" u. s. w. 

Der Ausschuss des Verbandes hat dann im Herbste 1894 einen voll- 
ständigen Gesetzentwurf zur Abänderung des Gesetzes vom 1. Juni 1870 
in diesem Sinne ausgearbeitet. Dieser Entwurf wurde vom Verbände 
dem Reichstage als Petition No. 30938 überreicht. Er liegt auch 
dieser Ausarbeitung zu Grunde, wenn auch in zum Teil gänzlich ver- 

^) Siehe Alldeutsche Blätter No. 28 vom 10. Juli 1898. Auch das Folgende 
ist zum Teil den Alldeutschen Blättern entnommen. 
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änderter Fassung. Denn dem Verfasser erscheint eine gänzliche Ab- 
änderung des Gesetzes dringend notwendig, welche einen einheitlichen 
Rechtszustand für das ganze Reichsgebiet einschliesslich der Reichs- 
lande und der Schutzgebiete herbeizuführen imstande ist. Er hat 
sich bemüht, das Institut der Reichsangehörigkeit zu einem von der 
Staatsangehörigkeit durchaus unabhängigen zu machen, ohne die Be- 
deutung der Staatsangehörigkeit dadurch irgendwie herabzumindern. 
Denn auf ihr beruht der bundesstaatliche Charakter des Reiches, und 
es hiesse den Bismarckschen Geist aus dem Gesetze entfernen, wollte 
man die Bedeutung der Staatsangehörigkeit irgendwie antasten. Aber 
ihre Erwerbung ist räumlich beschränkt auf das Staatsgebiet, und die 
deutschen Interessen, welche seit dem Inkrafttreten des Gesetzes vom 
1. Juni 1870 weltumspannend und weltbeherrschend geworden sind, 
verlangen gebieterisch, dass (äie Bedeutung der Reichsangehörigkeit, 
welche dem Deutschen ausserhalb des Reiches auch ohne den Besitz 
der Staatsangehörigkeit alles gewährt, was er braucht, vor allem den 
Schutz des Reiches, dementsprechend erhöht, und dass die Reichs- 
angehörigkeit gesetzlich als ein besonderes Rechtsinstitut anerkannt 
werde, welches auch unabhängig von der Staatsangehörigkeit erworben 
werden und auch ohne sie bestehen kann. Diese Erwägungen liegen 
der Abhandlung vor allem zu Grunde. 

Die Mitglieder der Hauptleitung des Verbandes, die Abgeordneten 
Graf von Arnim-Muskau und Dr. Hasse, haben dann, unterstützt durch 
31 andere Abgeordnete, am 8. Dezember 1894 folgenden Antrag beim 
Reichstage eingebracht : 

„Der Reichstag wolle beschliessen, die verbündeten Regierungen 
zu ersuchen, baldigst dem Reichstage einen Gesetzentwurf zur Ab- 
änderung des Gesetzes vom 1. Juni 1870 über den Erwerb und Ver- 
lust der deutschen Reichs- und Staatsangehörigkeit vorzulegen und 
in demselben die Grundsätze einer Erschwerung des Verlustes der 
deutschen Reichs- und Staatsangehörigkeit, der durch Aufenthalt im 
Auslande herbeigeführt wird, sowie die Erschwerung der Naturalisation 
der Fremden im Deutschen Reiche zur Geltung zu bringen." 

Dieser Antrag kam am 6. März 1895 im Reichstage zur Be- 
ratung, wurde jedoch abgelehnt. Dennoch hat der Alldeutsche Ver- 
band in seinen Alldeutschen Blättern die Frage unablässig weiter 
verfolgt. 

Die Frage wurde jedoch erst dann wieder aktuell, als die Deutsche 
Kolonialgesellschaft sich damit ernstlich beschäftigte. Zuerst erschienen 
iu der Eolonialzeitung einzelne kleine Aufsätze Anfang des Jahres 1896: 
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,,Die nationale Seite im Recht", „Bundes- und Staatsangehörigkeit", 
endlich im April 1897: „Einmal deutsch, immer deutsch"; der letzt- 
genannte Aufsatz rief durch seine scharf ausgesprochene Forderung: 
„Ein Deutscher soll seine Beichsangehörigkeit niemals aufgeben und 
niemals verlieren können" den Widerspruch massgebender Kreise 
hervor. Damit war sein Zweck erfüllt, und diese Frage wurde nun- 
mehr offiziell auch in der Kolonialgesellschaft behandelt. Im Anfang 
dieses Jahres wurde von selten der Gesellschaft eine Kommission zur 
Vorberatung der Frage des Verlustes der Eeichsangehörigkeit im 
Auslande lebender Deutschen eingesetzt. Über das Ergebnis ihrer 
Beratungen berichtete Herr Lukas in No. 15 der Deutschen Kolonial- 
zeitung vom 23. Juni 1898. Auf der Hauptversammlung zu Danzig 
am 29. Juni 1898 wurde abweichend von den Kommissionsbeschlüssen 
folgender Antrag Seiner Hoheit des Herzogs Johann Albrecht voq 
Mecklenburg, des Herrn Präsidenten der Gesellschaft, angenommen : 
„Ein Deutscher verliert die deutsche Reichsangehörigkeit nur auf 
eigenen Antrag." 

2. Die Bedeutung dieses Beschlusses beruht vor allem auf seiner 
negativen Seite : Es soll damit ausgedruckt werden, dass ein Deutscher 
seine Staatsangehörigkeit niemals ohne oder gegen seinen Willen 
verlieren dürfe. Die gesetzliche Formulierung desselben würde aller- 
dings ganz anders lauten, aber es kam vor allen Dingen nur darauf 
an, einen brauchbaren und durchführbaren Rechtsgedanken zu finden, 
der einen bisher bestehenden schädlichen Rechtszustand zu beseitigen 
geeignet wäre. Und dieses Ziel ist vollkommen erreicht. Der Gedanke 
ist da; mögen nun die gesetzgebenden Faktoren im Reiche ihn ver- 
wirklichen und zum Gesetz werden lassen. 

Aber dieser Beschluss ist nicht weitgehend und nicht eingehend 
genug, wenn er auch einen sehr grossen Fortschritt gegen den 
bisherigen Rechtszustand bedeutet. Er lässt den Schluss zu, dass 
einem Reichsangehörigen, der die Entlassung aus dem deutseben 
Staatsverbande beantragt, diese stets erteilt werden muss. Er 
räumt der Willensfreiheit des Einzelnen in seiner positiven Seite 
einen zu grossen Spielraum ein. Er vertritt den Standpunkt der 
unbedingten Willensfreiheit des Einzelnen, mag sich dessen Wille 
nun mit den Interessen des Staates im Einklang befinden oder 
nicht. Die entscheidende Instanz über dem Willen des Einzelnen 
ist jedoch immer der Staat gewesen und wird es auch bleiben. 
Nur der Staat hat darüber zu befinden, ob er seine Angehörigen 
aus dem Staatsverbande entlassen will; und er thut es nur dann, 
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wenn sein Interesse dies gestattet oder erfordert. Darum behandelt 
auch der genannte Beschluss die Frage nicht erschöpfend und bedarf 
der Ergänzung. 

a) Die Gesetzgebung des Reiches gestattet die Aufgabe der 
Keichsangehörigkeit. Dagegen schlug der Verfasser die Aufhebung 
der Freigabe des Ausscheidens aus dera deutschen Staatsverbande und 
der Annahme fremder Staatsangehörigkeit vor.^) Dieser Vorschlag 
entspricht durchaus den Anschauungen des Alldeutschen Verbandes, 
und man wird zugeben, dass er als Eechtsgrundsatz, von dem es ja 
stets Ausnahmen giebt und unbeschadet seiner Gesamtwirkung geben 
kann, einfach, verständlich und sehr annehmbar erscheint. Die Aus- 
dehnung des deutschen Einflusses im Auslande würde dadurch in 
keiner Weise eingeschränkt werden. Denn aus der Verpflichtung des 
Reiches zum Schutze seiner Angehörigen im Auslande folgt, dass ein 
Deutscher, der wegen seiner Eigenschaft als Reichsangehöriger im 
Auslande in wirtschaftlicher oder politischer Beziehung Beeinträchti- 
gungen erfährt, stets auf den Schutz des Reiches rechnen darf. Denn 
das Reich besitzt wie jeder andere Staat nach den Regeln des Völker- 
rechts unzweifelhaft das Recht, gesetzlich die Beibehaltung der Reichs- 
angehörigkeit für alle im Auslande' lebenden Deutschen festzusetzen, 
da dies das Interesse des Reiches fordert. Werden durch diese gesetz- 
liche Bestimmung die Interessen fremder Staaten berührt, so lässt 
sich dieser Streitpunkt durch völkerrechtliche Vereinbarungen regeln. 
Es ist nun Thatsache, dass zwischen den europäischen Kulturstaaten 
derartige Streitpunkte kaum jemals vorgekommen sind, sondern sie 
sind meist nur mit Kolonialstaaten zu erörtern gewesen. (Dies war 
z. B. die Veranlassung zum Abschluss der Bankroftverträge mit den 
Vereinigten Staaten.) Und hier wird aus der Rechtsfrage zumeist 
eine Machtfrage. Die Machtmittel und die Weltmachtstellung des 
Reiches gestatten uns aber nicht nur, diese Frage gemäss den Inter- 
essen des Reiches gesetzlich zu regeln, sondern auch, unsere Reichs- 
angehörigen im Auslande gegenüber etwaigen Benachteiligungen wirt- 
schaftlicher und politischer Art, welche seitens fremder Staaten aus 
diesem Gesichtspunkte erfolgen könnten, ausreichend zu schützen. Es 
darf uns da auf eine internationale Verwickelung mehr oder weniger 
nicht ankommen, denn sie wird in diesem Falle stets untergeordneter 
Art bleiben und sich gütlich begleichen lassen. Wo giebt es einen 
Staat ausser dem Deutschen Reiche, in dem man die Gesetze mit 



^) Siehe § 4 der Abhaiifllung. 
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weitgehender Berücksichtigung der Interessen fremder Staaten ein- 
richtet, wenn die Lebensinteressen des eigenen Staates eine andere 
gesetzliche Regelung verlangen? Und die Interessen des Deutschen 
Reiches, die Wohlfahrt des deutschen Volkes verlangen gebieterisch, 
dass unsere Landsleute im Auslande mit ihrer wirtschaftlichen Macht 
und Wehrkraft stets dem Vaterlande zur Verfügung stehen. Gesetzt 
z. B. den Fall, wir hätten anlässlich der Philippinenfrage zu Feind- 
seligkeiten gegenüber den Vereinigten Staaten schreiten müssen, so 
wäre der in der deutschen Geschichte leider so oft vorgekommene 
Fall eingetreten, dass Deutsche, und zwar in der stattlichen Anzahl 
von über 7 Millionen, gegen ihre eigenen Volksgenossen gefochten 
hätten. Dem muss in Zukunft vorgebeugt werden, und das kann nur 
dadurch geschehen, dass ein Deutscher auch im Auslande stets Reichs- 
angehöriger mit den Pflichten eines solchen, besonders in militärischer 
Beziehung, verbleibt. Sollten ihm daraus Nachteile erwachsen, so hat 
das Reich ja verfassungsmässig die Pflicht, ihn dagegen zu schützen, 
und zwar mit Aufbietung aller seiner staatlichen Machtmittel. Es 
ist dies durchaus notwendig, weil in letzter Linie schliesslich die 
nationale Ehre beleidigt wird, wenn ein Deutscher im Auslande um 
seiner Zugehörigkeit zum deutschen Volke willen (wie dies so oft in 
Brasilien geschehen ist) an Leib und Leben und an seiner Ehre ge- 
schädigt wird. Und das Reich ist jetzt glücklicherweise dazu im- 
stande, die damit naturgemäss verbundene Schädigung seines eigenen 
Ansehens zu sühnen. 

Die deutschen Gesetze haben zwar den Rechtsanschauungen des 
deutschen Volkes Rechnung zu tragen, in erster Linie jedoch den 
Interessen des Reiches zu entsprechen und die Wohlfahrt des deutschen 
Volkes zu fördern. Letzteres geschieht jedoch nicht durch Abstossung 
wirtschaftlich und militärisch tüchtiger Bevölkerungsbestandteile im 
Auslande, sondern gerade durch die Zusammenfassung und Zusammen- 
haltung derselben in ihrem Staatsverbande. Deshalb muss das Reich 
die Politik der Sammlung aller Deutschen um das Banner des Reiches 
befolgen; denn jeder einzelne Deutsche im Auslande, der dem Reiche 
wiedergewonnen wird, bedeutet einen Machtzuwachs für das Reich. 
Sache der deutschen Politik ist es aber, auf der Grundlage seiner 
Gesetze die Deutschen von Beengungen bei der Begründung einer 
Existenz im Auslande frei zu halten, ja sogar, sie dabei mit allen 
Machtmitteln des Reiches zu unterstützen. Nicht das soll Grundsatz 
sein, die Interessen fremder Staaten in deutschen Gesetzen wahr- 
zunehmen, sondern deutsche Gesetze, welche auf Grund der wohl- 
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verstandenen Interessen des Reiches erlassen sind, fremden Staaten 
gegenüber zur Geltung zu bringen. Darüber besteht endlich wohl 
kein Zweifel, dass durch den bisherigen gesetzlichen Zustand das 
Deutschtum geschädigt worden i^t, dass dem Deutschtum wertvolle 
Elemente, welche mit und ohne Aufgabe ihrer Beichsangehörigkeit 
fremde Staatsunterthanen wurden, innerlich entfremdet worden sind. 
Woher denn sonst die Bestrebungen zur Abänderung des Gesetzes 
vom 1. Juni 1870? 

Andererseits ist nicht zu verkennen, dass im einzelnen Falle eine 
gewisse Härte in dem Grundsätze liegt, dass ein Deutscher seine 
Staatsangehörigkeit niemals verlieren noch aufgeben könne. Immer 
muss jedoch der Beurteilung des Staates unterliegen, ob die Aufgabe 
oder der Verlust der Staatsangehörigkeit im einzelnen Falle gerecht- 
fertigt sind. Im Gesetze könnte dem durch die Bestimmung Rech- 
nung getragen wurden, dass die Reichsangehörigkeit verloren gehen 
kann durch Entlassung auf Antrag. 

b) In gleicher Weise soll die Erwerbung einer fremden Staats- 
angehörigkeit einem Deutschen grundsätzlich verboten werden. Sie 
soU nur dann rechtsgültig erfolgen können, wenn der Deutsche zuvor 
aus dem Reichsverbande entlassen worden ist. Bis dahin geniesst 
er alle Rechte, muss aber auch alle Pflichten erfüllen, welche mit 
der Reichsangehörigkeit verbunden sind. Hat er dennoch eine fremde 
Staatsangehörigkeit erworben, so verfallt er der gesetzlichen Strafe 
der Ausstossung aus dem Reichsverbande und verliert dadurch das 
Reichsbürgerrecht. Weitere Rechtsnachteile ergeben sich aus den 
Militär- und Strafgesetzen des Reiches bezw. sind iL diesen Rechts- 
materien näher auszuführen. 

Die Beibehaltung der Reichsangehörigkeit beim Erwerb fremder 
Staatsangehörigkeit ist darum auszuschliessen. Hierfür führt Professor 
von Stengel folgende beachtenswerte Gründe an: 

a) Niemand hat für mehrere Staaten mehrere Seelen in der Brust. 

ß) Die deutsche Militärpflicht hat die besondere Treue gegen 
das Reich und seinen Kaiser zur Voraussetzung. Eine solche 
Treue hat die Ausschliesslichkeit deutscher Reichsangehörig- 
keit zur Voraussetzung. 

y) Die Gefahr internationaler Verwickelungen durch die mehrfache 
Staatsangehörigkeit von Individuen. 

Zu Punkt ß sei bemerkt, dass, wenn auch die überwiegende 
Mehrzahl derjenigen, welche trotz der Annahme einer fremden Staats- 
angehörigkeit ihre Reichsangehörigkeit beibehalten haben, deutsch ge- 
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blieben und gewillt ist, im Momente des Ernstes dem Rufe ihres 
Kaisers zu folgen, der fremde Staat, dessen Angebörigkeit sie dazu 
erworben haben, sie mit vollem Becht zurückhalten kann; denn er 
betrachtet sie in jeder Beziehung als seine Angehörigen und nimmt 
darauf keine Bücksicht, dass sie noch die Beichsangehörigkeit besitzen. 
Aus diesem Widerstreit der Pflichten des Einzelnen folgen dann ge- 
wöhnlich Streitigkeiten der Staaten, wobei jeder Staat ein gewisses 
Becht für sich hat; den Vorteil hat jedoch thatsächlich, — und 
darauf kommt es vor allem an — , immer derjenige Staat, in dessen 
ßebiet sich der doppelte Unterthan aufhält, und das ist gewöhnlich 
nicht das Beich. Deshalb sollen auch hier klare Bechts Verhältnisse 
geschaffen werden durch Geltendmachung des Grundsatzes, dass eine 
doppelte Staatsangehörigkeit dem Auslande gegenüber nicht anerkannt 
wird. Sollten dadurch deutsche Auswanderer, welche die Beichs- 
angehörigkeit nicht verlieren wollen, von der Einwanderung nach 
zukunftsreichen Ländern abgehalten werden, weil diese einen Zwang 
oder Druck hinsichtlich der Annahme ihrer Staatsangehörigkeit auf 
sie ausüben würden, so giebt es in Berlin immer noch ein Aus- 
wärtiges Amt, welches mit diesen Staaten über einen derartigen 
Zwang unterhandeln könnte, so giebt es überall in der Welt deutsche 
Konsuln, welche eine Aufhebung des Drucks zu erwirken imstande 
sind. Und wozu sind schliesslich die Machtmittel des Beiches anders 
da, als im geeigneten Fall Anwendung zu finden, wo dies die Inter- 
essen des Beiches erheischen? Man darf eben hier nicht in den 
Fehler verfallen, politische und Bechtsfragen zu vermengen. Ver- 
bietet das deutsche Becht den Deutschen die Erwerbung einer fremden 
Staatsangehörigkeit, so ist dies eine^ganz klare gesetzliche Bestimmung, 
eine Bechtsfrage, wenn man so sagen darf; gebietet das fremde Becht 
dem Deutschen in seinem Gebiete die Erwerbung seiner Staats- 
angehörigkeit, so ist das eine politische Frage und keine Bechtsfrage 
mehr; sie ist deshalb nicht durch ein deutsches Gesetz zu regeln, 
sondern durch die deutsche Politik. Das deutsche Becht hat darauf 
keine Bücksicht zu nehmen, denn es wird ausschliesslich von deutschen 
und nicht von fremden Interessen beherrscht. 

c) Der Verlust der Beichsangehörigkeit durch vorübergehenden 
oder dauernden Aufenthalt im Auslande, welcher im geltenden Bechte 
gestattet ist, hat eigentlich die Bestrebungen zur Abänderung des 
Gesetzes vom 1. Juni 1870 veranlasst. Schon diese Thatsache recht- 
fertigt mehr als alle andere Gründe, dass man diese den Interessen 
des Beiches schädliche Bestimmung aufhebt. Sie sollte durch den 
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Beschluss der HauptversammluDg der Eolonialgesellschaft : „Ein 
Deutscher verliert seine ßeichsangehörigkeit nur auf seinen Antrag" 
vor allem beseitigt werden. Es erübrigt sich, die Gründe, welche 
gegen diese Bestimmung sprechen, hier noch einmal anzuführen; sie 
sind im § 4 und im Anfang dieses Paragraphen schon ausgesprochen. 
3. Im einzelnen gestaltet sich nach dem Entwurf der Verlust 
der Staatsangehörigkeit folgendermassen : 

a) Die Staatsangehörigkeit in einem oder mehreren Bundes- 
staaten geht fortan nur verloren durch Verlust der ßeichsangehörig- 
keit. Die doppelte Staatsangehörigkeit innerhalb des Bundesgebietes 
ist demnach gestattet. Und das mit Recht. Denn den Einzelnen 
verknüpfen in vielen Fällen verschiedene Interessen mit den ver- 
schiedenen Bundesstaaten bei der Freizügigkeit, welche die Verfassung 
des Reiches gewährt. Seine vornehmsten staatlichen Pflichten, die 
Wehrpflicht und die Gehorsamspflicht, muss er aber in erster Linie 
dem Reiche gegenüber erfüllen ; hierauf hat es jedoch keinen Einfluss, 
ob er mehreren Bundesstaaten angehört; denn die Wehrpflicht vor 
allem ist ein Ausfluss seines Reichsbürgerrechts, weil die militärischen 
Angelegenheiten der Kompetenz des Reiches unterliegen. 

b) Die Reichsangehörigkeit geht fortan nur verloren 
a) durch Entlassung auf Antrag. 

Sie wird nur denjenigen deutschen Staatsangehörigen erteUt, die 
als Kinder deutscher Staatsangehörigen im Auslande geboren sind 
und im Auslande ihren dauernden Aufenthalt haben; hiermit ist 
gesagt, dass, wenn sie die Reichsangehörigkeit behalten wollen, sie 
dies thun können, dass also kein fremder Staat sie zur Annahme 
seiner Angehörigkeit zwingen kann. 

Sie kann auch dann erteilt werden, wenn ein deutsches Staats- 
interesse vorliegt oder wenn sie durch Staatsverträge bedingt ist; 

ß) durch Ausspruch des Bundesamtes für das Heimatswesen, 
welches an die Erfordernisse des § 22 des Entwurfs gebunden ist, 
d. h. nur beim Vorliegen eines gesetzlichen Thatbestandes die Ent- 
lassung aussprechen kann; 

y) bei unehelichen Kindern durch eine den gesetzlichen Be- 
stimmungen gemäss erfolgte Legitimation, wenn der Vater einem 
anderen Staate angehört als die Mutter; 

ö) bei einer Deutschen durch Verheiratung mit einem Ausländer. 

c) Die Entlassung aus der Reichs- und Staatsangehörigkeit kann 
auch auf die Ehefrau und die noch unter väterlicher Gewalt stehenden 
minderjährigen Kinder erstreckt werden. 
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a) Die Beichsangehörigkeit geht fortan weder durch vorüber- 
gehenden, noch durch dauernden Aufenthalt im Auslande verloren. 

e) Die Erwerbung einer fremden Staatsangehörigkeit durch einen 
Beichsangehörigen kann nur dann rechtsgültig erfolgen, wenn derselbe 
zuvor ans dem Beichsverbande entlassen worden ist. 

§ 15. 
Die Befugnisse des Bundesamts für das Heimatswesen und 
des Bundesrates bei dem Verlust der Staatsangehörigkeit. 

1. Das Bundesamt für das Heimatswesen hat einmal 

a) darüber Beschluss zu fassen, ob die Entlassung aus der Beichs- 
angehörigkeit auf Antrag der Beteiligten statthaft ist. Hierbei hat 
es die höheren Verwaltungsbehörden der Heimatsstaaten zu hören. 
Die Entlassung wird dann durch eine vom Bundesamte ausgefertigte 
Entlassungsurkunde erteilt. 

b) Es beschliesst ferner, ob für die beantragte Entlassung aus 
dem Staatsverbande ein deutsches Staatsinteresse vorliegt oder ob sie 
durch Staatsverträge bedingt ist. Hierüber hat es nach Anweisung 
des Bundesrats zu befinden. 

c) Das Bundesamt darf die beantragte Entlassung nicht erteilen, 
a) Wehrpflichtigen, welche sich in dem Alter vom vollendeten 

siebenzehnten bis zum vollendeten fünfundzwanzigsten Lebensjahre 
befinden ; 

ß) Militärpersonen, welche zum stehenden Heere oder zur Flotte 
gehören, Offizieren des Beurlaubtenstandes und Beamten, bevor sie 
aus dem Dienste entlassen sind; 

y) den zur Beserve des stehenden Heeres und zur Landwehr, 
sowie den zur Reserve der Flotte und zur Seewehr gehörigen und 
nicht als Offiziere angestellten Personen. 

d) Das Bundesamt hat die Befugnis, Deutsche, welche sieh im 
Auslande aufhalten, nach Gehör der Centralbehörde ihres Heimats- 
staates ihrer Reichs- und Staatsangehörigkeit verlustig zu erklären, 

a) wenn sie im Falle eines Krieges oder einer Kriegsgefahr einer 
durch die zuständigen Behörden erlassenen allgemeinen oder besonderen 
Aufforderung zur Rückkehr binnen der darin bestimmten Frist keine 
Folge leisten; 

ß) wenn sie sich feindseliger Handlungen gegen das Deutsche 
Reich schuldig gemacht haben. 

Diese Bestimmung greift ebenso wie die folgende auf das straf- 
rechtliche Gebiet über; es dürften sich ihrer Einführung schwere 
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Bedenken entgegenstellen; indes entspräche sie dem Bechtsgeffifal des 
Volkes vollkommen. Ihre Durchführung Hesse sich vielleicht in der 
Form bewerkstelligen, dass sie nach Abbüssung der gesetzlich be- 
stimmten Zuchthausstrafe der Beichsangehörigkeit verlustig erklärt 
werden können, anstatt dass man ihnen nur die bürgerlichen Ehren- 
rechte entzieht. Die Frage ist jedoch von so hervorragender 
Bedeutung, dass sich ein zusammenfassendes endgültiges Urteil 
darüber zur Zeit noch nicht abgeben lässt. Das Gleiche gilt vom 
folgenden; 

y) oder wenn sie wegen Landesverrats von deutschen Oerichten 
verurteilt worden sind; 

S) wenn sie ohne Erlaubnis der Regierung ihres Heimatsstaates 
oder der Reichsregierung in fremde Staats- und Kriegsdienste getreten 
sind und einer ausdrücklichen Aufforderung zum Austritte binnen der 
darin bestimmten Frist keine Folge leisten. 

e) Für Erteilung der Entlassungsurkunde auf Antrag ist eine 
Gebühr von 10 Mark an das Bundesamt fär das Heimatswesen zu 
entrichten. 

f) Cber alle Entlassungen aus der Reichs- und Staatsangehörig- 
keit hat das Bundesamt für das 'Heimatswesen fortlaufende Register 
zu fuhren. Es ist befugt, auf Grund dieser Register Bescheinigungen 
auszustellen und f&r solche Bescheinigungen eine Gebühr von je 
10 Mark zu erheben. 

2. Der Bundesrat hat in letzter Instanz darüber zu befinden, 

a) ob fär die Entlassung auf Antrag ein deutsches Staatsinteresse 
vorliegt, oder ob sie durch Staatsverträge bedingt ist. 

b) Er ist die Beschwerdeinstanz gegen einen Beschluss des 
Bundesamtes für das Heimatswesen, wodurch dieses jemanden der 
Reichs- und Staatsangehörigkeit für verlustig erklärt. 

§ 16. 
Wiedererwerb der Reichs- und Staatsangehörigkeit. 

Der Wiedererwerb der Reichs- und Staatsangehörigkeit soll mög- 
lichst erleichtert werden. Dazu ist die Naturalisation beziehentlich 
die Aufnahme erforderlich. 

Witwen, die vor ihrer Verheiratung die deutsche Reichs- und 
Staatsangehörigkeit besessen und diese lediglich durch Verheiratung 
mit einem Ausländer verloren haben, darf die Wiedererlangung der 
deutschen Reichs- und Staatsangehörigkeit nicht versagt werden. 

Aber auch im übrigen ist es unbedingt erforderlich, alle die- 
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jenigen Deutschen dem Reichsintereese wieder dienstbar zu machen, 
welche dein Reiche während der letzten 25 Jahre vörloren ge- 
gangen sind. 

IlL Schlass. 

§ 17. 
Überblick. 

Gar vieles ist schon in der jüngsten Zeit über die Reichs- und 
Staatsangehörigkeit geschrieben worden, so dass ein ausreichendes 
Material zur Beurteilung der Sachlage vorhanden ist. Die vorliegende 
Abhandlung bezweckt jedoch nicht, all dies Material 2u sammeln und 
zu sichten, sondern nur zum Teil auf seiner Grundlage einen Gesetz- 
entwurf vorzulegen, welcher der Kritik in vieler Beziehung gewiss 
nicht Stand halten wird. Das ist bei der Schwierigkeit des Stoffes 
aber auch gar nicht anders zu erwarten. Vielmehr hat dies seine 
Vorteile. Denn wenn auch mancher Gedanke nicht klar ausgedrückt 
oder eingehend begründet ist, oder mancher klar ausgesprochene Ge- 
danke Widerspruch hervorruft, so ermöglicht gerade die Kritik ent- 
gegenstehender Ansichten dem Gesetzgeber, den richtigen Mittelweg 
zu finden und ein Gesetz zu schaffen; ■ das der nationalen Würde und 
den wohlverstandenen Interessen des Reiches und des deutschen Volkes 
entspricht. 

, Möge der nunmehr folgende Gesetzentwurf, der zum grossen Teile 
ein Werk des Alldeutschen Verbandes ist, dessen verehrten Herrn 
Präsidenten der Verfasser in vielen Beziehungen, auch vor allem bei 
der Veröffentlichung dieser Abhandlung, zu Danke verpflichtet ist, zu 
seinem Teile dazu beitragen, dass endlich bezüglich der Reichs- 
angehörigkeit ein Rechtszustand geschaffen werde, der infolge der 
Sammlung aller Deutschen um das Banner des Reiches die Durch- 
führung einer gross und gewaltig angelegten deutschen Weltpolitik 
verheisst. Denn noch ist das Reich nicht auf dem Höhepunkte seiner 
politischen EntWickelung angelangt, und jeder gute Deutsche sehnt 
den Augenblick herbei, wann der HohenzoUernaar mit seinen ge- 
waltigen Fängen alles undeutsche Wesen . vernichtet. Einer glanz- 
vollen Zukunft gehen wir noch entgegen, zu der auch die Deutsche 
Kolonialgesellschaft wie der Alldeutsche Verband ihre Bausteine liefern 
werden. 
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IV. Anhang. 

Entwarf eines Gesetzes über die Erwerbung und den 
Verlust der Beichs- und Staatsangehörigkeit 

Aus dem Jahre 1898. 
Wir Wilhelm IL u. s. w. 

§ 1. 

Die Beichsangehörigkeit wird erworben t 

1. durch die Staatsangehörigkeit in einem Bundesstaate, 

2. durch Abstammung § 3, 

3. durch Legitimation § 4, 

4. durch Verheiratung § 5, 

5. durch Naturalisation, sofern der die Naturalisation beantragende 
Ausländer seinen Wohnsitz im Bundesgebiete, den Beichs- 
landen, einem deutschen Schutzgebiete oder einem deutschen 
Konsulärbezirke nimmt § 7. 

§ 2. 
Die Staatsangehörigkeit in einem Bundesstaate wird fortan nur 
begründet : 

1. durch Abstammung § 3, 

2. durch Legitimation § 4, 

3. durch Verheiratung § 5, 

4. far einen Beichsangehörigen durch Aufnahme und 

5. für einen Ausländer durch Naturalisation. 

Die Adoption hat für sich allein diese Wirkung nicht. 

§3. 
Durch die Geburt, auch wenn diese im Auslande erfolgt, erwerben 
eheliche Kinder eines Deutschen die Staatsangehörigkeit des Vaters, 
uneheliche Kinder einer Deutschen die Staatsangehörigkeit der Mutter. 

Ist der Vater eines unehelichen Kindes ein Deutscher, und besitzt 
die Mutter nicht die Staatsangehörigkeit des Vaters, so erwirbt das 
Kind durch eine den gesetzlichen Bestinunungen gemäss erfolgte 
Legitimation die Staatsangehörigkeit des Vaters. 

§ 5. 
Die Verheiratung mit einem Deutschen begründet für die Ehe- 
frau die Staatsangehörigkeit des Mannes. 

9* 
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§ 6. 
Die Aufnahme, sowie die Naturalisation in einem Bundesstaate 

erfolgt durch eine von der obersten Verwaltungsbehörde eines Bundes- 
staates ausgefertigte Urkunde. 

In dieser Urkunde müssen sämtliche Personen, auf die sich die 
Aufnahme oder Naturalisation bezieht, einzeln namhaft aufgeführt 
werden. 

Von jeder Urkunde ist eine Abschrift dem Bundesamt für das 
Heimatswesen mitzuteilen. 

Für Erteilung der Naturalisationsurkunde ist eine Gebühr von 
50 Mark an die ausstellende Behörde zu entrichten. 

Die Bemessung der Gebühr für Erteilung der Aufnahmeurkunde 
bleibt den Bundesstaaten überlassen. 

§ 7. 

Die Naturalisation zur Erwerbung der Reichsangehörigkeit erfolgt 
durch eine vom Reichskanzler ausgefertigte Urkunde, auf welche die 
Bestimmungen des § 6, Absatz 2—4 Anwendung finden. 

Der Reichskanzler ist ermächtigt, die Befugnis zur Verleihung 
der Reichsangehörigkeit einem anderen Kaiserlichen Beamten zu über- 
tragen. 

§ 8. 
Die Aufnahmeurkunde wird jedem Reichsangehörigen und jedem 
Angehörigen eines anderen Bundesstaates erteilt, welcher um dieselbe 
nachsucht und nachweist, dass er in dem Bundesstaate, in welchem 
er die Aufnahme nachsucht, sich niedergelassen hat, sofern kein 
Grund vorliegt, welcher nach den §§ 2 bis 5 des Gesetzes über die 
Freizügigkeit vom 1. November 1867 die Abweisung eines Neu- 
anziehenden oder die Versagung der Fortsetzung des Aufenthaltes recht- 
fertigt. 

§ y. 

Der Entlassung aus der Staatsangehörigkeit in einem anderen 
Bundesstaate bedarf es nicht, auch geht die Staatsangehörigkeit in 
einem Bundesstaate durch Erwerbung der Staatsangehörigkeit in einem 
anderen Bundesstaate nicht verloren. 

§. 10. 
Die Naturalisation wird Ausländern nur dann erteilt, 
1. wenn diese Naturalisation im Interesse des Deutschen Reiches 
liegt; 
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2. wenn diese Ausländer deutscher Abkunft und der deutschen 
Sprache mächtig sind; 

3. wenn sie nach den Gesetzen ihrer bisherigen Heimat handlungs- 
föhig sind, es sei denn, dass der Mangel der Handlungsfähig- 
keit durch die Zustimmung des Vaters, des Vormundes oder 
Kurators des Aufzunehmenden ergänzt wird; 

4. wenn sie einen unbescholtenen Lebenswandel gef&hrt haben; 

5. wenn sie an einem Orte, wo sie sich niederlassen wollen, eine 
eigene Wohnung oder ein unterkommen finden, 

6. wenn sie an diesem Orte nach den daselbst bestehenden Ver- 
hältnissen sich und ihre Angehörigen zu ernähren imstande sind ; 

7. wenn sie ihre frühere Staatsangehörigkeit aufgegeben haben 
beziehentlich aus dem früheren Staatsverbande entlassen sind. 

§ 11. 

Vor Erteilung der Naturalisationsurkunde hat die oberste Ver- 
waltungsbehörde beziehentlich der Reichskanzler in Beziehung auf die 
Erfordernisse § 10 No. 1 und 2 das Bundesamt för das Heimatswesen 
zu hören, das bei Beurteilung dieser Erfordernisse an die Anweisungen 
des Bundesrates gebunden ist. 

Der Bundesrat ist ermächtigt, auch Ausländer nichtdeutscher 
Abkunft zur Naturalisation zuzulassen. 

In Beziehung auf die Erfordernisse § 10, No. 3, 4 und 5 ist die 
Gemeinde bezw. der Armenverband desjenigen Ortes zu hören, wo der 
Aufzunehmende sich niederlassen will. 

§ 12. 

Eine von einer Reichsbehörde oder von einer Centralbehörde eines 
Bundesstaates vollzogene oder bestätigte Bestallung für einen in den 
anmittelbaren oder mittelbaren Reichsdienst oder Staatsdienst auf- 
genommenen Ausländer oder Angehörigen eines anderen Bundesstaates 
vertritt die Stelle der Naturalisation bezw. Aumahme, sofern nicht 
ein entgegenstehender Vorbehalt in der Bestallung ausgedrückt ist. 

Ist die Anstellung eines Ausländers im Reichsdienste erfolgt, 
so erwirbt der Angestellte die Reichsangehörigkeit. 

Von den Fällen der Naturalisation (§ 10 und 12) und Aufnahme 
nach § 12 sind das Bundesamt für das Heimatswesen und die be- 
teiligten Regierungen der Bundesstaaten zu benachrichtigen. 

§13. 
Die Naturalisationsurkunde, Aufnahmeurkunde und Bestallungs- 
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Urkunde begründet mit dem Zeitpunkte der Aushändigung alle mit 
der Reichs- und Staatsangehörigkeit verbundenen Rechte und Pflichten. 

§ 14. 
Die Verleihung der Reichs- und Staatsangehörigkeit erstreckt 
sich, insofern nicht dabei eine Ausnahme gemacht wird, zugleich auf 
die Ehefrau und die noch unter väterlicher Gewalt stehenden Kinder. 

'- § 15. 
Der Wohtisitz innerhalb deB Reichsgebietes begründet für sich 
allein die Staatsangehörigkeit nicht. 

p * - - 

§ 16.. . 
Die Staatsangehörigkeit in einem oder mehreren Bundesstaaten 
geht fortan nur verloren durch Verlust der Reichsangehörigkeit. 

§ IT. 
Die Reichsangehörigkeit geht fortan nur verloren: 

1. durch Entlassung auf Antrag; 

2. durch Ausspruch des . Bundesamtes für das Heimatswesen, 
welches an die Erfordernisse des § 22 gebunden ist; 

3. bei unehelichen Kindern durch eine dep gesetzlichen Be- 
stimmungen gemäss erfolgte Legitimation, wenn der Vater 
einem anderen Staate angehört als die Mutter; 

4. l)ei einetr Deutschen durch Verheiratung nait einem Ausländer. 

§ 18. 
Die Reich Sangehörigkeit geht fortan weder durch vorübergehenden, 
noch durch dauernden Aufenthalt im Auslande verloren. 

§ 19. 
Die Entlassung aus der Reichsängehörigkeit auf Antrag der Be- 
teiligten wird nach Gehör der höheren Verwaltungsbehörde dies Heimats- 
staates oder, wenn der zu Entlassende die Staatsangehörigkeit mehrerer 
Bundesstaaten besass, dieser Heimatsstaaten, sov^eit sie aktenkundig 
sind, durch eine vom Bundesamte für das Heimatswesen ausgefertigte 
Entlassungsurkunde erteilt. 

§20. 
Die Entlassung auf Antrag wird nur denjenigen deutschen Staats- 
angehörigen erteilt, die als Kinder deutscher Staatsangehörigen im 
Auslande geboren sind und im Auslande ihren dauernden Aufenthalt 
haben« ! 
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Sie kaim auch dann erteilt werden, wenn eii) deutsches Staats^ 
Interesse vorliegt oder wenn sie durch Staate vertrage bedingt ist. 
Hierüber hat das Bundesamt für das Heimatswesen nach Anweisung 
des Bundesrates zu befinden. 

Sie darf nicht erteilt werden 

1. Wehrpflichtigen, welche sich in dem Alter vom voUendeteii 
* siebenzehnten bis zum vollendeten fünfundzwanzigsten Lebens- 
jahre befinden; 

2. Militärpersonen, welche zum stehenden Heere oder zur Flotte 
gehören, Offiziellen des Beurlaubtenstandes und Beamten, bevor 
sie aus dem Dienste entlassen sind; 

3. den zur Reserve des stehenden Heeres und zur Landwehr, 
sowie den zur Reserve der Flotte und zur Seewehr gehörigen 
und nicht als Offiziere angestellten Personen. 

§ 21. 
Die Erwerbung einer fremden Staatsangehörigkeit durch einen 
Ileichsangehörigen kann nur dann rechtsgültig erfolgen, wenn derselbe 
zuvor aus dem Reichsverbande entlassen worden ist. 

§ 22. 
Deutsche, welche sich im Auslande aufhalten, können nach Gehör 
der Centralbehörde ihres Heimatsstaates durch Beschluss des Bundes- 
amtes für das Heimatswesen ihrer Reichs- und Staatsangehörigkeit 
verlustig erklärt werden, 

a) wenn sie im Falle eines Krieges oder einer Kriegsgefahr einer 
durch die zuständigen Behöi:den erlassenen allgemeinen oder 
besonderen Aufforderung zur Rückkehr binnen der darin be- 
stimmten Frist keine Folge leisten; 

b) wenn sie sich feindseliger Handlungen gegen das Deutsche 
Reich schuldig gemacht haben; 

c) oder wenn sie wegen Landesverrats von deutschen Gerichten 
verurteilt worden sind; 

d) wenn sie ohne Erlaubnis der Regierung ihres Heimatsstaates 
oder der Reichsregierung in fremde Staats- und Kriegsdienste 
getreten sind und einer ausdrücklichen Aufforderung zum Aus- 
tritte binnen der darin bestimmten Frist keine Folge leisten. 

Gegen diesen Beschluss kann beim Bundesrate Beschwerde ein- 
gelegt werden. 

§ 23. 
Die Entlassung aus der Reichs- und Staatsangehörigkeit kann 
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auch auf die Ehefrau und die noch unter väterlicher Gewalt stehenden 
minderjährigen Kinder erstreckt werden. 

§ 24. 

Für den Wiedererwerb der Beichs- und Staatsangehörigkeit ist 
die Naturalisation bezw. Aufnahme nach den §§ 6 bis 10 erforderlich. 

Witwen, die vor ihrer Verheiratung die deutsche Reichs- und 
Staatsangehörigkeit besessen und diese lediglich durch Verheiratung 
mit einem Ausländer verloren hatten, darf die Wiedererlangung der 
deutschen Reichs- und Staatsangehörigkeit nicht versagt werden. 

§ 25. 
Für Erteilung der Entlassungsurkunde auf Antrag ist eine Gebühr 
von 10 Mark an das Bundesamt für das Heimatswesen zu entrichten. 

§ 26. 
Über Alle Entlassungen aus der Reichs- und Staatsangehörigkeit 
und über alle Naturalisationen hat das Bundesamt far das Heimats-» 
wesen fortlaufende Register zu führen. Es ist befugt, auf Grund 
dieser Register Bescheinigungen auszustellen und für solche Be- 
scheinigungen eine Gebühr von je 10 Mark zu erheben. 

§ 27- 
Alle diesem Gesetze zuwiderlaufenden Vorschriften, insbesondere 
das Gesetz vom 1. Juni 1870, werden aufgehoben. 

§ 28. 
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1899 in Kraft. 

Urkundlich u. s. w. 



Zur Deportationsfra^e. 



Der zu Posen tagende Juristentag hatte sich auch mit dieser Frage 
beschäftigt, zn deren Beurteilung mehrere ausführliche Gutachten vorlagen. 
Am 12. September in der Verhandlung der III. Abteilung hatte zur Frage: 
y,Empfiehlt sich der Versuch der Deportation nach Kolonieen als Strafe^* 
und ,,empfiehlt sich der Vorschlag bedingter Begnadigung für den Fall der 
Auswanderung?'^ Rechtsanwalt Wilke- Berlin an Stelle des erkrankten 
Beferenten Professor Dr. Bruck-Breslau das Beferat übernommen. Er führte 
im wesentlichen folgendes aus: Ein rationelles Strafrecht muss den Gesichts- 
punkt im Auge haben, die Gesellschaft vor dem Verbrechertum zu sichern 
und andererseits auf letzteres erziehlich zu wirken. Die immer mehr 
wachsende Zahl der rückfälligen Verbrecher offenbart sich als eine grosse 
Gefahr. Sie zeigt, wie schwer es doch dem aus dem Gefängnis entlassenen 
Verbrecher wird, wieder in der bürgerlichen Gesellschaft Boden zu fassen. 
Unter diesen Umständen hat der Gedanke in immer weiteren Kreisen Boden 
gefasst, die Verbrecher nach unseren Kolonieen zu transportieren und sie 
dort ihre Strafe verbüssen zu lassen. Sie können dort mit landwirtschaft- 
lichen Arbeiten beschäftigt werden und nach Verbüssung ihrer Strafe je 
nach ihrem Verhalten dann auch eine Besserung ihrer Lage erwarten, in- 
dem man ihnen Land zur eigenen Bewirtschaftung überlässt, oder sie im 
Dienste der Kolonialverwaltung beschäftigt, oder ihnen als selbständigen 
Arbeitern den Eintritt in den Dienst bei Ansiedlern oder anderen Gewerbe- 
treibenden gestattet. Arbeitskräfte sind dort immer ausserordentlich gesucht. 
Die Befürchtung, dass durch diese Deportation das Ansehen der Europäer 
bei den Eingeborenen geschmälert werden könne, kommt umsoweniger in 
Betracht, als das für die Deportation in Aussicht genommene Südwestafrika 
fast menschenleer ist. Die Wahrnehmung, dass die Strafe für Verbrechen 
ohne Bücksicht auf die Farbe und Nationalität vollstreckt wird, kann aber 
auf die Eingeborenen nur günstig wirken. Redner weist auf die grossen 
Vorteile hin, die England aus Australien, welches durch die Deportation 
erst erschlossen und zur Blüte gebracht worden ist, gezogen hat. Die 
Kosten anlangend, welche von vielen Seiten alä zu hoch erachtet werden, 
so müsse in Betracht genommen werden, dass die Sträflinge den grössten, 
wenn nicht den ganzen Kostenbetrag durch ihre Arbeit wieder einbringen. 
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dass andererseits unsere Strafanstalten entlastet werden, dass dadurch 
unserem Exporthandel neue Absatzgebiete eröffnet werden und dass die 
Arbeit der Sträflinge in den Zuchthäusern aufhören und den Gewerbe- 
treibenden keine Konkurrenz mehr bereiten wird. Nach alledem sei die 
gestellte Frage zu bejahen. Der zweite Beferent, Bechtsanwalt Dr. Eorn- 
Berlin, erachtete dagegen die Deportation für deutsche Verhältnisse nicht 
geeignet und als Strafmittel für durchaus verwerflich. Die Frage sei 
übrigens gar keine juristische, sondern vielmehr eine koloniaipolitische. 
Die Deportation sei auch die teuerste Art der Strafvollstreckung und zweifel- 
los dreifach teurer als die in Deutschland selbst. So hohe Ausgaben, die 
sich mindestens auf das Doppelte der Strafvollstreckung im Inlande stellen, 
werden wir, wenn wir nicht andere Kulturaufgaben vernachlässigen wollen, 
nicht leisten können. Bedner weist u. a. auch noch darauf hin, dass die 
Deportation in England, Frankreich und Eussland die Flut des Verbrecher- 
tums keineswegs eingedämmt, dass vielmehr das Verbrechertum fortgesetzt 
dort zugenommen hat. Bedner bestreitet auch die Bichtigkeit der Ansicht, 
dass die Deportation den Verbrecher bessern würde. Die Erfahrungen, 
welche andere Länder mit den Deportierten gemacht haben, seien durchaus 
nicht angethan, au die bessernden Folgen der Deportation glauben zu 
machen. Die Deportation nach unseren Eolonieen würde, wenn niän auch 
Südwestafrika ausnimmt, dort ntir Hospitäler und Kirchhöfe bevölkern. Aber 
auch Südwestafrika bietet bei der Unfruchtbarkeit seines Bodens nur wenig 
Chancen. So lange sich noch freie Ansiedler finden, dürfte man nicht daran 
denken, die Kolonieen durch Sträflinge zu bevölkern. Oberreichsanwalt 
Hamm erklärt sich im wesentlichen mit den Ausführungen des Vorredners 
einverstanden. Er erachtet die Deportation höchstens anwendbar auf ge- 
werbsmässige, auf keinem anderen "Wege mehr zu bessernde Verbrecher tind 
allenfalls auf die nicht mehr zu bessernden Landstreicher und Bettler, die 
ja ohnehin grundsätzlich den Aufenthalt in unseren Arbeitshäusern verab- 
scheuen. Der Gesichtspunkt, der bei den Franzosen obwaltet, sich ihrer 
schweren Verbrecher durch die Deportation nach Cayenne, Kaledonien oder 
der Teufelsinsel zu entledigen, was der Verurteilung zu einem langsamen 
Tode gleichkommt, käme für uns nicht in Betracht. Nach Lage der Sache 
sei die Anlage von kostbaren Einrichtungen für die Deportation nicht 
zu empfehlen. Bedner bemerkt dann noch, dass er auch als Freund unserer 
Kolonialbestrebungen die Deportation nicht befürworten könne. Wir haben 
jene überseeischen Länder uns angeeignet, um sie der Kultur zu gewinnen ; 
mit diesem Zwecke würde die Deportation in offenbarem Widerspruche 
stehen. So lange noch so viele kleine Landwirte und kleine Gewerbe- 
treibende um Überweisung von Land in den Kolonieen bitten, haben wir 
eine Deportation dorthin nicht nötig. Der Antrag des Beferenten Korn, 
dass die Deportation für Deutschland nicht geeignet und ein Versuch nicht 
zu empfehlen sei, wird hierauf mit grosser Majorität angenommen. — 
Am 14. kam man im Plenum hoch einmal auf die Deportationsft-ag'e 
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zurück. Eechtsanwalt Baumert trat den gegen die Deportation gerichteten 
Aasführungen des Bechtsanwalts Dr. £orn und des Oberreichsanwaltes 
Hamm vom Tage vorher entgegen und versuchte darzul^en, dass aus den 
Misserfolgen anderer Nationen mit der Deportation ein zwingender Schluss 
nicht gezogen werden könne, dass ein Versuch Deutschlands gleichfalls 
misslingen werde. Bedner wurde in seinen weiteren Ausfahrungen, worin 
er auf die Einzelheiten der Bedenken der Deportationsgegner eingeht und 
auf die Mangelhaftigkeit der Erfahrungen hinweist, vielfach unterbrochen 
und verzichtete schliesslich aufs Wort. Rechtsanwalt beim Reichsgericht, 
Dr. Seherer bezeichnet die gegenwärtige Art der Strafvollstreckung als 
durchaus zweckentsprechend. Der Strafzweck könne durch die Deportation 
auch nicht annähernd gleichwertig erreicht werden. Die Versammlung 
fasste mit grosser Majorität folgende Resolution*. Die Deportation ist 
als Strafe für deutsche Verhältnisse nicht geeignet, ein Ver- 
such ist nicht zu empfehlen. 



Wir geben in nachfolgendem zur weiteren Klarstellung der Verhältnisse, 
da die Frage der Deportation mit den Verhandlungen des Juristentages 
doch nicht abgethan sein dürfte, die Ausführungen des Rechtsanwalts 
Dr. Korn in der Nummer 18/19 der Deutschen Juristenzeitung vom 1. Sep- 
tember 1898 wieder: „Empfiehlt sich der Versuch der Deportation nach 
Kolonieen als Strafe und der Vorschlag bedingter Begnadigung für den 
Fall der Auswanderung?" 

Seit einigen Jahren macht sich eine Strömung bemerkbar, welche als 
wirksamstes Mittel der Strafreform die Einführung der Deportationsstrafe 
fordert,^) Der. Ausgangspunkt dieser Bewegung ist klar: es ist die un- 
verkennbare Erfahrung, dass unsere Gefängnis- und Zuchthausstrafe nicht 
imstande gewesen ist, den Rückfall der Bestraften zu verhindern. Im Gegen- 
teil nimmt die Zahl der rückfälligen Verbrecher und ihre Beteiligung an 
der Gesamt-Kriminalität zu. Nach der Kriminalstatistik für das Jahr 1893 
hat sich der Prozentsatz der vorbestraften Personen unter den jährlich Be- 
straften von 1882 bis 1893 fast verdoppelt. Namentlich gilt dieses auch 
von den dreimal oder häufiger bestraften Personen, den sogen. Gewohnheits- 
Verbrechern. Sämtliche Anhänger der Deportation folgern hieraus: Unsere 
langjährigen Freiheitsstrafen sind nutzlos; der alleinige Ausweg ist die 



*i)>Vgl. Brück, Fort mit den Zuchthäusern, 1894; Neu-Deutschland und 
öeine Pioniere, 1895; Die gesetzliche Einführung der Deportation im Reich, 1897 
— Verhandl. des .24. d. Juristentages Bd. 1 u. 2 (Gutachten von Bornhak 
und Freund). — Frank, Freiheitsstrafe, Deportation und Unschädlichmachung, 
1895. V- Gegen die Deportation wendet sich meine eigene, demnächst er- 
scheinende Schrift ^Die Deportation. tda Strafmittel und Kolonisationsmethode^, 
welche von der Holtzendorff-Stiftung den ersten Preis erhalten hat. 
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Deportation, welche einerseits die menschliche Gesellschaft gegen die Ver- 
brecher dauernd schützt, andererseits den letzteren Gelegenheit bietet, unter 
leichteren Erwerbsbedingungen als in der Heimat sich zu bessern» 

So verlockend dies klingt, so wenig schlüssig ist es. Zunächst muss 
die Frage aufgeworfen werden: Sind unsere langjährigen Freiheitsstrafen 
nicht solcher Verbesserungen fähig, dass dadurch die unstreitig sehr schwierige 
und sehr kostspielige Deportation vermieden werden kann? Die Antwort 
hierauf geben die Erfahrungen in England, welches durch die „penal 
servitude'^ (eine Kombination von Einzelhaft als Anfangsstadium mit Frei- 
luft-Arbeit als Mittelpunkt der Strafe und bedingter Entlassung als End- 
stadium) seit 1853 mit solchem Erfolge das Verbrechertum bekämpft hat, 
dass die Zahl der Zuchthaus-Insassen (convict-prisoners) von 10169 im 
Jahre 1883 fortgesetzt bis auf 3309 im Jahre 1895 gesunken ist. Zu 
penal servitude verurteilt wurden 1860—64: 2800, 1865—69: 1978, 
1870—74: 1622 Personen, und stets weniger bis 1892—94: 937 Personen 
im Jahresdurchschnitt.^) Auch in Holland, Belgien und Schweden hat die 
Anwendung verbesserter Vollziehungs-Arten der Freiheitsstrafe, insbesondere 
Durchführung der Einzelhaft, zu einer Verminderung der Kriminalität und 
des Bückfalls der Verbrecher geführt, so dass in Holland z. B. die Kriminalität 
von 111 auf je 100000 Einwohner im Jahre 1851 auf 52,7 im Jahre 1887 
gesunken ist.^) Es kommt nur darauf an, aus den Vorbildern des Aus- 
landes zu lernen und der Arbeit im Freien die ihr gebührende Stelle im 
Strafvollzuge zu sichern, was durch Beschäftigung der Gefangenen mit 
Landesmeliorationen und Moorkultur zu erreichen ist. Wird daneben als 
erstes Stadium der Strafe die Einzelhaft streng durchgeführt, so werden sich 
in Deutschland allmählich die gleichen Erfolge zeigen wie in England und 
Holland. 

Aber angenommen, dass die Beform des Strafvollzuges in Deutschland 
unerreichbar wäre, so ist weiter die Frage: Gewährt die Einführung der 
Deportation irgend welche Sicherheit, dass die grossen Opfer an Geld, 
Kraft und gewiss auch an Menschenleben, welche sie fordern würde, sich 
lohnen, dass m. a. W. eine Verminderung der Kriminalität eintreten würde ? 
Die bisherigen Erfahrungen hierüber sind trübe, sehr trübe. So lange 
England deportierte, wuchs seine Kriminalität fortgesetzt. Die Zahl der 
zu schwerer Freiheitsstrafe oder Todesstrafe Verurteilten stieg von ca. 9000 
im Jahresdurchschnitt von 1818—1824 auf 14261 im Jahre 1834 und 
23179 im Jahre 1854. Seitdem, d. h. seit Abschaffung der Deportation, 
ist die Durchschnittszahl stetig gesunken; sie betrug 1855: 20037, 1865: 
14459, 1875: 10954.^) In Kussland ist, trotz starker Deportation, die 
Anzahl der Jährlich deportierten Personen in fortgesetztem Steigen geblieben; 



^) Vgl. Aschrott, in Zeitschr. f. ges. Strafrechtswissensch., Bd. 17, S. 1 fg. 
") Dalloz, jurisprudence gönörale, s. v. „Peine" No. 834. 
') Foinitzki, la transportation russe et anglaise, pag. 146. 
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sie betrag z. B. 1844—48: 6257 jährlich, 1864—68: 12118, 1874—78: 
18384.^) Dabei ist aber die Zahl der im europäischen Bnssland bleibenden 
Gefängnisinsassen so gross, dass die Gefängnisse sie bei weitem nicht 
fassen können. Am lehrreichsten ist aber die gänzliche Nutzlosigkeit der 
französischen Deportation. Trotz der Ausmerznng der zn travanx forces 
Yerarteilten seit 1854 und der „r6cidivistes" seit 1885 blieb die Kriminalität 
in andauerndem Steigen. Weder die Zahl der schweren Verbrechen noch 
die Bückfälligkeit hat abgenommen; im Gegenteil steigt der Bückfall mit 
schrecklicher Begelmässigkeit weiter. Die Zahl der Verbrechens oder Ver- 
gehens halber jährlich Bestrafken stieg von 123000 in den Jahren 1856 
bis 1860 auf 193000 von 1886—1888 und — auf je 100000 Einwohner 
berechnet — von 237 im Jahre 1837 auf 552 im Jahre 1887, also um 
133% in 50 Jahren! Hierbei entfällt die Zunahme grossenteils auf die 
rückfälligen Bestraften, welche von den wegen crime Verarteilten 1851 
bis 1855 nur 33%, 1890 57% ausmachten! 2) Auch nach 1885 ist die 
Zahl der Bückfälligen stetig weiter gewachsen, so dass in Frankreich alles 
über die Nutzlosigkeit des Becidivisten-Gesetzes von 1885 einig ist. 

Auch die schwersten, mit Tod und mit Deportation (travaux forces) 
bedrohten Verbrechen sind seit Einfahrung der Deportation (1851) gestiegen; 
insbesondere gilt dieses für Mord, Totschlag, Sittlichkeitsverbrechen, Not- 
zucht und betrügerischen Bankrott. Nur der schwere Diebstahl nimmt 
langsam ab. Die Zahl der wegen Mordes und Totschlages Verurteilten betrug: 

1889 1890 1891 1892 1893 
372 420 399 400 429. 

Gerade diejenigen Delikte, welche mit relegation (Deportation für Bück- 
fall) bedroht sind, haben seit 1885, dem Beginn der relegation, stark zu- 
genommen. (Amtlichen Angaben entnommen.) Die Zahl der r^cidivistes 
betrag 1850: 28%, 1869:42%, 1879:50%, 1885: 53« |o, 1886—90: 56% 
der wegen Verbrechen (crimes) Verarteilten. 

Hätte nun Deutschland von der Deportation Besseres zu erwarten? 
Die Deportation kann ebensowenig das Verbrechen ausrotten als jede andere 
Strafe. Werden die Verbrecher in eine Kolonie geschickt, so bleibt aller- 
dings Deutschland vor neuen Strafthaten der Deportierten regehnässig sicher. 
Aber dafür hat dann die Kolonie die Last der arbeitsscheuen, jeder Besse- 
rung unzugänglichen Verbrecher zu tragen, welche sich zu grossen Scharen 
ansammeln und zum Fluche der Kolonie werden. Wer Näheres hierüber 
erfahren will, möge die Berichte über Neu-Kaledonien lesen, welche 
Moncelon^) der Mitwelt überliefert hat, — von Sibirien, das mit Vagabunden 
und Verbrechern überschwemmt ist, ganz zu schweigen. Derartige F.olgen 
sind unvermeidlich; denn vor allem ist die Behauptung falsch, von welcher 
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alle Lobredner der Deportation ausgehen, dass die Verbrecher im Auslände 
sich von selbst bessern, oder auch nur leichter sich bessern Hessen als im 
Inlande. Nur eiti kleiner Teil arbeitet nach der Entlassung fleissig und 
wird ansässig. Die grosse Mehrheit der Deportierten aber folgt nur dem 
strengsten Zwange und flieht jede Arbeit, sobald es möglich ist. 

Kann hiemach die Deportation überhaupt nicht als ein wirksames 
Strafmittel betrachtet werden, so möge doch zum Beweise, auf welche 
Schwierigkeiten die Deportation stossen würde, einiges angeführt werden. 

Zunächst wäre festzustellen, wohin deportiert werden soll. Dass es 
nach Ost-Afrika, Kamerun und den anderen Kolonieen nicht geht, weil das 
Klima für Gefangene mörderisch ist, darüber ist man einig. Es bleibt nur 
Südwest- Afrika, das sich eines gesunderen Klimas erfreut Allein wenn die 
Malaria dort auch nicht so bösartig auftritt als in den anderen Kolonieen, 
so ist sie doch vorhanden, und man lasse nur erst die Sträflinge dort bei 
knapper und naturgemäss billiger Kost, gehemmter Bewegung und deprimiertem 
Geiste schwere Erd- und Feldarbeit thun, dann wird sich zeigen, wie das 
dortige, für freie, wohlgepflegte Menschen erträgliche Klima auf Gefangene 
wirkt. Schon die starke Hitze würde die Arbeit im Freien oft unmöglich 
machen; dazu kommt aber, dass gerade im Boden die Keime der Malaria 
und Dysenterie haften. 

Ackerbau ist in Südwest-Afrika nur in geringem .Umfange möglich. 
Alle Kenner des Landes, wie Dove, v. Bülowund namentlich der praktische 
Landwirt Hermann,^) sind hierüber einer Meinung. Nur Viehzucht in grossem 
Massstabe ist bei starkem Kapitalbesitz mit Erfolg zu betreiben. Aber 
wenn selbst die Viehzucht in nennenswertem Umfange vorhanden wäre 
— was vorläufig nicht der Fall ist — , sollen unsere Sträflinge etwa nach 
Afrika deportiert werden, um dort ein beschauliches Hirtenleben zu fahren? 
Damit wäre der Strafzweck unvereinbar. Dass Heuschrecken und Einder- 
pest Ackerbau und Viehzucht für Südwest-Afrika vernichten können, sei 
nur nebenbei erwähnt. 

Weshalb man ferner Südwest- Afrika mit unfreiwilligen weissen Arbeitern 
beglücken will, während die dortigen Eingeborenen-Stämme geschickte und 
willige Arbeiter in Menge liefern würden, ist schwer zu begreifen. 

Freund und Born hak empfehlen die Errichtung „überseeischer Straf- 
anstalten'^ Wenn diese Anstalten gut sein sollen, so müssen sie so fest 
und isoliert sein wie unsere Zellengefängnisse, sonst taugen sie weniger als 
unsere schlechtesten Amtsgerichtsgefängnisse. 

Von den gewaltigen Kosten, welche die Deportation verursacht, soll 
hier nicht weiter gesprochen werden, obwohl es wirklich heisst, die Prüfung 
der Frage sich bequem machen, wenn man — wie Bornhak und Freund — 
bei der Untersuchung der Gegengründe gegen die Deportation von den 
Kosten ganz absieht, weil diese ja die juristische Entscheidung nicht be- 
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einflussen könnten! Jeder praktische Jurist muss sich sagen, 4|l@i9 die 
Kosten für die wirkliche Entscheidung über die Deportation hauptsächlich 
ins Gewicht fallen, nnd dass es zwecklos wäre, die Deportation zu empfehlen, 
wenn durch sie den Steuerzahlern, somit auch den Ärmsten des Volkes, ein 
allzu drückender Tribut aufgebürdet würde. In dieser Hinsicht hat die Er- 
fahrung in allen deportierenden Staaten ergeben, dass der überseeische 
Strafvollzug — Transport, wesentlich teuerere Verpflegung und Gesundheits- 
pflege sowie bedeutend höhere Gehälter eingerechnet — etwa dreimal so 
viel kostet als der Strafvollzug im Inlande. Die Volksvertretung würde 
deshalb ein gewichtiges Wort über die Einführung der Deportation mitzu- 
sprechen haben. Freilich meint Bomhak, man könnte die Deportation auf 
dem Verwaltungswege einführen, da es ja nirgends verboten sei, die Ge- 
fangenen nach Afrika zu senden. Aber mit dieser Ansicht steht er allein; 
selbst Brück hat sich gegen ihn ausgesprochen. In der That ist Bornhaks 
Begründung sonderbar: was im Straf recht nicht verboten sei, das sei er- 
laubt! Mit dem gleichen Bechte könnte die Einführung der Prügelstrafe 
oder der Tortur im Verwaltungswege befürwortet werden. Erlaubt ist nur, 
was gesetzlich als Strafübel zugelassen ist. Die Deportation aber ist ein 
neues Strafübel von besonderer Schwere: sie enthält die Verbannung aus 
der Heimat, die völlige Trennung von Familie und Freunden. Wer da 
weiss, was die Besuche von Verwandten den Gefangenen bedeuten, wird 
hierüber nicht im Unklaren sein. — Als Napoleon III. auf dem Gipfel 
seiner Macht stand, führte er die Deportation ein, und zwar als eine neue 
Art des Vollzuges der bestehenden gesetzlichen Bagno-Strafe (1854). Aber 
selbst dieser Usurpator hat dem französischen Volke nicht zugemutet, die 
Deportation als blosse Verwaltungsmassregel hinzunehmen, sondern er betrat 
den Weg der Gesetzgebung. 

Vorläufig ist auch bei der Keichsregierung nicht die geringste Neigung 
vorhanden, die Deportation einzuführen. Auf Grund der Berichte und Gut- 
achten sämtlicher Gouverneure unserer Kolonieen hat Staatssekretär 
Dr. Nieberding in der letzten Keichstagssession sich gegen Deportation 
erklärt, und der Direktor der Kolonialabteilung Dr. v. Buchka hat seinerseits 
ein Gutachten gegen die Deportation für den Kolonial-Ausschuss erstattet. 

Von ausländischen Staaten deportieren jetzt nur noch Frankreich, 
Bussland und Portugal, sowie Britisch-Ostindien, doch auch diese nur not- 
gedrungen, wegen unfertigen und mangelhaften Gefängniswesens. Dagegen 
deportieren nicht: England (trotz zahlreicher geeigneter Kolonieen), Öster- 
reich und Italien. Auch Spanien, früher ein Haupt-Deportationsland, hat 
aufgehört zu deportieren. Die Zahl der jährlich Deportierten betrug im 
Jahresdurchschnitt (1886 — 1889) 982 for9at8 (zu travaux forcös Verurteilte), 
und (1886 — 1892) 786 rel6gu6s, zusammen also 1768 in Frankreich jähr- 
lich. Portugal deportierte (1893—1895) durchschnittlich jährlich 300 Per- 
sonen. Wie man sieht, sind es nur kleine Zahlen im Verhältnis zu der 
grossen Menge der jährlich wegen schwerer Verbrechen Verurteilten, die 
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überhanpt znr Deportation gelangen. Die überwiegende Mehrzahl aller 
schweren Verbrecher und aller Bückfälligen bleibt im Lande. In Frankreich 
erfolgen jährlich ca. 4000 Verurteilungen wegen crimes und ca. 100000 
wegen solcher Vergehen, die möglicherweise im Wiederholungsfalle rel6gation 
nach sich ziehen. 

Keine Deportation, sondern eine reine Verwaltungsmassregel ist eine 
Begnadigung unter der Bedingung der Auswanderung. Sie 
wäre weder Strafe noch Gnade, erstere nicht, weil vom Ermessen des Staats- 
oberhauptes abhängig, letztere nicht, weil indirekte Verbannung. Prinzipiell 
ist sie zu verwerfen, weil mit dem Begriff der Gnade sich Verbannung aus 
dem Vaterlande schlecht verträgt. Kriminalpolitisch ist sie fehlerhaft, weil 
sie ohne Gewährung erheblicher Mittel für Überfahrt und Niederlassung 
fast nie anwendbar sein würde, weil mit geringeren Mitteln den Gnaden- 
würdigen im Inlande zu helfen wäre und die Kolonieen oder das Ausland 
die unfreiwilligen Einwanderer mit gerechtem Misstrauen aufnehmen würden. 
Beschwerden würden nicht ausbleiben. Nur solche Personen, die aus eigenem 
Antriebe, ohne Zwang, ihr Glück in fremden Landen versuchen wollen, 
leisten dort Gutes. Die Unterstützung der freiwilligen Auswanderung 
Verurteilter nach verbüsster Strafe ist zu empfehlen, die bedingte Be- 
gnadigung nicht. 



Gegen diese Einführungen wendet sich Prof Brück in No. 21 der an- 
geführten Zeitung: 

Empfiehlt sich der Versuch der Deportation nach Kolo- 
nieen als Strafe? Unter dieser Überschrift giebt EA. Korn in 
No. 18/19 d. Bl. die Gründe für seine ablehnende Haltung in der Deportations- 
frage. Da Korn dieselben Gründe beim diesjährigen D. Juristentage als 
Korreferent wiederholt hat, und ich als bestellter Eeferent in dieser Frage 
wegen Krankheit nicht zum Worte kam, so erlaube ich mir hier kurz zu 
erwidern, indem ich mir eine eingehende Erörterung der Behandlung der 
Deportationsfrage vor dem Juristentage an anderer Stelle vorbehalte. 

Korn beginnt seine Ausführung mit einer Foinitzki entlehnten statis- 
tischen Mitteilung über die Kriminalität in England. Danach sei mit dem 
Datum der Einführung der Deportationsstrafe die Zahl der zu schwerer 
Freiheits- oder Todesstrafe Verurteilten von ca. 9000 im Jahresdurchschnitt 
von 1818-24 auf 14261 im Jahre 1834 und 23179 im Jahre 1854 ge- 
stiegen, dagegen seit Abschaffung der Deportation die Durchschnittszahl 
stetig gesunken. Sie habe 1855 20037, 1865 14459, 1875 10 954 betragen. 
Korn meint also, dass ein Kausalzusammenhang zwischen De- 
portation und Wachstum der Kriminalität besteht. Diese An- 
nahme ist aber nicht zutreffend. Für das Wachstum der Kriminalität sind 
in erster Linie die wirtschaftlichen Verhältnisse breiter Schichten 
der Bevölkerung, insbesondere der arbeitenden Klassen massgebend. Wirt- 
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scbaftticher Niedergang, tfiseemten, Kriege und als Folge dayon Arbeits* 
losigkeit, Not nnd Verrohung der Massen sind die Haaptarsaoben des Wachs- 
tnms der Kriminalität. Sicherlich kann die Deportationsstrafe nicht Schuld 
gewesen sein an der Vennehning der Verbrechen in England. Denn die 
einmal Deportierten konnten dnrch Bückfälle die Zahl der Verbrecher in 
England nicht weiter erhohen. Ein Anreiz zur Begehung von Verbrechen 
kann aber im Vollzage der Deportationsstrafe nicht gefunden werden, da 
diese Strafe in England als die nächst der Todesstrafe schwerste Strafe 
galt Noch im Jahre 1853 erklärte das mit der Untersuchung dieses Straf- 
mittels betraute Unterhauskomitee, dass die Deportationsstrafe wirksamer 
und abschreckender sei als irgend eine andere Freiheitsstrafe (v. Holtzen-* 
dorff, Deportation S. 168, 604). Es ist also nur ein zufälliges Ereignis, 
dass nach der Aufhebung der Deportationsstrafen in England die Krimi* 
nalitätsziffer ins Sinken kam. Wäre die Deportation die Ursache des 
Steigens gewesen, wie Korn annimmt, so müsste man heute in England 
bereits auf dem Nullpunkte der Kriminalität angelangt sein. 

Um femer die Überflüssigkeit der Deportation nachzuweisen, bezieht 
sich Korn auf die Erfolge, welche England mit Einführung der penal servitude 
gemacht habe. Die Zahl der Zuchthausinsassen sei von 10169 im J. 1883 
fortgesetzt bis auf 3309 im Jahre 1894 gesunken. Korn hat diese Angaben 
einer Mitteilung Aschrotts (Ztschrft. f. d. ges. Strafrechtswissenschft. XVII, 
S. 46) entlehnt, aber Aschrott fügt jenen Angaben unmittelbar die Be- 
merkung hinzu: „Aus diesen Ziffern wird man aber nicht ohne weiteres auf 
eiue entsprechende Abnahme der Kriminalität in England schliessen 
dürfen." Als Grund der Abnahme wird vielmehr die in Gesetzgebung und 
Bechtsprechung deutlich wahrnehmbare Tendenz der Milderung der Straf- 
urteile angegeben. 

Sollten aber diese statistischen Nachweise zur Ablehnung der Deportation 
noch nicht genügen, so sucht Korn dieses Ziel durch Aufzählung der 
Schwierigkeiten zu erreichen, auf welche nach seiner Ansicht die Deportation 
stossen würde. Nicht recht verständlich ist in dieser Beziehung Korns 
Äusserung, dass die Sträflinge, wenn sie bei knapper Kost, gehemmter Be- 
wegung und deprimiertem Geiste schwere Erd- und Feldarbeit thun, den 
klimatischen Einflüssen erliegen würden. Sachverständige Berichterstatter, 
z. 6. Hindorf, Dove, stimmen darin überein, dass der Europäer in Deutsch- 
SüdwestrAfrika auch bei tüchtiger körperlicher Arbeit sich dauernd wohl zu 
befinden pflegt. Dass unsere Sträflinge, wenn sie dort schwere Kultur- 
arbeiten verrichten sollen, eine dem entsprechende Verpflegung erhalten 
müssen, ist doch selbstverständlich. An körperlicher Bewegung wird es 
ihnen bei der Arbeit nicht fehlen. 

Eine andere Schwierigkeit findet Korn darin, dass nach seiner Ansicht 
die Deportierten sich in Deutsch-Südwest-AMka nicht in geeigneter Weise 
beschäftigen Hessen, weil dort Ackerbau nur in sehr geringem Umfange und 
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nnr Viehzucht in grossem Massstabe bei starkem Eapitalbesitze möglich 
sei. Man könne doch aber die Deportierten nicht „ein beschanliches Hirten- 
leben fahren lassen/' Die allerdings früher einmal vom Grafen Pfeil auf- 
gestellte, von mir aber wiederholt widerlegte Behauptung, däss Deutsch- 
Südwest-Afrika für Ackerbau nicht verwertbar sei, ist jetzt allgemein als 
unrichtig aufgegeben. Aber auch ausser Ackerbau giebt es für unsere 
Sträflinge in der Kolonie überaus wichtige Kulturarbeiten wie Hafeu- 
anlagen, Wegebauten, Eisenbahnen und die Schaffung eines 
einheitlichen Berieselungssystems. An solchen zur wirtschaftlichen 
Erschliessung des Kolonialgebiets erforderlichen Arbieiten wird es in ab- 
sehbarer Zeit nicht fehlen. Zu einem „beschaulichen Hirtenleben" würde 
unseren Deportierten keine Zeit übrig bleiben. Wenn nun aber Korn es 
gar für schwer begreiflich erachtet, weisse Arbeiter nach Deutsch-Südwest- 
Afrika zu senden, „während die dortigen eingeborenen Stämme geschickte 
und willige Arbeiter in Menge liefern" so kann nur daraufhingewiesen 
werden, dass fast jede Post aus Deutsch-Südwest-Afrika uns bittere Klagen 
über den Mangel an Arbeitskräften bringt, weil die einheimische Be- 
völkerung sich jeder Arbeit gegenüber ablehnend verhält. Es ist Thatsache, 
dass lediglich aus diesem Grunde der Eisenbahnbau von Swakopmund nach 
Windhoek sistiert werden musste. Auch die Geschicklichkeit der Eingeborenen 
zu den vorgenannten öffentlichen Arbeiten steht weit unter der Leistungs- 
fähigkeit europäischer Arbeiter, was sogar Graf Pfeil, ein ausgesprochener 
Gegner der Ansiedelung deutscher Sträflinge in Deutsch-Südwest-Afrika, mit 
den Worten zugiebt: „dass solche Arbeiten von Europäern weit besser aus- 
geführt werden würden, als von den bestangelernten afrikanische^ Arbeitern" 
(Kolon. Jahrb. IX, S. 280). 

Endlich erhebt Korn von neuem den von mir bereits wiederholt wider- 
legten Einwand, dass der Strafvollzug in der Kolonie sich erheblich kost- 
spieliger („etwa dreimal so viel") stellen würde als im Mutterlande. Die 
etwaigen Mehrkosten, welche dem Beiche aus der Deportation erwachsen, 
können aber nur in den Kosten bestehen, welche der Transport der 
Sträflinge nach den Kolonieen erfordert. Diese Kosten (pro Kopf ca. 200 M.) 
fallen aber nicht ins Gewicht, wenn man die übrigen Kosten des Straf- 
vollzuges in der Heimat und in der Kolonie in Betracht zieht. Es handelt 
sich hier um Unterkunftsräume, Unterhalt und Bewachung der 
Sträflinge. Die Unterkunftsräume für die Deportierten stellen sich aber in 
den Kolonieen unverhältnismässig billiger als die palastähnlichen Straf- 
anstalten in Deutschland. Wird das Einzelhaftsystem, das nach der herrschen- 
den Anschauung das einzig rationelle ist (vergl. Krohne, Lehrb. S. 169 und 
§ 49), konsequent durchgeführt, so bedürfen wir — und zwar nur für 
Preussen — rund 50000 Zellen, und berechnet man die Kosten pro Einzel- 
zelle nach den bisherigen Erfahrungen auf 4500—6000 M. (Krohne in d. v. 
Lisztschen Ztschrft. I, S. 66), so würde uns allein in Preussen die 
Unterbringung der Sträflinge auf die Kleinigkeit von 225 bis 
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300 Millionen Mark zu stehen kommen. In den Kolonieen würden 
die Unterknnftsräume far Deportierte nach dem Monierschen System (Baracken 
in der für tropische Bauten üblichen Anordnung) sich für den Kopf auf 
200 M., mithin far das Tausend auf 200000 M. stellen, d. i. 22^2 ^is 
30 mal billiger als die Einzelzelle unserer heimischen Strafanstalten. Wird 
ausserdem bei Anlegung der Straffarm deren agrare Selbständigkeit 
als nächstes Ziel ins Auge gefasst, so werden die zur Erhaltung der De- 
portierten erforderlichen Lebensmittel bald vorhanden sein. Dann verringern 
sich auch die Unterhaltungskosten bei der Deportation erheblich durch die 
zeitweise Beschäftigung der Sträflinge im privaten Dienst etc. etc. Endlich 
lassen die Gegner die Vorteile ausser acht, welche das Beich gewinnt, und 
die sich ziffemmässig gar nicht ausdrücken lassen; denn durch die De- 
portation erspart der Staat das Geld, welches ihm die Erhaltung . der Rück- 
fälligen in den Strafanstalten kosten würde. Dann aber bestehen die Vor- 
teile in den für Rechnung des Mutterlandes durch die Sträflinge gemachten 
öffentlichen Arbeiten und in dem durch die Kulturarbeit der Sträf- 
linge gesteigerten Gesamtwert des Koloniallandes. In der auf 
diese Weise erst wirtschaftlich erschlossenen Kolonie eröffnen sich — und 
das ist mit das wichtigste — Absatzgebiete für unsere heimische 
Industrie. 

Aus dieser Erörterung dürfte sich ergeben, dass zu nachhaltiger Be- 
kämpfung eines blossen Versuchs der Deportation die von Korn beigebrachten 

Gegengründe nicht ausreichen. 

Professor Dr. P. Brück, Breslau. 
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Eiautschoii. 



Wirhaben die Entwickelnngsgeschichte des Schutzgebietes Kiautschon 
bis zu dem Zeitpunkte verfolgt, welcher die Vorarbeiten abschloss. Wir 
glauben nunmehr auch die nächsten grundlegenden Bestimmungen mit- 
teilen zu sollen, da sie für die Eolonialgeschichte von einer grossen Be- 
deutung sind. Die langersehnte Verordnung betreffend den Landerwerb 
in dem deutschen Eiautschou-Gebißt erschien am 2. September io 
T sin tau, unterzeichnet von dem Gouverneur Eosendahl, welcher kurz 
darauf durch den Kapitän z. S. Jäscbke ersetzt wurde. 

1. Das GouvememeBt wird sämtliche Grundstücke des deutschea Eiantschon- 
Gebietes von den chinesischen Eigentümern gegen eine bestimmte, den Preisen 
vor der Besetzung des Gebiets angepasste Entschädigung käuflich erwerben. 
Für die Eigentumsverhältnisse sind die chinesischen amtlichen Steuerlisten 
massgebend. 

So lange der Ankauf durch das Gouvernement nicht stattgefunden hat, 
ist vor jeder Eigentumsübertragung unter den Dorfbewohnern oder Benutzung 
des Landes zu andern als den bisherigen Zwecken, die Genehmigung des Gen- 
vemements einzuholen; jede Eigentumsübertragung oder Verpachtung an andere 
als Bewohner desselben Dorfs oder Mitglieder derselben Familie ist untersagt. 

2. In allen andern als den unter 1 genannten Fällen können Grundstücke 
nur auf den vom Gouvernement angesetzten öffentlichen Verkäufen erstmalig 
erstanden werden. Eigentum an einem Grundstück wird nach erfolgtem Zuschlag 
durch das Gouvernement bei dem Verkauf durch die Eintragung in das Grund- 
buch erworben. 

3. Öffentliche Landverkäufe werden von dem Gouvernement von Zeit zu 
Zeit, je nach Bedürfnis, angesetzt und mindestens 14 Tage vor dem Verkaufs- 
termin bekannt gemacht werden. In der Bekanntmachung wird ausser dem 
Termin die genaue Bezeichnung des Grundstücks nach dem Bebauungsplan und 
der vom Gouvernement geforderte Mindestpreis der einzelnen Grundstücke ent- 
halten sein. Der Zuschlag an einen Käufer erfolgt, wo nicht besondere Umstände 
«in Abweichen hiervon bedingen, gegen Meistgebot. 

Zum Bieten werden Solche Personen zugelassen, die ein Gesuch um Über- 
lassung eines Stück Landes mindestens 8 Tage vor der Veröffentlichung des 
Verkaufstermins dem Gouvernement eingereicht haben; dem Gesuch ist ein all- 
gemeiner Benutzungsplan beizufügen, und der Zweck, zu dem das Grundstück 
erworben werden soll, anzugeben. 
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Der Benntenngsplan imteTÜeg^t der Qenehmigimg des Gonvemements; für 
die Ansf&hnmg des BenatsuBgsplaiis wird für die Gnmdstüdce, die innerhalb 
zwei Jahren vom Tage des Erlasses dieser Bdcanntmadinng an erworben werden, 
eme Frist von drei Jahren von heute ab gewährt, die auf besonderen Antrag 
und nnter besonderen Umst&nden auf 5 Jahre verlängort werden kann; nach 
Ablaut der obengenannten 2 Jahre wird eine andere Fristbestimmung über die 
Ausführung des Benutzungsplans in Kraft treten. 

Erhebliche, von dem Gouvernement nicht vorher gebilligte Abweichungen 
von dem einmal genehmigten Benutzungsplan, sowie Nichtausführung desselben 
innerhalb der vereinbarten Frist, haben den Verlust des Eigenthums an das 
Gouvernement zur Folge. In diesem Falle wird dem eingetragenen Eigentümer 
die Hälfte des von dem ersten Eigentümer gezahlten Kaufpreises zurückgezahlt. 
Diese Beschränkung ist in Abteilung II des Grundbuchs einzutragen. 

Die in Absatz 2 erwähnte Frist verringert sich bei dem ersten Verkauf 
auf eine Woche, von dem Verkaufstermin rückwärts gerechnet. 

4. Firmen oder Gesellschaften, die ausserhalb des auf Grund des allgemeuMü 
Bebauungsplans zum Verkauf gestellten Gebiets Grundstücke zur Anlage gemein- 
nütziger oder dem allgemeinen Interesse dienender Anstalten oder wirtschaftlicher 
Unternehmungen erwerben wollen, kann Land an jedem Platze des Gebiets ohne 
weiteres kauf- oder pachtweise zur Verfügung gestellt werden- Das Goaveme- 
ment behält sich die besonderen Vereinbarungen und Bedingungen für jeden 
Fall vor. 

5. Personen, die bereits vor dem Tage des Erlasses dieser Verordnung 
Land vom Gouvernement gepachtet, und dort mit schriftlicher Genehmigung des 
Gouvernements feste Gebäude errichtet haben, können in besonderen Fällen nach 
Zahlung des vom Gouvernement festgesetzten Wertes der Grundstücke unter 
Aussetzung des Meistgebotsverfahrens diese käuflich erwerben. 

6. Die Käuf^ verpflichten sich, bei einer Wiederveräusserung der von 
ihnen erstandenen Grundstücke 33 Vs ®/o des dabei erzielten Beingewinns dem 
Gouvernement auszukehren. Diese Verpflichtung wird als dauernde Beschränkung 
des Eigentums in Abteilung 11 des Grundbuchs eingetragen. 

Zu dem Zwecke habra die Eigentümer vor jeder Wiederveräusserung den 
Kaufpreis, zor dem sie das Grundstück zu verkaufen gewillt sind, dem Gouverne- 
ment zu melden. Bei Berechnung des Beingewinns wird der Wert aller vom 
Räufer nach seinen eigenen Angaben an dem Grundstücke vorgenommenen Ver- 
besserungen nebst Zinsen von 6^/o von dem bei dem Weiterverkauf erzielten 
Preise abgezogen. Diese Angaben können der Prüfung einer Kommission, welche 
aus 2 Beamten und 2 andern hier ansässigen Personen besteht, unterworfen 
werden. Der Befund der Kommission wird der endgültigen Berechnung des 
Reingewinns zu Grunde gelegt. 

Das Gouvernement behält sich das Verkaufsrecht zu dem von den Eigen- 
tümern gemeldeten Verkaufspreise vor. 

7. Bei Grundstücken, die innerhalb 25 Jahren den Eigentümer durch frei- 
willigen Verkauf nicht gewechselt haben, behält sich das Gouveraement die 
Auflage einer besonderen einmaligen Abgabe vor, welche den in § 6 bestimmten 
Gewinnanteil nicht übersteigen darf. Der Wert der Grundstücke ist zu diesem 
Zweck von der in § 6 bezeichneten Kommission zu schätzen. 

Dasselbe Verfahren kann nach je weiteren 25 Jahren wiederholt werden. 
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:8;..Die Eigentümer von Grundstücken sind zur Entrichtung einer Grund- 
ateuier verpflichtet, welche 6% vom Wert des Grundstücks beträgt. Als Wert 
des Grundstücks gilt bis zum 1. Januar 1902 der an das Gouvernement gezahlte 
Kaufpreis. Nach dieser Zeit wird der Wert in gewissen Zwischenräumen durch 
Abschätzung festgesetzt werden. 

Folgende Verordnung betreffend die Erhebung von Steuern 
und Abgaben in dem deutschen Kiautschou-Gebiete wurde am selben 

Tage erlassen. 

> - ' . 

1. Opium unterliegt einer Verbrauchsabgabe, die den von der chinesischen 
Regierung erhobenen tarifmässigen Einfuhrabgaben entspricht. Das chinesische 
Zollamt in Tsintau wird diese Steuer von dem in dem deutschen Gebiete ver- 
brauchten.. Opium erheben und an das Gouvernement abführen. 

2. Soweit der Grund und Boden des Gebiets noch nicht von dem Gouverne- 
ment erworben ist, bleibt die frühere chinesische Grundsteuer für Grundstücke, 
deren Nutzung die gleiche wie früher geblieben ist, in Kraft, nämlich 32 grosse 
Käsh für einen mou von 240 Kung (614 qm). Die Steuer wird dorf weise nach 
den amtlichen . chinesischen Grundsteuerlisten, aufgebracht. Das Gouvernement 
kann diese Steuer teilweise oder ganz auf ein oder mehrere Jahre erlassen. 

,3. Von den, durch das Gouvernement verkauften Grundstücken wird eine 
Grundsteuer erhoben, welche 6% vom Wert des Grundstücks beträgt. Als 
Wert des Grundstücks gilt bis zum 1. Januar 1902 der an das Gouvernement 
gezahlte Kaufpreis. . Nach Ablauf dieser Frist wird der Wert in gewissen, 
später zu bestimmenden Zwischenräumen von einer Kommission abgeschätzt und 
festgesetzt werden. 

Über die teilweise Umänderung der Grundsteuer in eine Mietsteuer wird 
nach Ablauf dieser Frist das Gouvernement unter Berücksichtigung der Ver- 
hältnisse weitere Bestimmungeii treffen^ 

Das Gouvernement behält sich das Recht vor, für solche Grundstücke, die 
zur Anlage gemeinnütziger oder dem allgemeinen Interesse dienender Anstalten 
verwendet »nd, die Steuer teilweise oder ganz zu erlassen. Ein vollkommener 
Steuererlass wird nur auf fünf Jahre gewährt, und kann auf Antrag für weitere 
fünf Jahre erneuert werden. 

■ 4^ Jedes den Hafen einlaufende Handelsschiff zahlt eine Leuchtfeuer- und 
Hafenabgabe von 2^/2 Cts. per Tonne. Ausgenommen sind solche registrierte 
Fahrzeuge, die dem LokalveAehr dienen. 

5. Für besondere Amtsgeschäfte kommt der Gebührentarif für Konsulate 
Vom 1. Juli 1872 mit Wegfall von No. 30 b (Expedition des Schiffs) in Anwendung. 
Die Beschränkung des Tarifs ist dieselbe, soweit nicht besondere Ausnahmen 
verordnet sind, wie für: die mit Gerichtsbarkeit ausgestatteten Konsalate. 

6. Für Hunde ist eine Steuer von jährlich $. 10 zu entrichten.. Ausgenommen 
sind chinesische Wachthubde in den Dörfern ausserhalb des Garnisongebiets. 
Die der Polizei angemeldeten Hunde sind durch eine Marke kenntlich zu machen. 
Bei Zurückgabe der Marke innerhalb 3 .Monaten wird die Hälfte der Steuer 
vergütet. . 

7. Zur Ausübung der Jagd in dem deat&cheh Kiautschou-Gebiet ist die 
Lösung eines Jagdscheins erforderlich. Die. Gebühren für den, ein Jahr giltigen 
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Jagdschein betragen $ 10. Bei Zurückgabe des Scheins innerhalb .3 Monateii 
wird die Hälfte der Steuer vergütet. 

8. Besondere Gewerbescheine werden ausgegeben werden für Fahrzeuge, die 
dem Lokalverkehr dienen, Wagen, Tragstühle, Theater, Apotheken, Handlungen mit 
Spirituosen, Opiumhäuser, Gasthäuser, Pensionen, Hotels, Pfandhäuser, Auktiona- 
toren, Auswanderungsagenten, Auswanderungsschiffe. 

Die Festsetzung der Höhe uud des Anfangzeitpunkts der Ausgabe dieser 
Scheine richtet sich nach dem Bedürfnis und bleibt der Bestimmung des Gou- 
vernements überlassen. 

9. Über die Niederlage von Pulver, Explosivstoffen, Petroleum u. s. w. und 
die dafür zu entrichtende Gebühr werden besondere Bestimmungen erlassen werden. 

Einrichtung der Grundbücher. 

Auf Grund des Gesetzes betr. die Rechtsverhältnisse in den Deutschen 
Schutzgebieten vom 15. HI. 1888, der kaiserlichen Verordnung vom 
27. April d. Jrs., sowie der Ausfuhrungsbestimmungen des Reichs* 
kanzlers vom gleichen Tage, ward ferner verordnet: 

§ 1. 

Die Rechtsverhältnisse an Grundstücken regeln sich, soweit sich 
nicht aus dieser Verordnung ein anderer ergiebt, nach den im Geltungs- 
bereich des Preussichen Allgemeinen Landrechts geltenden Bestimmungen. 

§ 2. 
Die auf die Grundschuld und auf das Bergwerkseigentum bezüg- 
lichen Bestimmungen des Gesetzes über den Eigentumserwerb vom 
5. V. 1872, das Berggesetz vom 24. VI. 1865, die Grundbuchordnung 
vom 5. V. 1872, und das Gesetz betr. die Zwangsvollstreckung in 
das unbewegliche Vermögen vom 13. VII. 1883 bleiben ausser An- 
wendung. 

§ 3. 

Das Verbot des Chefs des Kreuzer-Geschwaders vom 14. XI. 1897, 
nach welchen den Chinesen der Verkauf von Grundeigentum an andere 
Personen, als das kaiserliche Gouvernement untersagt ist, bleibt auch 
ferner in Kraft. 

Diesem Verbot entgegen abgeschlossene Verträge sind nichtig. 

Die in das Grundbuch eingetragenen Grundstücke unterliegen dieser 
Verfagungsbeschränkung nicht. 

Die Einrichtung der Grundbücher schliesst sich den üb- 
lichen Bestimmungen an und enthält weiter nichts bemerkenswertes. 
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T^legramm-Wechsel bei der ErGffnuDg Eiautschous» 

Tsintau, den 2. September 1898. 

Ab seine Majestät den Kaiser, Berlin. 

Als ersten Qruss ans dem soeben mit drei Hurrahs auf Euere 

Majestät eröffneten Freihafen bittet Euerer Majestät jüngste Kolonie 

das Gelöbniss unverbrüchlicher Treue allergnädigst entgegennehmen 

zu wollen. gez. Bosendahl, 

Gouverneur. 

Hannover, den 2. September 1898. 
Gouverneur Bosendahl, tsintau. 
Die Meldung von der Eröffiiung des Freihafens hat Mich hoch- 
erfreut und loh danke Allen, welche an diesem Werke mitgearbeitet 
haben. Möge dasselbe zur kräftigen Entwickeluug der Kolonie beitragen. 

gez. Wilhelm, I. ß. 



Nach dem Bebauungsplan scheint die Absicht vorzuliegen, die 
Stadt zuerst an der Südseite, nach der sogenannten Tsintau-Bhede hin, 
anzulegen. Die Vergrösserung ist so gedacht, dass sie sich von dort 
quer über den Bücken der vorspringenden Landzunge nach der inneren 
Hafenseite auf natürlichem Wege weiterzieht, um dort mit grossen 
Schuppen und Lagerhäusern, Docks, Schiffswerften u. s. w., wenn diese 
Anlagen nach der Einrichtung des Hafens in einigen Jahren einmal 
getroffen werden können, zu enden. Die Ghinesenstadt ist westlich 
von der Europäerstadt vorgesehen und so geplant, dass die dort hausenden 
Handwerker und Arbeiter ohne grosse Mühe das Feld ihrer Arbeit, 
den Hafen und die Europäerstadt, erreichen können, letztere aber in 
keiner Weise durch die Nachbarschaft belästigt zu werden braucht. 
Die Pläne sind durchaus praktisch und mit weiser Voraussicht auf 
Jahrzehnte hinaus entworfen. Selbst in der Chinesenstadt sind die 
Strassen- Anlagen von einer Ausdehnung abgesteckt, dass der Gefahr 
der Bildung von Krankheitsherden durch Mangel an Luft und Licht 
nach Kräften vorgebeugt ist. 

Dass die Südseite nach der Bhede zu freigegeben ist, ist natfirlich, 
da auf Jahre hinaus der Schiffafartsverkehr sich auf der Aussenrhede 
vollziehen wird. Dort ist durch die bestehende Landungsbrücke bis 
jetzt jede Erleichterung zum Löschen der Fahrzeuge geboten ; der Innen- 
hafen soll erst gebaut werden, und darüber mögen Jahre vergehen. 
Doch selbst wenn der Innenhafen angelegt ist, wird die Aussenrhede 
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immerhin nicht fttr die Schiffahrt schwinden ; ebensowenig wie die Stadt 
Hongkong durch die neuen SchifiBethrts- Anlagen aof Kaulun als Qesdiäfts- 
viertel eingebfisst hat, wird dies hier je mit dem Platze geschehen, 
der als erster Geschäftspankt in Aussicht genommen ist «Schon die 
natürliche Lage des Platzes, die Schutz gegen die Nordstfirme bietet 
und den Blick auf das Meer freilässt, bedingt die Ansiedelung gerade 
an der Stelle. 

Der Steuerplan scheint in sehr liberalem Geiste abge&sst zu sein. 
Gewisse Steuern mnss es ja geben, doch ausser der Leuchtfeuer^ und 
Hafenabgabe wird für die neue Ansiedelung nur eine Steuer geplant, 
nämlich die Grundsteuer; von einer Gewerbesteuer, die, wie ich höre, 
in der Höhe von O^S^/^ nach der Art der Schanghai „dues on merchan- 
dize^^ auf die hier angesessenen Geschäfte nach Massgabe der von 
ihnen vertriebenen Durchgangs- Waren in Aussicht genommen war und 
später vielleicht nötig werden wird, hat man vorläufig abgesehen. Das 
im Hafengebiet verbrauchte Opium unterliegt einer Eonsumsteuer, die 
den chinesischen Abgaben entspricht. Dies scheint die einfachste Form 
zu sein, um den Opiumschmuggel vorzubeugen und endlose Zollschwierig- 
keiten an der Grenze zu verhindern. Die Leuchtfeuer- Abgaben betragen 
2^/2^0 ^^^ ^^^ ^^^^ ^^^ Netto-Register-Tonnen, sind also durchaus nicht 
fühlbar. Die Grundsteuer, die einzige, welche den angesessenen Kauf- 
mann trifft, beträgt 6^/^ vom Kaufpreise nach 3 Jahren vom Schätzwerte 
des Grund und Bodena. Wenn man diese Steuer mit der in Hongkong 
erhobenen Mietsteuer vergleicht, so erscheint sie äusserst massig. In 
Kiautschou wird von dem Lande, das z. B. $ 1,000 wert ist, eine Steuer 
von $ 60 entrichtet; in Hongkong nimmt man an, dass ein Stück Land 
von Ijl^OOO den siebenfachen Wert zur Nutzbarmachung und Bebauung 
verlangt; die dortige Mietssteuer von 13% würde bei einem Miet werte 
von nur 3% för das gleiche Landobjekt von 1 1,000 also $ 84 betragen. 

Das Streben des Gouvernements ist augenscheinlich, Ansiedler 
herbeizuziehen und ihnen den Aufenthalt nach Kräften zu erleichtern. 
Dies geht besonders, aus den Bedingungen über den Landerwerb hervor, 
die in wohlthuender Weise das eine Ziel klar erkennen lassen, dass 
der Landwucher unter keiner Bedingung aufkommen kann, während 
die gesunde Spekulation in keiner Weise unterbunden ist. 

Das Gouvernement kauft alles Land von den chinesischen Be- 
sitzern zu den Preisen, die es dort vorgefunden hat, auf. Strassen- 
bauten, Drainage, Anlage von Landungsplätzen u. s. w. übernimmt das 
Gouvernement; um die Kosten zu decken, könnte die Begierung, wie 
es in den Niederlassungen zu Hankau und Tientsin gemacht wird, die 
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Ausgaben sofort auf den Kaufpreis schlagen und den Verkäufspreis 
der einzelnen Grundstücke so ber^chnen^ dass es sich selbst schadlos 
hält. Dies würde voraussetzen, dass das Gouvernement sich längere 
Zeit ausbedingt, um die städtischen Anlagen durchzuführen, auf der 
anderen Seite aber auch solche Preise schaffen, dass die Ansiedler eher 
abschrecken als anziehen würden. Es wäre leicht nachzuweisen, dass 
ein mou von 600 qm, wie in den Niederlassungen, einen Wert von 
5-^6000 Mark, wenn nicht mehr, erhalten würde. Das Gouvernement 
hat einen anderen Weg vorgezogen. Es wird so viel Land zum öffent- 
lichen Verkaufe stellen, als Nachfrage vorhanden ist. Je nach der 
Lage des Platzes wird es die Mindestpreise normieren, und zwar so, 
dass, wie natürlich, eine teilweise Deckung der ersten und notwendigsten 
Ausgaben damit erzielt wird. Die Verkaufspreise werden im Laufe 
der Zeit sich ohne Zweifel erhöhen ; sie werden jedoch immer so gering 
sein, dass auch dem kleinen Privatmann es möglich gemacht wird, 
sich niederzulassen. Steigt der Wert durch die Bedeutung der Nieder- 
lassung, so hat sich das Gouvernement das Eecht vorbehalten, an dieser 
Wertsteigerung, die im wesentlichen ja auf seine Initiative zurückzu- 
führen und sein Werk ist, zu participieren. Auch hier hat es der 
Privatthätigkeit die weitesten Einräumungen gestattet, indem alle Aus- 
lagen, die zur Wertsteigerung des Grund und Bodens von dem Privat- 
besitzer gemacht sind, ihm allein zu gute kommen. Die ßegierung 
zieht den Nutzen von einem Drittel der Wertsteigerung, die sicher 
mit den Jahren eintreten wird, und insofern als die letztere durch die 
Gesamt-Entwickelung bedingt ist. 

Der Standpunkt des Gouvernements ist also -der : das Land wird 
im Anfang zu möglichst billigen Preisen abgegeben an alle, die ein 
wirkliches und wirtschaftliches Interesse an seiner Benutzung haben. 
Zur Bebauung ist im Anfang der weitgehende Zeitraum von 3 — 5 Jahren 
gesteckt, da man von der Ansicht ausgeht, dass vielleicht einige Firmen 
hier kleine Filialen im Anfang errichten, sich aber für spätere Aus- 
dehnung der Geschäftsräume, sobald die Zukunft des Platzes sich einiger- 
massen übersehen lässt, genügend Baum sichern wollen. Nimmt der 
Wert des. Grund und Bodens zu, so hat die Regierung sich die Mittel 
gesichert, dass die Gemeinde, die Gesamtheit nicht dadurch, dass 
einzelne Bevorzugte im Anfang Land weit unter dem wirklichen Wert 
erstanden haben, für immer leidet, sondern durch Überweisung einer 
gewissen Quote schadlos gehalten wird. Der Spekulant, der das Geld 
in Land anlegen will, um nach 10 oder 20 Jahren unbenutzten Liegen- 
lassens des Kapitals, sobald die Preise hoch genug heraufgeschraubt 
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sind, den 10 oder 20 fachen Preis herauszuholen, wird sicher über diese 
Bestimmung nicht zufrieden sein. Aber jeder, der an der gedeihlichen 
Entwickelung der Kolonie als solcher ein Interesse nimmt, wird dem 
Gouvernement dankbar sein, dass es durch solche weise Vorkehrungen 
jeder künstlichen Miet- und Landsteigerung von Anfang an für alle 
Zeiten nach Kräften einen Damm entgegen gesetzt hat. Den gesunden 
Spekulanten sind so wenig Schranken gesetzt, dass jeder, der für die 
Verbesserung seines Grundstücks etwas thut und dadurch seinen Wert 
erhöht, den vollen Ersatz dafür einzieht ; nur soweit die Wertsteigerung 
auf die Gesamt-Entwickelung des Platzes sich zurückführen lässt» wahrt 
sich das Gouvernement einen Gewinnanteil. Es dürfte seinen und des 
Eigentümers Vorteil besser damit dienen, als wenn es nach englischem* 
Muster das System der "short leases" eingeführt hätte. Durch die 
Eintragungen in das Grundbuch ist der Wert des Grund und Bodens 
stets bekannt und far alle Grundstücke leicht zn ermitteln ; eine falsche 
Bewertung seitens des Gouvernements, ist also ausgeschlossen. Dass 
es sich in der Verordnung gegen betrügerische Angaben wehrt, ist 
vollkommen in der Ordnung; so kurz und lapidar die Bestimmungen 
gehalten sind, so werden sie ausreichen, um unsaubere Machenschaften 
auf Kosten der Gesamtheit zu verhüten. Im Ganzen weht durch die 
Verordnungen ein grosser Zug; besonders die Verordnung über die 
Einführung des Grundbuchs stellt das Mindestmass des Notwendigen 
dar, an der keine Bestimmung als entbehrlich bezeichnet werden könnte. 
Es ist ein Segen, dass das Preussische Grundbuch eingeführt ist; 
etwas einfacheres und übersichtlicheres über die Rechtsverhältnisse an 
unbeweglichen Gütern lässt sich wohl nicht finden. 



Litteratur. 



Mitteilungen des Seminars für orientalische Sprachen an der königlichen 
Friedrloh-Wiiheiffls-Universltät zu Berlin. Herausgegeben von dem Direktor Prof. 
Dr. Eduard S ach au. Jahrg. 1. Dritte Abteilung. Afrikanische Studien« 
Kommissionsverlag von W. Spemann, Berlin und Stuttgart. 1898, 

Das Seminar für orientalisdie Sprachen an der königlichen Friedrich* 
Wilhelms-Universität zu BerUn giebt jetzt eine Jahrespublikation unter obigem 
Titel heraus, welche drei Teile enthält. 1. Ostasiatische Studien, unter der 
Redaktion der Herren Professor Arendt und Prof. Dr. Lange. 2. West- 
asiatische Studien, unter der Bedaktion der Herren Dr. Fischer und Dr. Foy. 
'S, Afrikanische Studien, unter der Eedaktion der Herren Veiten, Dr. Neuhaus 
und Dr. Lippert. „Es soll die Aufgabe dieser ,]üitteilungen* sein, so heist es 
in der Vorrede, die Sprachen, die im Seminar gelehrt werden, sowie verwandter 
Nationen, besonders in ihrer neuesten Entwickelung zu verfolgen, durch Spezial- 
studien die allseitige Förderung der wkseuschaftlicheu Erkenntnis derselben an- 
zustreben und bisher noch unbekannte oder ungenügend bekannte Sprachgebiete 
mit besonderer Rücksicht auf die sich ausbreitenden Interessen des Handels, der 
Mission und der Kolonisation der deatschen Nation anzubrechen und zu be- 
arbeiten; im Zusammenhange damit den Litteraturen, Sitten und Gebräuchen, 
der Religion, den rechtlichen Anschauungen und Institutionen, sowie der all- 
gemeinen historischen und kulturellen Entwickelung der betreffenden Völker ein 
möglichst sorgfältiges Studium zu widmen." Wir begrüssen es sehr freudig, 
dass das orientalische Seminar nunmehr auch damit beginnt, auf weitere Kreise 
zu wirken. Es hat jetzt zehn Jahre bestanden, manche Schüler und Gelehrte 
herangebildet und wenn es auch wegen ungenügender Mittel und fehlender 
Organisation dasjenige nicht hat leisten können, was seitens der Kolonialfreunde 
hier und dort erwartet war, so muss man wohl auch den Umstand berück- 
sichtigen, dass für manche Sprachen sich erst Kenner und Fachleute heranbilden 
mussten. Das Seminar hat früher im Grossen und Ganzen mit jungen Kräften 
arbeiten müssen, welche erst mit der Zeit die nötige Durchbildung gewinnen 
konnten, aber dieses Stadium scheint nunmehr überwunden. Das Gutachten eines 
muhammedanischen Juristen über die muhammedanischen Rechtsverhältnisse in 
Ostafrika von Prof. S ach au ist bereits früher veröffentlicht worden und hat 
eine gewisse Bedeutung, weil es uns die Abweichungen von dem sonstigen 
muhammedanischen in Asien geltenden Recht kennen lehrt. Sehr wertvoll 
könnte es sein, wenn das Seminar sich auch einmal mit den Indem in Ost- 
afrika beschäftigen würde, über die wir verhältnismässig wenig wissen. Die 
Untersuchung der Kastenverhältnisse in Ostafrika wäre nicht nur eine interessante, 
sondern auch im Hinblick auf manche Verwaltungszwecke dankbare Aufgabe. 
0. Veiten hat die Übersetzung einiger Mitteilungen von Suahelis über Sitten 
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nod Gebräuehe der Suaheli geliefert, eine sehr verdankenswerte Arbeit. Sie zeigt 
ims, in welcher Weise die Eoltor der Suaheli von arabischen und autochthonen 
Sitten durchsetzt ist. „Das Maknnganya Lied," mit Erläuterungen und einer 
Übersetzung herausgegeben von HansZache, behandelt die Empörung des Hassan 
bin Omar in Kilwa und seine Besiegung durch die Deutschen. Es ist yon dem 
23 Jahre alten Dichter Mzee aus Sansibar gemacht, der sich zur Zeit in Dar-es- 
Salaam als Gelegenheitsdichter, Banaufseher und Lehrer, je nach den Bedürfhissen 
des Lebens, durchschlägt. Dies ist eine von Herrn Zache bestellte Arbeit, als 
Mzee keinen Stoff mehr hatte, und das ganze Ding will uns daher etwas frostig 
erscheinen, obwohl es einen guten Begriff von dem Charakter der Poesie der 
Suaheli giebt. „Der Obstreichtum Sansibars" betitelt sich eine Arbeit von Dr. 
G. Neuhaus, welcher eine Aufzählung der verschiedenen Obstarten von Sansibar, 
von einem Sansibariten verfasst, übersetzt. Neuhaus hat es als pomologische 
Skizze bezeichnet, die jedes wissenschaftlichen Wertes bar ist und mehr ist sie 
auch in der That nicht, denn es fehlen mehrere bemerkenswerte Pflanzen. Ob 
auch alle Pflanzen sämtlich richtig bestimmt sind, scheint zweifelhaft zu sein. 
In der Einleitung weist Neuhaus darauf hin, dass die Sitte, in arabischer Schrift 
im Suaheli zu korrespondieren, welches für die Wiedergabe des vokalreichen 
Idioms der Suaheli nicht gerade besonders geeignet ist, den besten Beweis für 
die Fähigkeit der Eingeborenen giebt, sich auch unter schwierigen Verhältnissen 
einem fremden Eulturelement anzupassen, nicht zu unterschätzen sei. Freilich 
dürfe man sich darüber keiner Täuschung hingeben, dass die lateinische Schrift, 
deren Verbreitung Missionare und deuts(!he Lehrer in Ostafrika sich angelegen 
sein lassen, den tiefeingewurzelten Gebrauch der arabischen Schriftzeichen so 
bald verdrängen werde. Bevor dies gewiss erstrebenswerte Ziel erreicht sein 
werde, dürfte noch viel Wasser aus den ostafrikanischen Flüssen in den indischen 
Ozean laufen. Bis dahin werde deijenige, welcher als Kaufmann, Missionar, 
Offizier oder Beamter das Suaheli nicht allein im Worte beherrschen lernen 
will, dem Studium der Sprache im Gewände der arabischen Schrift seine Auf- 
merksamkeit nicht versagen dürfen. Bemerkenswerte Arbeiten sind noch die 
vom Missionar a. D. Brincker: Zur Symbolik und Etymologie der Zahlwörter 
in fünf Dialekten der JCm^rua-Bantu und vom Hauptmann 0. Hermann über 
das Kissukuma. Das Material ist, wie man sieht, äusserst reichhaltig. Mögen 
sich aber nun auch die Eolonialfreunde der hier gebotenen Gelegenheit, tiefer in 
den Geist der afrikanischen Völker eindringen zu können, bedienen. 

Völkerkunde. Von Oskar Peschel. Siebente Auflage. Unveränderter 
Abdruck des Urtextes. Mit einem Vorwort von Ferdinand Freiherm v. Richt- 
hof en. Leipzig. Verlag von Duncker & Humblot. 1897. 

Das berühmte Werk 0. Peschels liegt wieder in der originalen Ausgabe 
von 1ö74 vor uns; man kann es nur billigen, dass man endlich von allen Über- 
arbeitungen und Zusätzen, welche dem Stande der heutigen Wissenschaft ent- 
sprechen, vollkommen abgesehen hat. Das Buch ist in seiner ganzen Anlage und 
Durchbildung ein Meisterwerk, an dem man in der That ebensowenig Ver- 
änderungen vornehmen kann wie an einem Werke von Humboldt oder Darwin. 
Die Wissenschaft ist in den seit dem Tode Peschels verflossenen 22 Jahren 
natürlich sehr fortgeschritten, aber wie Pref. v. Richthofen in der Vorrede sagt, 
veraltet ein Werk, das die angedeuteten Vorzüge besitzt, nicht, auch wenn 
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manche darin niedergelegte Ideen anderen Raum geben, manche Schlnssfolgerung 
sich als irrig erweist und die Summe des Wissens durch neue Forschungen be- 
reichert ist. Es ist ja klar, dass z. B. gerade auf dem Felde der afrikanischen 
Forschung, welches früher weniger beachtet war, sich infolge der dortigen 
kolonialen Thätigkeit der Kulturvölker manche neuen Ergebnisse heraus- 
gestellt haben. Peschel hatte den Stoff in der Weise eingeteilt, dass er zuerst 
die Arteneinheit oder Artenmehrheit, den Schöpfungsherd, das Alter des 
Menschengeschlechtes und dann die Körpermerkmale und Sprachenmerkmale 
untersuchte. Von hier ergab sich der Übergang zu den technischen, bürgerlichen 
und religiösen Entwickelungsstufen von selbst. Die Darstellung der Menschen- 
rassen nimmt einen breiten Baum ein, aber Peschel versteht, wie kaum ein 
anderer in wenig Worten viel zu sagen und dabei in einer schönen Sprache, 
welche musterhaft genannt zu werden verdient. 

Baumwoliproduktion und Pflanzungswirtschaften in den nord amerikanischen 
Südstaaten. Von Dr. Ernst von Hall6. Erster Teil. Die Sklavenzeit. 
Leipzig. Verlag von Duncker & Humblot. 

Das in Rede stehende Gebiet ist bislang von deutschen Forschem wenig 
behandelt worden, die dem Norden ihre hauptsächliche Aufmerksamkeit zu- 
wandten, so dass diese Studie für manche Nationalökonomen ganz neue Verhält- 
nisse entschleiern dürfte. Der Verfasser zeigt auf Grund eingehender Quellen- 
forschung, wie die Baumwolle nach ihrer im Anfang langsamen Kultur all- 
mählich, besonders seit Einführung der Gin, „König" wurde. Das zweite Buch: 
Naturwissenschaftliches und Landwirtschaftliches hat in dem Kapitel über die 
naturwissenschaftlichen Grundlagen der nordamerikanischen Baumwollkultur für 
die Kolonialpolitiker noch dadurch ein besonderes Interesse, weil man bei der 
Lektüre die Frage aufwirft, ob denn nicht in unseren Kolonieen, oder wenigstens 
in einigen derselben, eben so günstige Vorbedingungen für das Gedeihen der 
Baumwolle vorhanden sind. Diese Frage ist, was die afrikanischen Kolonieen 
anbetrifft, von manchen Seiten verneint worden, besonders im Hinblick auf die zu 
scharf ausgeprägten Regen- und Trockenzeiten, aber Versuche mit der Anzucht 
auf wissenschaftlicher Grundlage sind noch nicht gemacht worden. Das Buch 
bietet in dieser Hinsicht für den Kolonialpolitiker ebensoviel Interesse wie das 
jüngst erschienene erschöpfende Buch des Amerikaners True über „Cotton and 
its culture." Der historisch-statistische Teil behandelt die Grundzüge der Ver- 
kehrsentwickelung und Besiedelung der Südstaaten, die Produktion der Baum- 
wolle und ihre Bedeutung für den Weltmarkt und die Bewegungen und Ver- 
änderungen im Süden bis zu den Wahlen von 1880. Das vierte Buch schildert 
Baumwolle und Sklaverei als Mittelpunkte der südlichen Wirtschaft und Aus- 
dehnung, und hat ein besonders interessantes Kapitel über die Sklaven, welches 
objektiv gehalten ist, und die armen Weissen, den „poor white trash" des Südens. 

Schantung und Deutsch-China 1898. Von E. v. Hesse- Wartegg. 294 S. 
Leipzig, Verlag von J. J. Weber. 

Ernst V. Hesse-Wartegg konnte dem deutschen Leser keine willkommenere 
Gabe bringen als das Ergebnis seiner neuesten diesjährigen Reise nach China. 
Kein Land des Erdballs steht heute so sehr im Vordergrunde der allgemeinen 
Aufmerksamkeit wie das Reich der Mitte. Kein Land ist für den deutschen 
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Leser, aber ebenso auch für den deutschen Kaufmann, den Industriellen, den 
Soldaten und Seemann von so grosser Wichtigkeit. Die Erschliessung Chinas 
ist erfolgt. Das Deutsche Reich hat sich in thatkräftiger Weise seinen Anteil 
daran gesichert und mit Kiautschou eine Eingangspforte, einen Stützpunkt ge- 
wonnen, der für die Entwickelung der deutschen Beziehungen in Ost-Asien von 
grösster Wichtigkeit ist. Aber bis auf den heutigen Tag fehlte es an irgendwie 
befriedigenden Beschreibungen der Provinz Schantung, dieser neuen Interessen- 
sphäre des Deutschen Reiches in China. Schantung, von einer Ausdehnung wie 
ganz Süd-Deutschland einschliesslich der Reichslande und einer Bevölkerungszahl, 
welche nahezu jene Frankreichs erreicht, ist bisher nur streckenweise bereist 
worden, und die einzigen wissenschaftlichen Reisen sind bereits vor 30 Jahren 
erfolgt ! Seit einem Menschenalter ist über dieses weite, dichtbevölkerte, grossen- 
teils unbekannte Gebiet weder in der deutschen noch irgend einer anderen Sprache 
irgend ein Werk erschienen, und jetzt, wo dasselbe unter den deutschen Einfluss 
gekommen ist, fehlt es an irgend einer allgemein verständlichen, aus der neuesten 
Zeit stammenden Beschreibung, fehlt es an Karten und Ansichten darüber! 

Was das Buch besonders auszeichnet, ist die erste eingehende Beschreibung 
des sagenhaften „heiligen Landes von China^ mit den Geburts- und 
Grabstätten von Confucius und Mencius, mit der malerischen Gelehrten- 
stadt Yentschou-fu, dem Mekka von China Taingan-fu und dem be- 
rühmten heiligen Berge von China, dem Taischan, den E. v. Hesse- 
Wartegg erstiegen und als Erster mit dem photographischen Apparat auf- 
genommen hat. 

Nächst dem heiligen Lande dürften dem deutschen Leser die Schilderungen 
der grossen Märkte von Schantung, wie Wei-hsien, Tsinan-fu, Tsining etc. von 
grösstem Interesse sein, denn sie entrollen ein ungemein seltsames, eigentümliches 
und malerisches Bild; die verschiedenen Sitze der deutschen Missionen in Schantung, 
welche ja die direkte Veranlassung zu der Besitzergreifung von Kiautschou 
waren, die grossen Kohlen- und Erzlager der Provinz, für den deutschen Handel 
in Ost-Asien beinahe eine Lebensfrage, werden in dem Buche, gestützt auf die 
eigene Anschauung des Verfassers, in eingehender Weise geschildert. Als erster 
bereiste er den grossen Kaiserkanal auf einer bis heute wenig bekannten Strecke, 
als erster den Hoangho, diesen Schrecken von China, um beide photographisch 
aufzunehmen. Er durchwanderte die Routen, auf welchen in der nächsten Zeit 
mit deutschem Kapital Eisenbahnen gebaut werden sollen, und giebt darüber 
nicht nur dem Eisenbahnbauer, sondern auch den Kapitalisten, welche sich an 
Unternehmungen in Ost-Asien beteiligen wollen, wertvolle Winke. 

Das Republikanische Brasilien in Vergangenheit und Gegenwart. Nach den 
neuesten amtlichen Quellen und auf Grund eigener Anschauung. Von Oskar 
Canstatt, früherem kaiserlich- brasilianischen Kolonie-Direktor. Mit 66 Ab- 
bildungen, 2 Karten in Farbendruck, sowie einem Panorama von Rio de Janeiro. 
656 S. Leipzig. Ferdinand Hirt & Sohn. 1899. 

Ein in seiner Art vortreffliches Buch, da es vor allem über die gegenwärtige 
Lage berichtet. An Brasilwerken ist ja kein Mangel, aber mit ganz wenigen 
Ausnahmen spezialisieren sie zu sehr, während uns doch, abgesehen von den 
Kreisen der Fachgelehrten, eine allgemeine Kenntnis von Brasilien und süd- 
amerikanischen Verhältnissen überhaupt not thut. Reise werke wie die vortreff- 
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liehen Bücher der Prinzessin Tberese von Bayern, Carl von den Steinens, Morit2 
Schanz und anderer befassen sich eigentlich nnr mit einem Teile vom Ganzen, 
so dass es eine dankbare Aufgabe ist, das gesamte brasilianische Staats-Gtebiet 
einmal einer ausführlichen Betrachtung zu unterwerfen, ohne etwa damit ein 
grundlegendes geographisches Quellenwerk liefern zu wollen. Nebenbei erweckt 
Brasilien, obwohl wir im südamerikanischen Bereiche keineriei deutsche Schutz- 
gebiete besitzen, bei der damaligen starken kolonialfreundlichen Bewegung* im 
Deutschen Beiche noch unsere besondere Aufmerksamkeit. Mehr als eine Viertel- 
million unserer Landslente fand auf brasilianischem Boden eine zweite Heimat, 
die angesichts des treuen Festhaltens der Stammesgenossen an deutscher Art und 
Sprache, selbst in dritter und vierter Generation, nicht mit Unrecht sich stekUen- 
weise den Namen eines „Neu-Deutschland^^ errungen hat. Das Buch giebt zuerst 
eine allgemeine Landeskunde, die Beschreibung der Nutzung des Landes, des 
Handels und Verkehrs, der geistigen Entwickelung und Regierung und Verwal- 
tung, um darin ausführlich die Geschichte bis auf die heutigen Tage darzustellen. 
Die Ortsbeschreibung der einzelnen Staaten und der statistische Teil enthält manche 
sonst nur schwer erreichbaren Angaben. Die Statistik der Einwanderungsbewegung 
seit dem Jahre 1855 zeigt das gewaltige Überwiegen der Italiener und Romanen 
überhaupt. Während in den Jahren 1855—1862 65006 Portugiesen, 19766 Deutsche 
und 33 134 Angehörige verschiedener Nationalität einwanderten, geht in den Zeit- 
raum von 1863—1872 die Einwanderung auf 88823 Personen zurück, um in den 
Jahren 1873 — 1886 auf 304796 emporzuschnellen, und zwar stehen neben 110891 
Portugiesen, 112279 Italienern, 15 684 Spaniern nur 23469 Deutsche, wenn man 
ÖsterreicHer und Schweizer noch hinzurechnet, etwa 33000 deutsch sprechende 
Einwanderer. Von 1887—1893 betrug die Einwanderung 802506, von 1894—1896 
385613 Seelen — alles zusammen 1699644. Davon kann man etwa 50000 in 
Abrechnung bringen, da allein von 1890 -1893 44156 wieder in die Heimat 
zurückgingen. Es bleiben mithin: 1649644 Einwanderer, was für den Zeitraum 
von 41 Jahren ein Durchschnittszuwachs von 41455 Einwanderer im Jahre er- 
giebt. Über die Zahl der Deutschen, welche in den Kolonieen der südlichen 
Provinzen sowie in den Städten Brasiliens . leben, weichen die Angaben und 
Schätzungen sehr von einander ab. In Rio Grande do Sul allein mögen es nach 
Canstatt etwa 100000 sein, ebensoviel aber wohl in allen übrigen Landesteilen 
zusammengenommen, so dass sich die Summe von 200000 Seelen und darüber er- 
giebt. Das ist jedoch sehr niedrig gegriffen, Zöllner machte folgenden Überschlag: 
In Rio Grande do Sul nimmt er 90COO, Santa Catharina 60000, Paranä 5000, 
Sao Paulo 9000, Minas Geraes 3000, in den Nordstaaten 8000 Deutsche an. 
Dagegen kommt Carlos Bolle, ein sehr genauer Kenner der Verhältnisse, 
in dem Kolonialen Jahrbuch 1889 (Das Deutschtum in Brasilien) mit seiner 
Schätzung der Deutschredenden auf 178000 zu etwas anderen Zahlen. Hoffent- 
lich geschieht nun endlich etwas ordentliches und durchgreifendes, um das 
Deutschtum in Brasilien vor weiteren Einbussen zu bewahren, welche sich trotz 
der Verschiedenheit der Rasse und der Sprache doch überall da herausgestellt 
hat, wo es isoliert ist und keinen Anschluss an einen kräftigen in sich ab- 
geschlossenen Kern findet. 
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Zur Palästinareise des Kaisers."") 

Von 0. Beta. 



„Unsere Zukunft liegt auf dem Wasser," sagt unser junger 
Kaiser, und seine Worte klingen an die Schrift an: „Wirf dein 
Brot auf das Wasser" und „Sende dein Korn übers Meer." 

In den Worten des Kaisers liegt sehr viel mehr als man so 
obenhin denkt. Denn noch suchen wir auch jenseits der Meere 
unsere Zukunft in alter Weise nach alten Bräuchen und Rechten 
nur auf dem Lande. Das Kapital, welches wir in seltener Ver- 
kennung der Verhältnisse stereotyp „unser" Kapital zu nennen 
pflegen, sucht seine Zukunft und Sicherheit dort in derselben Ge- 
stalt wie bei uns selbst im eignen Lande, nämlich in der ^Gestalt 
der „Priorität", und wenn sie ihm in dieser Gestalt nicht gewährt 
wird und werden kann, dann versagt es seine Dienste. Nicht- 
hypothekarische Werte sind ihm nicht des Aufhebens wert. 

Es steht geschrieben: „Des Vaters Segen baut den Kindern 
Häuser; aber der Mutter Fluch reisset sie nieder." Und leider 
hat das sogenannte deutsche Kapital sehr oft schon die Brolle der 
Mutter, aber einer Stiefmutter gespielt und wieder zerstört oder 
doch verkommen lassen, was der deutsche Pionier, der deutsche 
Unternehmer und Arbeiter geschaffen und ins Leben gerufen — 
namentlich auch die Sympathieen, die die deutsche Arbeit und 
Unternehmung sich erworben. Wenn nun gar die Regierung ange- 
rufen wird, dem deutschen Kapital in Kleinasien vermeintliche Rechte, 
trotz der verscherzten Sympathien, „energisch zu wahren" und „die 
Durchführung unserer Projekte nötigenfalls zu erzwinge n", 
so wird es wohl erlaubt sein, sich die Sachlage und diese Projekte 
etwas näher anzusehen, die man uns in die grossen Schuhe schiebt 
oder auf den geduldigen Rücken schnallt. Wir haben, meine ich. 



*) Wir bemerken, dass wir keineswegs allen Voraussetzungen und Schluss- 
folgerangen dieses Artikels zustimmen. Aber die Sache ist wichtig genug, um 
diskutiert zu werden. D. Red. 

Koloniales Jahrbuch 1898. 11 
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genug an den eigenen Unzufriedenen aller Art, — von der Sozial- 
demokratie ganz abgesehen — , wir brauchen nicht auch noch in 
der Türkei solche zu züchten und gegen uns ins Feld zu rufen, 
„mit Hilfe der Staatsgewalt". 

Die Art und Weise wie die Privilegien der anatolischen Bahn- 
gesellschaft ausgebeutet wurden, hat eine sehr heftige Gegnerschaft 
erweckt, die sich vornehmlich vor etwa 6 Monaten im Londoner 
„Standard" austobte. Es geschah auf Grund von Klagen aus dem 
Munde der anwohnenden Produzenten jener Bahn. Sehr viel dieser 
Heftigkeit darf freilich wohl auf das Konto der englischen Eifer- 
sucht gesetzt werden; wenn aber auch nur ein kleiner Teil dieser 
Klagen auf Wahrheit beruhte, so bliebe genug übrig, um uns 
stutzen zu machen. Es wird behauptet, jene mächtige Gesellschaft 
versteife sich auf ihren Schein. Sie habe eine Kilometergarantie 
im Betrage von 15 000 Mk. von der türkischen Regierung erhalten. 
Sie habe also nach der alten Formel des Esaugeschäftes das Kisiko 
bei der ganzen Unternehmung von sich auf die Schultern der Türkei 
abgewälzt und vernachlässige nun, im Genuss dieser Sicherheit und 
garantierten Bezüge, ihre eigentliche Aufgabe. Die alten Verkehrs- 
einrichtungen wären zerstört und die Einrichtungen der Bahn selber 
nicht solche, um dem Andränge in Bezug auf den Warentransport 
zu genügen. Und so wäre ein grosser Teil der reichlichen Ernte 
von 1897 auf den spärlichen Stationen verfault — weil dort Lager- 
räume, Schuppen u. s. w. fehlten, — oder doch nicht rechtzeitig auf 
den Markt gelangt, weil der Transport nicht annähernd ausreichte. 

Wir wollen von diesen Klagen gegen die 150 Millionen-Ge- 
sellschaft so wenig glauben wie irgend möglich. Um so lieber aber 
wäre es uns zu erfahren, in welcher Höhe denn, trotz der ausge- 
zeichneten und lohnenden Verhältnisse, die Garantie der türkischen 
Regierung in Anspruch genommen wurde und wann die „bestellten" 
300 Waggons fertig sein werden. 

Dass eine solche Waggon- Vermehrung auf einmal nötig ist, 
scheint uns allerdings umständlich den Beweis für einen vorhandenen 
Mangel zu liefern, der jenen Klagen des „Standard" etc. einen 
plausiblen Hintergrund giebt. Sind die Aussichten, ist die Kultur- 
fähigkeit Anatoliens und des Hinterlandes wirklich so rosig und ge- 
waltig, wie sie geschildert werden, dann muss man sich um so mehr 
darüber wundern, dass 1306 Waggons genügen sollten, um den 
Güterverkehr einer Strecke von 1050 Kilometern zu bewältigen, 
auch wenn diese alle in fahrbarem Zustande sich be- 
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fänden, was bestritten wird. Auch die Zahl der Beamten scheint 
eine sehr geringe. Man giebt sie selbst auf 3 — 400 an. Den diplo- 
matischen „Hindernissen", die einer Erweiterung der Konzession im 
Wege stehen sollen, dürften unter solchen Umständen noch andere 
sich zugesellen, die hinwegzuräumen die Gesellschaft selbst am besten 
in der Lage wäre. Jedenfalls hat das deutsche Publikum alles 
Recht, zuvor eine weitere Aufklärung zu verlangen, ehe es solche 
Anrufungen der Eegierungsgewalt nach Zwangsmassnahmen gegen 
eine befreundete Macht wie in früheren Fällen ruhig hinnimmt. 
Man darf verlangen, dass die „Hebung des Kultur-Niveaus" vor 
der Hand auch zu Hause und im eignen Herzen fleissig geübt werde. 

Die „Grenzboten" vom 26. Mai proklamierten in einem Aufsatz 
über „die Kolonialleitung im Auswärtigen Amt", gez. K. v. Str. 
folgendes: „Der Lieutenant und der Assessor müssen sich erst 
mausern, ehe sie dort, in den Kolonien, — nützen können." 

Daran ist viel wahres, was hier nicht in Frage kommt. Aber 
eins kommt in Frage, gerade wenn es sich nebenbei auch noch um 
die Mauserung des deutschen Kapitals handelt, nämlich die Rück- 
sicht auf das Recht anderer Völker — sich mit dem Kapital, das 
sich ihnen anbietet, selbst auseinanderzusetzen, ebenso, wie auch wir 
in Deutschland endlich dieses Recht verlangen. Ein solche Rück- 
sicht muss unsererseits zugleich mit der Kenntnis des besonderen 
Rechts solcher Völker zunächst erworben werden, ehe jene Funktionäre 
sich der deutschen Arbeit und Unternehmung auf fremdem Boden 
nützlich an die Seite stellen können. 

Das gilt in unseren eigenen Kolonien, deren Urbevölkerungen 
man nicht ungestraft auf das Prokrustusbett der römischen Rechts- 
normen, die auch unserm neuen bürgerlichen Gesetzbuch noch im 
Leibe stecken, wird strecken dürfen. Um wie viel mehr in einem 
Lande, wo Recht und Religion noch völlig in Harmonie mit 
einander sich befinden und nicht schon wie bei uns, im schroffsten 
Gegensatz. 

Ein solches Land ist, wie man weiss, die Türkei. 

Man will nun, wie es scheint, von der deutschen Regierung 
verlangen, dass sie dem Sultan zumute, jene Harmonie zu zerstören, 
damit das deutsche Kapital zu einem „Rechte" kommt, das dort 
garnicht existiert und existieren kann. 

Eine ähnliche Zumutung wurde s. Z. an die deutsche Reichs- 
regierung gestellt, als man verlangte, dass das römische Recht in 
Japan eingeführt und damit die Souveränität des Landesherrn über 

11* 
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den Grund und Boden Japans beseitigt werde. Denn die Eigen- 
art des römischen, d. h. byzantinischen Rechts, besteht eben darin, 
dass es zwischen dem Grund und Boden, d. h. den Erwerbs- und 
Existenzgrundlagen eines Volkes und den nach Belieben und Bedarf 
produzierbaren und importierbaren Waren keine Unterscheidung trifft. 

Leider wusste Herr y. Marschall, damals Reichssekretär des 
Äusseren, einer solchen Zumutung nicht in der Weise zu begegnen, 
wie sie es verdient. Hoffentlich aber wird er als Botschafter bei 
der hohen Pforte diesmal seine Gelegenheit wahrnehmen. 

Ich meine das nicht sowohl in Bezug auf die anatolischen 
Bahnen, denn keine Macht der Welt wird dem Sultan das Recht 
abstreiten oder beschränken können, die Konzession zur Weiter- 
führung des kleinasiatischen Bahnnetzes denjenigen Unternehmern 
zu gewähren, die ihm die günstigsten Bedingungen stellen* Wenn 
die Engländer, wie es der Fall ist, auf die Kilometergarantie, welche 
in der „D. K.-Ztg." selbst als ungemein drückend bezeichnet 
wird, verzichten, so wird Herr v. Marschall weiter nichts thun 
können, als es den deutschen Bankiers nahe legen, ein gleiches zu 
thun, sich ebenfalls auf die eigene Kraft zu stellen und vielleicht 
auch sich, nach dem amerikanischen System, durch Erpachtung an- 
liegender Gebiete und deren billige Wiederverpachtung sicher zu 
stellen. Vielleicht wird diese Gesellschaft dann eher an die Hilfe 
der deutschen Mitbürger sich wenden, um jene reichen Gebiete auf- 
zuschliessen und ihre Schätze dem Verkehr zuzuführen, als jetzt, 
wo sie sich auf ihrer Garantie schlafen legt und der deutschen 
Hilfe nicht bedarf, um ihres Zinsgenusses sicher zu sein. 

Doch dies nebenbei. 

In der Hauptsache handelt es sich zunächst um die viel ven- 
tilirten Projekte, Hohlsyrien und andere Gebiete Kleinasiens von 
Deutschland aus zu besiedeln. Und dass dies sehr wohl möglich 
ist, haben uns die Templergemeinden bewiesen, die unter Professor 
Christ. Hoffmanns Führung sich in den sechziger Jahren vor den 
Thoren Jerusalems etc. niederliessen. Wie ich aus eigenem Augen- 
schein bekunden kann, gewähren sie dort, auf diesem so fremd- 
artigen Boden und unter ganz fremdartigem Recht ein Bild 
des Gedeihens, wie sonst nichts und niemand in jener Nachbar- 
schaft. Sie stehen unter dem Schutze des 1870 erlassenen tür- 
kischen Heimstättengesetzes und befinden sich darunter sehr wohl. 
Die einzige Gefahr, die ihnen droht, ist, dass das sogenannte 
„deutsche" Kapital sich dreinmengt, ihnen Darlehne bietet und sich 



— 165 — 

bei dieser günstigen Gelegenheit die „Priorität" anmasst, d. h. die 
Erstgeburt für ein Linsengericht. 

Dieser Eventualität möchte ich im Interesse jener prächtigen 
Menschen, die ich dort kennen lernte und lieb gewann, ebenso wie 
im Interesse der Zukunftsuntemehmungen seitens braver deutscher 
Landsleute in den Ländern des uns so wohl gesonnenen Beherrschers 
aller Gläubigen gern begegnen. Denn sonst könnte es vielleicht 
nicht nur schlimm um solche Unternehmungen bestellt, sondern auch 
bald zu Ende sein mit der Freundschaft, die man uns dort ent- 
gegenbringt. 

Diese Freundschaft aber halte ich für ausserordentlich schätz- 
bar aus dem einfachen Grunde, weil ich mich politisch lieber mit 
einem gesunden Volke assoziire als mit einem kranken. 

Und nun, wer lacht da? 

Gilt nicht gerade die Türkei für den „kranken Mann" des 
europäischen Kontinents? 

Ja^ allerdings, das ist so die Redensart, welche nach Büchmann, 
sckon seit 1683 in Reime und Musik gesetzt, durch Deutschland 
klingt. Ein altes Liedlein lautet so, das den Chorherrn zu Bam- 
burg J, A. Poysel zum Verfasser hat: „Der Türk ist krank" etc. 

Eine sehr viel schlechtere Diagnose hat es wohl selten gegeben, 
oder aber es liegt System darin, etwa dasselbe, welches sich in den 
Namen unserer Parteien bekundet, die fast alle das Gegenteil von 
dem sind, was sie besagen. 

Der Türk ist nicht bloss nicht krank, sondern ausserordentlich 
gesund und zwar so gesund, dass er eine der angeblich schlechtesten 
und offenbar fahrlässigsten Regierungen nun schon seit Jahr- 
hunderten ohne wesentlichen Schaden an Leib und Seele erträgt, 
an der jedes andere Volk schon längst elendiglich zu Grunde ge- 
gangen wäre, falls sie auch nur halb so schlecht ist wie ihr Ruf. 

Dieses auffallende Phänomen muss doch irgend eine sehr be- 
merkbare Ursache haben; denn an sich ist der Türke doch auch 
nur ein Mensch. Wenn man ihn sticht, blutet er, wie Shylock 
sagt, wenn man ihn mit VP'asser begiesst, wird er nass. Auch er 
bekommt dann, ganz wie wir „Kulturmenschen", den Schnupfen^ 

Nun, kurz herausgesagt, diese merkwürdige Lebenskraft und 
Gesundheit des Türken liegt eben gerade darin, dass Recht und 
Religion bei ihm noch nicht in Zwiespalt geraten sind wie — ausser 
in England — im sonstigen übrigen Europa überall. Sein Recht 
wird noch immer durch religiöse Rücksichten in gewissen Schranken 



— 166 — 

erhalten ; die ihm das selbstmörderische Esaugeschäft, die Hingabe 
der Erstgeburt für das Linsengericht um eines flüchtigen Kredit- 
genusses halber, versagen. 

Darum und nur darum existiert der Türke noch heut auf seiner 
Scholle und ist frisch und gesund, wenn auch vielleicht nicht nach 
dem Sinne der Herren Doktores, die unsere Sitten und Gebräuche, 
Rechte und Heligionsanschauungen rechts und links beschneiden, so 
dass in der Mitte nicht viel mehr übrig bleibt als ein Schemen. 

Es sind, worauf ich schon früher einmal hinweisen durfte (Kol. 
Jahrbuch 1897) mitunter selbst recht mangelhaft getaufte Christen 
unter diesen Doctoribus; aber sie geben den Ton an. Et c'est le 
ton etc. 

In diesem selben Artikel „Koloniale Geld- und Landfragen" 
charakterisierte ich als das Esaugeschäft den Eealkredit, für den 
sich bei uns wieder so viele und laute Bruststimmen vernehmbar 
machen, dass man sein eigenes Wort nicht hören kann. Ich de- 
finirte dessen Wesen ungefähr so: 

Solange diese Kreditform — die Entnahme von Geld gegen 
hohen Zins unter Verpfandung der Existenz-Grundlagen und Hin- 
gabe des Vorrechts auf den Raum, in den wir hineingeboren und 
gebannt sind (Priorität) — sich innerhalb der Verzinsungmöglich- 
keiten bewegt, ist sie ein Raub an unsern Kindern und Kindes- 
kindern. Sobald sie diese Grenze überschreitet, wie auf städtischem 
Boden, um des so lukrativen Pfandbriefgeschäftes willen, auch ein 
Betrug, geübt gegen die lebende Generation. Wohnungsnot, Bau- 
schwindel, Verfall sind seine Folgen. 

Es ist nur natürlich und selbstverständlich, dass die Bibel, das 
mosaische Gesetz einen solchen Massenraub und Betrug zugleich 
mit Mord, Raub gegen das Individuum verbietet. Und der Koran, 
die unumgängliche Grundlage des türkischen, resp. muselmännischen 
Rechts, ist weiter nichts, als eine Nachdichtung der Bibel. Christus 
sagte von sich, ich bin gekommen, um das Gesetz endlich zu er- 
füllen. Da kam Paulus (ehemals Saulus) und hintertrieb dies. Er 
verurteilte das Gesetz des Sinai als das der Knechtschaft, während 
er das Recht von Byzanz, resp, dem ihm so nahen Berytos (Beirut), 
als das der Freiheit, d. h, des Freihandels in den Existenzgrund- 
lagen der „Nächsten^ S also der Mobilisation, nicht genug loben 
konnte. 

Der sehr viel einfacher geartete Muhammed dagegen richtete 
das Gesetz wieder auf, und er und mit ihm alle Gläubigen glaubten 
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und glauben noch heute, dass die Macht von Allah in ihre Hand 
gegeben sei, um die Christenheit für ihren Abfall vom Gesetz und 
von Allah zu strafen. Weit entfernt also, sich krank zu fühlen, 
strotzen sie noch heute von einem Gefühl ausserordentlicher, ihnen 
von Allah verliehener Kraft. Und man muss sie in der Geburts- 
kirche zu Bethlehem, in der Grabeskirche zu Jerusalem gesehen 
haben, wie sie dort die Anhänger der diversen christlichen Kon- 
fessionen davon abhalten, übereinander herzufallen und sich gegen- 
seitig umzubringen, um ihnen dies nachzuempfinden. Der Augen- 
schein lehrt, dass sie nicht nur sich gesund fühlen, sondern auch 
unter diesen traumhaft wandelnden Gestalten die Gesundesten sind, 
wie sie es neuerdings auch in Thessalien wiederum bewiesen. 

Wir müssen hier die Frage beiseite lassen, wie es kommt, dass 
ein 80 gesundes Volk eine so schlechte Verwaltung habe, eine so 
mittelmässige Regierung, um den Namen des „kranken Mannes^' zu 
verdienen^ 

Vielleicht aus demselben Grunde, warum der Gesunde des 
Arztes enträt oder mit jedem beliebigen fürlieb nimmt. Vielleicht 
weil Staat und Kirche in ihren Funktionen nicht zweckmässig 
geschieden sind. 

Jedenfalls hat der Türke in dieser Beziehung andere Begriffe 
und sehr geringe Bedürfnisse — in dieser und in mancher anderen. 
Man kann es verstehen, dass er die Strassen seiner Hauptstadt 
nicht asphaltiert. Denn dann würden alle Esel von den steilen 
Bergen hinab in die Thäler rutschen; warum er die Hunde ohne 
Maulkorb herumlaufen lässt, denn sonst würden sie nicht die Vidan- 
geurs spielen können, und eine Kanalisation kann er in diesen Ge- 
birgen und zum Teil wasserarmen Gegenden sich nicht schaffen. 
So manches andere, was uns mangelhaft erscheint, erklärt sich von 
selbst als das Gegenteil, wenigstens als eine Naturnotwendigkeit 
dieser Gegenden und dieses Klimas. Aber die Verwaltung könnte 
ja wohl trotzdem besser sein, als sie ist, schon, z, B. wegen der 
Kilometergarantie. Man bedenke indessen, in welchem Volksgewirr 
man sich befindet. Hier sind sämtliche Sorten Christen, sämtliche 
Bässen, Völker und Idiome und bewegen sich im grossen ganzen 
friedlich und harmonisch durch- und nebeneinander. Der Türke 
lässt sie alle soviel wie irgend möglich sich selbst regieren. Und 
was wir türkische Langsamkeit und „Kismet" nennen, ist in Wirk- 
lichkeit vielfach türkische Geduld. Nur zuweilen, wenn eine Sonder- 
art sich gar zu unangenehm bemerkbar macht und die übrigen, viel- 
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leicht auch ihn selbst wirtschaftlich zu vernichten droht, wie zweifellos 
die armenische — welche ganz besonders unskrupulös ist — holt er 
nach Art der Nachlässigen das Versäumte plötzlich nach, was 
seinen guten Buf in Ländern bureaukratischer oder sehr greuel- 
hassender Gewohnheiten und Sentimente nicht vermehrt. 

Diesen Mangel können wir dem Türken nicht auf die gute 
Seite seines Kontos schreiben; aber vielleicht ist er entschuldbarer 
als wir es einsehen und verstehen. Es hat ihm den Ruf des kranken 
Mannes eingebracht, den er doch eigentlich nicht verdient. 

Denn andererseits ist er ein gesunder Biese. Ganz wie Antäus^ 
ehe ihn der vagierende Herkules von seinem Mutterboden abhob und 
in der Luft, d. h. im Bodenlosen, erdrosselte, und wir reflektieren 
ohne weiteres: Was müsste erst der Deutsche — sein politischer 
Freund — für ein Kerl sein, wenn ihm dieses Unglück, die Mobili- 
sation, nicht schon seit Jahrzehnten passiert wäre — dieser Deutsche, 
der sich einer so weisen, fernsichtigen und bis in die kleinsten 
Details eingehenden Staats-, Gemeinde- und sonstigen Ordnung 
erfreut ! 

Aber vielleicht lernen wir gerade vom Türken auch das noch, 
was uns fehlt. Es wäre das jedenfalls besser, als wenn wir, unsern 
Peinigern zu Liebe, nun auch noch die Hand dazu bieten sollten, 
damit auch er das Schicksal des Antäus erdulde! 

Der Türke ist unser politischer Freund, und wir würden uns 
selbst schwächen, wenn wir darauf hinwirken hülfen, ihm die 
Existenzgrundlagen zu entziehen und zu gefährden, die er sich 
nicht, wie wir, auf andre Weise notdürftig im Surrogate wieder- 
schaffen kann — wenn auch nur zeitweilig. 

Die grosse Kraft und Stärke des türkischen Volkes ist also 
sein in Harmonie mit den Gesetzen Gottes, der Natur und Ver- 
nunft gebliebenes Bodenrecht. Auch wer dies nicht zuzugeben ge- 
neigt ist, wird es uns verzeihen, wenn wir dasselbe kurz skizziren^ 
schon desshalb, weil wir bei unsern Kolonisations-Bestrebungen unter 
den Moslemin doch an dasselbe im wesentlichen gebunden sein 
werden. Denn wollten wir es abändern, so müssten wir zuvor die 
Lehre Mohammeds ausrotten und den Sultan in eine der vielen 
christlichen Denominationen aufnehmen, weil Becht und Beligion 
für den Moslem eines sind. 

Wie die Krone in England, wo das von mir im Kol. Jahr- 
buch 1897 skizzierte Appropriation- law der letzten Jahre den Boden- 
wert als Funktion aus der nationalen Gleichung völlig eliminiert 
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(eine Thatsache, der man bei uns ahnungslos gegenübersteht),*) 
gilt auch im türkischen Reiche der Sultan für den Oberherrn allen 
Grund und Bodens. Bei den hierarchischen Juden hatte sich 
Gott selbst dieses Eigentumsrecht reserviert^ ebenso wie das auf 
Bache. Denn es gibt in der That nichts, was so sehr wie das 
persönliche Eigentumsrecht am Grundbesitz dem Missbrauche 
unterliegt, sowohl zum eigenen wie zum Schaden der Nächsten. 
Der Koran trat in die breiten Fusstapfen der Bibel, offenbar mit 
Bewusstsein. Gerade diese den Grundbesitz betreffende Vorschrift 
des Islam (der Gottergebenheit), ist bisher wie kaum eine andere, 
unverbrüchlich gehalten worden, und wohlgemerkt eine Ab- 
weichung darin ist selbst von dem jüdischen Oberrabiner in 
Eonstantinopel, im Interesse der Bankiers, die solche Siedlungen 
unterstützen, nicht einmal für die zahlreichen Juden, meines Wissens 
je verlangt worden. Denn wenn auch nicht uns, so werden sie 
doch sich selber die Wohlthaten eines Rechtes gern erhalten sehen, 
das mit dem Sinn des eigenen mosaischen Rechts im besten Ein- 
klang steht. 

Dies Recht sieht etwa so aus: 

Ein Drittel des Landes, Miri, dient zur Erhaltung des Haus- 
halts des Sultans (ca. 80 — 90 Millionen Mark jährlich) und der 
Beamteten. Das andere Drittel, Wakuf, ist so zu sagen in der 
(verrufenen) toten Hand. Aus ihm werden alle Bedürfnisse des 
Kultus gedeckt und diese sind nicht gerade gering. Und das dritte 
Drittel ist als Lehen den Heerführern überlassen, die, wie bei uns 
im Mittelalter, wie die Scheichs der Wüste u. s. w. dementsprechende 
Heeresfolge leisten und Reiter stellen müssen, oder, wie die Sherifs 
vom toten Meere, das Salz. Der letzte Teil namentlich ist gegen 



*) Die Presse aller Parteien leitartikelt über „die soziale Gesetzgebung 
Englands'' (sie) ohne gerade dieser allersozialsten Gesetze auch nur zu erwähnen. 
Und sogar unsere Bodenreformer, soweit sie noch im Banne des Millionärs und 
Bodenspekulanten Michael Flürscheim stehen, einer echten Saulus-Paulus-Figur, 
helfen sich aus Abneigung gegen die aristokratischen Institutionen Englands 
una die Anerkennung und Erwähnung dieser Gesetzgebung herum, indem sie 
mit einer Konsequenz, die sonst nicht ihre Sache ist, stets nur auf das unter 
den Stuarts dem Bomanismus verfallenen Schottland und die Verhältnisse im 
Süden Irlands hinweisen Man sollte doch nicht vergessen, die Wahrheit lässt 
sich weder totreden noch totschweigen, wenn auch vielleicht hier und da 
ihre Verkünder, und eine Nation mit einem in dieser Weise künstlich ein- 
geengten Horizont muss „aus dem Rennen'* fallen und vom Credit foncier auf- 
gefressen werden. 
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Pacht noch am meisten zugänglich, weil er die noch brach liegenden 
und Weideländereien umfasst, die sich zum Teil aber leicht wiederum 
bewässern und unter den Pflug nehmen lassen. Von ihnen ist in 
der „KoL-Ztg." schon die Rede gewesen. Offenbar aber galt es 
auch, alte vor der Eroberung bestehende Kechte zu wahren, da es 
daneben noch Wakuf-Güter gibt, die nachträglich unter den 
Schutz der Moscheen oder des Evkaf (Kais. Domänenamt und Boden- 
rechtsbehüter, ähnlich dem englischen Court of Chancery, den 
Minories etc.) gestellt wurden, um sie einem hartherzigen Gläubiger 
zu entziehen und der Familie zu erhalten. 

Und ausser diesen, vermutlich gleichen Ursprungs., giebt es 
Mulkgüter, die sozusagen „vogelfrei" sind — es wenigstens bis 
zum Erlass des Heimstättengesetzes vom 2J. Ramazan 1288 (1870) 
waren. 

Zur Zeit sind auch diese ebenso wie der alte sonstige nicht 
„freie" Grundbesitz gegen übermässige Verschuldung und Enteig- 
nung verschlossen. Die ausserordentlich gelinden, d. h. den schwä- 
cheren Teil schützenden türkischen Gesetze resp. Koranvorschriften 
entwickeln natürlich dem Bebauer des Bodens gegenüber in erster 
Linie ihre volle Kraft. Man braucht deshalb nicht etwa anzu- 
nehmen, dass der Prophet dabei lediglich dem Triebe gefolgt wäre, 
die Erträge der Hierarchie, dem Sultan und den Baronen um 
so mehr sicher zu stellen. Jedenfalls ist die Folge, dass auch die 
Pächter (das sind, wie in England, die Bauern dieses Landes) da- 
durch vor dem Schicksal bewahrt bleiben, subhastiert zu werden, 
sich auskaufen lassen, und, wie bei uns, mit dem Bettelstabe in die 
Ferne ziehen zu müssen. 

Dass dieses Grundrecht des Islam auch den Nicht-Mohamme- 
danern, den Giaurs, also auch den Templern zu Gute kommt, ist 
selbstverständlich, denn es handelt sich dabei eben nicht um ein 
persönliches Recht, sondern um ein mit der besessenen „Sache", 
dem betreffenden Grundstück verknüpftes. 

Angesichts dieses Gefüges ist es etwas nicht sehr viel anderes 
als eine Kriegserklärung auf Tod und Leben, wenn die Haute 
finance Europas nun für etwaige Kapitalanlagen auf türkischem 
Boden die hypothekarische Sicherheit, die Priorität und das Becht 
auf die Ausgabe von Pfandbriefen verlangt wie sie ihr auf deut- 
schem oder französischem Boden eingeräumt wurden. Aus diesem 
unbefriedigten Verlangen entspringt die Feindschaft solcher Völker, 
welche hauptsächlich nach „Sicherheiten" suchen, richtiger und 
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besser nach Vorrechten, die zur Austreibung der bisherigen sess- 
haften Bevölkerung führen. Es sind das vornehmlich die Engländer, 
Griechen, Armenier, von den daneben relativ harmlosen Juden 
nicht zu reden. Aber es entspricht nicht dem deutschen Interesse, 
sich vor diesen Karren Mammons um solcher Völker Willen 
spannen zu lassen. Wenn unsere eigene haute finance, resp. die 
bei uns domizilierenden und wenn man will, den Geldmarkt und die 
öffentliche Meinung auch bei uns beherrschenden Vertreter dieser 
im wesentlichen i n t e r nationalen Macht hierüber die gegenteiligen 
Ansichten predigen lassen, so ist das ja nicht mehr als selbst- 
verständlich nach den von mir im „Kol. Jahrb." geschilderten Ver- 
hältnissen; aber eine weise Regierung, welche eine Anabasis aus 
den Wirren und Verwüstungen der Mobilisation einleiten und an- 
treten will, hat nicht nötig, vor solchen Jericho-Trompeten Reissaus 
zu nehmen. 

Auch aus plausiblen wirtschaftlichen Gründen nicht, die hier 
in Frage kommen. 

Erstens lehrt das Beispiel der englischen Landwirtschaft mit 
ihren grossen Erfolgen in Vieh- und Saatzucht, dass sich grosse 
Kapitalien auch auf Pachtboden — sobald ein Normalpachtvertrag 
die Anlagen dem Pächter sichert und sonstwie günstige Markt- 
und Transportverhältnisse obwalten — mit Vorteil anlegen lassen; 
und zweitens widersteht es uns, durch die haute finance gezwungen, 
wiederum den Sultan zu zwingen, dass er die neuen Kulturen von 
deutscher Seite eines Schutzes beraube, den der Koran allen 
ünterthanen des Sultans gewährt und den jeder einsichtsvolle oder 
schon einsichtsvolle Mensch der Landwirtschaft, wenn nicht dem 
gesamten Unternehmertum, auch in der Heimat wieder erobern und 
zuwenden möchte. Wir sehnen uns aus der fürchterlichen Gefähr- 
dung unserer Zeit durch den Engel mit dem Subhastationsschwert 
heraus nach den guten Institutionen früherer Zeit zurück. Die 
Wiederkehr der Missbräuche, denen sie in den Tagen der Leib- 
eigenschaft und Hörigkeit Thür und Thor öffneten, haben wir dabei 
nicht mehr zu befürchten. 

Und auch andere reichsfinanzpolitische Rücksichten nötigen uns 
zum Einlenken, wie ich sie im „Kol. Jahrb. 1897" darlegte. 

Abgesehen davon sehen wir kein Mittel, den Boden der Türkei 
einem anderen Rechte als dem in der Türkei gültigen zu unter- 
werfen, auch wenn dieses noch so schlecht und irrationell wäre. 
Wohl aber haben wir uns längst darauf besonnen, dass es für 
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fleissige und ordnungsliebende Leute, die sich einer genossenschaft- 
lichen Organisation anzubequemen wissen, noch andere Kreditformen 
gibt, als die des Realkredits. Diese entwickeln sich genau in dem 
Masse umgekehrt wie der Realkredit eingeschränkt wird, soweit 
überhaupt eine Personal kredit Würdigkeit besteht, die man unserem 
Volke, auch den Siedlern unseres Volkes in Palästina wohl nicht 
absprechen wird. Wenn der Türke zu bedürfnislos sein sollte, 
den Personalkredit bei sich zu beleben und ihm durch genossen? 
schaftliche Bildungen eine solidarische Basis zu geben, die ebenso 
solide und sicher ist wie etwa die Priorität — für den Darlehens- 
nehmer sogar viel sicherer — so schliesst das doch keineswegs aus, 
dass die deutschen Ansiedler auf diesem Boden solche Bildungen 
schaffen und auf diesem Wege des billigen Kredits der Heimat 
teilhaft werden. Wie man mir sagte, sollen aus dem 100 Millionen- 
fonds oder aus einem ähnlichen für Nord-Schleswig geplanten den 
Templern mehrere Millionen für Meliorationen etc. auf dieser Grundlage 
zur Verfügung gestellt werden. Wenn diese tapferen Leute bisher 
gegen 12 \ für jerusalemitische Darlehne zahlten, ohne Schaden 
zu nehmen, so dürften sie mit Freuden bereit sein, den Kredit, den 
ihnen die Heimat bietet, sehr viel höher zu lohnen als dies etwa 
im gelobten Lande der Hakatisten geschieht, wo die Repräsen- 
tanten des Deutschtums immer wieder um neue Darlehen, Nach- 
lass und Stundung einkommen. Der Zinsfuss in jenen orientalischen 
Ländern scheint uns ungebührlich hoch, aber er wird ertragen, 
weil er die Prämie für Abtretung eines Geschäfts oder den Anteil 
an einem Geschäfte enthält und weil sich dort mit geringen 
Summen grosse Effekte erzielen lassen.*) Darin liegt die Sicherheit 
für Kapital und hohen Zins, die durch das Grundrecht des Islam, 
das den Schuldner auf seiner Scholle erhält, nicht geschmälert 
wird. Und sie kann natürlich auf genossenschaftlicher Basis keine 
Schmälerung erfahren, zumal wenn die Zahlung in Form von 
Lieferungen gestattet wird, sei es an Getreide, Wein, Seide, Wolle 
oder Vieh seitens der Genossenschaft, die sich an 
dem kreditnehmenden Mitgliede ja weit besser schadlos halten kann 
als ein fernstehender europäischer Beamter oder Pinanzmann. Und 
sonstige Kautelen lassen sich, wenn man will, auch mit Hilfe der 
türkischen Gesetze zur Genüge schaffen. Denn sollte man die Be- 



*) unsere Aktienhypothekenbanken beziehen, wie ich füher ausführte, durch 
ein geschicktes quid-pro-quod weit höhere Emolumente. 
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siedelung f o r c i r e n wollen, wie in unserm polnischen Osten, 
so wird man mit allerlei Elementen zu rechnen haben, die sich von 
den durch die Religionsauffassung zusammengeführten Templern 
unterscheiden wie Tag und Nacht. Man wird dann in Bezug auf 
die Sicherstellung dargeliehener Kapitalien nicht blöde sein dürfen. 
Es ist sehr wohl möglich, dass man zu einer Art von Se- 
questration der Güter böswilliger oder besonders ungeschickter 
Schuldner die Hilfe oder Legitimation der türkischen Behörden er- 
hält, da diese Form der Schuldzahlung nichts ist als eine Pacht- 
abtretung auf Zeit, wie sie durch die Bibel und infolgedessen 
zweifellos auch durch den Koran sich rechtfertigen lässt. Die Erz- 
sünde, dass man Kinder und Enkel, kurz die gesamte Zukunfts- 
generation eines Volkes „dem Baal opfert", d. h. enteignet und dem 
Proletariat überliefert, diese vielfach unbewusst begangene Sünde, 
welche es dem Keligionsstifter vor allen Dingen zu verhindern galt, 
wird jedenfalls auf diesem Wege nicht begangen werden können. 
Und das dürfte auch dem Hüter der nationalen Rechtsheiligtümer, 
bei der hohen Pforte, dem gestrengen Scheich ul Islam, sehr wohl 
genügen. 

Noch ein Wort über die Schulen. Wie ich sie in Beirut 
kennen lernte, stehen die höheren Schulen, die Colleges, ganz unter 
dem Einflüsse der Franzosen, welche eine arabische Abteilung be- 
sitzen und ausserdem eine sehr kapitalkräftige Gesellschaft für die 
Ausbreitung der französischen Sprache „la propagande^*. Ich besuchte 
das College national mit der Mutter eines dort internierten Zög- 
lings. Sie wollte ihn für den Tag frei haben, damit er den deut- 
schen Kaiser sehen könnte, der übrigens an diesem Tage des pro- 
grammässigen grossen Empfangs, zu welchem 200000 Menschen auf 
den Beinen waren, unsichtbar blieb. Die eindringlichsten Bitten 
und Gesten prallten an dem starren „Nein" des Vorstehers ab. 
Kein Schüler irgend einer der fünf oder sechs höheren Schulen er- 
hielt die Freiheit für diesen Tag. Und das schien um so härter, 
da der Orientale einen fast abergläubischen Wert darauf legt, dass 
das Auge eines gekrönten Hauptes ihn treffe. Er hält sich dadurch 
geweiht für sein ganzes Leben. 

Es ist Thatsache, dass alle diese höheren Schulen Syriens — 
imd wo anders mag es ebenso sein, z. B. in Egypten, — von Paris 
aus mit hohen Summen subventionirt und mit Schülern auf Kosten 
der Propaganda beschickt werden, zu dem alleinigen Zweck, einen 
Nachwuchs zu erhalten, in welchem sich die herrschenden Sym- 
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pathien für Frankreich im Herzen der arabischen Bevölkerung fort- 
pflanzen möchten. England hat beschlossen, dieser Beeinflussung 
einen Riegel vorzuschieben, und es dürfte nicht schwer fallen, die 
türkische Regierung davon zu überzeugen, dass auch in Syrien und 
sonstwo dieses System dem Zusammenhange und der Festigkeit des 
osmanischen Reiches nicht zuträglich ist. Die Araber Syriens 
gravitieren in einer Weise nach Paris,, dass nur die Eifersucht 
gegen Griechen und Armenier sie abhält, mit diesen gemeinsame 
Sache zu machen. In ihnen lebt der Geist der alten Phönizier, und 
dieser Geist kann dem Ganzen dienen oder schaden, je nachdem 
er von Konstantinopel aus beherrscht und benutzt wird. Gefähr- 
lich allein scheint uns in dieser regsamen Zeit, ihn unterdrücken 
zu wollen. Das deutsche Element aber wäre zu jenem Zweck der 
Abmilderung vielleicht das geeignetste und für das Staatsganze 
vorteilhafteste, das sich auf Erden findet. 

Und last not least die Frauen. 

Dem Orientalen imponiert vor allen Dingen die Stellung, welche 
die Frau bei uns einnimmt. Es war ein kluger Zug unseres 
Kaisers, dass er bei allen Gelegenheiten seine Frau nicht nur her- 
anzog, sondern ostentativ vorschob. Der grössere Teil der Arbeit, 
wenn man so sagen darf, der Empfänge, z. B. in der Kirche zu 
Bethlehem, an Bord der „HohenzoUern" im Hafen von Beirut, wo 
ich die Vorgänge beobachten konnte, ist auf ihre Schultern ge- 
fallen. Und auch bei den Templern ist die Frau eine stets mit- 
wirkende, in vielen Dingen massgebende Potenz. 

Ich meine damit nicht die Stellung, die man der Frau will- 
kürlich oder fahrlässig einräumt, sondern die von ihrer Kraft, 
Energie und. Begabung eroberte, von ihr mit Erfolg ausgefüllte. 
Diese ist bei den Deutschen im Auslande eine sehr viel ansehn- 
lichere noch als selbst bei uns zu Hause. Und instinktiv trifft der 
Orientale das richtige, wenn er danach die Kulturhöhe der unter 
ihm wohnenden Giaurs bemisst. Man hat gesagt, die English 
nurses erobern die Welt für England. Etwas ähnliches darf man 
auch von den deutschen Templerfrauen, den Diakonissinnen und 
solchen hervorragenden Damen sagen wie der Stifterin des Talitha 
Kumi in Jerusalem, Frl. Pilz. Sie erwecken die Ehrfurcht der 
römischen Vestalin. Der Mann möge noch so gelehrt, reich und 
arbeitsam sein, für die Höhe seines Ansehens und seiner Lebens- 
haltung ist die der Frau an seiner Seite massgebend. Keine 
Nation kann sehr viel über das Niveau hinaus, dass durch die 
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Stellung, Begabung und Bethätigung ihrer Frauen bezeichnet ist. 
Das ist der Grund der relativ tiefen Stellung auch des sonst so 
gesunden Türkentums. Es stammt von Müttern ab, die eine sehr 
eingeschränkte Weltanschauung haben, ja zum Teil noch Ware 
sind. Zwar erhält die gekaufte Frau, sobald sie Mutter wird, ihre 
Freiheit, aber der Makel ruht auf ihr, nicht nur des Marktes 
sondern auch der Lehre, dass sie ein niederes Wesen wäre. Wo 
sie diese Schranke überstieg, geschah es hierzu im Gegensatz. 

Und darin beruht die Macht des Christentums gegenüber der 
Lehre Mohammeds vielleicht mehr als in irgend etwas anderem, 
dass es das Ansehen hinter sich hat, welches die höhere Stellung 
der Frau denen, die es propagieren, verleiht. 

Christus wird vielleicht desshalb auch von Mohammed selber 
als der höhere Prophet anerkannt. 

Ohne die Hilfe der Frau und die moralische Macht, welche sie 
wie ein Heiligenschein umgiebt, ist daher alle Kolonisationsarbeit 
nur halbe Arbeit und versiegt im Sande. Hier auf diesem Boden 
ist das so und wo anders mag es aus ähnlichen Gründen ähnlich 
sein. Und zwar bin ich nicht allein zu diesem Urteil gelangt, sondern 
stütze mich hierin wie in den meisten übrigen Dingen, die ich in 
diesem Artikel ausgesprochen habe, auf das Urteil solcher Per- 
sonen, die zum Teil im Orient geboren, — wie z. B. der in der 
ganzen anglikanischen Welt in hohem Ansehen stehenden Jerusa- 
lemerin, Mrs. Lydia Mameron-Mountford — oder doch dort 
lange gelebt und sich eine Position geschaffen haben, wie der Herren 
Helmers und Bothacker in Alexandrien, die dem Kaiser aus Miss- 
verstand in Jerusalem „durch die Lappen" gingen, nachdem er ihnen 
in Bethlehem, wie sie wähnten, „durch die Lappen" gegangen wäre. 

Parallel hiermit geht die Ausartung der verschiedenen Bekennt- 
nisse nach der Seite der Götzenanbetung hin, oder doch fast 
parallel. Der Türke ist kein Götzenanbeter, er hält zwischen 
B;ationalismus und Idolatrie, wie solche in Jerusalem mehr als 
irgendwo sonst in der Welt, im Schwange ist, die Mitte. Er schätzt 
die christlichen Gruppen, die sich dort zusammendrängen, nach 
ihrer Freiheit vom blossen Götzenwesen ab. 

Die arianischen Templer auf ihrem Berge stehen ihm höher, 
als etwa die Armenier, die in Geburts- und Grabeskirchen vor 
Knochen und Holzsplittern auf den Knieen rutschen und mit ekler 
Inbrunst an allerlei Steinen lecken. Über die Templer hat er nicht 
nötig, mit aufgepflanztem Seitengewehr Wache zu stehen, damit sie 
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nicht über die Anhänger anderer christlicher Bekenntnisse mit 
Knütteln und Dolchen herfallen, wie dies an jenen heiligen Stätten 
geschah; höchstens hat er sie vor der gegen ihre geistigere Reli- 
gionsauffassung geübten Intoleranz zu schützen. Sie stehen ihm 
näher, weit näher, als die andern Brüder in Ohristo und wenn sie 
ihm nicht wegen der „Auflassung" nach den Normen des preussischen 
Grundbuchs, die er ilmen ja oft genug gutmütig und geduldig 
und auch jetzt wieder zugesagt hat, aber doch nicht gewähren 
kann, in den Ohren lägen, wären sie ihm noch achtbarere und viel- 
leicht sogar sympatische Landesgenossen. Jedenfalls sollte man die 
Hilfe, welcher Art auch immer, die man vom Vaterlande aus den 
Siedlern in Palästina erwirken möchte, nicht nach dem Masse des 
„Positivismus" bemessen, dessen sie sich befleissigen und mit dem 
sie sich an den Strassenecken brüsten, sondern im Sinne des 
Kaisers, wie er ihn zu Bethlehem vor den Herren Geistlichen im 
Waisenhause zum Ausdruck brachte, nach dem Masse ihres guten 
Beispiels, worin sie den übrigen Angesessenen, Siedlern, Strebern 
und Drängern vorangehen. Danach werden die Templer jedenfalls 
nicht zu kurz kommen. In ihrer Mitte zu sein, war nach all den 
eklen, geradezu Entsetzen erregenden Eindrücken, z. B. dem gegen- 
seitigen Anspeien, die man physisch und moralisch innerhalb der 
Mauern von Jerusalem erhielt, eine Erholung und Erhebung. Und 
instinktiv werden auch die Türken, die diesem ganzen Treiben gleich 
uns objektiv gegenüberstehen, zu demselben Urteil gelangen und 
danach ihre Förderung, Schonung und Gunst bemessen, die sich 
nicht ertrotzen lässt. 

Wenn die Staatsraison uns nötigt, die Türkei so integer wie 
möglich zu erhalten, so kann dies nicht besser geschehen als da- 
durch, dass man sie auch moralisch festigt und nicht zu Gunsten 
einer wucherischen Internationale womöglich sogar zwingt, mit Ge- 
setzen und Sitten zu brechen, denen wir, je mehr wir dem wahren 
Christentum uns nähern, vielmehr allen Grund haben, und zur EJr- 
haltung der eignen Kraft schon jetzt allen Grund hätten, bei uns 
selbst nachzueifern. Das ist der Grundsatz, den Boden, d. h. den 
Baum, vom Zwange der Verschuldung, des Wuchers, des Marktes 
und des Angebots und der Nachfrage möglichst zu erlösen. 



Deutsche Kolonisation in Brasilien. 



Die ^Germania" in Sao Paulo brachte jüngst eine interessante 
Artikelserie über die Kolonisation in Brasilien, welche wir z. Teil 
abdrucken, da aus ihr für unsere Beziehungen zu Brasilien mancherlei 
zu lernen ist. Wenn auch der Standpunkt der „Germania" ein 
sozialdemokratischer, uns durchaus unsympathischer ist, so hindert 
uns dies nicht anzuerkennen, dass diese Zeitung in brasilianischen 
Fragen sich oft ein klares und gesundes Urteil bewahrt hat. 

Durch die gesamte deutsch-brasilianische Presse hatte nämlich 
ein Artikel die Kunde gemacht, in welchem ein Deutsch-Nord- 
amerikaner, Herr Henry F. Sucksdorf, z. Z. in Buenos Aires, ge- 
meinsame Schritte zur Hebung der deutschen Einwanderung nach 
Südamerika vorschlug. 

Herr S. begann mit der Erklärung, dass er sich in Argentinien 
aufhalte, um für eine starke deutsche Einwanderung nach Südamerika 
mitzuwirken. Er veröffentlichte über seine Pläne in der „La Plata- 
Ztg." und im „Tageblatt" Aufsätze und begann mit der gerne accep- 
tierten Behauptung, dass ohne eine starke deutsche — besser wäre 
vielleicht germanische — Einwanderung aus den südamerikanischen 
Bepubliken nie etwas Tüchtiges werden könne. Sehr wohl, es fragt 
sich nur, ob der Gegenwert, welchen die durch deutsche Thatkraft 
zu kolonisierenden Länder den Kolonisatoren bieten werden, in an- 
nehmbarem Verhältnis zu deren Leistungen steht. Gegenwärtig ist 
das beispielsweise in Brasilien, wie weiter unten zu beweisen, nicht 
der Fall. Die Herstellung eines derartigen Ausgleiches aber, die 
gerechte Begelung des Verhältnisses zwischen Arbeitsleistung und 
Entlohnung der Kolonisatoren, erachten wir als Grundbedingung. 

Herr S. fährt wörtlich fort: 

„In Deutschland ist der jährliche Zuwachs so stark, dass die 
drohende Gefahr der Übervölkerung, Not und Revolution täglich 
näher rückt. Unser Vaterland ist gezwungen, mindestens eine 
Viertelmillion im Jahr ins Ausland zu schicken, um höchst un- 
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gesunden wirtschaftlichen Zuständen vorzubeugen. Deutsche, für 
wirkliche Ansiedelung geeignete Eolonieen existieren nicht, und sind 
auch nicht mehr zu erwerben." 

Es ist nun aber grundfalsch anzunehmen, so fährt die Germania 
fort, Deutschland stehe infolge von Übervölkerung vor der Revolution. 
Man verwechselt Übervölkerung mit Überproduktion, und vergisst, 
dass die durch letztere geschaffenen überschüssigen produktiven Kräfte 
sehr wohl noch auf anderen Gebieten Verwendung finden könnten. Ein 
unwiderleglicher Beweis für diese Thatsache ist die ständige Klage 
der deutschen Landwirtschaft über Mangel an Arbeitskräften, ist der 
immer wiederkehrende Versuch derselben, durch gesetzliche Mass- 
nahmen gegen die Freizügigkeit (Sachsengängerei, Erschwerung der 
Auswanderung) gegen die Gewerbefreiheit (Wiedereinführung des 
Zunftwesens) u. s. f. diesen Mangel zu bekämpfen. Nicht an Land- 
arbeitern, und umsolche handelt es sich doch in erster Beihe, wenn 
von Kolonisation gesprochen wird, sondern an Industriearbeitern ist 
Überschuss in Deutschland, und das aus Gründen, die zu oft kon- 
statiert wurden, als dass sie hier nochmals erwähnt zu werden 
brauchten. Eine Massenemigration von Landarbeitern würde daher 
höchstens den oft beklagten Notstand der deutschen Landwirtschaft 
erhöhen können, während sich aus dem Erstehen neuer Kolonien ein 
wesentlicher Vorteil für die deutsche Industrie doch zuverlässig erst 
nach längerer Zeit herausstellen würde. Lassen wir aber einmal für 
einen Moment Vaterland und Fürsorge für dasselbe ganz aus dem 
Auge, und fassen wir die Sache so auf wie sie wohl die allermeisten 
auffassen werden, die dem Vaterlande den Rücken kehren. Sie denken 
an sich, sie wollen ihre eigene Lage verbessern, sie wollen besser essen, 
wohnen, sich kleiden, und das möglichst mit geringerer Mühe wie 
drüben. Der Mensch ist ja nun einmal selbstisch veranlagt, und 
wenn es auch edler wäre, er fühlte anders, map muss ihn eben ver- 
brauchen wie er ist. Er liebt sein Vaterland, sich aber mehr und 
dieser Thatsache muss Rechnung getragen werden. Wenn wir das aber 
thun wollen, so drängt sich uns zuvörderst die Frage auf: Was 
bietet beispielsweise Brasilien dem deutschen Kolonisten mehr oder 
besseres als Deutschland? Im alten Vaterlande blüht gegenwärtig 
Handel und Wandel, und wenn auch der Arbeiter nicht seinen 
Leistungen entsprechend besoldet wird, so findet er doch Be- 
schäftigung und kann einigermassen erträglich — wir sagen nicht 
zufriedenstellend — leben. Und hier? Eine entwertete Münze, 
Arbeitsgelegenheit, wenn solche überhaupt, die schon des Klimas 
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und der Ilngewohntheit halber, meist aber auch iu quantitativer 
Beziehung erheblich höhere Ansprüche an die Kräfte des Immigranten 
stellt, wie denselben drüben zugemutet wurde, eine Behandlung, die 
in vielen Fällen die Bezeichnung als weisses Sklaventum durchaus 
nicht als übertrieben erscheinen lässt; Wohnstätten, die mit 
europäischem Komfort keinen Vergleich aushalten, Schulen entweder 
überhaupt nicht, oder schlecht. Man frage einmal jene armen 
Teufel, welche, die Füsse geschwollen von Sandflöhen, krank, ab- 
gerissen und meist mittellos von den Kaffeefazenden nach Säo Paulo 
kommen, ob sie das erträumte Glück in Brasilien gefunden. Mit 
wenigen Ausnahmen, diese aber bestätigen die Regel, wird man zu 
hören bekommen, wie vielemale besser es doch drüben war, und 
gewiss der bei weitem grösste Prozentteil dieser Leute würde mit 
Vergnügen in die alte Heimat zurückkehren, wenn nur die Mittel 
dazu vorhanden wären. Wo also liegt der Vorteil für den deutschen 
Immigranten ? 

Charakteristisch, wenn auch für die gegenwärtige Abhandlung 
von geringer Bedeutung, ist der Schlusspassus des vorstehend 
reproduzierten Absatzes. Also deutsche, für wirkliche Ansiedelung 
geeignete Kolonieen existieren nicht?!*) Eine gepfefferte Pille für 
unsere Herren Kolonialschwärmer! Wozu dann, wenn wir fragen 
dürfen, die Kolonialpolitik überhaupt, wozu die schon gebrachten 
und noch zu bringenden Opfer an Menschenblut und Kraft, an Geld, 
an Schiffen u. s. f.? Etwa nur, um mit afrikanischen oder neu- 
seeländer Niggern ungestört Tauschhandel treiben zu können ? Um 
gegen deutsche Industrieprodukte, — als da sind eingetriebene 
Cylinderhüte, Glasperlen und Feuerwasser — Straussenfedern einzu- 
handeln? Etwas teure Straussenfedern das! So verhält sich die 
Sache aber denn doch nicht. Deutschlands Kolonieen sind ursprüng- 
lich entschieden in der Absicht gegründet worden, Dependenzen 
für das Mutterland abzugeben, und sie wären hierzu auch sicher 
grossenteils geeignet, wenn Deutschland nicht bei der Schneidigkeit 
des Regiments das Kolonisieren vergässe. Das aber bringt uns auf 
einen weiteren Punkt, der jede Kolonisation im grossen erschweren 
muss und wird. Für hier mehr noch wie für Afrika oder Neu- 
seeland bedarf die Kolonisation im grossen, wenn ihr der Erfolg 
nicht versagt bleiben soll, der Beihilfe der deutschen Regierung 



*) Wir sind natürlich nicht der Ansicht des Herrn Sucksdorf und der 
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und des deutschen Kapitals. In Afrika kolonisiert man auf eigenem 
Grund und Boden und kann demzufolge thun und lassen, was man 
will. In Brasilien sind wir Fremdlinge, den Gesetzen und, wie die 
alltägliche Erfahrung lehrt, mehr oder minder auch der Willkür 
Derer unterworfen, die uns zwar eine Heimat gewährten, uns ganz 
naturgemäss dafür aher auch nach Möglichkeit ausnutzen möchten. 
Uns vor dieser Willkür zu schützen, unseren Kolonieen die EUen- 
hogenfreiheit zu sichern, die in unseren Augen gleichbedeutend mit 
Existenzmöglichkeit ist, bedürften wir des Rückhaltes an der 
Autorität des Vaterlandes, Dieser Rückhalt aber ist den deutschen 
Kolonieen Brasiliens bisher nicht nur versagt geblieben, sondern 
unser Mutterland hat offenkundig alles gethan, was es irgend thun 
konnte, um der deutschen Kolonisation Hemmnisse zu bereiten und 
es seinen Söhnen möglichst zu erschweren, an ihm Stütze zu suchen 
oder zu finden. Wer daran zweifelt, der denke gefälligst an das 
von der Heydtsche Reskript, das ja noch heute für den Staat Säo 
Paulo besteht, der vergegenwärtige sich das Verhalten, welches die 
deutsche Regierung in allerneuester Zeit gegenüber der Hanseatischen 
Kolonisationsgesellschaft beobachtete, der berücksichtige schliesslich, 
wie man es mit Gesetzen vom grünen Tisch — der berüchtigten 
Konsulatsmatrikel- Verordnung beispielsweise — förmlich darauf ab- 
gelegt hat, den Deutschen im Auslande schutzlos zu machen. Und 
wie die deutsche Regierung verhält sich das deutsche Kapital. Es 
ist da, wenn es sich um Türkenlose, um griechische „Wertpapiere" 
oder rumänische Eisenbahnen handelt, heisst es jedoch für koloni- 
satorische Zwecke in Ländern, denen man dadurch zur Blüte ver- 
helfen kann, Geld hergeben, so findet man die Spekulation zu gewagt 
und überlässt es Engländern oder Amerikanern, Gewinn und Einfluss 
zu erwerben. Auch diese Zustände müssten aufhören, ehe wir 
aus ehrlicher Überzeugung eine deutsche Kolonisation befürworten 
könnten. 

Als ersten Schritt zur Verwirklichung der von ihm befürworteten 
Kolonisationspläne schlägt Herr Sucksdorf die Herausgabe und 
Verbreitung einer Zeitung vor, die, das ergiebt sich aus dem Sinne 
seiner Abhandlung, als Propaganda-Organ für ganz Südamerika 
gedacht, dem Zwecke dienen soll, „die krasse Unwissenheit über 
und die tief wurzelnden Vorurteile gegen Südamerika hinwegzu- 
räumen". „Wissen die auswanderungslustigen Leute in Deutschland 
erst", sagt Herr S., „wie es hier wirklich ist und was sich erwarten 
lässt, so werden sie bald in hellen Haufen angezogen kommen". 
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Schon aus diesen Sätzen ersieht man, in welchem Sinne die zu 
gründende Zeitung wirken soll. Diese Erkenntnis aber in Verbindung 
mit anderen Momenten, die sogleich gewürdigt werden sollen, er- 
klärt die absolut und bedingungslos ablehnende Stellung, die 
wir einer derartigen Zeitungsgründung gegenüber einzunehmen ge- 
denken. 

Es ist ja gut und schön, wenn Herr S. Unwissenheit über und 
Vorurteile gegen Südamerika hinwegräumen will. Wie aber will 
er das mit einem Propagandaorgan, wie die zu gründende Zeitung 
es ja Zugestandenermassen sein soll, anfangen ? Soll das Blatt seinen 
Zweck erfüllen, so ist es ihm ja von vornherein zur platten Un- 
möglichkeit gemacht, die Wahrheit auf seine Fahne zu schreiben. 
Oder glaubt man wirklich, auswanderungslustige Deutsche würden 
„in hellen Haufen angezogen kommen", wenn man ihnen schilderte, 
wie sie beispielsweise im brasilianischen Staate S. Paulo schon bei 
ihrer Ankunft in Santos die begründetsten Aussichten haben, um 
ihr Gepäck bestohlen zu werden, wie man sie gelegentlich in ver- 
nagelten Viehtransportwagen nach S. Paulo und von hier auf die 
Kaffee-Pazenda verschickt, wie sie, wenn auf ihre kontraktlich gewähr- 
leistete Bewegungsfreiheit pochend, aus dem hiesigen Immigranten- 
hause einfach mit Weib und Kind an die Luft gesetzt und im 
fremden Lande, dessen Sprache und Sitten sie nicht kennen, im 
günstigsten Falle dem Zufall, öfter noch dem Elend preisgegeben 
sind? Glaubt man thatsächlich. dass sie kommen würden, wenn 
man ihnen schilderte, wie hunderte, trotzdem sie der durchaus nicht 
leichten Arbeit des Kaffeehackens mit Fleiss und Ausdauer ob- 
gelegen, trotzdem Frau und kleine Kinder mithelfen mussten, zu 
Schuldnern des Fazendeiros werden ; wenn man ihnen erläuterte was 
es bedeutet, als deutscher Kolonist unter italienischen, rohen und 
häufig betrügerischen Administratoren zu arbeiten, und wie schwierig 
es schliesslich ist auf ungebahnten Strassen und mittellos mit Kind 
und Kegel eine solche Fazenda zu verlassen, einer absolut dunklen 
Zukunft entgegen? Wir glauben es eben nicht und Herr S. zweifel- 
los ebensowenig wie wir. 

Aber noch aus einem andern Grunde würde ein Blatt, wie das 
beabsichtigte, nicht die Wahrheit schreiben können und dürfen. 
Soll es einem wirklichen Zwecke entsprechen, so. muss seine Ver- 
breitung drüben massenweise und unentgeltlich erfolgen. Dazu aber 
gehört, wie zum Kriegführen, Geld, und zwar so viel Geld, wie 
zuverlässig die Deutschen Südamerikas ohne Equivalent, einzig auf 
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einen imaginären Zukunftswechsel, dauernd nicht hergeben werden. 
Das aber, scheint uns, beabsichtigt Herr S. auch gar nicht; er 
spekuliert anders und von seinem Standpunkte nicht falsch. Die 
Hauptinteressenten für eine deutsche Immigration, dürfte- er kalku- 
lieren, sind ja die südamerikanischen Staaten selbst. Sie, die heute 
Millionen für den Import von Menscbenmaterial verausgaben, werden 
sicher nicht knausern, wenn es gilt ein Unternehmen zu unterstützen, 
das dem Zwecke dient, ihnen dieses Material kostenlos zu liefern. 
Das Exempel stimmt bis auf den kleinen moralischen Fehler im 
Pacit. Denn sollte das Organ bis dahin etwa noch hier und da 
eine wirkliche und ehrliche Überzeugung zum Ausdruck gebracht 
haben, so würde das jetzt unbedingt aufhören müssen. Dem Spender 
für sein Geld unangenehme Wahrheiten sagen, dürfte §ben nicht 
gut angeben. 

Und nun noch eines. Argentinien, Brasilien, Chile und wie 
die anderen südamerikanischen Staaten alle heissen mögen, sind 
gegenwärtig noch ausnahmslos darauf angewiesen, Einwanderung in 
grösstem Style anzustreben. Wohin nun, wenn wir fragen dürfen, 
soll das zu gründende Blatt den Einwanderungsstrom leiten ? Macht 
es für alle ßepubliken gleichzeitig Propaganda, so weiss der Aus- 
wanderer trotz seiner Lektüre nicht wohin sich zu wenden, oder 
aber, und das wäre noch schlimmer, er würde von der zufalüg 
grösseren Geschicklichkeit des einen oder andern Artikelschreibers 
im Schönfärben beeinflusst werden. Das aber führt uns zugleich 
zu einem weiteren Grunde, der gegen das beabsichtigte Organ 
spricht. Der Einwanderer wird sich sehr wohl aus den differirenden 
Anschauungen lokaler Blätter ein Urteil über Land und Leute 
bilden können, aus dem Inhalte eines eigens für kolonisatorische 
Zwecke ins Leben gerufenen Blattes niemals. Diesem Blatte würde 
eben gerade das begegnen, was den bisher aus gleichen Beweg- 
gründen aufgetauchten Büchern, Broschüren u. s. w. nach den 
eigenen Ausführungen des Herrn S. begegnet ist, es würde von 
jedem nicht allzu Vertrauensseligen misstrauisch als Propaganda- 
schrift bei Seite geworfen werden. Das aber mit Recht. Die be- 
stehenden deutsch-brasilianischen Zeitungen werden, erscheint ihnen 
der Zeitpunkt für eine deutsche Kolonisation geeignet, heute ebenso 
wirkungsvoll auch ohne Hilfe eines Spezialorgans für dieselbe wirken 
können, wie dies früher schon geschah. Im Jahre 1890/91 erhielten 
laut Ausweis unserer Bücher allein auf Grund der damals berechtigten 
Propaganda unserer Zeitung, gegen 2000 Personen durch unsere 
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Vermittelung freie Eeise nach Brasilien. Wir werden diese unsere 
damalige nur auf Grund gewichtiger Ursachen unterbrochene 
Thätigkeit im Dienste kolonisatorischer Bestrebungen sofort wieder 
aufnehmen, wenn wir den Zeitpunkt für geeignet erachten und wenn 
die in einem späteren Artikel zu stellenden Bedingungen erfüllt 
sind. In spekulativer Absicht aber Deutsche nach hier zu locken, 
die entweder das weisse Sklaventum oder die Insassen der Ge- 
fängnisse vermehren helfen, ist die „Germania" ein für allemale 
nicht zu haben. 

In Verfolg seines Artikels erwähnt Herr Sacksdorf selbst, dass 
ihm gegenüber die Vermutung geäussert worden sei, Argentinier, 
Brasilianer und Chilenen — gemeint sind natürlich die ansässigen 
Deutschen dieser Kepubliken — würden am Werke einheitlicher 
Kolonisation nie zusammen arbeiten wollen. Er bezweifelt das, wir, 
auf Grund unserer Erfahrung durchaus nicht. Die Ursache hierfür 
aber liegt nicht, wo er sie sucht, nicht in einem nach hier ver- 
pflanzten Partikularismus, wohl aber in der nur zu berechtigten 
Befürchtung der einzelnen Kolonieen, sich durch gemeinsames Vor- 
gehen selbst in ihren eigensten und vitalsten Interessen zu schädigen. 
Nicht die willkürlich gezogene Grenze wird und soll die Deutschen 
Brasiliens hindern, sich am gemeinsamen Kolonisationswerk zu be- 
teiligen, wohl aber die auf Grund der Reflection zu erlangende Er- 
kenntnis, dass ein derartiges Vorgehen die Spezialinteressen der 
deutsch-brasilianischen Kolonieen nur schädigen kann. Wir sind uns 
durchaus darüber im Klaren, dass man für deutsche Kolonisation 
wirken und doch loyaler Brasilianer sein kann, im Gegenteil, , da 
Brasilien zu seinem Aufblühen der Kolonisation bedarf, fördert man 
ja durch Unterstützung einer solchen das neue Vaterland. Anderer- 
seits freilich bleibt zu bedenken, ob diese Förderung nicht wirkungs- 
und nachdrucksvoller vollzogen werden könnte, wenn jedes Land 
für sich Kolonisation anstrebt. Aus mehrfachen Gründen nehmen 
wir keinen Anstoss, diese Frage mit ja zu beantworten. 

Man berücksichtige einmal zuvörderst, dass eine Propaganda, 
wie die von Herrn S. beabsichtigte, vorausgesetzt, dass sie wirkungs- 
voll sein sollte — wobei wir freiHch von vornherein die aufgeführten 
Ziffern von 2 bis 300,000 Deutschen Jahresimmigration als Phantasie- 
gespinnst ansehen möchten — den Einwandererstrom naturgemäss 
teilen muss. Nun liegt aber die Sache derart, dass das Interesse 
jeder einzelnen südamerikanischen Bepublik bedingt, so schnell und 
so viel wie möglich produktiv thätigen Bevölkerungszuwachs anzu- 
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streben. Handelt es sich doch bei allen, so glaubt man wenigstens, 
allein um Urbarmachung reicher und ertragsfähiger Territorien, um 
Hebung von Schätzen, die nur der fleissigen Hände harren, um die 
Finanznot zu beschwichtigen, von welcher Südamerikas Republiken 
ausnahmslos geplagt sind; ist die Hebung dieser Schätze doch 
gleichbedeutend mit der ersehnten Periode neuen Glanzes. That- 
sache ist, und der Beweis hierfür wäre leicht zu erbringen, dass 
vom Erfolge der kolonisatorischen Bestrebungen der yerschiedenen 
Republiken dermaleinst der Sieg im wirtschaftlichen Hegemonie- 
streite abhängen wird. Wir aber haben absolut keine Veranlassung 
den sich auf Grund dieses Faktums als notwendig herausstellenden 
Konkurrenzkampf um den Zustrom der Kolonisten vermeiden zu 
helfen. Gerade im Gegenteil. Solange jedes Land für sich Koloni- 
sation anstrebt, wird sich der einzelne europamüde Kolonist das 
Land zum künftigen Wohnsitz aussuchen können, welches ihm die 
grössten Aussichten und Vorteile für seine Zukunft verspricht, es 
wird also im Interesse der einzelnen kolonisationsbedürftigen 
Republiken liegen, dem Emigranten thunlichst günstige Bedingungen 
zu stellen, es wird mit andern Worten ein Konkurrenzkampf ent- 
brennen, dessen Ergebnis naturgemäss dem Einwanderer zugute 
kommen muss. Warum also durch gemeinsame Propaganda für alle 
südamerikanischen Staaten diesen wohlthätigen Konkurrenzkampf 
hintertreiben, warum den deutschen Emigranten der Vorteile be- 
rauben, die ihnen aus solchem erwachsen werden? Wir vermögen 
das nicht einzusehen. Nicht kleinliche Eifersüchtelei, sondern prak- 
tische Erwägung muss uns abhalten, seinen Vorschlägen zur Ver- 
wirklichung zu verhelfen. 

Es ist leicht sagen, der deutsche Kolonist solle sich da nieder- 
lassen, wo er am besten gedeihen könne. Sollte er, was wir noch 
bezweifeln möchten, überhaupt in der Lage sein, sich von drüben 
aus auf Grund der Lektüre eine Ansicht zu bilden, welches Land 
Süd-Amerikas ihm wohl am meisten konvenieren würde, so wird ihm 
das auf Grund einer Propagandaschrift, die alle in gleichem Masse 
anpreist, schwerlich gelingen. Will er ein Land durch die Presse 
wirklich kennen und beurteilen letnen, so wird ihm das, wie schon 
früher gesagt, nur möglich werden, indem er sich auf Grund der 
widersprechenden Ansichten der Landespresse eine Ansicht bildet. 

Die Behauptung, als sei es von keinem Belang, ob die Ein- 
wanderer zuerst hierin oder dorthin zögen, wurde bereits oben in 
Kürze widerlegt. 
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Wer dem Verlaufe dieser Untersuchung mit einiger Aufmerk- 
samkeit folgte, wird ersehen haben, dass sich unsere Beschwerden 
sozusagen an drei verschiedene Adressen wenden. Wir erörterten 
Missstände, die auf Rechnung des deutschen Beiches, 
des deutschen Kapitals und der brasilianischen 
Regierung zu setzen sind, würden aber eine Lücke unausgefüUt 
lassen, wollten wir, mit der Stipulirung unserer Forderungen be- 
schäftigt, nicht erwähnen, welche physischen, moralischen und 
wirtschaftlichen Eigenschaften der Einwanderer selbst, sofern er 
einen wünschenswerten Bevölkerungszuwachs darstellen soll, mitzu- 
bringen hätte. 

Es wäre da also zuvörderst das DeutscheBeich, mit dem 
wir uns zu beschäftigen hätten. Sein Interesse an der Gründung und 
am Prosperieren deutscher Kolonieen im Auslande ist kein geringes. 
Sind wir auch, wie früher dargelegt, von der Notwendigkeit deutscher 
Auswanderung zur Vermeidung der Übervölkerung mit ihrem 
Gefolge wirtschaftlicher Missstände durchaus nicht überzeugt 

— wir glauben, dass noch geraume Zeit vergehen wird, ehe 
man von Übervölkerung unseres alten Vaterlandes sprechen kann 

— so erkennen wir andererseits sehr wohl die grossen wirt- 
schaftlichen Vorteile, die Deutschland aus dem Emporblühen 
bestand- und lebensfähiger Kolonieen germanischen Stammes 
erwachsen können. Unser an Naturerzeugnissen verhältnis- 
mässig armes Heimatland bedarf analog dem Wachsen seiner in- 
dustriellen Produktion ständig neuer Absatzgebiete und wird solche 
ganz naturgemäss leichter bei den eigenen Söhnen im Auslande, als 
bei fremden Völkern finden. Zu warnen ist auch hier freilich vor 
übertriebenem Optimismus, denn jede Kolonie bedarf, wie die Er- 
fahrung lehrt, zuvörderst eine Periode geduldiger Unterstützung und 
materieller Opfer, ehe sie im günstigen Falle prosperiert und Geld 
und Mühe lohnt. Lehrreich nach dieser Bichtung hin ist die Ge- 
schichte der englischen Kolonieen. Kolonisation ist ein Geschäft, 
wie jedes andere, es bedarf zum Erfolge der Geduld und fern- 
bhckender Grossherzigkeit. Letzteres Attribut aber ist es gerade, 
das wir Deutschen im Auslande bisher von Seiten unseres Vater- 
landes nur zu oft vermissen mussten und das vorläufig wenigstens 
als Haupthinderniss für die Möglichkeit einer gedeihlichen Koloni- 
sation betrachtet werden muss. Es ist Mangel an weitschauender 
Grossherzigkeit, wenn man, wie das bisherige Verhalten der deutschen 
Regierung zeigt, deutsche Kolonisation und deutschen Beichsgedanken 
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zu identifizieren sucht. Eine grosse Zahl der im Auslande lebenden 
Deutschen dokumentiert ihre Abneigung gegen den erwähnten S.eich8- 
gedanken durch Übertritt in fremde Staatsverbände; eine weitere, 
numerisch noch stärker, besteht zwar nominell aus deutschen Staats- 
bürgern, würde sich jedoch gegebenen Falles schönstens bedanken, 
die Pflichten solcher auf sich zu nehmen. Alle diese Leute können 
und werden grösstenteils trotzdem im Herzen gute Deutsche bleiben 
und indirekt dem alten Yaterlande Nutzen bringen. Demzufolge 
aber ist es ein Fehler, sich diese Deutschen, wie es förmlich syste- 
matisch geschieht, durch Engherzigkeit zu entfremden, ein Fehler, 
der im eigensten Interesse des Vaterlandes der Beseitigung bedarf. 
Darum aber lautet unsere erste Forderung: Fort mit den reichs- 
gedanklichen Belästigungsvorschriften! Es ist ein Widersinn, dem 
Deutschen den Schutz des Vaterlandes zu versagen, wenn er zu* 
fällig vergessen hat, oder wie das beispielsweise in Brasilien bei 
den häufig beträchtlichen Entfernungen leicht vorkommen kann, 
wenn es ihm unmöglich ist, dem Konsulat die vorgeschriebene 
Visite zwecks Aufnahme in die Matrikel — fast hätten wir Stamm- 
rolle gesagt — abzustatten. Wüssten die Herren am grünen Tisch 
in Berlin, wie viele Tausende von reichsdeutschen Bürgern dieses 
Verfahren schon gekostet hat, sie würden es vermutlich dahin be- 
fördern, wohin es gehört, zum Teufel nämlich. 

Es ist ein fernerer und wenn möglich noch verhängnisvoUerer 
Unsinn^ die hier gebornen Kinder deutscher Eltern nur dann als 
Deutsche anzusehen, wenn sie, was ersteres wir gelten lassen wollen, 
nach Eintragung in die Konsulatsmatrikel in Deutschland Militär- 
dienste leisten. Nicht gering ist die Zahl der deutschen Eltern 
hier, die aus keinem anderen Grunde ihre Kinder als Brasilianer 
heranwachsen lassen, als um die mit dem Militärdienste verknüpfte 
Berufsstörung und Geldausgaben zu vermeiden. Die Herren am 
grünen Tisch mögen sich einmal selbst die Frage vorlegen, ob jene 
Tausende, die auf diese Weise dem Deutschtum verloren gehen und 
die erfahrungsgemäss brasilianischer wie alle Brasilianer zu denken 
lernen, nicht auch schliesslich ohne die Fähigkeit, mit durch- 
gedrückten Knieen im Stechschritt zu marschieren, dem Deutschtum 
von Nutzen sein können? 

Fort also mit dem alten Zopf, er schädigt die deutschen 
Interessen im Auslande! 

Und nun zu einem andern Punkte. Das noch für den Staat 
S. Paulo bestehende von der Heydtsche [Reskript ebenso wie die 
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neaerliche Verordnung, laut welcher die deutschen Dampfschiffahrts- 
gesellschaften Kolonisten fernerhin nicht anders als auf deren eigene 
Rechnung nach Brasilien befördern dürfen, zwei Massnahmen, von 
denen wie gerne glauben wollen, dass sie in bester Absicht be- 
schlossen wurden und dem Wohle der Auswanderungslustigen dienen 
sollten — obwohl nicht so ganz ausgeschlossen ist, dass etwa der 
Egoismus der allmächtigen deutschen Agrarpartei die Hand im Spiele 
hat — entbehren gleichfalls der Berechtigung und wirken schädlich. 
Ersteres Gesetz, das wohl früher einmal einen gewissen praktischen 
Wert gehabt haben mag, hat seine Berechtigung unbedingt in dem 
Augenblicke eingebüsst, wo es für andere Staaten Brasiliens auf- 
gehoben wurde, um nur noch, aus welcher Erwägung heraus ist 
uns unklar, für den Staat S. Paulo weiterzubestehen. Sollte es die 
historische Erinnerung sein, dass in diesem Staate dermaleinst die 
grössten Sklavenhändler Brasiliens ihren Wohnsitz hatten? Nun, 
auch die bedeutendsten Abolitionisten waren ja Paulistaner und 
heute existiert in S. Paulo ebensowenig wie sonstwo m Brasilien 
Sklaverei; im übrigen aber ist S. Paulo schliesslich noch immer 
einer der bestregierten und fundamentierten Staaten, mit gutem 
Boden und annähernd europäischem Klima. Warum also das Aus- 
nahmegesetz? 

Das Verbot, Emigranten anders als auf eigene Kosten nach 
Brasilien zu befördern, könnte als Massnahme gegen das weisse 
Sklaventum mit Befriedigung aufgenommen werden, bewiese nicht 
der spezielle Fall, aus Anlass dessen es geschaffen, dass der Ver- 
ordnung wohl andere Beweggründe zu ihrem Entstehen verhalfen. 
Handelte es sich doch nicht um Emigranten für die Kaffe-Fazenden, 
sondern um solche, die von der Hamburg- Südamerikanischen Koloni- 
sationsgesellschaft auf eigenem Grund und Boden angesiedelt und 
durch abzahlungsweise Erwerbung von Terrain sesshaft gemacht 
werden sollten, um jene Art der Kolonisation also, die, wie später 
zu erörtern, als die einzig richtige und empfehlenswerte bezeichnet 
werden muss. 

Wie verderblich derartig unbegründete Verbote vom grünen 
Tisch wirken können, möge folgende Reflektion beweisen. Nirgends 
in Brasilien ist das deutsche Element so stark vertreten wie im 
Staate Santa Katharina, wo grosse blühende Kolonieen, Wohlstand 
und Einfluss den Erfolg deutschen Fleisses und deutscher Arbeit 
kennzeichnen. Trotzdem aber bedürfen auch diese Kolonieen des 
Nachschubes vom alten Vaterlande zu ihrer Weiterentwickelung. 
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Schneidet man ihnen diesen &b, so wird Stillstand, wenn nicht Bück- 
schritt die Folge sein und andere nicht minder gewichtige XJbelstände 
werden aus solchem Verfahren erwachsen. Heute bilden die Deutschen 
in Santa Katharina einen hochgeschätzten und beliebten Teil der 
Bevölkerung. Glaubt man nicht, dass es sie rückwirkend in sozialer 
und sonstiger Beziehung schädigen muss, wenn die auf ihr Vater- 
land ausserordentlich stolzen Brasilianer von Massnahmen gleich 
den oben erwähnten hören, und da sie dieselben vermutlich ebenso- 
wenig wie wir verstehen werden, auf Vermutungen kommen, wie in 
diesem Falle, wo man das Einwanderungsverbot mit dem Falle Koth 
in Verbindung brachte? 

Auch dieser Zopf muss abgeschnitten werden, bevor wir für 
kolonisatorische Bestrebungen die Hand reichen können. 

Von der Überzeugung ausgehend, das weder das Glück der 
Waffen noch der Glanz des deutschen Kaiseraars, sondern einzig 
und allein die Eigenschaften des Herzens und des Geistes dem 
Deutschen im Auslande seinen Ruf als Pionier der Kultur ver- 
schafften, dass nicht die Zahl und Gröfse der Geschwader, die 
Tüchtigkeit der Soldaten, sondern nur sein Fleiss, sein Können, 
seine Redlichkeit ihn zu dem machten was er heute ist, zu einem 
in aller Welt gerne gesehenen Bevölkerungszuwachse: drängt sich 
uns die Gewissheit auf, dass es kein Mittel geben kann, welches 
mehr geeignet wäre, uns bei den Völkern, in deren Mitte wir leben, 
Respekt zu verschaffen und zu erhalten, als eben die Pflege jener 
Eigenschaften, die dem deutschen Namen seinen ehrenvollen Klang, 
den deutschen Kolonieen der ganzen Erde Blüte und Ansehen ge- 
geben. Die einzige Stätte aber die uns dazu verhelfen kann, dass 
diese kostbarsten Güter unseres Volkes unseren Kindern nicht ver- 
loren gehen, ist die deutsche Schule im Auslande. Darum 
stellen wir als weitere Grundbedingung für die Möglichkeit einer 
gedeihlichen Massenentwickelung an die deutsche. Reichsregierung 
die Forderung ; Unterstützung für die deutschen Schulen 
im Auslande. 

Von welcher eminenten Bedeutung gerade diese Forderung ist, 
vermag man in Deutschland ja gar nicht zu ermessen. Zur 
Illustration seien nur wenige Punkte angeführt. Die Schulen sind 
beispielsweise in Brasilien an sich schon nach deutschem Begriffe 
schlecht, durchaus unzureichend, den Kindern denjenigen Schatz 
des Wissens zu sichern, dessen sie bei unserer stetig fortschreitenden 
Kultur in immer wachsendem Masse und zwar heute mehr als je 
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bedürfen, wenn sie zu brauchbaren Mitgliedern der Gesellschaft 
heranreifen sollen. Es kann nicht dem geringsten Zweifel unter- 
liegen, dass Kinder deutscher Eltern, die auf so mangelhaften und 
unzureichenden Unterricht angewiesen sind, jene Fähigkeiten ver- 
loren gehen müssen, die mit Becht den Stolz und das intemationle 
Übergewicht ihrer Eltern ausmachen, dass also mangels deutscher 
Schulbildung mit Notwendigkeit schon der zweiten Generation die 
Waffen fehlen, deren sie in erster Linie bedarf, um sich auch ohne 
moralische oder physische Unterstützung des Deutschen Beiches 
Achtung und Ansehen zu sichern. 

Ein weiterer Paktor, der schwer ins Gewicht fallt und gleich- 
falls durchaus der Würdigung bedarf, ist die Thatsache, dass in 
brasilianischen Schulen kein deutscher Unterricht erteilt wird, und 
dass unsem Kindern demzufolge in nur zu häufigen Fällen manch- 
mal schon in der zweiten Generation der Besitz der Muttersprache 
verloren geht. Wer da im Auslande lebt und weiss, dass die 
Sprache das letzte und vielfach einzige Bindeglied ist, das den 
einzelnen noch mit Vaterland und Stammesgenossen verbindet, der 
weiss auch, was es für das Deutschtum zu bedeuten hat, wenn 
dieses Bindeglied zerreisst. Grade aus der Klasse dieser dem 
Deutschtum verlorenen Kinder, wir erwähnten es schon an früherer 
Stelle, entwickeln sich die gehässigsten Feinde der Fremden, re- 
krutieren sich jene Hyper-Brasilianer, die hier unter dem Namen 
Jakobiner eine ganze Partei bilden, und kennzeichnend genug den 
Wahlspruch auf ihre Fahnen schrieben: „Amerika für die Ameri- 
kaner, Brasilien für die Brasilianer". Wenn solche Leute dann, 
wie es geschehen ist, gegen die Stammes- und Sprachgenossen ihrer 
Eltern und Grosseltern rohe Gewalt üben, morden und plündern, 
so darf man es ihnen nicht einmal mehr übel nehmen als dem 
ersten besten verblendeten Brasilianer. Sie wissen ja nicht, dass sie 
Deutsche sind, und rächen sich, wenn auch unbewusst, an der Gleich- 
gültigkeit ihrer Stammesgenossen, die sie des Vaterlandes beraubte. 

Wo der bewährte Opfermut der deutschen Kolonisten Schulen 
geschaffen — und erfreulicherweise ist das hier schon an recht 
vielen Orten der Fall — da steht der Verlust, der Abfall ger- 
manischer Elemente zum Brasilianertum, nachweislich auch nicht im 
entferntesten Verhältnis zu jenen Orten und Gegenden, wo deutsche 
Schulen noch nicht bestehen. 

Aber nicht nur um das deutsche Element handelt es sich ja. 
Wir wiesen einleitend darauf hin, dass die deutsche Schule ein 
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Hauptfaktor sein solle und könne^ das faktisch zu vollbringen, was 
man mit maritimen Demonstrationen erfolglos anstrebt, dass sie 
nämlich die Völker, in deren Mitte wir leben, zu unseren Gunsten 
moralisch beeinflussen möge. Wie das möglich und teilweise bereits 
geschehen, werden wir sofort erläutern. Wo deutsche Schulen be- 
stehen, haben Leiter und Lehrer es erfreulicherweise verstanden, 
denselben jenen Ruf der Gründlichkeit und Zuverlässigkeit zu ver- 
schaffen und zu bewahren, der, wie schon gesagt, den schönsten und 
kostbarsten Schmuck unserer Nation darstellt. Die Folge aber ist 
leicht zu verstehen. Die besseren brasilianischen Familien wissen 
sehr wohl, dass ihre Ilnterrichtsanstalten gar vieles zu wünschen 
übrig lassen, und schicken infolgedessen ihre Kinder mit Vorliebe 
in deutsche Anstalten, sofern sie es nicht vorziehen, dieselben der 
Obhut deutscher Erzieher oder Erzieherinnen anzuvertrauen. Die 
Folge aber ist, dass diese Kinder die deutsche Sprache erlernen, 
dass sie im Verkehr mit deutschen Lehrern und Spielkameraden 
das Deutschtum liebgewinnen und, einmal erwachsen, demselben 
sicher nicht feindlich gegenüberstehen werden. Im Gegenteil. Sie 
haben selbst Tüchtiges gelernt und werden auf Grund ihres Wissens 
eher als andere den kolonisatorischen und sonstigen Wert des 
Deutschtums zu schätzen wissen. Nicht anders aber wird es ihren 
Eltern und Verwandten ergehen, nicht anders dermaleinst ihren 
eigenen Sprösslingen. Schwerlich wird ein Vater einer Nation 
anders wie freundlich gegenüberstehen, der er geistigen Einfluss auf 
sein Kind einräumte und dieses sein Vertrauen zu rechtfertigen 
wusste ; zweifellos wiederum wird derjenige, der in deutscher Schule 
auferzogen, auch seinen Nachkommen Liebe zum deutschen Volke 
einpflanzen. 

Während unserer kürzeren Thätigkeit als Lehrer an der 
deutschen Schule in Kio wurde diese Anstalt, wenn wir uns recht 
entsinnen, von etwa 250 Kindern besucht. Von diesen waren vier 
Fünftel Brasilianer und zwar — das Schulgeld war ziemlich hoch 
bemessen — fast ausnahmslos Söhne der einflussreichsten brasilia- 
nischen Familien. 

Wir fordern also eine Gegenleistung für die Beförderung einer 
deutschen Kolonisation in Brasilien eine erhebliche Erhöhung der 
Summe, mit welcher das Eeich die deutschen Schulen bisher unter- 
stützt hat. Die hiesigen deutschen Schulen sind zwar gut im Ver- 
hältnis zu den brasilianischen, aber bei weitem nicht auf der Höbe, 
auf welcher sie sich befinden könnten, wenn ihnen nicht das Nötigste, 
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das Geld fehlte. Fast keine unter allen vermag sich auch bei 
gi'össter und teilweise schädigender Sparsamkeit aus eigenen Mitteln 
zu erhalten, was schon deswegen leicht zu begreifen ist^ weil natur- 
gemäss ein starker Prozentsatz der Einwanderer nicht in der Lage 
ist, Schulgeld für die Kinder zu entrichten. Die Last der Er- 
haltung dieser nach jeder Eichtung hin so wichtigen Anstalten fällt 
also gegenwärtig den einzelnen, teilweise numerisch, andernteils wirt- 
schaftUch schwachen Kolonieen zur Last, und die Folge ist schlechte 
Besoldung der Lehrer, daher wenig erstklassige Kräfte, Mangel au 
Unterrichtsmaterial, daher nicht das wünschenswerte wissenschaft- 
Hche Niveau etc. Viele Kolonieen können armutshalber überhaupt 
keine Sdiulen gründen und gehen dadurch in oben gekennzeichneter 
Weise dem 'Deutschtum verloren. Hier durch thatkräftige Hilfe 
Wandel zu schaffen, ist eine Pflicht, deren sich die deutsche Reichs- 
regierung nicht entäussern darf, ohne das Deutschtum und dessen 
heiligste Interessen aufs Spiel zu setzen. Mit kaiserlichen Gnaden- 
geschenken ist da nichts geholfen, systematische und stete Unter- 
stützung fordern wir. Man sage nicht, es seien keine Mittel vor- 
handen. Kann man solche für Kanonen und Kriegsschiffe auftreiben, 
so müssen sie für diesen ungleich edleren und wichtigeren Zweck 
wohl auch aufzutreiben sein. Sind sie es aber nicht, so spare man 
Heber an Kanonen und Schiffen, um Schulen zu gründen und zu 
unterstützen, oder man hänge die Kolonisationsideen an den Nagel, 
denn deutsche Kolonieen ohne deutsche Schulen sind nicht lebens- 
fähig, übrigens brauchen die Herren in Regierung und Parlament 
ja nur geschäftsmässig* zu rechnen nnd sich zu überlegen, ob die 
Tausende von brasilianischen Studenten und Vergnügungsreisenden, 
die alljährlich Europa besuchen und die zuversichtlich nach Deutsch- 
land gehen werden, wenn sie dessen Sprache verstehen, die ver- 
hältnismässig geringen Kosten einer derartigen Mehrausgabe nicht 
schliesslich wieder einbringen würden? 

Von annähernd gleicher idealer und praktischer Bedeutung, 
wie die Unterstützung der deutschen Schulen, ist diejenige, der den 
Bestrebungen der Wohlthätigkeit und materiellen Förderung der 
Kolonisten dienenden Vereinigungen. Ist es einmal die in moralischer 
Beziehung gar nicht zu diskutierende Pflicht einer jeden Regierung, 
ihre Unterthanen, gleichviel ob im In- oder Auslande, im Falle der 
Krankheit nicht verkommen, im Falle der Hilflosigkeit nicht un- 
beraten untergehen zu lassen, so ist es zum andern genau so Gebot 
einer weitschauenden Staatsraison und der faktischen Notwendigkeit, 
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Krankenhäuser und Hilfsvereine, wie überhaupt alle Institutionen 
und Bestrebungen, die, auf nationaler Basis aufgebaut, dem Inter- 
esse der Auswanderer dienen, in liberalster Weise zu unterstützen. 

In moralischer Beziehung dürfte betreffs der Berechtigung dieser 
unserer Forderung kein Zweifel bestehen. Wenn das Reich, wie 
bereits bewiesen, ein direktes und begründetes Interesse an einer 
ausgedehnten deutschen Kolonisation hat und aus derselben Vor- 
teile ziehen will, so übernimmt es damit diesen Kolonisatoren gegen- 
über stillschweigend auch gewisse Pflichten, wenn anders es sich 
nicht der unmoralischen Handlung schuldig machen will, Rechte zu 
beanspruchen, ohne Pflichten erfüllen zu wollen. 

Was aber die praktische Seite der Sache anbetrifft, so wollen 
wir derselben etwas eingehendere Beachtung widmen. 

Wenn Deutsche im Auslande mit oft unsäglicher Mühe — wir 
verweisen z. B. auf die deutsche Kolonie in S. Paulo — bestrebt 
sind Hospitäler und Unterstützungsvereine etc. ins Leben zu rufen, 
so bringen sie die für solchen Zweck erforderlichen grossen und 
schweren Opfer ganz gewiss nicht für eine überflüssige Sache. Es 
ist unabweisbare Notwendigkeit, die sie zu solchen Schritten zwingt, 
sich also heute bereits herausstellt und mit der wachsenden Koloni- 
sationsziffer in immer wachsendem Masse fühlbar machen wird. Gegen- 
wärtig ist die Zahl der Deutschen in Brasilien eine verhältnismässig 
geringe, aber schon heute nehmen Arme, Kranke, Arbeitslose, Bat- 
bedürftige, Witwen und Waisen die Hilfsbereitschaft und Leistungs- 
fähigkeit der einzelnen und, soweit vorhanden, Wohlthätigkeitsvereine 
in einem Masse in Anspruch, das klar erkennen lässt, wie es hier 
bei einer Masseneinwanderung aussehen wird, wenn uns von Reichs- 
wegen nicht Hilfe kommt. Müssen doch selbst im grossen Deutsch- 
land, also im Schosse des eigenen Volkes, wo der privaten Wohl- 
thätigkeit ganz andere Mittel zur Verfügung stehen als hier, wo 
Klimakrankheiten, Unkenntnis von Land und Leuten, von Sprache und 
Sitte das Individuum nicht hilflos macht wie hier, Hospitäler und 
ünterstützungsanstalten aller Art auf Staatskosten erhalten werden. 
Man wird uns antworten, wir zahlten auch keine Steuern. Wohl 
denn, aber Deutschland will doch die Kolonisation und will sie zu- 
gestandenermassen, um Vorteil aus derselben zu ziehen. Wie kommen 
wir nun aber dazu ihr Vorteile zu schaffen, für welche sie uns kein 
Äquivalent bietet? Der Bürger in Deutschland zahlt freilich seine 
Steuern, aber er bekommt für dieselben die Strassen gepflastert und 
gekehrt, er geniesst den Schutz seiner Person und seines Eigentums^ 
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kurz die Rechte, welche das Reich dem Staatsbürger verleiht. Von 
alledem wird uns nichts, denn auf den höchst imaginären Schutz 
von Reichswegen, der, wie gezeigt, noch durch alle möglichen 
bureaukratischen Klauseln gekürzt wird, pumpt uns hier keiner ein 
Stück Brot. Wir haben aber ein vollkommenes, moralisch wie 
materiell begründetes Recht, für die von uns erwarteten und dem 
Vaterlande geleisteten Dienste, für die Erschliessung neuer Absatz- 
gebiete, für die Hebung seiner Industrie, für die Sicherstellung und 
Vergrösserung seines Kapitals u. s. f, Äquivalente zu fordern, 
und sind gewiss nicht unbescheiden, da wir ja diese Äquivalente 
nicht für uns, sondern nur für die Kranken, Hilf- und Erwerblosen 
unter uns beanspruchen. 

Abgesehen aber davon gebietet ja das eigenste Interesse des 
Deutschen Reiches diese Hilfe. Es kann ebensowenig der deutschen 
Kolonisation und dem deutschen Ansehen, wie den praktischen 
Interessen Deutschlands von Nutzen sein, wenn wir auch hier gross 
ziehen, was wir leider drüben nun schon im Übermasse haben, ein 
liumpenproletariat in des Wortes eigenster Bedeutung. Das aber 
wird und muss kommen, wenn bei einer wachsenden Immigration 
das Deutsche Reich nicht materiell hilft, die infolge von Krankheit, 
Arbeitslosigkeit etc. wirtschaftlich Schwachen zu stützen. Schon 
heute haben wir ja überfluss an Deutschen, die ohne die Mildthätig- 
keit ihrer Landsleute verkommen würden. 

Und nun noch ein weiterer Gesichtspunkt, der das Reich be- 
stimmen sollte und müsste, helfend einzugreifen. Wie leicht erklär- 
lich, krystallisiert und konzentriert sich das deutsche Leben im Aus- 
lande in den Vereinen, seien diese nun der Jugendbildung, der 
Wohlthätigkeit oder der Geselligkeit gewidmet. Es wird das wohl 
den Ansiedelungen der verschiedensten Nationen im Auslande so 
ergehen, in besonders hohem Masse aber sicher den Deutschen. 
Der ungemein starke Geselligkeitstrieb, der dem deutschen Volks- 
charakter eigen, bringt das zu Wege, und es liegt neben der Ironie 
ein gut Teil Wahrheit in jener schelmischen Charakterisierung, die 
da feststellt, dass, wo drei Deutsche beisammen, vier Vereine ge- 
gründet und — letzteres ist natürlich Verleumdung — fünf Meinungen 
verfochten würden. Immerhin, es böte sich hier gerade der deutschen 
Regierung eine Handhabe, dasjenige mit Erfolg zu unterstützen? 
woran gerade ihr, im Hinblick auf ihre Ziele, in besonders hohem 
Masse gelegen sein muss, den möglichst innigen Zusammenschluss 
des Deutschtums im Auslande. Jede neue Wohlthätigkeitsanstalt, 
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jede neue Schule, ja selbst jeder neue Vergnügungsverein ist schon 
als Mittel zu diesem Zwecke freudig zu begrüssen. Eint sich aber 
dem praktischen, wie bei Gründung von Schulen, Hospitälern und 
Hilfsvereinen, der ideale Zweck, kann das ßeich wie hier mit Mitteln, 
die in gar keinem Verhältnis zu jenen stehen, die man für Kanonen 
und Schiffe verausgabt, um dem Weltfrieden eine Galgenfrist zu 
erringen, die unter gegenwärtigen Verhältnissen über kurz oder 
lang doch ablaufen muss, — kann das Reich, sagen wir, mit so 
geringen Mitteln die Einheit und Blüte der Kolonieen, das Wohl 
der einzelnen fördern, Leiden stillen und gleichzeitig praktische 
Vorteile erwerben, so ist es seine vielfache Pflicht, das zu leisten, 
was wir als weitere Forderung und Bedingung aufstellen: Unter- 
stützung für deutsche Hospitäler und Hilfsvereine. 

Mit der Erfüllung dieser wenigen bescheidenen Forderungen 
aber gewährt das Deutsche Reich seinen Söhnen im Auslande den 
grössten Teil dessen, was es ihnen bisher trotz mächtiger Kanonen 
und gepanzerter Seeungetüme nicht zu gewähren vermochte, einen 
kräftigen, wirksamen Schutz nämlich. 

Fallen die Gesetze, die uns zwecklos belästigen und uns des 
natürlichen Heimatsrechtes berauben, wenn wir sie übertreten, so 
werden wir nicht nur der Gesinnung, sondern auch der Nation nach 
Deutsche bleiben und nicht wie bisher im Brasilianertum aufgehen. 
Stützt man unsere Schulen, so wird die deutsche Bildung es über- 
nehmen, das mit Erfolg zu vollbringen was der Waffengewalt nie 
gelingen will, wir werden persönlich Schutz und Sicherheit im neuen 
Vaterlande finden, nicht weil man Rache fürchtet, sondern weil man 
uns schätzt. Hilft man uns schliesslich werkthätige Nächstenliebe 
üben, so werden wir wirtschaftlich befähigter dem Vaterlande zu 
nützen, durch gemeinsame Ziele und gemeinsame Interessen ihm 
inniger verknüpft sein, als Konsulats-Eintragungen und ähnliche 
Massnahmen es herbeizuführen vermöchten. 

Und nun noch eine Forderung im unmittelbaren Interesse der 
Kolonisation. Wir bedürfen, wenn Einwanderung im grossen über- 
haupt stattfinden soll, staatlich angestellter Emissäre, die 
keinem anderen als diesem Zwecke ihre Dienste zu widmen haben. 
Die Konsulate, selbst wenn sie, wie ja das Bestreben vorzuliegen 
scheint, ausnahmslos mit Berufskonsuln besetzt werden sollten, 
reichen bei weitem nicht aus. Die Thätigkeit eines Berufs- 
konsuls ist, besonders in den Städten, wo grössere deutsche Kolonien 
bestehen, eine derartige verzweigte und vielseitige, dass er auch bei 
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bestem "Willen nie und nimmer diejenige Zeit erübrigen könnte, 
deren er bedürfte, die Interessen der Immigranten in wünschens- 
werter Gründlichkeit wahrzunehmen. Wenn ein Berufskonsul den 
wechselnden Handelskonjunkturen seine Aufmerksamkeit widmet und 
diesbezüglich möglichst häufige Berichte verfasst; wenn er den 
sonstigen Obliegenheiten, die sein verantwortungsvoller Beruf von 
ihm erfordern, in wünschenswerter Gründlichkeit genügt, so wird 
ihm keine Zeit bleiben, regelmässig und häufig die Kolonieen zu 
bereisen und dort nach dem Rechten zu sehen, zu prüfen, welche 
Boden- und Kulturarten seinen Landsleuten besonders zusagen, den- 
selben mit Bat und That an die Hand zu gehen u. s. f. Solcher 
Männer bedürften wir aber schon heute und werden sie bei wachsender 
Kolonisation in wachsendem Masse nötig haben. Es gehörten für 
derartige Amter Leute, deren es etwa in jedem Staate vorerst einen 
zu geben brauchte, die mit Land und Menschen, mit Sprache und 
Sitten genau vertraut, über gründliche landwirtschaftliche Kenntnisse 
verfügen, praktisches Organisationstalent haben und — das ist viel- 
leicht am schwersten für einen deutschen Beamten — Beamte sind, 
ohne das gar zu schneidig fühlen zu lassen. Die Vorteile, welche 
solche Männer der deutschen Kolonisation und dem alten Vater- 
lande bieten könnten, stehen in absolut keinem Verhältnis zu dem 
Mehrauf wände den sie verursachten. Darum aber schliessen wir 
unsern Wunschzettel, soweit er sich auf das Deutsche Reich bezieht, 
mit der obigen Forderung. 

Wir kommen nunmehr zu Forderungen, die, an das deutsche 
Kapital gerichtet, im !Namen der Deutschen im Auslande schon 
heute gestellt werden müssen und die wir wiederum als Bedingung 
geltend machen, die zu erfüllen ist, ehe wir für das Projekt einer 
Kolonisation im grossen zu haben sein werden. 

Welche Chancen, lautete unsere weitere Frage, sind es, die 
sich dem deutschen Kapitalismus hier eröffnen? Um die Antwort 
hierauf in wünschenswerter Klarheit geben zu können, hat man 
recht eigentlich nichts weiter nötig, als den Beweggründen nach- 
zuforschen, welche Engländer und Amerikaner, also Nationen, deren 
praktisches Verständnis und rechnerische Begabung, gepart mit 
weitem, durch keine Sentimentalität getrübten Blick, vielleicht 
konkurrenzlos in der Welt dastehen, dazu veranlassen, den Riesen- 
summen, welche sie bereits in Brasilien angelegt, ständig neue 
Riesensummen folgen zu lassen und das, trotzdem ihnen die gegen- 
wärtig missliche Lage Brasiliens bis in ihre Einzelheiten hinein 
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gewiss ebenso, wenn nicht noch besser bekannt ist als unseren 
deutschen Kapitalisten. 

Vorurteilsfreie Forschung lässt uns die Ursachen dieser scheinbar 
leichtfertigen Handlungsweise unschwer erkennen, und liefert zugleich 
eine ebenso logische wie unverkennbar richtige Antwort auf die 
Frage nach den Chancen, welche sich einer etwaigen deutschen 
Kapitalsanlage hier eröffnen würden. Drei Hauptgesichtspunkte sind, 
das ergiebt sich ebenso aus der Art der Anlage ihrer Kapitalien 
wie aus der Haltung ihrer Finanzpresse, für die Stellung massgebend, 
welche die englischen und amerikanischen Kapitalisten der Republik 
und den Einzelstaaten Brasiliens gegenüber einzunehmen für gut 
und zweckmässig befinden: Man erinnert sich der in Brasilien ein- 
geheimsten Verdienste; man will sein angelegtes Kapital nicht ent- 
werten oder gar verloren gehen lassen; man erachtet einen Auf- 
schwung des Landes als einziges Mittel aus seinen Reichtümern 
neue persönliche Vorteile zu ziehen. Der Leser ersieht schon hieraus, 
dass die Herren sich nicht verleugnen. Weder Nächstenliebe noch 
sonstige sentimentale Anwandlungen, Schwächen, die man ja übrigens 
dem anglo-sächsischen Volkscharakter in letzter Linie andichten 
dürfte, bestimmen ihr Handeln, sondern Egoismus, nackte Selbst- 
sucht, die freilich in diesem wie in manchen anderen Fällen als 
kulturfördernd zu begrüssen ist. 

Engländer und Amerikaner, sagten wir vorher, erinnern sich 
der in Brasilien eingeheimsten Verdienste. Dass diese Verdienste 
kolossaler Art waren, ja noch heute sind, wird kaum jemand in 
Abrede stellen wollen ; versuchte man es aber, so wäre es ein Leichtes, 
durch den Hinweis auf die Anleihegeschäftchen mit dem Londoner 
Rothschild-Konsortium, auf die Dividenden der englischen Bahnen 
und Banken, auf die Thatsache, dass Newyork, als Hauptcentrum 
des Zwischenhandels für brasilianischen Kaffee, fast mehr Provisionen 
einheimst, als der ganze europäische Kaffeehandel zusammen, und 
auf noch tausend andere lukrative Unternehmungen sonst, die Riesen- 
verdienste beider Länder aus der Anlage ihres Kapitals in Brasilien 
nachweisen. 

Deutschland freilich hat derartig angenehme Erinnerungen nicht. 
Die hier in lukrativen Betrieben angelegten deutschen Kapitalien 
waren und sind noch heute minimaler Natur. Sie beschränken sich 
fast ausschliesslich auf einige grössere Kaufhäuser, die, ob auch mit 
verhältnismässig grossen Kapitalien arbeitend, naturgemäss gegen- 
über den Riesenvermögen der anglo-sächsischen Syndikate gar nicht 



— 197 — 

in Betracht kommen können. Wurden einmal Gelder in grösserer 
Höhe angelegt, so geschah es wie seligen Angedenkens in Argentinien, 
in imaginären Werten, die dann statt des Gewinns Verluste brachten 
und entmutigend den Äusserungen weiterer Unternehmungslust ein 
Ziel setzten. Engländer und Amerikaner machten es umgekehrt. 
Sie erwarben Grund und Boden, Kaffeeplantagen, Bergwerke u. s. f., 
sie bauten Eisenbahnen und schufen Schiffsverbindungen, alles Dinge, 
bei denen ihr Geld nicht verloren gehen konnte, weil materielle 
Sicherstellung vorhanden war ; und wenn nun England zu guterletzt 
dem Lande bare Anleihen bewilligte, so boten ihm schon seine 
eignen lukrativen Besitzungen, seine Kontrolle über wichtige Verkehrs- 
wege etc., sammt den materiellen Garantieen, welche der Bund zu 
leisten hatte, genügende Sicherheit für sein Geld, ganz abgesehen 
davon, dass die bereits früher aus dem Lande gezogenen Vorteile 
an sich schon das englische Kapital berechtigt hätten, etwas mehr 
zu riskieren als bisher. Durch eigenes Verschulden, es geht das aus 
dem Vorstehenden sonnenklar hervor, hat sich das deutsche Kapital 
der Vorteile begeben, welche ihm das Brasilien der Vergangenheit 
bieten konnte; möge es aus dem Beispiele der ihm stammesverwandten 
Völker wenigstens für Gegenwart und Zukunft profitieren. 

Die Anglo-Saxonen, führten wir ferner aus, wollen ihr an- 
gelegtes Kapital nicht entwerten, oder gar verloren gehen lassen. 
Ihr Gedankengang ist dabei genau derjenige des verständigen privaten 
Gläubigers, welcher in der Hoffnung, oder mit begründeter Aussicht, 
seinem Schuldner wieder auf die Beine zu helfen, demselben lieber 
noch ein neues Darlehen gibt, als mit seinem Untergänge die 
Gewissheit zu erlangen, dass die gesarate Schuld verloren sei. 
Sie sahen auf der einen Seite, dass Brasilien ohne kräftige Hilfe 
dem Staatsbankrott zusteuerte, was für sie, ob auch bis zu einem 
gewissen Grade materiell gedeckt, gleichbedeutend mit beträchtlicher 
Einbusse gewesen wäre; sie berücksichtigten auf der anderii, dass 
bei dem enormen Reichtum des Landes nur eine gesunde Verwaltung, 
eine rationelle Hebung und Ausnutzung dieser Reichtümer erforderlich 
sei, um Brasilien zu Gesundung und neuer Blüte zu bringen. Da& 
Resultat dieser Reflektionen aber setzten sie in Fakten um, indem 
sie zu den placierten noch neue Summen investierten, und das nicht 
zu ihrem Schaden, wie jeder Beobachtende leicht erkennen kann. 
Es wurden gerade in jüngster kritischer Zeit von amerikanischen 
und englischen Syndikaten riesenhafte Pazendenkomplexe zu Preisen 
angekauft, die in normalen Zeiten als lächerlich gering bezeichnet 
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werden müssten ; es wurden Bahnkonzessionen, Pachtungen etc. 
kontrahiert, deren lukrativer Wert gar nicht in Frage zu ziehen 
ist. und dabei schaffte man doppelten Nutzen. Das Land bedarf 
des Geldes, um seinen Verpflichtungen genügen und Zeit gewinnen 
zu können um neue Hilfsquellen zu erschliessen ; die Käufer aber 
ernten Gewinne, erlangen eine Verzinsung ihrer Kapitalien wie sie 
sicherer und höher in Europa oder anderswo in der Welt schwerlich 
gefunden werden dürfte. Und das deutsche Kapital? Es glänzt 
durch Abwesenheit wie gewöhnlich, es handelt, als ob es an all 
diesen Vorgängen kein Interesse habe. Die Folgen dieses Verhaltens 
aber empfinden die hiesigen Deutschen schon heute und würde eine 
neuerliche Masseneinwanderung in noch erhöhtem Masse empfinden 
lassen. Wo will man denn hin mit grossen Kolonieen, wenn das 
brauchbare Land, soweit es die Brasilianer veräussern, in die Hände 
der Engländer oder Amerikaner gerät? Oder glaubt man etwa, 
man werde dann vorteilhafter kaufen können als heute? Überlege 
sich das der deutsche Michel einmal, ehe er sich, um weiter zu 
schlummern, auf die andere Seite dreht. 

Engländer und Amerikaner, sagten wir schliesslich, erachten 
einen Aufschwung des Landes als einziges Mittel, aus seinen Eeich- 
tümern neue Vorteile zu ziehen. Nichts klarer als das. Handel 
und Wandel, Industrie und Landwirtschaft, kurz alle Erwerbsquellen 
des Landes liegen gegenwärtig unter dem Banne einer gemeinsamen 
Depression danieder. Mangel an Geld beeinflusst die Kaufkraft 
ebenso wie die zur Ausnutzung der Reichtümer des Landes un- 
erlässlichen Massnahmen. Das solche ungesunde Situation für den 
Importhandel genau so schädlich sein muss, wie etwa für die 
Lukrativität der Eisenbahnunternehmungen im Innern, ist ohne 
weiteres verständlich. Hieraus aber schon ergiebt sich, dass das 
Interesse an der Hebung und wirtschaftlichen Kräftigung des Landes 
nicht nur ein internes sein kann. Man frage einmal jene Exporteure 
in Deutschland, denen Brasilien als Absatzgebiet ihrer Produkte 
dient, ob es ihnen gleichgültig sei, ob hier gute oder schlechte 
Zeiten, ob sie mit ruhigem Mute, mit Vertrauen verkaufen, oder in 
ihren Träumen ständig den Flügelschlag des „Pleite-Geiers" zu 
hören vermeinen ? Aus diesem Grunde aber, wenn selbst die Herren 
meinen sollten, dass aus keinem andern, ist auch das deutsche 
Kapital an der Hebung Brasiliens interessiert, und sollte alles thun 
was in seinen Kräften steht um dieses Ziel erreichen zu helfen. 
Deutschland ist auf den Export angewiesen und kann bei der ständig 
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wachsenden Konkurrenz seines Marktes in letzter Beihe aber des- 
jenigen des grossen und in nicht zu langer Zeit zuverlässig reichen 
Brasiliens entraten. 

Darum, will man uns deutsche Einwanderer schicken, verabsäume 
man nicht, vorher Kapital ins Land zu bringen, denn sonst werden 
wir nach wie vor landwirtschaftliche Tagelöhner, aber keinen koloni- 
satorischen Einfluss auf die Geschicke des Landes gewinnen. 

Durch die Anlage deutscher Kapitalien kann dem Einwanderer 
wenigstens bis zu einem gewissen Grade eine Gewähr, eine greifbare 
Garantie für seine Zukunft geboten werden, indem der deutsche 
Geldmann durch geeigneten Bodenkauf zum Vermittler zwischen 
Kolonisten und Brasilien wird, und gleichzeitig, dank seinem Einfluss 
auf die deutsche B^gierung, diese zu der notwendigen moralischen 
Unterstützung veranlasst. 

Man berücksichtige folgendes: Italien, Spanien und Portugal, 
die drei Länder, welche gegenwärtig noch bei weitem das Haupt- 
kontingent der brasilianischen Einwanderer stellen, stehen ganz 
naturgemäss dem brasilianischen Volke als Stammes- und blutsver- 
wandt am nächsten. Wenn nun auch die hierdurch bedingte natür- 
liche Sympathie der Brasilianer den Einwanderern dieser Völker 
gegenüber in praktischer Beziehung durch die grössere koloni- 
satorische Tüchtigkeit und nicht in letzter Reihe durch den fried- 
fertigeren Charakter und die grössere Anpassungsfähigkeit der Ab- 
kömmlinge germanischer Kasse bis zu einem gewissen Grade 
neutralisiert wird — man lernt, die neuerlichen Bemühungen der 
hiesigen [Regierungen zwecks Heranziehung germanischer Ein- 
wanderung beweisen das, die Vorzüge unseres Stammes auch hier 
immer besser schätzen — so bleibt doch die Thatsache bestehen, 
dass die Sprachverwandtschaft, verbunden mit den geringeren An- 
sprüchen, der grösseren Billigkeit also der Arbeitskräfte der 
lateinischen Rasse und deren numerische Überzahl denselben prak- 
tische Vorteile sichern, die wir, gegenwärtig wenigstens, durch nichts 
zu neutralisieren vermögen, und nun im Anschluss an das Gesagte 
eine kleine aber lehrreiche Betrachtung. England und Nord- 
amerika — wir lassen Prankreich als rassenverwandt ganz aus 
dem Spiele — stehen in Bezug auf Stammes- und Blutsverwandt- 
schaft, sowie was die Sprache anbetrifft, dem brasilianischen Volke 
ebenso fern wie wir ; in Bezug auf numerische Stärke, Anpassungs- 
fähigkeit und Lohnansprüche vermögen sie ja nicht einmal mit uns 
zu konkurrieren. Dennoch ist, der Wahrheit die Ehre, der praktisch- 
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kulturelle Einfluss dieser beiden Länder hier gegenwärtig ein ent- 
schieden fühlbarerer als derjenige Deutschlands. Wie nun hängt 
das zusammen ? Nichts begreiflicher als dies : Der deutsche Land- 
arbeiter, sei er nun gänzlich mittellos und friste als weisser Halb- 
sklave auf irgend einer Kaffeefazenda des Tunern ein kümmerliches 
Dasein, oder besitze er selbst das Notwendigste, um sich auf eigener 
Scholle ansässig zu machen, um dort, wie gezeigt, von Zufälligkeiten 
tausenderlei Art abhängig, im Schweisse seines Angesichts für eine 
ungewisse Zukunft zu arbeiten, ist und bleibt unter gegenwärtigen 
Verhältnissen nichts als ein Werkzeug, dessen sich Brasilien be- 
dient, um seinen kulturbedürftigen Boden zu bearbeiten, um in 
mühsamer Pionierarbeit das zu thun, was früher der Sklave that 
und was man andernfalls heute selbst vollbringen müsste. Anders 
der Engländer und der Amerikaner. Beide Länder liefern für 
Brasilien einen verschwindend geringen Bruchteil produktiv thätiger 
Arbeiter, ohne jedoch deswegen kolonisatorisch weniger Nutzen zu 
stiften als wir Deutschen. Bei ihnen erreicht eben das Kapital, 
was bei uns die schwielige Faust des einzelnen in mühsamer Arbeit 
anstrebt. Während aber wir mit unserer Hände mühsamem Schaffen 
den Brasilianern nichts weiter als nützliche und schätzens- 
werte Werkzeuge für ihren Zweck, schwingen sich jene zu 
Herren der Situation auf, die, indem sie dem Lande von Nutzen 
sind, im Gegensatze zu uns Einfluss auf dasselbe gewinnen und aus 
demselben selbst Nutzen ziehen. Die Macht ihres Kapitals ist 
das Geheimnis ihrer Macht. 

Warum aber sollten wir Deutschen nicht gleich ihnen handeln? 
Warum nicht jenen Grad von Weitherzigkeit uns zu eigen machen 
können, der Englands und Amerikas wirtschaftliche Hegemonie hier 
in Brasilien und in so vielen andern Ländern begründete? 

Wollen wir, dass deutsche Arbeitskraft nicht nach wie vor aus- 
genützt werde ohne entsprechenden Lohn, wollen wir, dass sie im 
Falle neuerlicher massenweiser Zufuhr nicht mehr noch wie bisher 
gedrückt und entwertet werde, so müssen wir ihr das deutsche 
Kapital zur Seite stellen. Dann aber wird uns keine Nation den 
verdienten Einfluss streitig machen können. 

Und noch ein drittes Faktum sei kurz gestreift, dessen Trag- 
weite nur der unterschätzen kann, der eben die Macht des Kapitals 
nicht kennt. 

Es ist eine feststehende, wenn auch bedauerliche Thatsache, die 
bei Nationen ebenso wie bei den Einzelnen zutrifft, dass nämlich 
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keine Vorzüge des Geistes und des Körpers soviel Hochachtung 
einzuflössen vermögen, als diejenigen eines wohl gefüllten Portemonnaies. 
Auch der Brasilianer versteht sich auf die Wertschätzung eines 
solchen und behandelt Leute, die mit Geld ausgerüstet zu ihm 
kommen, ganz erheblich viel zuvorkommender als andere, die es 
erst bei ihm erwerben wollen Wir bedürfen aber für unsere 
Kolonisation der zuvorkommenden Behandlung, wir bedürfen, wie 
bereits früher erläutert, gewisser Vorrechte, so unter anderm des- 
jenigen der Selbstverwaltung, als Basis einer günstigen Entwickelung 
in unserm Sinne. Was, um alles in der Welt nun, fragen wir, 
sollte den Brasilianer veranlassen können, uns bei Portdauer gegen- 
wärtiger Verhältnisse diese Vorrechte einzuräumen? Wir arbeiten 
ja für ihn, wir bebauen und kultivieren ja seinen Boden, wir thun 
also alles was er von uns verlangt. Wozu uns denn dann noch 
Vorrechte einräumen die ihm lästig sind, ja die ihm unter Um- 
ständen insofern Schaden bringen können, als ihm eine zielbewusste 
und prosperierende Kolonisation die Arbeitslöhne verteuern muss? 
Er wird sich wohl hüten das zu thun. Anders wäre die Sache, 
wenn wir ihm für derartige Vorrechte pekuniäre Vorteile zu bieten 
vermöchten, wenn wir ihm mit unserm Gelde Eisenbahnen, Fabriken 
und andere Dinge schaffen würden, die seine Einnahmen vergrösserten, 
seiner Geldnot steuerten, dem ßeichtume seines Landes aur Ent- 
faltung verhelfen. 

Also thut Geld in euren Beutel! 

Auf welchen Gebieten, lautete unsere dritte und letzte Frage, 
ist im Falle einer beabsichtigten Masseneinwanderung — freilich 
auch jetzt schon, wie wir nicht unterlassen möchten hinzuzufügen 
— die Anlage deutscher Kapitalien besonders wünschenswert, bezw. 
erforderlich ? 

Die Beantwortung dieser Frage ist keine leichte, denn das 
Gebiet auf dem sich der Kapitalismus in einem so zukunftsreichen 
und quasi gänzlich unausgebeuteten Lande wie Brasilien zu eigenem 
und fremdem Besten bethätigen kann, ist ein so riesenhaft grosses, 
dass es den Rahmen unserer Abhandhmg bei weitem übersteigen 
würde, wollten wir es versuchen alle jene landwirtschaftlichen und 
industriellen Unternehmungen und Betriebe im Einzelnen zu kenn- 
zeichnen, die bei rationeller Ausnützung lohnenden Erwerb ver- 
heissen. Giebt es doch, mit vielleicht einziger Ausnahme des Kaffee- 
Exportes in Brasilien, kaum ein Unternehmen, bei dem sich eine 
Konkurrenz ernstlich fühlbar machen würde. 
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Aber Untersuchungen nach dieser Richtung hin haben wir uns 
nicht zur Aufgabe gestellt. Uns gilt es vielmehr zu zeigen, wie 
und wo deutsches Kapital in Verbindung mit deutscher Massen- 
einwanderung zur Erhöhung des deutschen Einflusses, zur Prosperität 
der nationalen Einwanderung und nicht in letzter Reihe zu eigenem 
Nutzen operieren könnte und sollte. 

Wir wiesen an früherer Stelle auf die Notwendigkeit hin, 
nationale Kolonieen, soweit solche in grösserem Massstabe etwa ge- 
plant, auf deutschem Boden erstehen zu lassen. Die gewichtigen 
Gründe, welche wie für diese unsere Forderung geltend machten, 
hier nochmals zu rekapitulieren dürfte überflüssig sein. Hier aber 
bietet sich den deutschen Kapitalisten, wie schon an früherer Stelle 
andeutungsweise dargelegt, in erster Linie ein Feld zu ebenso 
lukrativer, wie patriotischer Bethätigung. 

Wir muten den apostrophierten Kapitalisten nicht etwa zu, 
grosse Terrains anzukaufen, um dieselben dann unentgeltlich an die 
Kolonisten zu vergeben. Ja nicht einmal ohne unmittelbaren Nutzen 
brauchen die Herren Terrains abzugeben und können dennoch billiger 
verkaufen als beispielsweise gegenwärtig die Staatskolonieen. Wie 
das möglich, wird jeder europäische Güterschlächter ihnen erklären 
können. Es ist eben das Geheimnis der Macht des Grosskapitals, 
billiger, und besser kaufen zu können, als der kleine Mann, der 
Kredit in Anspruch nehmen muss, oder nur geringe Summen in- 
vestieren kann. Dass das Prinzip der Abzahlung, welches ja auch 
bei den hiesigen Staatskolonieen neuerdings zur Anwendung gelangt, 
das einzig richtige und empfehlenswerte ist und bleiben wird, be- 
darf bei der notorischen Thatsache, dass das Gros der Europamüden 
durch Not zum Auswandern getrieben wird, kaum der Erklärung. 
Prinzipiell lässt sich die Behaupung aufstellen, dass, je bequemer, 
besonders in den ersten Jahren, dem einzelnen der Zahlungsmodus 
gemacht wird, desto grösser die Chancen für sein Emporkommen, 
desto begründeter die Aussichten auf ein Emporblühen der Kolonie. 
Nun ist es freilich mit dem bequemen Zahlungsmodus an sich noch 
nicht gethan. In vielen Fällen werden Vorschüsse an Lebensmitteln, 
an Werkzeugen, Sämereien u. s. f. geleistet werden müssen, um dem 
Kolonisten überhaupt den Anfang zu ermöglichen und um ihm die 
Existenz bis zur ersten, gelegentlich auch wohl bis zur zweiten 
Ernte zu sichern. Für diese notwendigen Unterstützungen könnte, 
ja sollte sogar nach unserer Überzeugung dem- Kolonisten ein be- 
scheidener Zins in Anrechnung gebracht werden. Die Erwägung, 
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welche uns zu dieser Anschauung veranlasst, ist etwa gleich der, 
welche uns die unentgeltliche Abgabe yon Land als unzweckmässig, 
ja unter Umständen als direkt schädlich erachten lässt. Wir meinen 
und haben es in der Praxis beobachtet, dass bei vielen Leuten zur 
wünschenswert gründlichen Pflichterfüllung das Gefühl moralischer 
Verantwortlichkeit nicht ausreicht, sie beürfen eines vorgeschriebenen 
materiellen Pensums, eines Zieles, das sie zu erreichen haben. Gerade 
für solche Leute aber wirkt es durchaus segensreich, wenn sie wissen, 
dass ihnen zum bestimmten Termin die Zahlung einer bestimmten 
Summe obliegt, und wenn sie andererseits bemüht sein müssen, 
einen Vorschuss thunlichst schnell abzuzahlen, um der aus demselben 
resultierenden Zinsverpflichtung enthoben zu sein. Wünschen wir 
also auf der einen Seite grösstmöglichste Zahlungsbequemlichkeiten 
und Unterstützungen aller Art für den Kolonisten, so wollen wir 
auf der andern Pflichten für ihn, deren strikte Erfüllung durchaus 
kein nebensächliches Moment für Wohlfahrt und Glück des einzelnen 
wie der Gesamtheit darstellt. 

Wir wünschten — man verzeihe uns die kleine politische Ab- 
schweifung in unserer sonst rein national-wirtschaftlichen Abhand- 
lung — das oben zum Ausdruck gebrachte Prinzip, der sozial- 
demokratische Grundsatz von den Rechten und Pflichten nämlich, 
fände in allen Kreisen, sowohl in den aristokratischen und bürger- 
lichen, als auch — es ist uns nicht lieb, das eigens betonen zu 
müssen — in denen des Proletariats die gebührende Würdigung, 
der Klassenkampf würde dann vielleicht weniger grausame Wunden 
schlagen. 

Doch zurück zu unserm Thema. 

Die Gratisbeförderung europäischer Immigranten hat sich als 
unpraktisch erwiesen und sollte bei einer deutschen Kolonisation 
aus mehrfachen Gründen in Fortfall kommen. Fast alle brasilianischen 
Einzelstaaten, ja selbst der Bund als solcher, haben seit Jahren 
Einwanderer durch freie Reise und Versprechungen, auf die wir 
später zurückkommen, nach hier gezogen. Rechnen wir aber die 
enormen Summen zusammen, welche diese Art der Kolonisation ver- 
schlungen, und stellen wir diese Summen dem praktischen Nutzen 
gegenüber, den die Kolonisation bis heute dem Lande gebracht, so 
muss ohne weiteres zugegeben werden, dass das aufgewandte Geld 
für jede andere Sache besser angebracht gewesen wäre. Hätte man 
Eisenbahnen dafür gebaut, die den Verkehr mit dem reichen Innern 
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vermittelten, hätte man jene Summen zur Tilgung der auswärtigen 
Schuldj zur Hebung der Finanz- und Geschäftslage also, verwendet, 
so würde sich früher oder später der Strom der Einwanderer von 
selbst ebensogut nach hier gewandt haben, wie er sich heute noch 
nach den Vereinigten Staaten wendet, die nicht nur keine Reise- 
unterstützungen zahlen, sondern neuerdings sogar die Einwanderung 
geradezu erschweren, und die, besonders im Osten bei der dort zu- 
nehmenden Übervölkerung, dem Kolonisten auch im Entferntesten 
die Chancen bieten, wie das so unendlich reiche und grosse, aber 
volksarme Brasilien. Um nur einen ungefähren Anhaltspunkt dafür 
zu gewinnen, wie viel Geld diese falsche Taktik bereits gekostet, 
berücksichtige man, wie viele Italiener allein alljährlich mit ihren 
Ersparnissen in die alte Heimat zurückkehren. Sie bilden nicht 
nur keinen sesshaften Bevölkerungszuwachs, sondern sie bringen 
sogar noch das Geld ausser Landes. Von den Tausenden, die all- 
jährlich, auf Staatskosten nach Brasilien importiert, nach Argentinien, 
Chile, Peru etc. auswandern, wollen wir gar nicht reden ; sie werden 
zwar durch andere ersetzt, die von dort nach hier kommen, können 
aber nie und nimmer als das gelten, was Brasilien gerade braucht, 
als sesshafter Bevölkerungszuwachs. 

Von der pekuniären Seite der Sache aber schon ganz. abgesehen, 
entsprechen die durch Gratispassage angelockten Kolonisten in vielen 
Fällen auch qualitativ den Anforderungen nicht, die man im 
Interesse der Kolonisation und des Landes an sie zu stellen be- 
rechtigt ist. Sind schon pekuniär völlig schiffbrüchige Kolonisten 
keine sonderlich angenehme oder vorteilhafte Acquisition, so ist der 
starke Prozentsatz moralisch Schiffbrüchiger, der erfahrungsgemäss 
gerade den Gratis-Passagieren beigemengt zu sein pflegt, erst recht 
nicht willkommen zu heissen. Arbeitsscheue Vagabunden, Diebe, 
Messerhelden und Zuhälter haben wir hier übergenug. Was wir 
brauchen, sind Arbeiter, die vorwärts kommen wollen. Solche aber 
können sich wohl auch drüben die kleine Summe ersparen, deren 
sie zur überfahrt bedürfen, oder sollen besser, vorerst wenigstens, 
gar nicht kommen, wenn sie nicht noch etwas mehr wie diese kleine 
Summe in der Tasche haben. Ihnen eröffnen sich im Augenblicke 
drüben bessere Chancen als hier, wenn sie mittellos sind. Hat man 
aber Hoffnung, und wir wünschen, dass sich die Zeiten bald so ge- 
stalten mögen, selbst Mittellosen hier zur Existenz verhelfen zu 
können, so kann man ihnen ja die Kosten der Reise in Form eines 
Vorschusses bewilligen und gewinnt hierdurch noch eine nicht zu 
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unterschätzende Handhabe zur vorherigen Prüfung der Qualität 
der Kolonisten. 

Prinzip sollte es sein, gerade solchen Familien Einwanderung 
und Niederlassung zu ermöglichen, die möglichst reichen Kinder- 
segen aufweisen. Viele Kinder, jeder erfahrene Kolonist und 
Eazendeiro weiss das, stellen hierzulande ein Kapital dar, da es 
Arbeit in Fülle giebt, die auch von Kindern verrichtet werden kann^ 
die jedoch mangels solcher eben Erwachsene machen müssen. Die 
Kolonisten auf den Kaffeefazenden beispielsweise wissen sehr genau, 
was es für einen Unterschied ausmacht, ob sie allein mit der Frau 
Unkraut jäten und Bohnen pflücken müssen, oder ob halbwüchsige 
Knaben und Mädchen ihnen zur Hand gehen. Der Ausspruch, 
„dieser und jener sei emporgekommen, er habe ja aber auch grosse 
Familie", wird dem Europäer seltsam klingen, hier kann man ihn 
täglich hören. 

Alle diese kleinen Dinge und noch eine ganze Keihe anderer, 
die freilich hier zu erörtern zu weit führen würde, hätte der 
deutsche Kapitalismus in Betracht zu ziehen, wenn er die Ein- 
wanderung im grossen zum Gegenstand seiner Aufmerksamkeit 
machen wollte, dann aber könnten unsere Geldleute auch überzeugt 
seio; eine Kapitalsanlage gefunden zu haben, wie sie sich ähnlich 
lukrativ und zugleich sicher schwerlich irgendwo in der Welt 
finden lässt. 

Für untrennbar vom Landerwerb für kolonisatorische Zwecke 
erachten wir dieT Herstellung und den Betrieb in eigener Verwaltung 
von Eisenbahnen , Dampfschiffsverbindungen und Verkehrswegen 
aller Art. 

Selbst die beste und von der Natur verschwenderisch aus- 
gestattete Kolonie ist wertlos, wenn ihren Bewohnern die Gelegen- 
heit fehlt, ihre Produkte zu Markte zu bringen. Wir sind nun 
eben über jene Zeit hinaus, wo der Mensch nur von dem existierte, 
was er selbst produzierte. Heute ist auch die reichste Ernte wert- 
los, wenn sie nicht, in Geld umgesetzt, als Tauschmittel für andere 
Erfordernisse des täglichen Gebrauchs verwendet werden kann. 

Wenn eine der grossen europäischen Kulturnationen heutzutage 
ihre Flagge auf noch herrenlosem Territorium hisst, so ist es, handle 
es sich nun um ein Stück afrikanischen Hinterlandes, oder um eine 
einsame Insel im weiten Ozean, ihr erstes Bestreben, den neuen 
Besitz durch Eisenbahnen oder Dampfschiffsverkehr mit der Kultur- 
welt in Verbindung zu bringen; will eine der gleichen Nationen, 
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wie gegenwärtig in China, ihren politischen oder wirtschaftlichen 
Einfluss in einem für die Ausbeutung lohnenden Gebiete erhöhen, 
so beginnt sie dies wiederum mit dem Versuche, ihren Unterthanen 
Verkehrskonzessionen, also die Erlaubnis zum Bau von Eisenbahnen, 
zum Betrieb der Flussschiffahrt, zur Anlegung von Handels- 
häfen etc. zu sichern. Das aber aus mehrfachen und gewichtigen 
Gründen, deren hauptsächlichste wir hier kurz wiedergeben wollen, 
um sie dann in Bezug auf den Gegenstand unseres Themas, die 
Erwerbung von Verkebrskonzessionen für Brasilien, etwas eingehender 
zu erörtern. Verkehrskonzessionen werden also in der Hauptsache 
nachgesucht, weil sie einmal an sich schon ein gutes Geschäft 
darzustellen pflegen, weil sie zu zweit politischen und wirtschaftlichen 
Einfluss sichern, und weil sie schliesslich drittens den Wert des 
etwaigen eigenen Besitzes innerhalb des Konzessionsgebiets er- 
höhen. 

Verkehrskonzessionen, sagten wir, stellen an sich schon ein 
gutes Geschäft dar, d, h. möchten wir hinzufügen, wenn sie in 
eigener Verwaltung gehandhabt werden und ausserdem Länder be- 
treffen, in oder mit denen Verkehr existiert oder mit Aussicht auf 
Erfolg ins Leben zu rufen ist. Zu den Ländern, auf die letztere 
Eventualität zutrifft, gehört Brasilien unzweifelhaft. Der enorme 
Reichtum seines Bodens ah kostbaren Schätzen der Natur, die 
Ertragsfähigkeit seiner riesenhaften, zu ^I^q noch unausgenutzten 
Produktionsmittel lassen den kolossalen Aufschwung des Verkehrs 
und des wirtschaftlichen Lebens nur als eine Frage absehbarer Zeit 
erscheinen. 

Schon heute gewähren Unternehmungen, wie beispielsweise die 
englische Bahn, die, vernünftig verwaltet, als Haupteinnahmequelle 
den Kaffeetransport aus dem Innern unseres Staates nach Santos 
bewerkstelligt, ihren Aktionären Verdienste, die trotz ständiger ge- 
waltiger Ausgaben für Meliorationen als glänzend bezeichnet werden 
dürfen. Noch eine ganze Reihe anderer Gesellschaften könnte man 
aufführen, deren alljährliche fette Dividenden den besten Beweis 
für die Lukrativität des Geschäftes erbringen. Wenn freilich andere 
Bahnunternehmungen, wie die Leopoldina-, ja selbst die Central- 
bahn, zum Teil sehr bedeutende negative Resultate zu Tage förderten 
und noch fördern, so trägt an diesem Umstände anerkanntermassen 
nicht die Unmöglichkeit einer Verkehrsentwickelung, oder auch nur 
Mangel an Verkehr, sondern vielmehr die Unfähigkeit der Ver- 
waltung und das brasilianisch-republikanische System die Schuld, 
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jedes staatliche Unternehmen zu einer Pfründe für regierungs- 
parteiliches Stimmvieh, für Faullenzer, zu machen, die zu keinem 
anderen Zwecke auf der Welt zu sein scheinen, als pünktlich jeden 
Monat ihr Gehalt einzustreichen, sämtliche kirchlichen und staat- 
lichen Feiertage gewissenhaft zu begehen, und an Wahltagen zur 
Verfügung ihrer Auftraggeber zu stehen. Wenn solche Betriebe 
dann tausende von Kontos Defizit „profitieren", oder wenn ihre 
Aktien im Nominalwerte von 200 $ mit 2 $ zum Verkauf gelangen, 
so darf man sich darüber absolut nicht wundern. Erstaunlich wäre 
es umgekehrt. Widersinnig aber ist es, auf Grund von Vorkomm- 
nissen, wie desjenigen, das in der Entwertung der Leopoldina- Aktien 
seinen Ausdruck findet, von einer Anlage deutscher Kapitalien ab- 
raten zu wollen. Die Riesensummen, die nachweislichermassen 
England und Amerika bereits hier verdient, liefern ja den besten 
Beweis für die Möglichkeit lukrativen Betriebes bei zielbewusster 
Handhabung. Was aber unsere angelsächsischen Stammgenossen 
können, vermögen wir auch. Darum Geld ins Land und Eisen- 
bahnen erworben. 

Unsere zweite Behauptung, dass eine Beherrschung der Ver- 
kehrswege gleichbedeutend mit einer Erhöhung des politischen und 
wirtschaftlichen Einflusses sei, ist leicht zu beweisen. Brasilien ist 
ein Land, bei dem mehr wie in irgend einem andern der politische 
vom wirtschaftlichen Einfluss abhängig ist. Die Politik ist hier 
ausgesprochener wie in irgend einem andern Lande der Welt als 
die Kunst zur Hebung der wirtschaftlichen Lage anzusehen. Wir 
treiben keine Eroberungspolitik, wir leben mit unsern Nachbarn in 
Frieden und kennen, bezw. sollen gegenwärtig keine andere politische 
Aufgabe kennen als unsere Finanzen und den innern Wohlstand des 
Landes zu heben. Dies unsere politische Aufgabe, ebenso wie es 
unsere wirtschaftliche ist. Hieraus aber ergiebt sich, dass politischer 
Einfluss für Brasilien eine Folge des wirtschaftlichen sein muss. 
Letzterer nun aber wird durch nichts nachdrücklicher erworben und 
erhalten als durch die Beherrschung des Verkehrs. Sehr begreiflich 
das. Die Verwerthung unserer Produktion, der Preis der Einfuhr, 
kurz alle Momente, die für unsere wirtschaftlichen Beziehungen 
massgebend, sind abhängig von der Vermittelung der Verkehrs- 
syndikate, deren Frachtsätze, Beforderungsschnelligkeit u. s. f. tief 
einschneidende Faktoren unseres wirtschaftlichen Lebens darstellen 
und deren Einfluss daher ein naturgemäss nicht zu unterschätzender 
ist. Als lebende Beweise für die Richtigkeit dieser unserer An- 
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schauung führen wir abermals Engländer und Amerikaner ins Feld^ 
die praktischen Sinnes, wann und wo immer sie die Ausnutzung 
eines Landes zum Gegenstände ihrer Bemühungen machten, stets 
allen anderen Operationen die Erwerbung von Eisenbahn- und Ver- 
kehrskonzessionen vorausschickten. Die Folge aber ist, dass sie in 
kürzester Zeit politischen Einüuss gewinnen, der beispielsweise in 
Brasilien, trotz ihrer bedeutenden numerischen Minderheit, ein er- 
heblich grösserer ist, als derjenige der Deutschen. 

Wenn wir schliesslich ausführten, dass die Beherrschung der 
Verkehrswege den Wert des eigenen Landbesitzes erhöhe, so bedarf 
das eigentlich kaum der Beweisführung. Denn sind wir uns vorher 
darüber klar geworden, dass die Erweiterung des Eisenbahnnetzes 
an sich schon eine Hebung der wirtschaftlichen Lage eines Landes 
bedeute, so bedarf es gar nicht der Erörterung, dass mit der all- 
gemeinen Werterhöhung auch eine solche des Privatbesitzes Hand 
in Hand gehen muss. Rechnet man hierzu noch die vielerlei direkten 
Vorteile, die einer Kolonie aus Bahnverbindung in eigener Ver- 
waltung der Besitzer erwachsen müssen, so wird man unschwer er- 
kennen, dass unser Vorschlag „Bodenerwerb,'^ Hand in Hand mit 
der Begründung entbehrt und für deutsche Massenemigration von 
grösster Bedeutung ist. 

Noch zwei weitere Fragen waren im Expose unserer Unter- 
suchung vorgesehen. Die Thatsache, dass dieselben bereits grossen- 
teils im Laufe früherer Ausführungen Erledigung fanden, ermög- 
licht uns, sie hier nur quasi rekapitulirend zu erörtern. 

Unsere Fragen lauteten: Was müssen wir von der brasilia- 
nischen Regierung, was vom Einwanderer selbst fordern, wenn eine 
deutsche Masseneinwanderung hier zu gedeihlicher Entwickelung 
führen soll? In Bezug auf erstere Fragen machten wir bereits 
zwei Grundsätze geltend, die in unseren Augen Fundamental- 
bedingungen für die Möglichkeit der Prosperität deutscher Koloni- 
sation in Brasilien darstellen. Wir forderten Ellenbogenfreiheit 
und Selbstverwaltung. Nachdem wir uns über die Wichtigkeit der 
letzteren bereits ausführlich verbreitet, erübrigt eine kurze Dar- 
legung des Begriffs der Ellenbogenfreiheit in unserem Sinne. Wir 
verstehen unter einer solchen in erster Reihe die individuelle Be- 
wegungs- und Aktionsfreiheit des einzelnen. Dem Buchstaben des 
republikanischen Gesetzes nach besteht ja nun bereits eine solche 
bereits in der That, in der Praxis jedoch, wie sogleich zu beweisen, 
nur in sehr beschränktem Masse. Wenn beispielsweise, wie es hier 
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trotz offizieller und offiziöser Dementis noch heute der Fall, bei 
jedem passenden und unpassenden Anlnss ohne Rücksicht auf Kon- 
stitution und Völkerrecht rekrutiert wird, wenn der einzelne in einer 
Weise, wie sie durch alltägliche Zeitungsnotizen charakterisiert wird, 
von der Willkür einer fragwürdigen Polizeisoldateska abhängig ist, 
wenn ein Fleischmonopol die freie Konkurrenz knebelt, wenn Klebe- 
gesetze und Fiskale den Handel chikanieren und belästigen, so können 
wir nicht wohl anders, als hierin Beschränkungen der Bewegungs- 
und Aktionsfreiheit zu erblicken, welche, da sie wirtschaftliche 
Schädigungen schwerster Art herbeiführen, dringend der Beseitigung 
bedürfen. Die empörende Beeinflussung bei Wahlen, die von den 
Behörden nur zu oft stillschweigend geduldeten Gewaltthaten gegen 
missliebige Zeitungen und Personen, und noch yiele andere Dinge, 
die hier zu erörtern zu weit führen würde, stellen Verstösse gegen 
die konstitutionell gewährleistete individuelle Freiheit dar und be- 
dürfen dringend der Beseitigung. Mit Ellenbogenfreiheit und Selbst- 
verwaltung aber ist es noch nicht gethan. Eine grosse Zahl weiterer 
Forderungen muss gestellt und erfüllt werden, ehe Brasilien, trotz 
seines Reichtums und seiner unbestreitbar glänzenden Zukunft dem 
Einwanderer empfohlen werden kann. Es muss Ordnung und Würde 
in die Verwaltung, Stabilität und Ruhe ins Land kommen. Cliquen- 
wesen, Stellenjägerei, Chauvinismus, unsinnige Verschwendung von 
Staatsgeldem, Unehrlichkeit und Unfähigkeit im Beamtenstande, 
kurz, alle jene tausend Dinge, mit denen sich die gesamte hiesige 
Presse alltäglich zum überdruss zu beschäftigen hat und denen das 
Land seinen finanziellen Niedergang, seine Kreditlosigkeit verdankt, 
müssen beseitigt werden. Verschwinden muss auch der nationale 
Dünkel, der den Brasilianer vielfach hindert, aus den Erfahrungen 
des Auslandes zu profitieren, verschwinden der kritiklose Kultus, 
der hier mit Vaterland und republikanischem Begriflfe getrieben 
wird, denn er hindert die Erkenntnis und demzufolge auch die Aus- 
besserung der Schäden und Gebrechen des Vaterlandes und der 
Republik, er hindert mit anderen Worten das, worin sich der wahre 
Patriotismus bethätigt, die Arbeit zur Hebung des Vaterlandes. 
Man schaffe, das ist Inbegriff und Erfüllung dessen, was wir fordern, 
an Stelle der bestehenden nominellen, die wahre, die wirkliche 
Republik. Dann werden wir gern und zu jeder Stunde bereit sein, 
deutsche Kolonisation mit allen Kräften zu fördern. 

Und nun zu unserer letzten Frage, zu derjenigen nach Mitteln, 
Fähigkeiten und Eigenschaften, die der deutsche Kolonist mit- 
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zubringen hätte, wenn anders er einen wünschenswerten und nütz^ 
liehen Bevölkerungszuwachs darstellen und emporkommen soll. 

Schon an früherer Stelle rieten wir gänzlich unbemittelten 
Landsleuten ab, wenigstens bei gegenwärtiger Lage der Situation, 
Brasilien als Aaswanderungsziel zu wählen. Wir können diesen 
unsem wohlgemeinten Bat hier nur wiederholen. Für den un- 
bemittelten Landarbeiter giebt es nur einen Weg, und dieser führt 
auf die Kaffeefazenda. Wie sich, Ausnahmen selbstredend zugegeben, 
das Geschick des mit Sprache, Sitten und Verhältnissen nicht ver- 
trauten Kolonisten dort meist zu gestalten pflegt, ist zu oft er- 
örtert, um hier nochmals wiederholt zu werden. Es ist eben kein 
beneidenswertes Los, das jener Ersatzmannschaften der früheren 
Sklaven harrt. Häufig verschuldet, klimakrank, unfähig da un- 
gewohnt bei schlechter Behandlung wie die Italiener für Hunger- 
löbne zu arbeiten, hätten diese Leute in den weitaus meisten Fällen 
das bessere Teil erwählt, wenn sie jenseits des grossen Wassers 
geblieben wären. Die Hoffnung, frei oder gegen massige Abzahlung 
eine eigene Kolonie erhalten zu können, lockt viele nach hier; ihr 
Geschick birgt aber, wei)n ihr Wunsch sich selbst erfüllte, für un- 
bemittelte meist gleiche Enttäuschungen wie dasjenige des Fazenden- 
kolonisteu. Die Kolonie soll urbar gemacht, bearbeitet, bepflanzt 
werden; die Familie soll essen ; Werkzeuge, Sämereien und tausend 
andere Dinge müssen beschafft werden, alles das bedarf aber des 
Betriebskapitals. Geld als Anlagekapital ist also erste Bedingung 
für den auswanderungslustigen Deutschen, sofern er sich Brasilien 
als Reiseziel ausersehen und sofern er hier vorwärts kommen will. 
Als weitere Forderungen kämen ein klimafester, gesunder Körper, 
landwirtschaftliche Kenntnisse (die Aussichten für Industriearbeiter 
liegen ja ausserhalb des Eahmens unserer Besprechung) und last 
not least Lust und Liebe zur Arbeit in Frage. 

Gesundheit ist für einen derartigen Klimaunterschied, wie er 
zwischen hier und Europa besteht, eine selbstverständliche Voraus- 
setzung. Prüfe jeder, ob er anstrengende Arbeit bei immerhin er- 
schlaffendem Klima — es fehlt uns der Winter, der drüben nach 
des Sommers Hitze regenerierend wirkt — leisten kann. Land- 
wirtschaftliche Kenntnisse halten wir für unerlässlich, obwohl der 
hiesige Landbau in wesentlichen Punkten von der in Deutschland 
üblichen Bearbeitungsweise des Bodens abweicht. Der Berufsland- 
wirt ist eben besserer Beobachter der Natur, und infolge seiner 
Vertrautheit mit der rein mechanischen Seite der Sache in jedem 
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Falle besser daran als der unerfahrene Laie, obwohl er wie dieser 
hier von vorne zu lernen beginnen muss. 

Man mag es für überflüssig, weil selbstverständlich erachten, 
dass wir Lust und Liebe zur Arbeit verlangen. Die Erfahrung 
belehrt leider eines anderen. Ist es nun die absolute Unkenntnis 
hiesiger Verhältnisse oder ist es die Lust am Abenteuerlichen? 
Wir wissen es nicht. Als Thatsache aber besteht, dass Leute nach 
hier kommen, weil sie glauben, hier weniger arbeiten zu müssen wie 
drüben. Das gerade Gegenteil ist der Fall, wie jeder, der hiesige 
Verhältnisse auch nur oberflächlich kennen gelernt, ahne weiteres 
zugeben muss. In keiner Branche wird durchschnittlich in Deutsch- 
land so viel gearbeitet wie hier; bleibe also jeder, der da hofft, 
hier mit geringerer Mühe leben zu können wie drüben, um Himmels 
willen Brasilien fern. Aus diesen Elementen setzt sich das nur zu 
zahlreiche Lumpenproletariat zusammen, das nicht gering an Zahl 
fast alle hiesigen Grossstädte überschwemmt. Wir haben ihrer 
schon mehr unter unsern liandsleuten als dem Ansehen des deutschen 
Namens gut ist. 

Und nun genug. Mögen unsere Ausführungen aucli an Voll- 
ständigkeit zu wünschen übrig lassen, so dürften sie doch ausreichen^ 
den Leser über die Gründe aufzuklären, die uns veranlassen, dem 
Sucksdorf sehen Projekt der Propaganda für deutsche Massen - 
einwanderung, gegenwärtig wenigstens, zu opponieren, und dar- 
zulegen, welches die hauptsächlichsten Forderungen sind, von denen 
wir unsere Beihilfe zur Förderung deutscher Immigration abhängig 
machen. 
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L'Afriqu6|Equatoriale, par le Doctenr A. Poskin, ex-chef de cliniqne de 
Fhöpital de Baviöre (Li^ge), mMecin Consultant anx eanx de Spa. (Sod^tö beige 
de Librairie, 16, roe Treorenberg, k Bmxelles.). 478 Seiten. Mit zahlreichen 
Abbildungen nnd einer Karte. 

In diesem bemerkenswerten Bache hat Dr. Poskin im Rahmen einer Anzahl 
sehr instruktiver Kapitel alles das vereinigt, was er während seines mehrjährigen 
Aufenthaltes am Kongo an Erfahmngen bei der Behandlung tropischer Krank- 
heiten gesammelt hat. Das Ergebnis dieser Arbeiten ist die Maxime, dass ohne 
eine gute Hygiene keine Kolonialpolitik möglich sei nnd daher der Mediziner 
eine überwiegende Bolle spielen müsse. Er behandelt das Thema unter den drei 
grossen Gesichtspunkten Klimatologie, Nosologie und Hygiene. Das Buch ist 
auf seinen 500 Seiten reich an genauen Angaben und überzeugenden Beweisen, 
welche einen Schluss auf die Durcharbeitung des Stoffes gestatten. 

Le Soudan tgyptien sous Mehemet Ali. Par Henri Deh6rain, Docteur 
6s-Lettres. 384 S. Paris. Georges Carr6 et C. Naud, Editeurs., 3. rue 
Bacine, 1898. 

Das Buch ist zu der Zeit herausgekommen, da die Franzosen gezwungen 
waren aus Faschoda sich zurückzuziehen und eine beträchtliche Einbusse an 
ihrem politischen Prestige seitens Englands zu erleiden hatten, eine um so 
grössere Demütigung, als damit das Aufhören des französischen Einflusses im 
Nilthal besiegelt zu sein scheint. Die Franzosen kommen eben als Kulturelement 
auf die Dauer neben den Engländern nicht auf, obwohl sie manche hervor- 
stechenden Vorzüge besitzen und speziell in der Greschichte und Ethnographie 
des Nillandes bedeutendes geleistet haben, abgesehen von kulturellen Arbeiten 
wie der Snezkanal. Dieses Buch ist 'eine sehr sorgsame Qnellenarbeit über die 
Eroberung des Sudans durch Mehemet Ali, den Pascha von Ägypten, welcher 
im Jahre 1820 die Initiative ergriff, den 'Süden zu erobern. Dann geht der 
Verfasser eingehend auf die Geschichte, Lage, Bevölkerung, Handelsbewegnng 
von Khartum ein und die Verhältnisse nach der Eroberung, um schliesslich auch 
die Bemühungen Mehemet Alis,*die Quelle des Nils zu entdecken, zu würdigen 
Das Buch ist sehr gut geschrieben und ein sehr wertvoller Beitrag zur Geschichte 
des Sudans. 



Siedelung in den Tropen. 

Eine Mahming und Warnung. 

Von G. Meinecke. 

I. 

Die Grundzüge, welche wir in dem Jahrgang 1896 mitgeteilt 
haben, ^) liessen erkennen, dass viele Fragen betreffend die Besiedelung 
des tropischen Afrika noch keineswegs gelöst sind, weil wir von allen 
anderen abgesehen, besonders über die gesundheitlichen Verhältnisse 
noch nicht vollkommen orientiert sind. 

Im Beginn der deutschen Kolonialpolitik wurde bekanntlich von 
dem leider frühzeitig verstorbenen Dr. Fischer der Satz aufgestellt^ 
dass es in Afrika dort gesund sei, wo es unfruchtbar, und ungesund, 
wo es fruchtbar wäre, aber dieses urteil leidet an dem Fehler, zu viel 
beweisen zu wollen. Es giebt ohne Zweifel auch in Afrika gesunde 
fruchtbare Gebiete wie in allen Ländern. Wenn man z. B. einen 
Wilden aus dem brasilianischen Urwalde nach Italien auswandern 
liesse, so könnte es sehr leicht kommen, dass er sein Zelt in den 
toskanischen oder romanischen Maremmen oder einer ähnlichen 
Gegend aufschlägt, wo das Fieber herrscht und wo er Gefahr 
läuft, sein Leben zu verlieren. Was würde man nun sagen, wenn 
die Brasilianer daraufhin behaupteten, dass Italien ungesund sei? 
Mit solchen allgemeinen Ansichten kommen wir nicht weiter. 

Nachdem wir in dem früheren Artikel die Frage der Be- 
siedelung von Europäern mehr unter dem geographischen Gesichts- 
punkte betrachtet haben, beansprucht daher der klimatische eben eine 
besondere Behandlung. Unter den Medizinern sowohl wie den Geo- 
graphen giebt es nun aber ebenfalls Anhänger der verschiedensten 
Bichtungen, gerade so gut wie unter den Laien, welch letzte aus 
ihrem subjektiven Empfinden heraus ein Land für gesund oder un- 
gesund erklären. 



^) Allerlei Gedanken über Siedelung in den Tropen. Koloniales Jahr- 
buch 1896. 

Koloniales Jahrbuch 1898. 15 
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Über die klimatische Seite der Frage bringt Dr. 0. Schellong 
viel Material*) herbei, welches zur Orientierung sich vorzüglich 
eignet. Er geht aus von dem Begriff der Akklimatisation, die sich 
praktisch in eine Untersuchung der Frage zusammenfassen lasse, 
inwieweit sich die Europäer in tropischen Gebieten zu akklimatisieren 
vermögen. Es ist klar, dass die Akklimatisation im einzelnen Falle 
resultieren wird aus der Beschaffenheit des Ortes und aus der 
Beschaffenheit des Inviduums oder der Basse, als der Suname 
einer Anzahl gleichartiger Inviduen, und dass unter diesen beiden 
Gresichtspunkten die ganze Akklimatisationsfrage hauptsächlich zu 
erörtern ist. Im einzelnen betrachtet, ergiebt sich hierbei natürlich 
eine ganze Anzahl von berechenbaren oder zufälligen Kombinationen, 
so dass man im Grunde genommen immer nur eng begrenzte geo- 
graphische Bezirke im x^uge haben darf, und es ebenso viele Ak- 
klimatisationsmöglichkeiten giebt, als verschiedene Orte und ver- 
schiedene Rassen auf der Erde vorhanden sind. Faktoren, welche 
für die Akklimatisationsfrage vorzugsweise in Betracht kommen» 
sind: die mittlere Jahrestemperatur, die zeitlichen Temperatur- 
schwankungen, die Luftfeuchtigkeit, die litorale oder kontinentale 
Lage, die Höhenlage eines Ortes, die Bodenverhältnisse nach ihrer 
physikalischen Beschaffenheit sowohl, als auch in ihrer mannig- 
fachen Beziehung zur Pflanzenwelt; andererseits die Rassendisposition, 
die individuelle Disposition, die kulturellen Verhältnisse eines Landes, 
die endemischen Krankheiten , die der Lebenserscheinungen der 
Umwandlung, der Vererbung und der Auswahl oder Zuchtwahl 
werden den Akklimatisationsvorgang vorzugsweise beherrschen. Das 
wesentlichste Kriterium der erfolgten Akklimatisation einer Rasse 
ist ihre Erhaltung über eine unbegrenzte Generationsfolge hinaus, 
d. i. das fortdauernde Überwiegen der Geburtsfälle über die 
Sterbefälle. 

Das Tropenklima stellt bekanntlich die höchsten Anforderungen 
an die Akklimatisationsfähigkeit des Menschen. Der Organismus 
ist gewissen physiologischen Veränderungen unterworfen, welche aber 
in gesunden, trockenen Tropengegenden die geeigneten Regulations- 



^) Akklimatisation und Tropenhygiene. Bearbeitet von Dr. 0. Schellong. 
Handbuch der Hygiene. Herausgegeben von Dr. Theodor Weyl. Erster 
Band. Erste Abteilung. Dritte Lieferung. Jena. Verlag von Gustav 
Fischer. 1894. Siehe auch „Das Tropenklima und sein Einfluss auf das Leben 
und die Lebensweise des Europäers." Von Dr. 0. Schellong. Koloniales 
Jahrbuch 1892. 
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Vorrichtungen in sich selbst tragen dürften. Dagegen verfällt in 
den heiss-feuchten Gegenden der Tropen die grosse Mehrheit aller 
Europäer über kurz oder lang den Einflüssen bestimmter endemischer 
Krankheiten. Dass individuelle und Bassendisposition, die hygienischen 
Zustände eines Landes und manche andere Verhältnisse den ver- 
derblichen Einfluss der Malaria auf die Akklimatisation sehr ab- 
schwächen können, ist richtig ; die Malariafieber können bei einzelnen 
Individuen fast einem bedeutungslosen Vorgange gleichkommen ; 
aber andererseits vermindern diese Krankheiten fortwährend die 
Arbeits- und Leistungsfähigkeit einer ganzen Anzahl weniger wider- 
standsfähiger Individuen, so dass die Rassenakklimatisation in jedem 
Falle durch sie ausserordentlich erschwert wird, zumal nach dem 
urteile aller Beobachter eine Akklimatisation für die Malaria niemals 
stattfindet und auch nicht stattfinden wird, es müsste denn sein, 
dass man die endemischen Agentien zu beseitigen vermöchte.*) 



*) Auf deutscher Seite hat man in den letzten Jahren diesen Fragen be- 
kanntlich eine besondere Aufmerksamkeit geschenkt durch Errichtung von 
tropenhygienischen Laboratorien, Entsendung hervorragender Bakteriologen, 
wie Dr. Koch, und Verarbeitung der Ergebnisse in der Heimat von einer 
Zentralstelle aus. Auch das englische Kolonialamt widmet diesen 
Untersuchungen jetzt ein grösseres Interesse. England war bisher in der 
glücklichen Lage, in Ländern gemässigter Zone Siedelungen veranstalten zu 
können, aber in den letzten Jahren sind in Afrika auch in Ländern mit ent- 
schieden tropischem Klima Siedelungen von Engländern entstanden, und zwar 
von solchen Leuten, welche nicht alle paar Jahre nach Europa zu reisen in der 
Lage sind, um das Blut aufzufrischen. Es ist an und für sich überraschend, 
dass die englische Wissenschaft sich mit den Fragen der Tropenkrankheiteii 
nicht schon früher eingehend beschäftigt hat, doch scheint man jetzt vieles 
nachholen zu wollen. Einmal sollen nach einer Mitteilung des Kolonialamtes 
vom 9. November im Seemanns -Hospital des Albert -Docks die notwendigen 
Räumlichkeiten und Hilfsmittel geschaffen werden, damit die Medizinalbeamten, 
welche später nach den Tropen geschickt werden, sich unterrichten können. 
Der Besuch dieser Schule ist zwar nicht obligatorisch, aber die Arzte, welche 
dort studiert haben, haben bei der Anstellung ein gewisses Vorzugsrecht. Man 
erwartet nun auch, dass die Mediziner, welche in Privatstellungen nach den 
Kolonien gehen, die günstige Gelegenheit, sich vorzubereiten, nicht ungenutzt 
verstreichen lassen werden. Mr. Chamberlain ist aber noch weiter gegangen; 
die Wichtigkeit dieses Gegenstandes hat den Kolonialminister so ergriffen, dass 
er in Verbindung mit dem Koyal Institute eine Kommission eingesetzt hat, 
welche die tropische Malaria studieren soll. Die Gesellschaft hat bereits zwei 
kompetente Gelehrte ernannt, welche nach Italien zu Vorstudien gegangen sind 
und dann nach Blantyre aufbrechen sollen. Fem er hat der Staatssekretär einen 
erfahrenen Medizinalbeamten vom Kolonialdienste ernannt, welcher nach Indien 
gehen soll, um dort unter der Leitung des Generalarztes Konald Ross zu 

15* 
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Die Bedeutung der Malariakrankheiten liegt auch nicht in der 
vorübergehenden Schädigung, welche das davon gerade betroffene 
Individuum erföhrt; die Gesamtwirkungen sind viel ernsterer Natur: 
die meist hervortretende Neigunp^ zu häufigen Rückfällen, die nicht 
seltene Anämie und Kachexie, welche zahlreiche Individuen immer 
wieder nach der alten europäischen Heimat zurückführen, die Un- 
fruchtbarkeit der Frauen, die enorme Kindersterblichkeit. Dass die 
europäischen Eltern ihre Kinder zur Erziehung nach Europa schicken, 
ist in den meisten Ländern zur gebieterischen Notwendigkeit geworden. 
Aber deshalb braucht man nicht an der Akklimatisationsfahigkeit 
der weissen Kasse für immer zu verzweifeln, da es doch nicht aus- 
geschlossen ist, dass der Mensch im Laufe der Zeiten nicht auch 
auf die eine oder die andere Weise Herr selbst über die Malaria 
zu werden vermöchte. Im gegenwärtigen Augenblick verneint aber 
Schellong die Akklimationsfähigkeit für alle feucht - heissen 
tropischen Gegenden, besonders für die tropischen Flachländer, 
und zwar wegen der Unmöglichkeit der Anpassung an die en- 
demischen infektiösen Einflüsse, und hält die These in vollem Um- 
fange aufrecht „dass die Akklimatisationsfähigkeit des Europäers 
für die Tropen im wesentlichen zusammenfällt mit der Frage der 
Akkommodationsmöglichkeit gegenüber der Malaria".^) 



studieren und sich dann den anderen Herren in Zentralafrika anzuschliessen. 
Die neue englische Schule für tropische Krankheiten ist also gewissermassen 
als eine Zentralstelle gedacht, um auch die Untersuchungen, welche im Auslande 
und auf den verschiedenen englischen Universitäten gemacht werden, zu leiten, 
und man verspricht sich daher sehr viel von ihrer Thätigkeit. 

*) Ein Beispiel vorzüglicher Befähigung zur Anpassung hietet mein Freund 
D., welcher nach langjährigem Aufenthalt in den Tropen noch in der Lage ist, 
folgendes der „Deutschen Zeitung" in vollstem Ernst zu schreiben : „Es sind jetzt 
mehr als zehn Jahre, dass ich in Ostafrika lebe. Im Frühjahr 1888 hatte ich 
ein einziges Mal schweres Fieber, das mein Leben bedrohte und mich für einige 
Wochen dienstunfähig machte. Ich war damals Vorsteher der Station Pugu, 
hinter Dar-es-Salaam, lebte im Zelte, mitten im aufgerissenen, zu Pflanzungen 
vorzubereitenden Waldboden, musste sehr schlechtes Wasser trinken, wenn auch 
abgekocht und meist in Form von Thee, Kaffee oder Suppe, war schlecht 
verpflegt und hatte keine Spirituosen auf der Station, nur etwas schlechten 
Rotwein. Ausserdem war ich Gegner des Chinin, d. h. ich versuchte gar nicht, 
mein Unwohlsein, das bald in schweres Fieber ausartete, mit Chinin zu be- 
kämpfen. Mein Vorgänger und mein Nachfolger auf der Station starben dort. 
Ich kam ins französische Hospital zu Sansibar, und acht Tage regelrechter 
Behandlung mit Chinin, Wein, Bier und Cognak stellten mich wieder her. 

Seitdem, d. h. von Mai 1888 bis August 1898, in welcher Zeit ich 2 Jahre 
in Sansibar, 1 Jahr in Mikindani, 4 Jahre in Pangani, 2 Jahre etwa in Baga- 
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Es ist dies, soweit wir zu beurteilen vermögen, die Ansicht 
einer weitaus überwiegenden Anzahl von Ärzten; doch giebt es 
auch absolute Optimisten, wie den Holländer Stock vis, dessen 



moyo stationiert und den Rest auf dreimaligem Jrlaub in Europa war, habe 
ich vom Fieber nichts ernstliches mehr zu leiden gehabt und mich, ausgenommen 
in Mikindani das eine Jahr, wo die Einsamkeit gross, die Verpflegung schlecht 
und ich immer noch Gegner des Chinin war, stets einer sehr robusten Gesund- 
heit erfreut. Das heisst: jedes Jahr, gewöhnlich im Juni oder Juli nach der 
grossen Regenzeit — im letzten Jahr am 11. Juli — habe ich einen leichten, 
wenige Stunden nur daueiiiden Fieberanfall erfahren; meist wohl nach besonders 
anstrengenden Touren oder Tagen, doch bin ich dessen nicht sicher. Abgesehen 
von Jagdausflügen bin ich öfters im Jahr, znr Revision von Nebenstationen u. dgl., 
12 Stunden am Tage in der Tropensonne unterwegs gewesen, oft einen Weg 
wie den von Pangani über Kigumbwe nach Mkwaja, etwa 46 km, von 
6 Uhr morgens bis 6 oder 7 ühr abends nur zu Fuss zurücklegend, nicht auf 
chaussierten Pfaden, sondern durch tiefen Sand, durch Busch und Sumpf und 
oft durch Krieks bis zum Gürtel im Wasser watend. Im allgemeinen habe ich 
mich aber nach allen solchen Fahrten immer besonders wohl, namentlich geistig 
frischer gefühlt, wenn auch der Körper für einige Wochen etwas — zer- 
ächunden war, 

Wie habe ich nun solch ein Leben mehr als 10 Jahre hier draussen aus- 
halten können? Wahrlich nicht dadurch, dass ich nach des Tages Mühen 
Kaffee uud Thee geschlampert, sondern abends immer meinen kräftigen Nacht- 
trunk, 2, 3 Glas Sodawasser mit Brandy oder Whisky, und nach grossen An- 
strengungen ganz gehörige Libationen genommen habe. 

Von berühmten Gelehrten lese ich nun, dass sie „Alkoholgenuss in Europa 
nicht für nützlich, in Afrika aber für absolut und unter allen Umständen 
schädlich" halten. Nun, war' ich den Ratschlägen dieser Herren gefolgt, wäre 
ich schon hundert Tode hier draussen gestorben — das weiss ich. Ich weiss 
auch, dass alle Temperenzler (d. h. massig bin ich in des Worts „verwegenster" 
Bedeutung, ich meine aber alle unmässig Nüchternen) hier draussen sehr schnell 
elend zu Grunde gegangen sind, noch viel schneller als die unmässigen Alkoho- 
listen. Diese halten sich immerhin viele Jahre hier, sie werden nur, wie alle 
Säufer, dienstunbrauchbar — comme chez vous, messieurs les savants. 

Und ähnlich wie über den Alkohol denk' ich auch über das Chinin: „A 
man over thirty is either a fool or bis own doctor" — ein Mann über dreissig 
ist entweder ein Narr oder sein eigener Doktor — las ich einmal vor vielen 
Jahren, als ich noch nicht öO war. Jetzt bin ich ein schön Stück darüber. 
Arzte also frage ich nicht, aber das Thermometer und die Wage. Ein fran- 
zösisches Sprichwort giebt den Rat: ,.qui se p^se souvent, se counait bien; qui 
se connait bien, se porte bieu" — ich wäge mich jede Woche und richte nach 
Zu- oder Abnahme meine Diät und meine körperlichen Übungen ein. Ein kaltes 
Bad mit Abseifung uud Douchung des ganzen Körpers und leichte gymnastische 
Übungen, wie Rumpf beugungeu, Kuiebeugungen und kräftige Arm- und Bein- 
Vorwärtsstreckungen — das ist die Tagesordnung an jedem Morgen, ehe ich 
mir das Frühstück erlaube. Sobald ich mich aber trotzdem matt fühlte, fragte 
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Urteil etwa folgendes ist: „Einem jeden, der die Statistik eingehend 
prüft, muss die alte Doktrin, derzufolge der Europäer nicht im- 
stande sein soll, den klimatischen Verhältnissen der Tropenländer 
sich anzupassen, als eine völlig absurde und unhaltbare erscheinen." 
Stockvis zieht für seine Behauptung wesentlich die Statistiken 
der Kolonialtruppen in HoUändisch-Indien und Britisch-Indien heran- 
„Seit Anfang dieses Jahrhunderts ist die Mortalität der in Holländisch- 
indien und in Britisch-Indien stationierten Truppen auf ein Sechstel 
oder sogar auf ein Achtel dessen, was sie ursprünglich war, zurück- 
gegangen und liefert somit den unzweideutigen Beweis, dass die 
anfänglich sehr hohe Sterblichkeit der Kolonialtruppen nicht auf 
einen Mangel an Widerstandsfähigkeit seitens der Europäer zurück- 
zuführen ist, sondern vielmehr nur darauf, dass jene hygienischen 
Einrichtungen (Beschaffung von gutem Trinkwasser, Herstellung 
von gesunden Wohnungen, Drainirung sumpfigen Terrains und 
dergL) anfänglich in den betreffenden Niederlassungen gefehlt haben, 
und dass auch Massregeln getroffen wurden, welche dahin zielen, 
den übermässigen Spirituosengenuss seitens dieser Truppen ein- 
zuschränken." Was speziell die Malaria anbetrifft, so wurde von 
Prof. Stockvis auf dem medizinischen Kongress in Berlin im 
Jahre 1890 hervorgehoben, dass diese Seuche bei den weissen Truppen 
in HoUändisch-Ostindien nicht häufiger auftrete, als bei den dortigen 
Eingeborenenregimentern, dass dieselbe gegenwärtig in Britisch- 



ich mein Thermometer, und siehe da, es sagte mir jedesmal: Du hast Fieber. 
Es waren nur 38^, 3b Va^, einmal, glaube ich 39^. Wenn du das vernachlässigt — 
es thut dir jetzt noch nichts, du kannst noch ganz gut deinen Dienst thun — 
so hast du in ein paar Tagen schweres, auch pemiciöses Schwarzwasser-Fieber. 
Was that ich also? Nach dem Dienst, nachmittags 5 Uhr, liess ich mir eine 
grosse Menge Thee bereiten, drei grosse Gläser, legte mich zu Bett, deckte 
mich mit 3, 4 Decken zu und trank meinen Thee. Nach einer halben Stunde 
war ich in Seh weiss gebadet. Dann nahm ich sofort wenigstens 2 Pillen (1 Gramm) 
(Chinin, wenn ich 38® hatte, schon 3 Pillen (IVa Gramm), wenn ich 38 Va® bis 
39® hatte. Dann rieb ich mich trocken ab, kleidete mich um und legte mich 
noch etwas nieder, je nach Bedürfnis. Schon in der Nacht hatte ich meinen 
Appetit wieder, und rauchte, nachdem ich etwas gegessen, um 12 Uhr nachts 
meine Cigarre, die ich den Tag über verschmäht hatte. Am nächsten 
Tage war ich stets vollkommen wieder hergestellt, jede Mattigkeit war ver- 
schwunden, und das Thermometer zeigte 37® normal. So habe ich meine 
kleinen Fieber kuriert. Das Chinin hat mir nie die geringsten Beschwerden 
gemacht, und das bisschen Ohrensausen, das es ein paar Tage wohl verursacht, 
ist garnicht der Rede wert. Auch ist jeder Schnupfen, jede Erkältung zu 
Hause unangenehmer und bösartiger, als solches Fieber und solche Kur. 
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Indien zu den höchsten Seltenheiten gehört, und dass auch Cholera 
und Dysenterie in Holländisch- und Britisch-Indien sehr bedeutend 
abgenommen haben. ^) 

Auch Dr. Däubler, um nur einen von den deutschen Ärzten 
zu erwähnen, begutachtet: „Der in voller Lebenskraft stehende 
Europäer hat gegenüber den schädlichen Tropeneinflüssen dasselbe, 
wenn nicht ein höheres Widerstandsvermögen als der Eingeborene, 
vorausgesetzt, dass diejenigen hygienischen Veranstaltungen für ihn 
getroffen sind, welche das Leben in den Tropen für den Europäer 
verhältnismässig gefahrlos machen und welche aus der Wissen- 
schaft der Anpassungsbedingungen resultieren."-) Da 
liegt aber eben der Hase im Pfeffer. Wo ist die Wissenschaft der 
Anpassungsbedingungen ? l)erselbe Autor schreibt an anderer Stelle 
des angezogenen Artikels: „Wer gezwungen ist, in den Tropen zu 
bleiben und mit ruhiger Überlegung und festem Willen an deren 
Kolonisation herangeht, wird zuletzt zum Ziel gelangen und selbst 
in der Alluvialebene sich und seine Nachkommenschaft gesund er- 
halten können, wenn auch in der heissen Küstenzone anstrengende 
körperliche Arbeit nicht zu leisten ist, wohl aber massige Arbeit." 
Schellong ist der Ansicht, dass auch für ungesunde Ge- 
genden zweifellos die Möglichkeit der individuellen Akkli- 
matisation besteht, indem es stets eine ganze Anzahl von Indi- 
viduen eine Basse giebt, welche, mit besonderen körperlichen 
Eigenschaften ausgestattet, von den Schädigungen des Tropenklimas 
gänzlich unbeeinflusst bleiben oder zum wenigsten lange Zeiträume, 
15 bis 20 Jahre, ohne Bedenken an ungesunden Plätzen verweilen 
können. Sehen wir aber auch ganz von Individuen ab, so ergeben 
sich für die Akklimatisationsfahigkeit des Europäers für die Tropen 
im allgemeinen noch einige weitere Gesichtspunkte, welche dazu 
angethan sind, dem düsteren Grundton des bisher entworfenen 
Bildes etwas lichtere Farben aufzusetzen. Das sind 

die relative Gesundheit einiger tropischer Ge- 
genden, 

dieBevorzugung einzelner Zweige der weissen 
Basse für die Akklimatisation, 

die Bassenmischung. 



^) Deutsche Kolonialzeitung. 1890, Nr. 18 ,, Kolonialpathologie". 

*) Die Möglichkeit der Kolonisation und Anpassung der Europäer an die 
Tropen. Von Dr. Karl Däubler, Nr. 7 Deutsche Kolonialzeitung 1894. 
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In den tropischen Ländern giebt es einige relativ gesunde 
Gegenden, namentlich in den Hochländern, welche sich durch ein 
kühles Klima und Abwesenheit der Malaria auszeichnen. Trotz alle- 
dem ist jedoch, wie wir gleich hier bemerken wollen, das gemässigte 
Höhenklima nicht gleichzustellen dem Klima der gemässigten Zone^ 
weil die Sonnenbestrahlung, die Dauer von Tag und Nacht, die 
Luftfeuchtigkeit (annährend bis zum Sättigungspunkt) das Klima 
trotzdem als ein tropisches charakterisieren. Die Vorzüge des 
Höhenklimas sind aber nicht gering anzuschlagen. Vor allem 
darf, wie Schellong hervorhebt, nicht der grosse, sehr wichtige 
Umstand ausser acht gelassen werden, welcher sich hier gegenüber 
dem tropischen Flachlande für die Akklimatisation des Indivi- 
duums ergiebt. Haben die Einwanderer in den Tiefebenen einen 
fortwährenden Kampf mit den endemisch-infektiösen Einflüssen der 
Malaria, der Dysenterie u. s. w. zu führen, so fallen diese Krank- 
heitseinflüsse in Höhen von 12000 bis 15000 Fuss gänzlich fort, 
während sie in Höhen von 3000 bis 12000 Fuss einen vorwiegend 
milden Charakter anzunehmen pflegen. Andererseits treten in den 
tropischen Hochländern manche Krankheitszustände, wie Rheuma- 
tismus und Lungenentzündung auf, welche in den Tiefländern voll- 
kommen fehlen. 

Unter die gesunden tropischen tiefer liegenden Länder 
werden auch einige Inseln wie Neu-Kaledonien, Barbados, St. Helena, 
Kap Verdeschen u. s. w. gerechnet, während Queensland als eines 
der wenigen tiefliegenden Gebiete des Tropengürtels gilt, bei denen 
die Hoffnung auf die Akklimatisation der weissen Rasse durchaus 
berechtigt erscheint. Die Vegetationsverhältnisse hier sind aber 
auch eigener Art. 

Wie sieht nun die Sache in unseren Kolonieen aus? Wo 
besteht die Hoffnung, dass die Europäer sich akklimatisieren können ? 
Wir stehen nicht an, in erster Linie Südwestairika in seinen 
mittleren und südlichen Breiten zu nennen, wo ebenso wie in 
Queensland eigentümliche klimatische Verhältnisse und die Sub- 
tropen sehr nahe sind. Hier werden sich die Deutschen ebenso 
wie seiner Zeit die Buren vollkommen akklimatisieren und hier wird 
eine deutsche Rasse entstehen, welche zwar gewisse, heute noch 
nicht festzustellende Eigenheiten aufweisen dürfte, aber das deutsche 
Wesen voll bewahren kann. 

In unseren äquatorialen Kolonieen sind nun auch 
ohne Zweifel mehrere Bezirke vorhanden, welche relativ gesund 
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sind, z. B. die kleinen der Küste vorgelagerten vegetations- und 
wasserarmen Inseln, sofern sie nicht zu nahe den Ausdünstungen der 
Küstensümpfe liegen. Früher wurden die Mangrovengebiete immer 
für ungesund gehalten, doch ist heute diese Ansicht nicht mehr 
allgemein. Die Malariakeime können sich nämlich in einem Boden, 
welcher den Einwirkungen von Flut und Ebbe ausgesetzt ist, nicht 
bilden, nur dort ist eine Gefahr vorhanden, wo das Wasser stag- 
nirt und Sümpfe vorhanden sind. Ausser den Inseln, welche natür- 
lich nur als Sanatorien in Betracht kommen können, sind auch die 
Hochländer in unseren Kolonieen nach Analogie anderer Länder in 
Aussicht zu nehmen. 

In Ostafrika kommen in Betracht West-Üsambara, Pare, 
das Kilima- Ndscharogebiet, Uhehe und das Plateau 
zwischen ^Nyassa und Tanganyika, um es kurz zu be- 
zeichnen« Die entfernter liegenden fruchtbaren Länder Euanda, 
ü r u n d i u. s. w. können für uns nicht in Frage kommen, schon 
weil die Entfernungen zu gross sind und der dortige Ansiedler doch 
nicht nur auf dem Niveau der Eingeborenen leben, sondern auch 
etwas verdienen will. 

Togo bietet keine Aussichten, Kamerun hat möglicher- 
weise in seinen Hochgebieten günstige Lagen, aber wir wissen es 
besten Falls nicht. Zintgraff und Hauptmann Hutter haben zwar 
in beredter Weise für das Hinterland von Kamerun plaidiert, 
aber auf die Frage, wovon denn der Ansiedler eigentlich leben und 
womit er etwas verdienen soll, doch kaum eine genügende Antwort 
^eben können. 

Und hier muss ich immer wieder, mag man es nun für theo- 
retische Verbohrtheit und Querulieren halten oder nicht, denselben 
Grundsatz für die Auswanderung feststellen, welcher mutatis 
mutandis für die Plantdgenkultur gilt, nämlich dass die Besiedelung 
nur dann möglich und vorteilhaft ist , weuu sie in einer ge- 
eigneten Verbindung mit dem Weltmarkt steht. 
Ebensogut wie der Anbau des Kaffees im Grossen in den süd- 
amerikanischen Kaffeegebieten sich nur da noch lohnt, von wo seine 
Verschiffung nach der Küste billig ist, oder Zucker aus Zuckerrohr 
nur dort noch fabriziert werden kann, wo die Verschiffung man 
möchte sagen direkt von der Fabrik aus in die Schiffe stattfindet, 
ebenso muss jeder kleine Ansiedler sich die Frage vorlegen, wohin 
er seine Produkte bringen kann und welche Summe er dafür 
aufzuwenden hat. Dabei lasse ich die wichtige Frage, was der 



— 222 — 

Ansiedler bauen kann und mit welchen Kosten, überhaupt 
beiseite, weil ich annehme, das« diese Frage durch die von der 
Regierung eingerichteten landwirtschaftlichen Versuchsstationen voll- 
kommen gelöst sein wird, ehe man den Versuch macht, Ansiedler 
in grösseren Mengen nach tropischen Hochebenen zu bringen. 

Den Kardinalfragen nach dem Klima, den Produkten 
und der Absatzmöglichkeit derselben reiht sich nun noch 
eine dritte sehr wichtige an, die nach dem Kapital. Die Ent- 
sendung von Proletariern nach den Kolonieen ist unmöglich« Es 
giebt ja immer Leute, welche das Glück der indischen Lotosesser 
zu finden glauben, wenn sie die Früchte der Bananen und das 
schnellwachsende Gemüse ihrer Gärten verzehren können. Der er- 
fahrene Mann weiss aber, dass einem auch in den Tropen die ge- 
bratenen Tauben nicht in den Mund fliegen und das Glück dort 
nur der Gefährte des hart arbeitenden Mannes ist. 

IL 

Um solche Fragen mit einiger Sicherheit lösen zu können, 
müssten wir das Technische der Kolonisation in einem grösseren 
Masse entwickelt haben, als es zur Zeit der Fall ist. Wir haben 
zwar einige deutsche Kolonisationsprojekte in den Tropen, meisten- 
teils in Amerika, entstehen und vergehen sehen, und werden später 
noch über den Prozess Krämer in Dortmund berichten, zu welchem 
der Schreiber dieses als Sachverständiger geladen war, aber für 
die Praxis ist dabei wenig abgefallen. Und unsere moderne kolo- 
niale Vergangenheit ist noch zu kurz, als dass sich bestimmte 
Grundsätze und Methoden über Ausführung hätten entwickeln 
können. 

Während England in der glücklichen Lage ist, seine Aus- 
wanderer nach Kolonieen mit gemässigtem Klima schicken zu 
können, ist Frankreich in derselben Lage wie wir; es hat in den 
letzten Jahren gewaltige Terrains in echten Tropenländern er- 
worben, die es nun für den Handel und die Kolonisation nutzbar 
machen soll. Aber dabei ist die allgemeine Lage der französischen 
Kolonieen durchaus nicht günstig ! Im Jahre 1886 war der Handel 
Frankreichs mit seinen Kolonieen 158969085 Frcs., im Jahre 1891 
172870119 Frcs., aber die Summe des fremden Handels mit den 
französischen Kolonieen ist in demselben Zeitraum ganz anders 
gestiegen. Neuerdings hat sich nun das Verhältnis etwas gebessert. 
Im Jahre 1894 betrug der Gesamthandel Frankreichs mit seinen 
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Kolonieen 213414 720 Frcs., der des Auslandes mit den fran- 
zösischen Kolonieen 259481049 Frcs. 

Anf der anderen Seite ist der Eolonialetat sehr angeschwollen ; 
er stieg von 42484927 Frcs. im Jahre 1886 auf 83874840 Frcs. 
im Jahre 1897 und auf 85957000 Frcs. für 1899.^) Es ist auch 
bei der Würdigung der Handelsverhältnisse nicht zu übersehen, dass 
ein Teil der Vermehrung der französischen Einfuhr aus Waren be- 
steht, welche die Verwaltung für ihre Zwecke einführt, wenn sich 
die Höhe dieser Einfuhr auch nicht genau feststellen lässt. 

An Vorschlägen, dieses Verhältnis zu verändern, hat es nicht 
gefehlt, und unter ihnen nehmen die Massregeln, welche auf Er- 
höhung der französischen Bevölkerung der Kolonieen 
abzielen, einen nicht unbeträchtlichen Raum ein. 

Es lässt sich nicht verkennen, dass die Entwickelung von 
Algier, welches allerdings in administrativer Hinsicht keine Kolonie 
ist, in einem nicht ausser acht zu lassenden Verhältnis zu den 
Subventionen für Unterstützung der Einwanderung stand. Seit den 
Jahren 1885 bis 1895 hatte der Minister des Innern für Zwecke 
der Kolonisation in Algier 27 350 000 Frcs. zur Verfügung gehabt, 
während in derselben Zeit für dieselben Zwecke in den fran- 
zösischen Kolonieen nur 553800 Frcs. aufgewendet waren aus 
einem Fonds von 704447 Frcs. Der Senator Emil Labiche 
hat in einem am 4. Februar 1896 abgestatteten Bericht über die 
Kolonisation von Algier die verschiedenen Versuche nachgewiesen, 
die seit dem Jahre 1830 gemacht worden sind, um eine land- 
bebauende Bevölkerung heranzuziehen und ihnen günstige Nieder- 
lassungsbedingungen zu schaffen. Wir können uns schon wegen 
Mangel an Raum nicht weiter mit diesen Verhältnissen befassen, 
sondern wollen nur noch das Ergebnis der Ausführungen La- 
biches mitteilen, welches folgendermassen lautet: „Seit dem Jahre 
1831, als die Ein- und Ausfuhr 8 Millionen Frcs. betrug, hat die 
Handelsbewegung die Höhe von 550 Millionen erreicht, in der die 
Exportsummen mit den Importen sich die Wage halten und sie 
sogar übertreffen. Mehr als fünf Sechstel des Imports und vier 
Fünftel des Exports fallen auf den Verkehr zwischen Algier und 
dem Mutterlande. Es unterliegt keinem Zweifel, dass dieses Über- 
gewicht des französischen Handels über den mit anderen Ländern 



^) Im ganzen gliedern sich die Ausgaben folgendermassen: gemeinsame 
Ausgaben 2 */« Millionen Frcs , Ausgaben für Civil Verwaltung 13 Millionen, 
für Militärverwaltung 61 Millionen, Gefängnisse und Deportation 9'/4 Millionen. 
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zu einem grossen Teil auf Kechnung der in der Kolonie nieder- 
gelassenen Franzosen zu setzen ist. Im Jahre 1856 waren 92 750, 
1872 129 601 und 1891 27M51 Franzosen in Algier anwesend.« 

Wollte man zu einer vollen Wertschätzung der Verhältnisse 
kommen, so müsste man allerdings die Kosten für Algier auf die 
andere Seite setzen, wie man auch nicht vergessen muss, dass 
Algier klimatisch und pflanzengeographisch in seinem grössten 
Teile noch dem Mittelmeergebiet zugehört, also nicht als ein aus- 
schliesslich tropisches Gebiet zu betrachten ist. Immerhin lässt 
sich aber nicht verkennen, dass hier die fortgesetzt und systematisch 
betriebene Ansiedelungspolitik Früchte getragen hat. 

Dasselbe lässt sich nun aber keineswegs von den Bemühungen 
sagen, welche schon unter dem Kaiserreich gemacht worden sind, 
um Arbeiter nach den Kolonieen zu bringen, und von den Be- 
strebungen unter der dritten Republik, die koloniale Domäne Frank- 
reichs nun auch auszunutzen. 

Im Laufe der Jahre war natürlich von den denkenden Köpfen 
Frankreichs das Missverhältnis zwischen der riesigen kolonialen Aus- 
dehnung Frankreichs und der geringen Bereitwilligkeit der Franzosen, 
nach den Kolonieen auszuwandern, so schwer empfunden worden, dass 
nach allerlei Mitteln gesucht wurde, eine Änderung herbeizuführen. 
Da auch heute noch die Bevölkerung Frankreichs alles Heil von den 
leitenden Gewalten erwartet, so bemühen sich Regierung und Parla- 
ment, ein Programm für die Entwickelung der tropischen Kolonieen 
zu erfinden. Es ist bekanntlich nichts leichter als dies, es werden eine 
Reihe von Thesen aufgestellt (z. B. die Auswanderung nach den 
Kolonieen ist notwendig, der Eisenbahnbau in den Kolonieen ist sehr 
zu empfehlen, der Plantagenbau desgleichen u. s. w.) und wird der 
Energie der Regierung oder interessierter Kreise die Durchführung 
im einzelnen überlassen. Wenn nun auch die Notwendigkeit und 
Nützlichkeit der Aufstellung solcher allgemeinen Grundsätze nicht 
bestritten werden soll, so führt doch eine weitere intensive Be- 
trachtung jeder einzelneu Kolonie dahin, zu unterscheiden. Eine 
jede Kolonie ist nämlich eine besondere wirtschaft- 
liche Einheit, welche ganz individuell behandelt 
werden muss. 

Die Eroberung von Madagaskar zeigte z. B. den Franzosen ganz 
überraschend, dass, wollte man überhaupt diese Insel kolonisieren, 
man mit den althergebrachten Überlieferungen brechen musste, da 
die Tropenkolonisation ganz besondere Anforderungen stellt. 
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■ 

Es wurde unter andern der Vorschlag gemacht, den aus- 
wanderungslustigen Elsass - Lothringern und Kreolen von Reunion 
Eonzessionen von 100 Hektaren auf dem centralen Hochplateau 
anzuweisen, ohne dass man aber über die Mittel dieser Leute sich 
unterrichtete. Die in Aussicht genommenen Personen, ausgediente 
Soldaten und verarmte, dabei ziemlich arbeitsunlustige Kreolen, 
hatten sicher zur Ansiedlung keine grossen Mittel. Wer sollte 
auch die Kosten der Überfahrt nach Madagaskar bezahlen, wer ihr 
öepäck und sonstige Ausrüstungsgegenstände auf das Hochplateau 
bringen in einem Lande, wo der Transport einer Tonne G^üter von 
Tamatave nach Tananarivo 1200 bis 1500 Frcs. kostet? Wer 
sollte die Kosten für den Hausbau, den Ankauf der Plantagen- 
geräte und das Saatgut tragen? Wer sollte sie schliesslich unter- 
halten, bis die Erzeugnisse der Konzession sie befähigen würden, 
sie und ihre Familie zu ernähren. Was aus diesen Versuchen ge- 
worden ist, ersehen wir am besten aus einem Artikel der Quin- 
zaine coloniale vom 10. November 1898, in denen sich Ohailley 
Bert sehr scharf gegen die „Kolonisation durch Arme^' wendet: 

„Wir sind jedes Mal, so oft sich uns die Gelegenheit dazu 
bot, gegen die chimärischen Kolonisationsprojekte aufgetreten, 
welche gewisse Politiker als ein bequemes Mittel betrachten, bei 
Leuten populär zu werden, deren Unwissenheit in kolonialen 
Dingen sie zu allen Phantasien verführt. Es ist, glauben wir, 
die Pflicht aller derer, denen Erfahrung in den Kolonisations- 
bedingungen eine gewisse Autorität giebt, unaufhörlich gegen diese 
Illusionen thätig zu sein, welche für unsere Landsleute, die 
sich verführen lassen, ebenso gefährlich sein können, wie für die 
französische Kolonisation insgesamt. Es handelt sich nicht darum, 
wie es ebenso böswillige wie lächerliche Behauptungen glauben 
machen wollen, zu Gunsten der Besitzenden Besitztitel in unsern 
überseeischen Ländern zu schaiGFen. Es ist einfach ein Gebot der 
Wahrheit, Vorsicht und vor allem, der Ehrlichkeit, den Leuten 
klar zu machen, welche es noch nicht wissen, dass es natürliche 
Gesetze und thatsächliche Unmöglichkeiten giebt, über welche man 
weder durch den guten Willen noch durch die Arbeit, am wenigsten 
durch grosse Worte siegt; ferner die Gefahr von Kolonisations- 
versuchen zu zeigen, welche ohne Kapitalien in Ländern unternommen 
worden sind, wo das Klima jede harte Arbeit dem Europäer ver- 
leidet, wo die Kosten der ersten Einrichtung ziemlich beträchtlich 
sind und wo die grossen Kulturen erst nach Jahren Erfolge bringen 
.... Man wird sich erinnern, dass vor zwei Jahren in Madagaskar 
eine Kolonie von 70 bis 80 Kreolen von Reunion unter der 
Führung eines gewissen Babet ankam. Die Verwaltung, welche 
diesen Einwanderern bereits Freipassage gewährt hatte, gab ihnen 
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Konzessionen in dem Thale von Mananjary, einer der reichsten 
Gegenden von Madagaskar. Sie erleichterte ihre Niederlassung 
durch Vorschüsse in Naturalien und in Geld. Was hat nun aber 
diese Kolonie, welche die Verwaltung in jeder Hinsicht unterstützte^ 
im Laufe eines Jahres geleistet? Sechs Quadratfuss Vanille und 
einige Gärten, deren Oberfläche noch nicht zwei Hektare betrug, 
um diese Elenden nicht Hungers sterben zu lassen, wurden jedem 
50 cts. täglich bewilligt. Aber auch diese Mildthätigkeit reichte 
nicht aus und schliesslich mussten die Kreolen nach Madagaskar 
zurückgebracht werden." — 

Soweit Chailley. Aber man kann allerdings mit einer gewissen 
Berechtigung behaupten, dass die trägen und verweichlichten Kreolen 
zu einer anstrengenden Kolonisation durchaus nicht geeignet sind. 

Die schlechten Nachrichten über verunglückte Kolonisations- 
versuche in Madagaskar gaben den Bemühungen der Union colo- 
niale frangaise einen besonderen Nachdruck, welche darauf hinaus- 
liefen, ein gewisses nachweisbares Kapital von den Aus- 
wanderern zu verlangen. Der französische Kolonialminister 
machte diese Vorschläge zu den seinigen und es wurde daher von 
allen, welche um eine Landkonzession von 100 ha nachsuchten, der 
Nachweis von mindestens 5000 Frcs. Barvermögen verlangt, was 
immerhin noch recht wenig ist. Die Radikalen waren darüber nicht 
wenig erzürnt und in einer Resolution, welche von den Deputierten 
ßazille und Dutreix der französischen Kammer im Jahre 1897 
vorgelegt worden ist, findet sich die böse Bemerkung, dass also die 
französischen Kolonieen nicht für alle französischen Bürger, sondern 
nur für die mit Geld versehenen zugänglich seien, was vorhin 
Chailley Bert zurückwies. 

Besonders schmerzlich wurde es von den Interpellanten em- 
pfunden, dass der Staat für die Deportierten in den Strafkolonieen 
eine weitgehende Fürsorge entwickelte, während er die freie Aus- 
wanderung nicht im geringsten unterstützte. 

Die französischen Kolonialfreunde vertraten mit vollkommenem 
Rechte den Standpunkt, dass die bisherige Manchesterpolitik, 
welche gegen die fürsorgliche Kolonialpolitik des ancien regime 
sehr abstach, wenig angebracht war, dass es eines Zusammen- 
wirkens sowohl des Mutterlandes als der Kolonieen bedurfte. Ein 
Vorschlag ging dahin, dass der Staat vom Jahre 1898 ab während 
einer Periode von fünf Jahren jährlich eine Million Francs für die 
Siedelung, die Kolonieen jährlich denselben Betrag geben sollten. 
Der Kolonialminister sollte neben seinem Departement ein 
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Kolonisationskomitee schaffen, welches aus elf ständigen Mitgliedern, 
den Beamten und aus früheren Kolonisten oder Beamten bestehen 
sollte, von denen die letzteren mindestens eine Kolonie aus eigener 
Erfahrung kennen mussten. Dem Komitee sollten noch mit be- 
ratender Stimme der Gouverneur und höhere Beamte des 
Ministeriums des Innern angehören. Es war also gewissermassen 
eine Art von Vereinigung gedacht, welche etwa unserem Beirat für 
das Auswanderungswesen entsprochen hätte mit dem Haupt- 
unterschiede, dass letzterer über Geldmittel nicht zu verfügen hat, 
ganz abgesehen von anderen unterscheidenden Merkmalen. 

Ein Komitee dieser Art wäre für unsere Verhältnisse schon 
aus dem Grunde nicht angebracht, weil unsere Kolonieen in 
finanzieller Hinsicht noch nicht selbständig sind und es auch vor- 
läufig nicht sein werden, obwohl es lebhaft zu wünschen ist. Man 
hat es ja leider versäumt, wenigstens in einigen Fällen, dem System 
der Bewilligung ungeheurer Landkonzessionen zur rechten Zeit 
einen Kiegel vorzuschieben, aber immerhin hat eine jede Kolonie 
noch genug Grundeigentum, um ihr später eine grössere Selb- 
ständigkeit zu ermöglichen, natürlich unter der Voraussetzung einer 
Art Selbstverwaltung. Heute ist man ja doch wohl allgemein zu 
der Ueberzeugung gekommen, dass die Verschleuderung der Staats- 
domänen, selbst wenn dadurch zur Zeit der Unternehmungsgeist 
geweckt wird, ein sehr zweischneidiges Schwert ist. Die Kolonieen 
aber, welche am ehesten zu einer gewissen Selbstverwaltung ge- 
langen werden und sich dann nach den Mitteln umsehen, um die 
Kolonisation, die Schulen, kurz kulturelle Arbeiten zu fördern, 
werden die Kurzsichtigkeit unserer ersten kolonialen Epoche auf 
das tiefste bedauern.^) 



^) Der neue französische Kolonialminister Guillain hat im Einverständnis 
mit dem Finanzminister der Kammer einen Gesetzentwurf vorgelegt, der die 
Materie für Guiana regeln soll. Danach wird der Grundsatz festgehalten, dass 
das Land einer Kolonie das Patrimonium aller Franzosen ist und der General- 
rat der Kolonie darüber nicht frei verfügen könne. Der Staat hätte die Kosten 
der Kolonisation zu tragen und dürfte daher nicht gestatten, dass der General- 
rat frei über die grössten Land-Konzessionen verfüge. Nach dem Gesetzentwurf 
kann die Regierung Ländereien von 25 ha verschenken und bis zu 1000 ha 
nach bestimmten Preisen öffentlich verkaufen. Konzessionen, welche mehr als 
1000 ha betragen, können auf Vorschlag des Generalrats ebenfalls gegeben 
werden und zwar den Gesellschaften, welche Wege, Eisenbahnen, Quainanlagen 
u. dergl. bauen wollen. Die Einnahmen aus dem Landverkauf sollen, und dies ist 
das Wichtigste, ausschliesslich zur Förderung von kolonisatorischen Werken dienen. 
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III. 

Eine der unsinnigsten Koloniegründnngen hatte ich selbst 
Gelegenheit aus nächster Nähe kennen zu lernen, da ich als Sach- 
verständiger am 12. November 1898 von der Verteidigung nach 
Dortmund citiert worden war in einer Anklage gegen einen Lehrer 
Krämer wegen Betruges, Ich hatte von dem Fall noch nichts ge- 
hört, da mir vollkommen aus dem Gedächtnisse entschwunden war, 
dass einige Jahre vorher der Abteilung Berlin eine Broschüre 
„Mosquitia und die Kolonie Neu-Dortmund", von einem gewissen 
Krämer verfasst, zugegangen und auch mir in die Hände gefallen war. 
Die Broschüre erwies sich aber als ein so wenig beachtenswertes 
zum Teil sich auf amerikanischen, marktschreierischen Angaben 
stützendes Machwerk, dass es nicht der Mühe verlohnte, vor den 
dort zur Schau getragenen Illusionen zu warnen. Aber wie die 
Folge zeigte, hatten sich doch eine ganze Anzahl von Leuten fangen 
lassen. 

Der Verhandlung lag eine von der königl. Staatsanwaltschaft 
erhobene Anklage zu Grunde, welcher nach Weglassung einiger 
spezieller Betrugsfälle, deren Eröterung hier kein Interesse haben 
würde, folgendes behauptete. Auf Grund der Schilderungen, die 
der an der Mosquitoküste ansässige Kaufmann iß. Prümer ihm von 
den dortigen Verhältnissen gemacht habe, hatte sich der Angeklagte 
im Dezember 1894 nach Honduras begeben und sich dort bis 
August 1895 aufgehalten. Vom August 1895 bis November 1896 
hat er wieder in Deutschland geweilt. In dieser Zeit hat er mehr- 
fach in Dortmund und in der Nachbarschaft über die Verhältnisse 
in Honduras an der Mosquitoküste Vorträge gehalten, in welcher 
er dieselben als äusserst günstig darstellte und die Gegend als für 
Auswanderung und Kolonisation geeignet empfahl. Er liess ausser- 
dem die Broschüre erscheinen und veranlasste dadurch und durch 
seine Vorträge eine ganze Anzahl Personen zur Auswanderung nach 
Honduras, indem er ihnen die Verhältnisse als äusserst günstig 
schilderte. Er hatte besonders betont, dass an den fraglichen 
Orten regelmässiger Dampferverkehr sei, sich in Nordamerika ein 
grosses Absatzgebiet für Bananen und Kokosnüsse befinde und 
man in wenig Jahren ein reicher Mann sein könne. Der Staats- 
anwalt behauptete nun, dass die Darstellungen über die Verhält- 
nisse an der Mosquitoküste, zum Teil wenigstens, oflfenbar unrichtig 
seien. Die Transportverhältnisse seien keineswegs wohl geregelte 
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— ein ganz wesentliches Moment für die Beurteilung der Ertrags- 
fähigkeit sowie auch der Gestaltung der Lebensverhältnisse in einer* 
derartigen Kolonie — und auch die klimatischei> Verhältnisse hätte 
er offenbar zu günstig dargestellt. Ein längeres Arbeiten im 
Freien sei nach den Ermittelungen für Weisse nicht möglich. 
Ganz unrichtig sei es, wenn er einzelnen Zeugen die Sachlage so 
dargestellt habe, als wenn mit Leichtigkeit dort grosse Summen 
zu verdienen wären. 

Die Beweisaufnahme erhob von vornherein, dass Krämer, ein 
früherer Schullehrer, gar nicht in der Lage gewesen war, die Ver- 
hältnisse richtig beurteilen zu können, und dass er von den 
Schwierigkeiten der Gründung einer Kolonie in den Tropen keine 
Ahnung hatte. Aber geradezu niederdrückend war die Ver- 
nehmung der Zeugen, lauter Männer, welche vom Ackerbau nicht 
das geringste verstanden, welche die unsinnigsten Gedanken über das 
Leben in den Tropen gehegt und schliesslich auch das bisschen 
Energie, welches sie etwa noch besessen haben mochten, in dem 
Tropenklima und den ungewohnten Verhältnissen verloren hatten. 

Die „Kolonisten** hatten, sich natürlich in Honduras sofort 
entzweit, und waren aufs tiefste enttäuscht, als alles nicht so glatt 
abging, wie sie es sich gedacht hatten. Der eine, ein Schlosser, 
hatte in einer elenden Bretterhütte wohnen, ein Bergmann hatte von 
Bananen und Kokosnüssen leben müssen und war dabei, wie er sagte, 
vertrocknet wie ein Stockfisch, ein Knecht klagte über die Moskitos, 
die ihn scheusslich gepeinigt hätten. Ein Bureaugehilfe erklärte, 
das in Honduras urbar gemachte Land sei nicht nach unseren Be- 
griffen urbar gemacht gewesen, da die Baumstümpfe sich noch im 
Boden befunden hätten! 

Nach einer unendlich langen Zeugenvernehmung konnte ich 
schliesslich mein Votum dahin abgeben, dass die flache Küste 
von Honduras sich überhaupt für deutsche Kolonisation nicht 
eigne, denn die Durchschnittstemperatur sei dort für Nord- 
europäer zu hoch. Die Bananenkultur, welche in Tocomacho 
und Port Burchard von einer amerikanischen Gesellschaft seiner 
Zeit begonnen worden sei, könne ja an und für sich vorteilhaft 
sein unter der Voraussetzung regelmässiger Dampferverbindung und 
guten Absatzes, aber aus den Schiffslisten ging hervor, dass der 
Dampfer nur im Jahre 1894 einige Male gefahren sei, später aber 
wegen mangelnden Verdienstes die Fahrten eingestellt habe. Im 
übrigen sei Krämer in den bekannten Fehler verfallen, theoretisch 
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zu viel beweisen zu wollen, wie das den meisten Leuten gehe, welche 
mit dem praktischen Leben wenig Fühlung haben. Ich betonte 
femer, dass die Gründung einer Kolonie durch ledige Männer seine 
grossen Schwierigkeiten habe, ja unmöglich sei, dass eine Kolonie 
der Art nur dann bestehen könne, wenn der Gründer eine grosse 
moraliche Autorität besitze, dass die Mittel der Kolonisten viel 
zu gering gewesen seien, dass ferner das Menschenmaterial so un- 
geeignet wie möglich gewesen sei. 

Nach meiner Auffassung war der Mann ein unpraktischer 
Idealist, dabei nationalökonomisch nicht gebildet genug, um die 
Tragweise des Versuches, welchen er anstellen wollte, vollkommen 
würdigen zu können. 

Das Urteil ging dahin, dass der Angeschuldigte des Betruges 
(wegen seiner Land verkaufe) nicht schuldig befunden sei, da die 
Sache in dieser Beziehung nicht aufgeklärt sei. Hingegen sei der 
Angeklagte wegen Vergehens gegen den § 144 des Strafgesetz- 
buches zu 3 Monaten Gefängnis zu verurteilen. Es sei 
als festgestellt erachtet, dass Kxämer ein Gewerbe daraus gemacht 
habe, Deutsche zur Auswanderung zu veranlassen, ebenso sei er- 
wiesen, dass er den Leuten gegenüber falsche Angaben gemacht 
habe. Wenn er gesagt habe, es bestehe in Tocomacho ein regel- 
mässiger Dampferverkehr, so sei solches falsch gewesen; ebenso 
habe er falsche Angaben bezüglich der Fruchtbarkeit des Landes 
und der von den Plantagen zu erzielenden Erträge gemacht. 
Der betreffende S 144 des Str.-G.-B. lautet: 

„Wer es sich zum Geschäft macht, Deutsche unter Vor- 
spiegelung falscher Thatsachen oder wissentlich mit unbe- 
gründeten Angaben oder durch andere, auf Täuschung be- 
rechnete Mittel zur Auswanderung zu verleiten, wird mit 
Gefängnis von einem Monat bis zu zwei Jahren bestraft." 
Die Verhandlung bot aber noch ein besonderes Interesse 
dadurch, weil aus ihr wieder einmal hervorging, welchen schäd- 
lichen Einfluss unter Umständen ein recht dummes Buch noch 
nach vielen Jahren anrichten kann. 

Um seine famose Broschüre zu rechtfertigen, hatte nämlich 
Herr Krämer derm Gerichtshofe eingesandt: „Bericht über die im 
höchsten Auftrage Sr. Königl. Hoheit des Prinzen Karl von 
Preussen und Sr. Durchlaucht des Herrn Fürsten von Schönburg- 
Waidenburg bewirkte Untersuchung einiger Teile des Mosquito- 
landes, erstattet von der dazu ernannten Kommission. (Berlin, 
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R. Duncker, 1845.)" Diese Kommission bestand aus dem Re- 
gierungsrat Fellechner, dem Kreisphysikus Dr. Müller und dem 
Kaufmann Hesse. Allen drei Herren fehlte die notwendige Vor- 
bildung zu einer solchen Mission, und so haben sie denn mit un- 
endlicher Oberflächlichkeit ein direkt gemeingefährliches Buch 
fabriziert, welches von sachkundiger Seite durchweg vernichtend 
kritisiert wurde. 

Professor Wappäus bespricht den wie Dr. Polakowsky ihn 
nennt (Beilage 291 der Allg. Ztg. 1898) sträflich optimistischen 
und dummen Bericht, eingehend im „Göttinger gelehrten Anzeiger" 
Jahrgang ,1846, Stück 8 — 10 vom Januar und sagt z. B. : „Die 
Verfasser haben in diesem Berichte gezeigt, dass sie keinen klaren 
Begriff haben weder von den Anforderungen, welchen ein für 
deutsche Ansiedler taugliches Land entsprechen müsse, noch von 
den Bedingungen, unter denen allein eine überseeische deutsche 
Kolonie aufblühen könnte, noch endlich von den Verhältnissen, in 
welchen gegenwärtig die europäischen Kolonieen überhaupt zu 
ihren Mutterländern stehen — und wir sind der Meinung, dass sie 
sich auch in dieser Beziehung als Repräsentanten der vorhin be- 
zeichneten Klasse der deutschen Kolonisationsan walte gezeigt haben." 
Wenn Herr Professor Wappäus an anderen Stellen den Bericht 
lobt, so erklärt sich dies daraus, dass genauere Angaben über jene 
Gebiete damals nicht vorlagen und Wappäus also Vieles als richtig 
annahm« 

Herr Dr. Alfred Zimmermann schreibt ferner in seinen 
„Kolonialpolitischen Studien (Oldenburg und Leipzig, A. Schwartz. 
. 1895)" über den famosen „Bericht" : „Kurz, dieses Machwerk ist 
mit einer so erstaunlichen Kritiklosigkeit und Oberflächlichkeit 
abgefasst, dass es der vielgerühmten deutschen Gründlichkeit, noch 
dazu in einer so schwierigen Frage nichts weniger als zur Ehre 
gereicht." 

Noch optimistischer und unrichtiger und deshalb hoch ge- 
fährlich ist aber ein Aufsatz in der Zeitschrift „Handel und 
Gewerbe", Organ der Handels- und Gewerbekammern, (No. 4 
vom 26. Oktober 1894). Dieser Aufsatz über „Industrie und Handels- 
verhältnisse in Honduras" ist so ziemlich der Gipfel kritikloser 
Schönfärbung und es ist in der That erstaunlich, dass ein solcher 
Artikel in einem Organ erscheinen konnte, welches offenbar zu 
offiziellen Quellen in naher Beziehung steht. In dem betreffenden 
Aufsatze wird der grosse Mineralreichtum des Landes gerühmt 
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und dann gesagt : „Es ist eine wunderbare Erscheinung, dass zur 
Zeit der Spanier ungezählte Minen bei der primitivsten Bearbeitung 
reiche Erträge gaben, und dass heute die Minenindustrie, mit allen 
Errungenschaften der Neuzeit betrieben, sich knapp über Wasser 
hält. Zu geringes Betriebskapital, unkluge Anlagen und Gewissen- 
losigkeit der Leiter sind gewiss meistens die Ursache." 

Dieser eine Satz zeigt die Grösse der Unwissenheit des Verfassers. 
Paktisch sind, wir folgen hier den Ausführungen Dr. Polakowskys. 
alle Minenunternehmungen der letzten 10 Jahre durch die in 
jeder Beziehung zerfahrenen und verrotteten Verhältnisse, die ewigen 
Revolutionen, die Unsicherheit für Person und Eigentum und 
die fürchterlichen Wege gescheitert. Deshalb ist die Anlage 
einer modernen Mine mit Schmelzhütte etc. unverhältnismässii; 
teuer , da alle Maschinen aus dem Auslande bezogen werden 
müssen. Auch der Transport der Silberbarren an die Küste ist 
schwierig und kostspielig. Alle höheren Beamten und Ingenieure 
(Europäer) sind nur für hohes Salair zu haben. Vom ganzen 
Mineralreichtum des Landes kommt für absehbare Zeit nur Silber 
in Betracht. Und da kann Honduras in keiner Weise mit Nord- 
amerika, Mexico, Chile und Bolivia konkurrieren. Alles in Silber- 
bergwerken in Honduras angelegte Geld ist fortgeworfen! Dies 
zeigte der vor etwa 4 Jahren erfolgte Zusammenbruch der vor- 
züglich und ehrenhaft geleiteten Bergwerke bei Yuscarän von 
Zürcher & Co., die mit cirka 2 Millionen Mark (meist aus Deutsch- 
land und aus der Schweiz) gearbeitet hatte. Es ist unverantwort- 
lich, dass eine Zeitschrift, die zum preussischen Handelsministerium 
Beziehungen hat, eine so überschwengliche Schilderung vom heutigen 
Honduras machen kann. Viel richtiger schildert ein einfacher 
deutscher Feldmesser, Gust. Friedrich, seine Erlebnisse in diesem 
gelobten Lande (s. „Am Stillen Ocean," Berlin, Georg Siemens, 
1898), und wir empfehlen der Redaktion von „Handel und Gewerbe" 
besonders den Satz (S. 32) : „ . . . Das Land, das so reich an 
Naturschätzen ist, dessen Bevölkerung aber arm bleibt, weil die 
ewigen Revolutionen Handel und Wandel verbieten." In diesen 
wenigen Worten steckt mehr Weisheit, als in dem langen Aufsatze, 
der uns hier beschäftigt. In diesem findet sich auch die Phrase, 
die man häufig bei Schilderung der Reichtümer und der Zukunft 
hispano - amerikanischer Staaten findet. Sie lautet: „Wie Pilze 
würden diese Industrieen (Ausnutzung der natürlichen Reichtümer, 
hier Minen) zu Hunderten hervorschiessen, sobald die interoceanische 
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Bahn gebaut werden würde." Auch barer Unsinn! Diese Bahn 
würden die „Patrioten" alle 4 — 6 Monate bei ihren Revolutionen 
mehr oder weniger beschädigen, wie es heute mit den wenigen 
grösseren Brücken und Telegraphenleitungen geschieht. Die inter- 
ozeanische Bahn in Honduras ist vollständig überflüssig, wird nie 
rentieren, da die Bahnen von Tehuantepek und Panama existieren, 
die von Guatemala und Costa -Rica fast fertig sind und die 
Amerikaner sicher bald den Nicaraguakanal bauen werden. Dass 
es Bahnen allein in jenen weniger als halbcivilisierten Ländern 
nicht machen, zeigt z« B. das Beispiel von Ecuador. Die Eisen- 
bahn von Guayaquil nach Sibambe ist seit über 10 Jahren fertig 
und bis heute ist an ihr nicht eine neue Ortschaft oder Hacienda 
erstanden. Dabei ist Ecuador an Naturschätzen gleichfalls sehr 
reich, aber es ist beinahe ebenso reich an Leuten, die Revolution 
machen wollen, um an die Staatskassen zu kommen und diese zu 
bestehlen, wie Honduras. 

Wollte man alle die falschen Angaben in jenem Aufsatze in 
„Handel und Gewerbe" widerlegen, so müsste man eine Broschüre 
schreiben. Hier seien nur noch einige Kraftstellen kurz beleuchtet. 
Der Holzreichtum des Landes wird in überschwenglicher Weise ge- 
priesen. Es genüge die Anführung der Tliatsache, dass diese 
„Schätze" für den Kolonisten und Haciendenbesitzer nur eine Last 
sind, dass waldfreies, also anbaufähiges Land durchschnittlich 
sechs- bis achtfachen Wert hat, wenn diese „Reichtümer" mit Axt 
und Feuer beseitigt, vernichtet sind. An eine rationelle Aus- 
beutung des wertvollen Gehaltes der Urwälder im Norden und 
Osten des Landes können nur sehr kapitalkräftige Gesellschaften 
gehen. Das gleiche gilt bezüglich der Plantagenwirtschaft. Hon- 
duras hat kein Geld, und fremdes Kapital wird sich erst nach dort 
wenden können, wenn durch eine fremde Macht Ruhe und Ord- 
nung, wirkliche Verwaltung und Justiz geschaffen ist. Wahrschein- 
lich nimmt Nordamerika bald Veranlassung, „im Namen der 
Humanität und Civilisation" und im Verein mit England den 
skandalösen Kriegen der „Brudernationen" in Centralamerika ein 
Ende zu machen, ungeheuerlich ist weiter die Bemerkung, dass 
die Holzfäller an und in den Flüssen, welche die Urwälder durch- 
schneiden, die Lebensmittel finden. Hierzu ist zu bemerken, dass 
der Urwald tierarm ist, die wenigen jagdbaren Tiere sich 24 Stunden 
nach Ankunft einer Abteilung Holzfäller weit zurückgezogen liaben 
werden vund essbare Früchte im Urwalde sehr selten sind. Bringen 
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sich die Holzfäller Lebensmittel nicht mit, so sind sie nach wenigen 
Tagen sicher verhungert. 

IV. 

Die vorigen Ausführungen, welche wir leicht noch durch solche 
über die Siedelung in anderen ungünstigen Tropenländern hätten ver- 
mehren können, haben gezeigt, dass selbst in Prankreich mit seiner 
langen kolonialen Vergangenheit heute noch grundlegende Fragen der 
Lösung harren, dass man ferner nicht verallgemeinern, sondern ver- 
suchen muss, nicht nur für jede Kolonie, sondern sogar für jeden zur 
Kolonisation fähigen Landstrich die Verhältnisse auf das sorgfältigste 
zu klären und vorzubereiten. Neuerdings ist West-Usambara als für 
die Siedelung günstiges Gebiet in den Vordergrund geschoben worden 
und die letzte Denkschrift über die deutschen Schutzgebiete spricht 
sich mit Bezug auf die Ergebnisse der landwirtschaftlichen Versuchs- 
station Kwai über die Ansiedelungsfrage folgend er massen aus: 

„Schwierigkeiten werden bereitet durch: 

1. die ungünstigen Terrainverhältnisse des Gebirges, in dem 
eine grössere, ebene Fläche eine Seltenheit ist, 

2. die eigentümlichen Leute-Verhältnisse, die ein ruhiges auf 
Erfahrung beruhendes Verhältnis der Ansiedler zu den 
Eingeborenen zur Bedingung machen, und 

3. die bis jetzt noch schlechten Verkehrsbedingungen mit der 
Küste. 

Günstig für eine Ansiedlung sind: 

1. das im Verhältnis zur Küste gesunde Klima des Gebirges, 

2. die der Heimat sehr ähnlichen Lebensbedingungen in Bezug 
auf die Ernährung, was bei dem deutschen Bauer eine 
grosse Rolle spielt, 

3. das Gefühl der Freiheit im Gegensatze zu der grossen Ab- 
hängigkeit der Bauern in der Heimat» 

Doch so verlockend die letzten beiden Punkte erscheinen mögen, 
so möge sich doch niemand mit dem Gedanken tragen, hier binnen 
kurzem Reichtümer erwerben zu können. Das Üsambara-Gebirge 
ist vielleicht geeignet, einigen der unter dem Druck der Verhältnisse 
in der Heimat leidenden Bauern eine neue Heimat zu schaffen, in 
der sie mit froher Arbeitskraft ein sorgenfreies Leben führen können, 
doch eine mühevolle Arbeit wartet ihrer, bis sie den Boden ihren 
Zwecken dienstbar gemacht haben. Dieser giebt hier nicht so 
willig wie in Nordamerika seine Kraft her, da er mit seinem Steine- 
reichtum und dem Gewirr von Wurzeln und Unterholz der Kultur 
einen schweren Widerstand entgegensetz, und eine harte Arbeit 
liegt hinter dem Ansiedler, bis er seine Scholle mit dem ihm lieb 
gewordenen Pfluge bearbeiten kann. Um dem Bauer diese mühe- 
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volle Arbeit zu erleichtern, wird es erfordeirlich sein, däss der 
Staat mit allen ihm zu Gebote stehenden Mitteln eingreift. Nur 
auf diese Weise wird eine Ansiedelungskolonie einen wirtschaftlichen 
Aufschwung nehmen können. Der Ansiedler muss bei seiner 
Ankunft hier ein geräumiges Unterkommen finden, in Gestalt von 
Lehmhütten, welche ihm Schutz gegen die Unbilden der Witterung 
und Baum für seine Habseligkeit bieten; das Land, das ihm vor 
der Hand unentgeltlich mit der Beschränkung der Unveräusserlichkeit 
angewiesen wird, muss die Grösse von 100 bis 200 ha haben, und 
muss sich in diesem Areal mindestens eine Fläche von 10 bis 15 ha 
ebenen Landes, das sich mit dem Pfluge bearbeiten lässt, befinden. 
Ferner sind ihm ca. 6 bis 8 Stück Rindvieh, 10 Schafe und 3 Schweine 
zur Verfügung zu stellen, die er in der 2. oder 3. Generation zurück- 
zuerstatten hat. Das Gouvernement muss ihm im Anfange, bis er 
Fühlung mit den Eingeborenen gewonnen hat, eine Anzahl Arbeiter, 
etwa 15 Mann, zur Verfügung stellen, und ihn rechtlich schützen 
vor ihrer Unbotmässigkeit. Eine Summe von mindestens 
10000 Mk. dürfte für die Errichtung einer einzelnen 
Wirtschaft erforderlich sein. Sie wird hoch erscheinen, 
doch hat die Erfahrung gezeigt, dass die Summe erforderlich ist, 
um dem Ansiedler über die ersten schweren Jahre hinwegzuhelfen. 
Hat der Bauer diese Summe zur Verfügung, so kann er sich durch 
die Schwierigkeiten der ersten Zeit durchfinden, hat er sie nicht, so 
wird er von den Schwierigkeiten, die sich ihm in den verschiedensten 
Gestalten entgegenstellen, erdrückt, er geht mit wenigen Ausnahmen 
zu Grunde, und mit ihm fällt ein Land dem Vergessen anheim, 
das bei richtiger Behandlung sehr wohl imstande ist, einigen hundert 
Familien eine neue Heimat zu gewähren, und das ein Vorbild werden 
kann für die Besiedelung anderer grösserer Flächen in unserem 
Deutsch-Ostafrikanischen Schutzgebiet." 

Professor Wohltmann, welcher von der Regierung nach 
Ost-Afrika zur Untersuchung der landwirtschaftlichen Verhältnisse 
im Jahre 1897 geschickt worden war, hat darüber ein sehr lesens- 
wertes Buch (Deutsch- Ostafrika, Verlagsbuchhandlung F. Teige, 
Schöneberg, Berlin) veröffentlicht, welches, um ganz offenherzig 
zu sein, vielleicht doch noch zu sehr unter dem Eindruck seiner 
Entstehung geschrieben ist. 

Er bestätigt übrigens hinsichtlich der schwierigen Plantagen- 
Verhältnisse in Usambara dasjenige, was ich nach meinem Besuch 
von Usambara im Jahre 1894 den Aktionären der Üsambara-Kaffee- 
bau-Gesellschaft in einer ausführlichen Denkschrift mitgeteilt habe. 

Nach Wohltmanns Ansicht nun kann man unter der Voraus- 
setzung einer gesicherten Eisenbahnverbindung mit der Küste zunächst 
1 bis 2 Thäler ähnlich dem von Kwai mit Kolonisten besetzen. Man 
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wird in einem Tbale wie das Kwai-Tfaal, das etwa 450 ha bis 500 ha 
landwirtschaftlich nutzbares Land aufweist, jedoch nicht mehr als 
3 allerhöchstens 4 Familien ansiedeln können. Nach seiner Ansicht 
müssten etwa 100 Kolonistenfamilien insgesamt im West-Usambara- 
Gebirge Aufnahme finden. Da der Schwerpunkt des Betriebes in 
der Viehwirtschaft liegt, so muss man nach seiner Ansicht 
hiervon zunächst ausgehen, wenn man West-Üsambara erfolgreich 
besiedeln würde. Demzufolge ist es dann auch nötig, das» den 
einzelnen Kolonisten keine geringere Fläche als etwa 125 bis 150 ha 
Land zugewiesen wird. 

Wenn spätere Zeiten eine andere Wirtschaftsmethode gestatten, 
so könne man zu wertvolleren Kulturen, die kleinere Betriebe lohnen, 
übergehen^ und biete also der Nachkommenschaft der Kolonisten 
B.aum und Arbeit in einem Lande, in dem sie sich acclimatisiert 
und unter dessen Eigenartigkeit sie gross geworden seien. Ferner 
solle man nach dem Beispiel Nordamerikas Land für Schulen und 
Kirchen in den Thälem reservieren, und Gemeindewaldungen 
und Gemeindeplätze vorsehen. Bei der Auswahl der Kolonisten ist 
nur auf Kinder deutscher Gebirgsstämme Eücksicht zu nehmen. 

Wohltmann macht ferner den Vorschlag, zunächst 2 Thäler mit 
je 3 bis 5 Kolonisten zu besiedeln und einer jeden Familie unent- 
geltlich zu liefern: 

1 Blockhaus Wert 250 Rupien 

>? 

n 

Zusammen etwa 750 Rupien = rund 1000 Mark. Für Über- 
fahrt und Inventar, für Betriebsmittel und Unterhalt im ersten 
Jahre seien mindestens 5000 Mark anzusetzen, von dem zweck- 
mässig die Hälfte von der Regierung dem Ansiedler nach seinem 
Einzug als Darlehn zu gewähren ist. Danach müsse der Ansiedler 
über ein Kapital von mindestens 5000 Mark verfügen. Das Land 
sei zweckmässig entweder für einen billigen Preis, etwa 2 Mark 
für den Hektar, abzugeben, und die Kaufsumme als hypothekarische 
Schuld einzutragen oder für eine Reihe von Jahren (etwa 50) un- 
entgeltlich zu überlassen, wonach alsdann dem Besitzer das Vor- 
kaufsrecht zusteht. Nur wenn man unter den entgegenkommendsten 
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Bedingungen die Kolonisation in Angriff nehme , werde es nach seiner 
Ansicht möglich sein, ihr einen Erfolg zu sichern .... 

Um gleich bei dem letzten Satze anzuknüpfen, so ist zu be- 
merken, dass es wohl nicht entgegenkommend zu sein scheint, 
wenn man dem Ansiedler Verpflichtungen auferlegt, wie sie Welt- 
mann in Aussicht nimmt. Das Land sollte dem Ansiedler unter 
allen Umständen unentgeltlich übergeben werden. 
Ich möchte den Tropenansiedler sehen, der 50 Jahre — man be- 
denke nur die durchschnittliche Lebensdauer eines Ansiedlers in 
den Tropen! — eine Parzelle bearbeitet, um dann, wenn er dem 
Grabe zueilt, das Vorkaufsrecht geltend zu machen. 

Ein anderes massgebendes und auf eigener Erfahrung beruhendes 
Urteil fällte ein Trappisten-Missionar in der Station Köln, 
wenn es in „Kreuz und Schwert" (No. 4, 7. Jahrgang) heisst: 

Ich war doch in Natal und Griqualand jahrelang auf Stationen, wo es im 
Winter Eis und Schnee gieht, kann aher versichern, dass es mich dort bei 
weitem nicht so fror wie hier, auf dem beinahe sechstausend Fass hohen Gara- 
Gebirge. Nachts reichen kaum vier Wolldecken hin, mich ordentlich warm zu 
halten, am Tage trage ich ein vom sei. P. Emanuel ererbtes Überröcklein unter 
der Kutte. Andere, die noch schwächer und kränklicher sind als ich, leiden 
noch mehr von dieser ungesunden Witterung. Wir hatten uns femer bei der 
Abreise von Mariannhill bezüglich der mitzunehmenden Kleider gewaltig ver? 
rechnet; wir glaubten nur ganz leichte Kleider mitnehmen zu dürfen, da wir 
ja fortan in den Tropen leben sollten. Für die Reise war das allerdings vor- 
teilhaft, denn da hatten wir viel von der Hitze zu leiden, nicht aber für 
dauernden Aufenthalt auf der sehr hochgelegenen, von Stürmen und Nebeln viel 
heimgesuchten Neugründung, zumal während der Wintermonate von April bis 
August. Trockene Kälte, wie wir sie in Natal und Griqualand hatten, würden wir 
viel weniger fürchten als diese ewigen, feuchten Nebel, welche uns zuweilen 
volle 10 — 14 Tage keine Sonne sehen lassen. 

Vor einiger Zeit fand ich ein Thermometer; dasselbe zeigte morgens ge- 
wöhnlich 8 — 11® Eeaumur über Null, und es steigt mittags bis auf l;i<*, nm 
dann gegen Abend wieder auf 10 oder 8® herunter zu sinken; in Reichenau 
und M. Zell ist dagegen eine Kälte von 8—10® unter Null keine Seltenheit, 
und dennoch achteten wir jene trockene Kälte kaum, während die nasskalte 
Witterung auf die Dauer sehr lästig ist. Für die Sommerzeit, welche hier 
anfangs September beginnen soll, erwarten wir allerdings etwas besseres. 
Übrigens versichern uns die Brüder, welche bereits einen Sommer hier verlebten, 
es sei hier im Gebirge selbst zur höchsten Sommerzeit kaum halb so heiss wie 
in Mariannhill. 

Zudem wollen wir uns für den nächsten Winter in allem besser vorsehen. 
Bis dahin haben wir hoffentlich ein festes, aus Stein gebautes Haus mit 
gutem ßretterboden und schützendem Plafond, vielleicht auch noch mit einem 
wärmenden Ofen. Für warme Kleidung wird das Mutterkloster in g^ewohnter 
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Liebe sorgen, so dass wir dem Bächstjäbrigen Winter sonder Bangen entgegen 
sehen können. 

Doch nun auch etwas Rühmliches von unserer neuen . Heimat. Vor alleni 
muss ich die ausserordentliche Fruchtbarkeit des hiesigen Bodens 
loben. Ich glaubte z. B. immer, wir hätten in Mariannhill schöne Bananen, 
doch die hiesigen wachsen in doppelter Höhe. Auch andere Südfrüchte und, 
was die Hauptsache ist, alle europäischen Getreideaiten, sowie Gemüse aller 
Art gedeihen ausgezeichnet. Der Salat zeigt hier bereits 14 Tage nach dem 
Versetzen die schönsten Köpfe. Kartoffeln, so mehlig und schmackhaft wie in 
Europa, kann man hier 3—4 mal im Jahre ernten. Die letzten 4—5 Wocheu 
lebte ich fast ausschiesslich von Kartoffeln, weil sie meiner Natur am besten 
zusagen. Wir brauchen damit auch nicht zu geizen, denn wir haben davon 
noch einen ansehnlichen Vorrat bis zur nächsten Ernte. Sauerkraut, für den 
Trappisten eine Delikatesse, stehen zwei Fass voll in der Vorratskammer, dazu 
steht im Garten eine solche Menge der schönsten Kohlköpfe, dass wir uns alle 
Tage an Süsskraut mehr als satt essen können; ebenso giebt es Salat im Über- 
fluss. Gelbe Rüben, Runkelrüben, Monats- und Winter-Rettiche sind so viele 
gepflanzt und gedeihen so gut, dass wir einen beträchtlichen Teil davon unserm 
Vieh als Futter geben können. Bohnen, bekanntlich ein Hauptnahrungsraittei 
der Trappisten, gedeihen vorzüglich und sind ungemein ertragreich, namentlich 
eine weisse, sehr schmackhafte und leicht verdauliche Sorte derselben. 

Doch etwas entbehren wir zur Stunde mit Schmerzen, das ist genügender 
Vorrat an Mehl. Es fehlt uns, wenigstens zuweilen, an täglichem Brot 
ßr. Folykarp, unser wackerer Feldschaffner, ist allerdings mit Hilfe einiger 
Schwarzen unermüdlich thätig, das Land urbar zu machen. Wo vor wenigen 
Monaten noch wildes Dornen gestrüpp und grosse Bäume standen, sieht man 
nun schöne Getreidefelder in ansehnlicher Ausdehnung. Es wurden bisher 
Weizen, Roggen, Gerste und Hafer angepflanzt, dazu auch etwas Mais und 
Amabele ; all diese Felder sind im schönsten Zustande. 

Ich erwähnte vorhin, die Beihilfe von Eingeborenen bei unsem Feld- 
arbeiten. Wir sind mit denselben sehr zufrieden; sie arbeiten um einen ver- 
hältnismässig ziemlich billigen Lohn mit einem Fleisse, der bei Schwarzen 
Anerkennung verdient und den man bei den Kaffern durchschnittlich nicht findet. 
Ein Teil dieser schwarzen Arbeiter ist mit P. Bonifaz im Walde mit Bretter- 
sägen beschäftigt. Sie entwickeln dabei unter der energischen und praktischen 
Anleitung und Beihilfe des genannten Paters eine erstaunliche Thätigkeit. Sie 
haben bereits einige Hundert 20 Fuss langer und 12 Zoll breiter Bretter aus 
den mächtigen Holzblöcken gewonnen. Wieder andere fahren Bauholz aus dem 
Walde herbei oder helfen Br. Simon beim Baue selbst. 

Ein anderer Brief lautet: 

„Bei windigem Wetter ist der Zug in unserem cubiculum (Schlafzimmer) 
so stark, dass er das Licht auslöscht. . . . Ein weiterer, sehr grosser Übelstand 
ist der feuchte Boden; die Decken, die am Abend darauf ausgebreitet werden, 
sind am Morgen ganz nass von eingesogener Feuchtigkeit. Hoffentlich wird es 
jedoch bald gelingen, diesen Ubelständen abzuhelfen und wenigstens eine trockene, 
gegen Wind und Wetter vollkommen schützende Wohnung noch vor Eintritt 
der Winterszeit herzustellen. Dass solch ungünstige Wohnungsverhältnisse auf 
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die Gesundheit schlimm einwirken, ist begreiflich. Mit Ausnahme eines einzigen 
Braders haben alle mehr oder weniger an Erkältung und Eheumatismus zn 
leiden, was nur zu gerne Fieber im Gefolge hat. *— Eine eigene Landplage 
sind die Sandflöhe. Dieselben arbeiten sich unbemerkt in die Haut ein, legen 
dort Eier, werden so dick wie eine Erbse und müssen dann herausgestochen 
werden. Das Tragen von Sandalen ist demnach daselbst nicht ratsam. Im 
übrigen sind die Missionare trotz ihrer Kränklichkeit unermüdlich an der Arbeit. 
Sie haben schon fünf Morgen Ackerland urbar gemacht und Weizen, Kartoffeln, 
Bohnen und Kohl darauf gepflanzt. Die Erträgnisse sollen recht günstige sein. 
Nächst der Sorge für eine gesunde, passende Wohnung beschäftigt sie auch der 
Bau von Stallungen. Die Regierung hat ihnen nämlicli leihweise einige Stück 
Vieh angeboten, die sie wieder zurückzugeben haben, nachdem sie einen be- 
stimmten Nachwuchs davon erzielt haben, ein Anerbieten, wofür wir der Re- 
gierung zu grossem Danke verpflichtet sind. 

Soweit die Trappisten, welche allerdings auch noch auf die 
Unterstützung aus der Heimat angewiesen sind und die Ökonomie 
nur nebenbei treiben. Aber aus den verschiedenen Mitteilungen 
dürfte noch hervorgehen, dass die Ansiedlungsbedingungen nicht 
gerade ungünstig sind. Wenn auch noch manche Hindernisse für 
einen gedeihlichen Aufschwung wie Trockenheiten, Heuschrecken- 
plage, Viehseuche, Tsetsefliege u. s. w. vorhanden sind und der 
Absatz nicht ganz sicher zu sein scheint, so sollte man doch einen 
Versuch machen. Aber nur unter der Voraussetzung, 
dass der Ansiedler Kapital hat und im Notfall 
unterstützt wird. Im Allgemeinen übrigens scheint in den 
Auswanderungskreisen der Drang nach Ostafrika nicht gross zu 
sein, denn Generalmajor Liebert, welcher im Winter 1898/99 eine 
lebhafte nach meiner Auffassung viel zu weitgehende und zu opti- 
mistisch gefärbte Kampagne für die Siedelung in Ostafrika unter- 
nommen hatte, musste gestehen, dass sich erst ein Ansiedler bei 
ihm gemeldet hatte! 

Wenn das Reich keine Anstrengungen, machen sollte, grössere 
Summen zu bewilligen und auch nicht die Verantwortung übernehmen 
will, so bleibt nichts übrig, will man eine Kolonisation ins Werk 
setzen, als die Bildung besonderer Kolonisationsgesell- 
schaften oder die Inanspruchnahme der Wohlfahrtslotterie 
für die deutschen Schutzgebiete. Es ist in der That kaum 
-eine bessere Verwendung für einen beträchtlichen 
Teil der im Laufe der Jahre einkommenden Gelder, 
zu entdecken als wenn durch dieselben die Siedelung 
:gefördert werden würde. 

Ein gewisser Anfang ist in dieser Hinsicht auch schon durch 
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Unterstützung der überfahrt von Frauen un4 Mädchen nach Süd- 
westafrika gemacht, aber man möge nur nicht wieder die Gelder 
in den verschiedenartigsten Unternehmungen verzetteln, sondern ein 
Siedelungspr ogramm aufstellen, ausarbeiten und 
durchführen. Gegen einen etwaigen Plan aber, unter den 
jetzigen Verhältnissen Kolonisten nach Usambara zu schicken, ohne 
dass sie an der Regierung oder einer Gesellschaft einen kräftigen 
Rückhalt haben, müsste mit allen Mitteln Front gemacht werden. 



Die Denkschriften fiber die deutschen 

Schutzgebiete. 



Die Denkschriften über die Schutzgebiete für das Jahr 
1896/97 zeichnen sich durch eine wohlthuende Objektivität aus, 
nachdem früher oft genug eine wilde Phantasie in den Berichten 
welche sich in allerlei Ueberschwänglichkeiten ergingen, gewaltet 
hatte. Wenn es sich vielleicht empfohlen haben würde, hier und 
dort die nochmalige Redaktion mit etwas grösserer Strenge vor- 
zunehmen, so ist es doch sehr schwer, das Richtige zu treffen, da 
das Auswärtige Amt heute noch kaum die nötigen Kräfte besitzt, 
welche das Material vollkommen beherrschen. Mit der Ausbildung 
eines Kolonialamtes werden sich Spezialisten herausbilden und es 
werden dann auch die Denkschriften über die Kolonieen nach ein- 
heitlichen Gesichtspunkten geordnet sein, während sie heute den 
Charakter einer ziemlich ungeordneten Materialien-Sammlung haben. 

Togo. 

In Togo hat^) die wirtschaftliche Entwickelung, abgesehen von 
dem Karawanenhandel, bislang sich in der Nähe der Küste gehalten 
und erwartet dort von dem Anbau tropischer Pflanzen, besonders 
des Kaffees, grosse Erfolge. Ob hier ein solcher zu erreichen sein 
wird, lässt sich zur Zeit noch nicht sagen, da wir nicht wissen, 
ob nicht grosse Perioden der Trockenheit oder pflanzliche Feinde 
den Anbau gefährden, und wie der Preis des Produktes sich auf 
die Dauer gastalten wird. Die Kultivationsarbeiten werden mit 
bedeutenden Mitteln und energisch betrieben, so dass darin eine 
gewisse Gewähr eines Erfolges liegt, denn die Erfahrungen der 
Dänen und der Basler Mission an der Goldküste haben gezeigt, 
dass der Plantagenbau in Togo seine Schwierigkeiten haben wird, 



*) Wir folgen hier zum Teil Ausführungen, welche bereits in der Kgl. 
Leipziger Zeitung zum Abdruck gekommen sind. 
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welche nur mit grossen Mitteln überwunden werden können. Be- 
sonders die Basler Mission hat Jahre lang grosse Bemühungen 
gemacht, um den Kaffeebau in die Höhe zu bringen, allerdings mit 
so geringem Resultate, dass die der Mission gehörenden Ländereien 
als Kirchengut erklärt und den Negern gegen eine jährliche geringe 
Pacht überlassen wurden. Man strich die Segel, ohne von der 
absoluten Unmöglichkeit, auf dem Gebiete der Agrikultur Erfolge 
zu erzielen, Überzeugtgewesen zu sein. Umstände aller Art Hessen 
damals Vieles scheitern, was vielleicht unter anderen Verhältnissen 
und Zeiten kommenden Geschlechtern ungleich leichter sein dürfte, 
auszuführen und ins Dasein zu rufen. 

In Togo wird der Li beria = Kaffee gebaut, welcher zur Zeit 
sehr niedrig im Preise steht. Dieser Umstand in Verbindung mit 
der vorjährigen Dürre Hessen bei den Plantagenbesitzem Zweifel 
über die Rentabilität entstehen, die zu einem vorübergehenden Still- 
stand im Anbau führten. Nachdem aber in diesem ^Tahre die 
Regenzeit ungewöhnlich stark eingesetzt und den fast verloren 
geglaubten Kulturen neues Leben verliehen hat, sind die Hoffnungen 
der Unternehmer wieder erwacht und die Kultivierungsarbeiten mit 
Vertrauen in die Zukunft wieder aufgenommen worden. Ausser 
Kaffee macht man noch Proben mit einem Kautschukbaum, dem 
Manihot Glaziovii, welcher sich übrigens ausserhalb seines Heimat- 
landes, in Südamerika, bisher noch wenig bewährt hat. 

Wer sich praktisch mit der Geschichte der Acclimatisation von 
Pj9anzen befasst, der wird dabei die bis jezt noch wenig geklärte 
Erfahrung machen, dass manche Pflanzen es nicht vertragen, von 
ihrem Standort verrückt zu werden. Es giebt eine ganze Anzahl 
von Pflanzen, welche sich ohne grosse Schwierigkeiten versetzen 
lassen und an ihrem neuen Standorte sich ebenso gut wie an dem 
früheren entwickeln, während bei anderen sich manche Unterschiede 
entwickeln. So ist es z. B. bisher noch nicht gelungen, eine Kaut- 
schukpflanze zu finden, welche, wie so manche andere Tropenvaga- 
bunden, für alle Tropenklimate sich eignet. Eine Zeit lang war 
der Anbau von Manihot Glaziovii sehr beliebt, doch bald fanden 
die Pflanzer in Ceylon und Java heraus, dass der gewonnene Kaut- 
schuk die Kosten nicht lohnte, und rissen die Bäume wieder heraus. 
Dieser Manihot wächst nun augenscheinlich überall in den Tropen 
und zwar vorzüglich. So schreibt Prof. Vo Ikens über die Manihot- 
Anpflanzungen im Dar-es-Salaamer Versuchsgarten, einer dürren und 
für seine sonstigen Zwecke möglichst ungeeigneten Anlage, dass 
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die dort vorhandenen Pflanzen Prachtbäume seien, obgleich sie 
nur einige Jahre alt sind: „Die Art besitzt eine ungeheure Ver- 
mehrungskraft durch Samen, die schon in ganz jugendlichem Alter 
erzeugt werden. Neue Pflanzen gehen wie Unkraut überall auf, 
sowie Regen fällt. Mit wenigen Standbäumen könnte man ganze 
Flächen, die baumlos und brach daliegen, bewalden. Mit der Zeit 
findet sich auch wohl eine geeignete Methode, aus ihm Kautschuk 
zu machen.** ') Dass der Manihot prächtig eraporschiesst, hat der 
Verfasser dieses selbst in Tangä im Jahre 1894 auf der früheren 
Perrotschen Plantage gesehen, aber nicht in Erfahrung bringen 
können, ob seitdem von diesen Bäumen Kautschuk geerntet worden 
ist. Jedenfalls würde, falls die Kuhur gelingen sollte, hier eine 
reiche Einnahmequelle erschlossen werden können, da der Gummi 
von Manihot in Hamburg mit dem hohen Preise von 2 Mk. pro 
^2 Kilo bewertet wird. — 

Die für den Handel im Hinterlande unentbehrliche Kolanuss 
kommt als ürprodukt, soweit die bisherigen Ermittelungen gelehrt 
haben, im Togogebiete nur in der zwischen Misahöhe und Kete- 
Kratschi belegenen Landschaft Tappa vor, und auch hier nur in 
einer gegenüber dem Bedarf durchaus ungenügenden Menge. Es 
ist daher bereits vor mehreren Jahren seitens des Gouvernements 
an verschiedenen geeigneten Plätzen mit der plantagenmässigen An- 
lage von Kolakulturen vorgegangen worden, denen um so höhere 
Bedeutung beigemessen werden muss, als der Export dieses wichtigen 
Produkts aus den Nachbarkolonieen, insbesondere von der Goldküste, 
dem Hauptstapelplatz für den Kolahandel nach unserem Schutzgebiet, 
immer mehr erschwert, ja fast zur Unmöglichkeit gemacht worden 
ist. Da das Schutzgebiet aber erst nach einer längeren Reihe von 
Jahren imstande sein wird, den eigenen Bedarf an Kolanüssen voll- 
ständig zu decken, ist die versuchsweise Einfuhr von Kolanüssen aus 
Kamerun in Aussicht genommen. 

Von grosser Bedeutung für die Entwickelung der Plantagen- 
unternehmungen wird allmälich der im vorigen Jahre erst angelegte 
Versuchsgarten des Gouvernements werden, dessen Aufgabe es sein 
soll, mit der Heranziehung von Nutzpflanzen Versuche anzustellen 
und den Plantagenbetrieb mit Kat und That zu unterstützen und 
zu fordern. Unter anderem kommt der australische Eisenholzbaum 



^) Notizblatt des königl. botanischen Gartens und Museums zu Berlin. 
Nr. IG. In Kommission bei Wilhelm Engelmann in Leipzig. 
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und der australische Fieberbaum (Eucalyptus) gut fort. Letzterer, 
der äusserst schnellwachsend ist, war schon früher auf den Missions- 
Stationen eingeführt, über der Aufzucht tropischer Nutzpflanzen 
aus anderen Ländern hatte man etwas vernachlässigt, die heimischen 
zu kultivieren, obwohl es doch auf der Hand liegen sollte, erst 
einmal diese erprobten Kulturen in die Höhe zu bringen und 
rationell auszubeuten. Denn der Neger kennt nur den Raubbau, 
er wird sich trotz aller Anweisung nur unendlich schwer zu einer 
rationellen Kultur bequemen, nur dann, wenn der Zeitpunkt zwischen 
dem Säen und der Ernte möglichst kurz ist. Die Erfahrungen, 
welche man in Amerika mit den Negern während mehrerer Genera- 
tionen gemacht hat sind in dieser Hinsicht durchaus nicht vielver- 
sprechend, und Liberia bietet ja das beste Beispiel eines Staates 
dar, welcher, von Neger für Negern regiert, zum Gespötte der Welt 
geworden ist. Das schliesst allerdings nicht aus, wie in Parenthese 
hier noch bemerkt zu werden verdient, dass es gelegentlich not 
thut, diesen schwarzen Herren einmal zu zeigen, dass die Deutschen 
nicht mit sich spasseu lassen, denn was man über die dortigen 
Verhältnisse und die den Deutschen zugefügten Ungerechtigkeiten 
hört, übersteigt alle Begriffe. — Der Neger ist eigentlich nur im- 
stande, einige Pflanzen zu ziehen, welche der Pflege fast gar nicht 
bedürfen, sondern, zur Regenzeit in Kultur genommen, in wenigen 
Monaten bereits Ernten geben. Die Gründe für diese Erscheinung 
liegen aber nicht allein in seiner auffälligen Charakteranlage, sondern 
wesentlich in den sozialen Verhältnissen. Der Neger hat es bisher 
nicht verstanden, trotzdem er einen der ältesten Erdteile bewohnt, 
sich auf eine höhere Kultur zu heben oder seine eigene Kultur zu 
entwickeln. Was macht es schon für Mühe, den Neger an eine 
gewisse Arbeitsleistung zu gewöhnen? Aber es zeigt sich doch, 
dass unter europäischer Aufsicht und geeigneter Behandlung die 
Arbeiter etwas lernen können. 

So heisst es in dem Bericht über den botanischen Garten in 
Kamerun, dass die Arbeiterverhältnisse im ganzen vergangenen Jahre 
recht gute zu nennen waren. Der alte Arbeiterstamm von Wei- 
Negern, vermischt mit wenigen Sierra-Leone- und Bussa-Leuten, 
blieb dem botanischen Garten treu. Die meisten dieser Arbeiter 
verlängerten ihren Kontrakt nach Ablauf von einem Jahre. Einzelne 
von ihnen sind schon seit 1893 ununterbrochen in dem Garten be- 
schäftigt. Andere sind inzwischen für wenige Monate in ihrer 
Heimat gewesen und dann wieder zurückgekehrt. Sie kennen ihre 
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Arbeit; womit jedoch nicht zugleich gesagt sein soll^ dass sie dieselbe 
nun auch ohne stete Beaufsichtigung thun. Daher dauert die Arbeits- 
zeit von 6 ühr Morgens bis 12 Uhr Mittags mit einer Frühstücks- 
pause von 8^/2 bis 9 Uhr. Sie beginnt wieder Nachmittag ^/^ vor 
2 Uhr und dauert bis 6 Uhr Abends. Man kann hier wohl die 
Frage aufwerfen, ob diese Arbeitszeit nicht zu lang ist 

Nach demselben Bericht aus Kamerun hat sich die Arbeiter- 
frage auf den Plantagen im Berichtsjahre bedeutend gebessert. 
Es trafen in diesem Jahre gegen 700 Arbeiter aus Yaunde ein^ 
welche sich zunächst allerdings nur auf ein Jahr verpflichtet haben. 
Da indess die nach Ablauf ihres Kontraktjahres entlassenen Arbeiter 
zimi grossen Teil versprochen haben^ nach einiger Zeit wieder zur 
Küste zu kommen, so ist trotz der sich bietenden Schwierigkeiten 
begründete Hoffnung vorhanden, für die Pflanzungen mit der Zeit 
einen regelmässigen Arbeiterbezug aus dem Schutzgebiete selbst zu 
sichern. Nicht wenig wird dazu die vorgesehene Anstellung eines 
ständigen Arbeiterkommissars beitragen. Der Versuch mit den 
aus dem französischen Kongo eingeführten Mayumba- Arbeitern ist 
als gescheitert zu betrachten, da die Leute das Klima nicht ver- 
tragen, fortwährend krank sind und besonders an Dysenterie zu 
leiden haben. Am 30. Juni 1898 waren auf den Plantagen im 
Viktoriabezirk beschäftigt 530 fremde Arbeiter, meistens Krujungen, 
und 1250 einheimische Arbeiter, Yaundes, Balis, Bakwiris etc. 

Die Kultivation in Togo hat sich, wie schon bemerkt, bislang 
dicht an der Küste gehalten, wo einige Städte, wie Lome, infolge ihrer 
Eigenschaft als Verwaltungsmittelpunkt der Kolonie, sowie durch 
den Umstand, dass der Karawanenverkehr in der Hiiuptsache seinen 
Sammelpunkt hier hat, immer mehr an Bedeutung gewinnen. Lome 
zahlt zur Zeit 130 Häuser und über 900 Hütten, während die jüngst 
vorgenommene Volkszählung 51 Europäer, darunter 14 Beamte, 
und 2300 dauernd wohnhafte Eingeborenen ergab. Die Zahl der 
vorübergehend, namentlich an den mit zweitägiger Unterbrechung 
regelmässig wiederkehrenden sogenannten grossen Markttagen an- 
wesenden Bevölkerung wird man dagegen auf rund 7000 Seelen 
schätzen dürfen. Das rasche Aufblühen Lomes und die beträcht- 
liche östliche Vergrösserung dieses Platzes ist zu einem wesentlichen 
Teil als eine Folge der zu Anfang 1897 erfolgten Verlegung des 
Gouvernements von Sebbe nach dort zu betrachten. An der West- 
grenze der eigentlichen Stadt schliesst sich in einer Länge von 
nahezu 1500 Metern und einer Breite von ^durchschnittlich 1150 

EoloniBles Jahrbaoh 1898. 17 
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Metern der Gouvernementsbesitz ' an, auf dem die bisher fertig- 
gestellten Wohnungen der Beamten, das Bureau- und Gerichts- 
gebäude, das Gefängnis, die Materialien- und Handwerkerschuppen 
bereits einen in sich abgesohlossenen Stadtteil bilden, dem der 
auch dort seine Blüten treibende Volkswitz der Europäer den 
Namen „Moabit ^^ beigelegt hat. Daneben hat auch die Verwaltung 
sich die weitere Ausdehnung des Wegenetzes angelegen sein lassen. 
Dicht bei Lome geht der „Kaiserstaden" seiner Vollendung ent- 
gegen, so dass demnächst ein dem Strande entlang führender, 
künstlich befestigter Weg von über 3 km Länge vorhanden 
sein wird, welcher dem erholungsbedürftigen Europäer die lang- 
ersehnte Möglichkeit körperlicher Beweglichkeit in reiner, gesunder 
Luft gewähren wird. Der hohe hygienische Wert derartiger Wege- 
anlagen in den Tropen ist genügend bekannt. Daneben aber ist 
der Wegebau nach dem Innern mit Nachdruck gefördert worden, 
obwohl der tropische Eegen hier oft grossen Schaden anrichtet. 
Auch das durch den Vertrag mit Frankreich neugewonnene Mono- 
Dreieck wird nunmehr dem Verkehr angeschlossen und zwar durch 
Wege von Klein-Popo, so dass der Händler später die Wahl hat, 
entweder diese Wege oder den Monofluss zu benutzen, welcher auf 
der Lagune vom Togosee bis zu seiner Mündung und aufwärts bis 
zum 7® nördl, Br. mit Kähnen schiffbar ist. 

Neben der Thätigkeit der Regierung ist aber auch die der 
Missionen nicht zu unterschätzen, wie es so oft geschieht. Schon 
die Zahl der von ihnen beschäftigten Europäer zeigt ihre Bedeu- 
tung, denn es werden 38 weisse Missionare angegeben neben 40 
Beamten, 26 Kaufleuten und 8 Forschungsreisenden und Pflanzern. 
Die katholische Mission, welche die jüngste ist, macht grosse An- 
strengungen und besitzt das bedeutendste Personal; sie unterhält 
18 Schulen, in denen über 700 Kinder unterrichtet werden. Inter- 
essant ist, dass die Handweberei nach deutschem Verfahren auf 
den in der Heimath vielfach durch die Maschinen verdrängten Hand- 
webstühlen bald begonnen werden soll. Die Handweberei ist dem 
Togovolke nicht unbekannt, es wird vielmehr eine geschmackvolle, 
tadellose Handweberei geliefert, aber mit Hilfe des deutschen Web- 
stuhls wird der in dieser Kunst geschulte Togoneger in derselben 
Arbeitszeit bald das fünf- bis achtfache Arbeitsquantum liefern 
können, welches er jetzt auf seinem fünfzehn Centimeter hohen und 
ebenso langen Apparat herzustellen imstande ist. Von den evange- 
lischen Missionen ist die norddeutsche Mission die bedeutendste, 
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welche auf der Togoküste im Jahre 1897 ihr fünfzigjähriges Jubi- 
läum feiern konnte. Sie hat ausser Lome im Innern ihre bedeu- 
tenden Stationen Ho und Amedschowhe und dehnt sich stets weiter 
aus. Die Basler und die Wesleyanische Mission treten im Ver- 
gleich mit diesen Missionen etwas zurück. 

Sehr erfreulich ist, dass in diesen Schulen auch der deutschen 
Sprache die gebührende Aufmerksamkeit geschenkt wird und die 
englische mehr und mehr zurückgeht. Von den deutschen Missionen 
ist es als selbstverständlich anzusehen, dass sie, wenn sie auch in den 
unteren Klassen der Schulen den Unterricht in der Landessprache 
pflegen, in den oberen das Deutsche als ünterrichtsgegenstand ein- 
führen, aber es ist erfreulich, dass auch fremdländische Missionen 
dem Wunsche der Regierung bereitwillig nachkommen. So heisst es 
in dem Bericht der amerikanischen presbyterischen Mission, welche im 
südlichen Kamerungebiet arbeitet: „Dem berechtigten Wunsche der 
deutschen Kolonialregierung Rechnung tragend, hat die amerika- 
nische Behörde den deutschen Unterricht in ihren Hauptschulen 
als obligatorisch eingeführt und hat keine Mühe gescheut, ameri- 
kanische Missionare mit deutscher Ausbildung für ihre Arbeit in 
Kamerun zu gewinnen. Wir besitzen im ganzen acht Schulen, 
von denen fünf von eingeborenen Lehrern und drei von Missionaren 
geleitet werden, in den ersteren wird nur in der Sprache der Ein- 
geborenen, in den drei letzteren wird ausserdem mehr oder weniger 
in deutscher Sprache unterrichtet. In Batanga befindet sich unsere 
mehrklassige Hauptschule mit zwei deutschen Lehrkräften, die für 
unsere Verhältnisse eine Art höhere Schule darstellt, in die Schüler 
von unseren anderen Schulen nur nach einem bestimmten Examen 
zur weiteren Ausbildung, besonders in der deutschen Sprache, ein- 
treten können. Der Lektionsplan dieser Schule umfasst alle ünter- 
richtsgegenstände einer deutschen einklassigen Volksschule." 

Leider hat das letzte Jahr hinsichtlich der Gesundheitsverhält- 
nisse einen bösen Ruf, denn es herrschten wiederum vielfach die 
Malariakrankheiten, und zwar nicht nur bei den Europäern, sondern 
auch recht ausgedehnt bei den Negern. Das regengesegnete Jahr war 
reich an Insekten aller Art, namentlich an Moskitos, welche wohl 
auch als die Ursache bezw. die Verbreiter der so zahlreichen Fälle 
von Malariafiebem anzusehen sind. Wie häufig dieses Leiden unter 
den Eingeborenen verbreitet war, kann u. a. daraus ersehen werden, 
dass während der Regenmonate Mai und Juni und noch den halben 
Juli hindurch in den Schulen nach Angabe der Lehrer und Missio- 

17* 
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nare beinahe stets ein Drittel, zuweilen fast die Hälfte der Schüler 
durch Malariafieber am Besuche der Schule verhindert war. Der 
Verlauf der Epidemie war, was Sterbefölle anbetrifft, bei den 
Negern meist ein gutartiger, wogegen unter den Europäern auch 
in diesem Jahre mehrere Verluste zu beklagen waren. Eine sehr 
wichtige Bestimmung war für Lome die Einführung des Impf- 
zwanges, der bisher nur für Klein-Popo und Umgebung obligatorisch 
war, während in Lome bisher Impfungen nur gelegentlich, wenn 
gerade ein Begierungsarzt einmal dorthin kam, vorgenommen wurden. 
Nach dem neuen Gesetz ist nun auch für Lome der Impfzwang 
allgemein und für jedermann eingeführt. Wiederholt wurden auch 
kleinere und grössere Mengen Lymphe auf die Stationen im Hinter- 
lande geschickt, woselbst namentlich in Misahöhe, Kete-Eratschi, 
Atakpame fleissig und sachgemäss das Impfgeschäft ausgeführt wurde. 

Wir kommen nunmehr zu den Stationen des Innern, welche 
sich immer mehr zu Eulturstationen ausbilden und als solche einen 
beträchtlichen Einfluss auf die Umgebungen auszuüben beginnen. 
Die neuesten von ihnen, wie Sansanne-Mangu und Atakpame, die 
weit im Innern liegen, sind vorläufig nur Beobachtungsposten, 
dagegen stehen Misahöhe (mit Kpandu am Volta) und Kete-Kratschi 
(mit Bismarckburg) heute schon auf einer gewissen Höhe. Der 
Bezirk Misahöhe-Epandu ist stark von Eingeborenen bevölkert, 
welche zu ihrem eigenen Gebrauch die üblichen Früchte bauen. 
Auf der von Europäern geleiteten Plantage giebt es in Misahöhe 
Kaffee, Kola und etwas Kakao, auf der Missionsstation in Amed- 
schowhe Kaffee und Kakao, auf der Mission in Ho Kaffee. Diese 
Plantagen liefern den Beweis, dass die angeführten Nutzpflanzen 
hier gut gedeihen, doch lässt sich über die Rentabilität der Plan- 
tagen noch nichts sagen, da letztere zu klein und zu jung sind. 
Die Frage über grössere Plantagenanlagen schwebt noch. An 
einigen Plätzen wurde Kaffee und Kakao von den Eingeborenen 
zum Teil mit schönem Erfolg gebaut, doch leiden die Plantagen 
der Eingeborenen alle daran, dass diese die Bäumchen viel zu eng 
pflanzen, da sie einerseits gewohnt sind, ihre Feldfrüchte, wie Jams 
und Mais, in einem Abstände von einem Schritt von einander zu 
pflanzen, und andererseits auch zu faul sind, ein grösseres Stück 
Land zu Plantagenzwecken zu reinigen. Belehrungen haben bisher 
keinen Erfolg gehabt. 

Während die Station Misahöhe den Karawanenhandel beobachten 
und schützen soll, ist Kpandu augenscheinlich als eine Zollstation am 
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Volta gedacht. Die Station liegt eine Viertelstunde von Kpandu 
auf einem ca. 50 m hohen Höhenzuge und ist mit der Stadt durch 
einen vom Marktplatze ausgehenden breiten gebahnten Weg ver- 
bunden. 

Kete-Kratschi liegt weiter oberhalb am Volta, der bis dahin 
schiffbar für Kähne ist, und hat sich nach Zerstörung von Salaga ganz 
vorzüglich entwickelt. Die Engländer sehen dies natürlich mit Miss- 
gunst und haben deshalb durch eine Fährenmassnahme die Kolazufuhr 
nach Kratschi abgeschnitten und durch schikanöse Verordnungen 
die Salzzufuhr erschwert. Für je 50 englische Pfund Ware, welche 
den Volta bis Kratschi passieren, müssen 5 Schillinge Fährlohn 
bezahlt werden. Infolgedessen geht die gesamte Kola, welche 
das Hauptprodukt für den Binnenhandel bildet, vom Aschantigebiet 
wieder nach Salaga in der neutralen Zone. Wenn Salz von Ada 
auf Kähnen nach Kratschi kommt, so dürfen die Salzkähne nicht 
bei Kratschi anlegen, sondern müssen das englische Ufer anlaufen 
und es muss für das Salz Fährgeld bezahlt werden. Dass das 
linke Ufer des Volta .die Grenze bildet, ist bei diesen englischen 
Massnahmen recht unangenehm fühlbar gewesen. In Bezug auf 
den Handel in Kete ist daher ein merklicher Rückschritt zu ver- 
zeichnen. Die Station hat auch Versuche mit tropischen Kulturen 
gemacht, Manihot, Kaffee und Kola sind gepflanzt worden. Der 
Kaffee bietet einige Aussichten auf Erfolg, aber es wird zugleich 
bemerkt, dass die Kultur doch niemals die Kosten einer euro- 
päischen Leitung bezahlt machen würde, auch wenn zum Transport 
der Ernte zur Küste der billige Wasserweg auf dem Volta benutzt 
wird. Es komme vielmehr darauf an, die Eingeborenen für die 
Kaffeekultur zu interessieren. Für die Schwarzen würde es sich 
lohnen, Kaffee zu ziehen, vorausgesetzt, dass die augenblicklich recht 
gedrückten Kaffeepreise wieder steigen werden. Es ist gelungen, 
die eingeborene Bevölkerung, welche von Natur aus jeglicher Arbeit 
abgeneigt ist, zu Träger- und Arbeitsdiensten heranzuziehen. Eine 
freiwillige Gestellung von Trägem, ohne Erteilung eines Befehles 
findet allerdings noch recht selten statt. Die Leute haben den 
Wert des Geldes noch nicht richtig erkannt, denn sie haben noch 
zu wenig Bedürfnisse. Es handelt sich also darum, die Einge- 
borenen aus ihrer indolenten Bedürfnislosigkeit, welche sich auf 
etwas Jams zum Essen und kleine äusserst dürftige, runde Hütten 
zum Wohnen und vorläufig nur noch dürftige Bekleidung beschränkt, 
herauszureissen. Der Anfang ist gemacht worden, indem im Vor- 
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jähr die ersten eingeborenen Kratschi-Leute nach der Küste geführt 
worden sind, wo sie Gelegenheit hatten, ihren Gesichtskreis etwas 
zu erweitern. 

Von den übrigen Stationen waren keine Berichte eingelaufen, 
obwohl es sehr interessant gewesen wäre, einmal etwas über den 
Stand der Dinge in dem entlegenen Sansanne-Mangu zu erfahren. 

Kamemn« 

Die Denkschrift über Kamerun macht einen recht günstigen 
Eindruck, weniger wegen der Statistiken über den Handel, der nur 
recht langsam weiter schreitet, als über die Entwickelung des Plan- 
tagenbaues an den fruchtbaren Abhängen des Kamerunberges. 

Im Anfang des Jahres betrieben 15 Firmen den Handel, seitdem 
ist im Bezirk Edea mit Niederlassungen in Malimba und Edea die 
Kamerun-Hinterland-Gesellschaft hinzugekommen. Von den Firmen 
sind 9 deutsche und 7 englische und es ist auffallend, aber aus 
der Geschichte der Kolonie erklärlich, dass in Kamerunstadt heute 
noch 5 englische und 4 deutsche existieren. Der englische Handel 
ist dort, wenn man sich die Geschäftshäuser ansieht, wohl auch 
der grössere, obwohl die alten historischen Häuser Wörmann & Co. 
und Jantzen & Thormählen sehr bedeutend sind. Dementsprechend 
ist auch der deutsche Schiffsverkehr geringer, es verkehrten im Be- 
richtsjahre im Hafen von Kamerun 29 deutsche Dampfer mit 
37803 Raumtonnen und 1159 Mann Besatzung gegen 45 englische 
Dampfer mit 58811 Raumtonnen und 1463 Manu Besatzung. Dem 
Handel im Nordbezirk ist durch die Ngoko- Expedition der Weg 
geebnet. Seitdem haben sich die Geschäftsbeziehungen dort derart 
gebessert, dass dieser Fortschritt sich bereits im nördlichen 
Kamerunbezirk bemerkbar macht. Im mittleren Teil,, also in 
J?[amerun selbst, liegt der Handel zum grössten Teil in den Händen 
der mit Weissen besetzten Faktoreien, wohin die Eingeborenen 
ihre Produkte bringen. Dabei suchen die Firmen neuerdings ihre 
mit Weissen besetzten Zweigfaktoreien möglichst weit landein- 
wärts vorzuschieben, doch muss es sich erst zeigen, ob dieser neue 
Versuch, die Produkte unmittelbar von den Produzenten zu kaufen 
und so den Zwischenhandel der Duallas einzuschränken, gelingen 
wird. Einzelne Firmen waren früher schon in dieser Weise vor- 
gegangen, hatten aber die mit Europäern besetzten Zweigfaktoreien 
im Binnenlande späterhin wieder aufgegeben, weil der Gewinn 
die Auslagen nicht deckte. Das alte System, wonach die europäi- 
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sehen Firmen den eingeborenen Händlern auf Treu und Glauben 
Vorschüsse in oft kaum verständlicher Höhe geben , der so- 
genannte „trust", steht nach wie vor in voller Blüte. Die Miss- 
stände, die dies Verfahren mit sich bringt, traten im verflossenen Be- 
richtsjahre, wo Handel und Wandel sich im Aufschwung befanden, 
weniger zu Tage, werden aber in Zeiten des Niederganges sich 
zweifellos von neuem geltend machen. Das einzige Mittel dagegen 
wäre eine Vereinigung sämtlicher Firmen in Kamerun, keinen 
Trust mehr geben zu wollen. Im Süden sind dem Handel durch 
die Unterwerfung der Bulis neue Absatzgebiete geschaffen worden. 
Für die Zukunft der Kolonie ist es von grösster Bedeutung, 
dass endlich das deutsche Kapital seine bisher geübte Zurück- 
haltung aufgegeben und sich auf die Hebung der in dem jung- 
fräulichen Boden Kameruns ruhenden Schätze zu werfen beginnt. 

TJber den Kakaobau in Kamerun wird mitgetheilt, dass er sich 
ganz vorzüglich entwickelt und ein Gelingen in sicherer Aussicht 
steht. Es sollte in der That das deutsche Kapital sich die hier ge- 
botene Gelegenheit ohne Rückhalt zu Nutze machen. Anstatt aller 
längeren Auseinandersetzungen möge hier eine Aufstellung des 
„Tropenpflanzers" wieder abgedruckt werden, welcher sich in der 
letzten Zeit sehr mit Prophezeien beschäftigt hat. Dort (No. 2, 
1899) heisst es, dass, wenn wie im Jahre 1898 in Kamerun mit 
Pflanzen fortgefahren werde, in absehbarer Zeit Victoria im Stande 
sein werde, den Deutschen Markt vollständig mit Kakao zu versorgen ; 
Ende 1899 würden etwa 1900000 Bäume stehen; wovon auf die 
Westafrikanische Pflanzungsgesellschaft „Victoria" etwa 500000 
Westafrikanische Pflanzungsgesellschaft „Bibundi" „ 400000 
Kamerun, Land- u. Plantagengesellschaft . . . „ 450000 
Pflanzung von „Günther u. Soppo" G. m. b. H. . „ 350000 

Pflanzer „Esser u. Oechelhäuser" „ 650000 

Moliwe-Pflanzung „ 150000 

entfallen werden. Gering veranschlagt, bringt der Baum in Victoria 
nach 4 Jahren etwa drei Pfund Früchte und bleibt 30 Jahre ertrags- 
fähig, so dass also vom Jahre 1903 ab bereits auf eine Ernte von 
etwa 500000 Sack k 100 Pfund gerechnet werden kann. Da diese 
Kameruner Pflanzungsgesellschaften alle äusserst kapitalkräftig sind 
und noch grosse Reserven besitzen, so kann man wohl annehmen, 
dass sie in den nächsten vier Jahren successive weitere zwei 
Millionen Bäume pflanzen werden, so dass die Ausfuhr der Kakao- 
früchte in Victoria sich stetig steigern wird. 
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Natürlicherweise wird maiiy abgesehen von der Arbeiterfrage^ 
über welche wir schon berichtet haben^ manchen Schwierigkeiten 
begegnen, so z. 6. drohen der Kultur gewisse Gefahren infolge der 
Unkenntnis der richtigen Eermentierongs- und Trockenmethoden, 
doch wird man darüber bald hinwegkommen. 

Dagegen ist es wenig erfreulich, dass der Kaffeebau im Rück- 
gange begriffen ist, weil ein Kaffeekäfer verhängnisvoll wurde. 
Dr. Preuss, der Leiter des botanischen Gartens von Viktoria, ist 
sogar zu der Überzeugung gelangt, dass die Kultur von Kaffee in 
den niederen Lagen des Gebirges nicht lohnend sein kann, selbst 
wenn der Kaffeekäfer, wie anzunehmen ist, in anderen Jahren 
weniger verheerend auftreten sollte, als in dem letzten „Käferjahre". 
Die katholiche Mission, welche auf Engelberg am Kamerunberge 
eine Station hat, klagt ebenfalls sehr: „Als Farm betrachtet, berech- 
tigte Engelberg im Vorjahre noch zu grossen Hoffnungen. Ara- 
bischer Kaffee wurde dort gepflanzt. Der Boden ist ausgezeichnet 
für diesen Zweck, sogar wild wächst Kaffee im Gebirge. Manche 
unserer Kaffeebäumchen waren denn auch wahre Prachtexemplare 
und über und über mit Bohnen besetzt. Doch da kam im Be- 
richtsjahre ein Kaffeeschädling. Die Larve, von den Eingeborenen 
yunda genannt, hatte oft von der Wurzel bis hoch in den Stamm 
hinauf das Mark des Baumes vernichtet. So haben wir uns ent- 
schlossen, statt Kaffee Kakao zu pflanzen." 

Sehr ausführlich sind die klimatischen Verhältnisse bebandelt. 
Der Regierungsarzt Dr. Plehn ist ein Anhänger der Chininprophy- 
laxe, welche von anderer Seite bekämpft wird. Wenn die Gesund- 
heitsverhältnisse, ganz besonders bei den Begierungsbeamten, sich 
im Berichtsjahre relativ günstig gestaltet haben, so ist dies nach 
Plehns Ansicht in erster Linie darauf zurückzufuhren, dass die fast 
seit drei Jahren immer aufs neue dringend empfohlene systema- 
tische Chininprophylaxe, Dank dem Beispiel der höheren Beamten 
und Dank der energischen Unterstützung, die er bei ihrer Durch- 
führung seitens des kaiserlichen Gouvernements erfuhr, immer mehr 
an Boden gewonnen hat. Dass nicht etwa das Berichtsjahr all- 
gemein günstige Gesundheitsverhältnisse bot, zeigen die Ziffern bei 
Nichtbeamten, deren Abneigung gegen das Chinin als Prophylakti- 
kum noch nicht überwunden ist. Eine geringe Besserung ist freilich 
auch hier zu konstatieren. Sie beruht darauf, dass die schlimmsten 
Fieberkandidaten unter der Kontrolle und dem Druck der ärztlichen 
Autorität das regelmässige Chininnehmen durchsetzten. Besonders 
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wirksam erwies sich die systematische Prophylaxe da, wo sie vom 
Beginn des Tropenanfenthaltes an geübt und das erste Fieber oder 
gar eine bedrohliche Hänfang von Fiebern nicht abgewartet wurde. 
Um das £^eichte dauernd za sichern, wäre die obligatorische Durch- 
. führung der Chininprophylaxe nach Plehns Ansicht erwünscht. 
Es ist sehr schwierig, in diesen Fragen klar zu sehen, zumal neuer- 
dings manche Gegner des Chinins erstanden sind, weil dadurch 
Schwarzwasserfieber ausgelöst werden kann, wenn auch die meisten 
Tropenärzte doch zu einer Chinin-Behandlung raten. So wenig man 
der Komplikation des Schwarzwasserfiebers gegenüber ausrichten kann, 
80 wichtig ist es, der Erkrankung vorzubeugen* Nach Dr. Fisch, 
einem bekannten Missionsarzt mit langjähriger Praxis in Westafrika, 
wendet man dazu Arsenik in der sogenannten Fowlerschen Lösung 
oder Chinin an. Chinin soll in den Zeiten zwischen den Fieber- 
anfallen, welche im Anfang gewöhnlich unbedeutend sind, in 1 g 
Dosen drei Tage hintereinander genommen werden. Es giebt 
aber Leute, die auf kleine Dosen von Vg gr schon Schwarz* 
Wasserfieber bekommen. Man muss eben sehr vorsichtig sein. Das 
Beste ist nach Dr. Fischs Angabe aber, man desinfiziere sich vom 
Anfang des Aufenthalts am Malariaherd immer von Zeit zu Zeit, 
etwa alle Monate einmal, mit gehörigen Dosen Chinin, man nehme 
drei Tage hintereinander etwa Morgens und Abends 1 gr, 
daneben Arsenik, dann kann nie die Infektion so hohe Grade 
erreichen. 

Es haben in dem Jahre auch die Vorarbeiten zu einem Sana- 
torium an der See begonnen, für welches der Platz auf der Halb- 
insel Suellaba bereits gewählt wurde. Dasselbe dürfte besonders 
wegen seiner leichten Erreichbarkeit (2 bis 3 Stunden Flussfahrt 
auf der Pinasse) eine grosse Wohlthat für die Kolonie darstellen. 
Es wird nämlich dadurch auch dem noch stark geschwächten Rekon- 
valescenten Gelegenheit zu einem günstigen Luftwechsel geboten 
werden, während das Gebirgssanatorium Buea am Kamerunberg 
infolge seiner hohen Lage — von der schwierigen Kommunikation 
ganz abgesehen — Anforderungen an das Anpassungsvermögen des 
Organismus stellt, denen dieser in stark geschwächtem Zustand 
nicht immer ohne erhebliche Schädigung gerecht zu werden vermag. 
Bei der Rückkehr aus der kühlen, leichten Bergluft in die heisse 
Tiefebene ist dann eine nochmalige Akklimatisation erforderlich. 
Buea ist nämlich in der Regenzeit sehr neblig und windig, so dass 
die dort wohnenden Europäer sehr über Rheumatismus klagen. 
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Sfldwestafrlka. 

Wenden wir uns aus dem echttropischen Gebiete nach den 
Steppenländereien von Südwestafrika, so ist die Lage dort im all- 
gemeinen nicht ungünstig, obwohl wir weit davon entfernt sind., 
den Optimismus der Denkschrift zur Schau zu tragen. Und zwar 
aus dem einfachen Grunde, weil ein solcher Optimismus grosse 
Gefahren in sich bergen kann. Man kann es aber niemand Übel 
nehmen, wenn er z. ß. neben dem Schatten, den die Rinderpest 
über das Land geworfen hat, auch einige Lichtseiten findet, welche 
einen hoffnungsvollen Ausblick in die Zukunft gewähren. Es ist 
fraglos, dass dem weissen Farmer im centralen und nördlichen 
Teile des Schutzgebietes erst durch die infolge der Rinderpest 
sehr erheblich gestiegenen Fleischpreise für Grossvieh und Klein- 
vieh auf dem Gebiete der Viehzucht ein erfolgreicher Wettbewerb 
mit den zuvor so viehreichen, bedürfnisslosen und infolgedessen 
erheblich billiger produzirenden Hereros ermöglicht wird. Dass 
aber, selbst wenn die letzteren wieder zu ihrem früheren Vieh- 
reichtum gelangen sollten, das Vieh bis zu dem bisherigen niedrigen 
Preise entwerthet werden sollte, erscheint ausgeschlossen, wenn in 
Betracht gezogen wird, dass bis dahin sich neue Absatzgebiete 
eröffnen werden, und eine grosse Anzahl von Farmen durch den 
Bahnbau mit der Küste in Verbindung gebracht sein wird. Ein 
weiterer Vorteil, der dem Lande indirekt durch die Rinderpest 
geworden ist, ist der Bahnbau. Gelang es nicht, die Rinderpest- 
gefahr durch die Impfung einzudämmen, so wäre eine Versorgung 
der weissen Zivilbevölkerung im Innern mit den nötigsten Nah- 
rungsmitteln und vollends die Verproviantierung der Militärstationen, 
namentlich im Osten und Norden, ohne eine Bahn künftig zur 
Unmöglichkeit geworden. Aber immerhin ist der Verlust des 
Schutzgebietes nach Millionen zu beziffern und es ist ein neuer 
Ausbruch der Rinderpest nicht ausgeschlossen. 

Wenn wir trotzdem die Lage nicht als ungünstig ansehen, so 
liegt es darin, weil hier eine stets wachsende Anzahl von Deutschen 
und Buren thätig ist, welche unter verhältnissmässig günstigen, zum 
Teil guten klimatischen Verhältnissen leben und schon Mittel und 
Wege finden werden, das aus dem Lande zu machen, was gemacht 
werden kann. Die unerwartet aufgetretenen Fieberepidemieen der 
letzten Jahre haben übrigens den früheren Ruf Südwestafrikas als 
eines in seiner grössten Ausdehnung absolut gesunden Landes grtind- 
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lieh zerstört. Früher hörte man nur, dass gelegentlich in den tiefen 
Lagen, Flussbetten u. s. w. Fieber auftrete, was weiter nichts Be- 
sonderes ist, aber nachdem im Jahre 1897 die nördlichen und öst- 
lichen Gebiete vom Fieber heimgesucht worden waren, befiel es nach 
der letzten an Niederschlägen wiederum aussergewöhnlich grossen 
Regenzeit das Hereroland und die südlich davon liegenden Gebiete 
einschliesslich des Bezirkes Gibeon. Während die Weissen jener 
Gebiete zum bei weitem grössten Teile von der Epidemie erfasst 
wurden, jedoch meist wieder genasen, starb von den Eingeborenen 
ein erschreckend grosser Prozentsatz, die übrigen waren monatelang 
krank und arbeitsunfähig, so dass ein derartiger Mangel an ein- 
geborenen Arbeitern entstand, dass der Bahnbau, und die vielen 
anderen angefangenen Kulturarbeiten, stockten. Nachdem indess die 
Heftigkeit des Fiebers gebrochen ist, steht zu hoffen, dass die nach 
Aussage alter Einwohner noch niemals annähernd so heftig auf- 
getretene Malaria alsbald ganz verschwinden und nur eine vorüber- 
gehende, durch eine Reihe eigenartiger Faktoren hervorgerufene Er- 
scheinung bleiben wird. Ausser den ungewöhnlich starken Regen- 
zeiten hat noch das massenhafte Sterben der Rinder und die dadurch 
namentlich in den Eingeborenengebieten unvermeidliche Verun- 
reinigung und Verseuchung der Wasserstellen viel zur Heftigkeit 
der Epidemie beigetragen. Bei den Eingeborenen kam schlechte 
Ernährung infolge Milch- und Fleischmangels hinzu. 

Die weisse Bevölkerung hat sich infolge gesteigerter Einwande- 
rung während des Berichtsjahres nicht unerheblich vermehrt, sie 
betrug etwa 2544 Seelen, von denen die überwiegende Anzahl auf 
den Bezirk Windhuk fiel. Es sind 1242 Deutsche, darunter 801 
Regierungsbeamte und Schutztruppler, 99 Gastwirthe und Kaufleute, 
25 Geistliche und Missionare, 112 Ansiedler und Farmer, 183 Hand- 
werker und Arbeiter vorhanden. Das eigentlich produktive 
Element ist also immer noch sehr schwach vertreten 
und es wäre interessant zu erfahren, wie viele der 
Deutschen nicht von der Schutztruppe leben. Im 
Anfang ist es in neuen Kolonieen immer der gleiche : Das Mutterland 
muss grosse Geldaufwendungen machen, aber wenn das Geld auf guten 
Boden fällt, so wirkt es äusserst segensreich und befruchtend. 

Von Engländern waren 75, von Kapländern 110, meistens 
Ansiedler und Farmer, und von Transvaalern 61 vorhanden, 
über die Trekburen wird, wie das zu erwarten war, Klage 
geführt. Die Buren, welche seiner Zeit in das Gebiet der 



— 256 — 

South West Africa CompaDy eingewandert waren, sich in und um 
Grootfontein niedergelassen hatten, waren im Jahre 1897 zum 
grössten Teil südlich nach Omaruru gezogen und haben sich dort 
angesammelt. Diese Trekburen, welche mit ihrem Vieh nach Be- 
lieben im Lande herumstrolchen, sind niemals als eine schätzbare 
Errungenschaft angesehen worden. Am liebsten fahren sie, Weib 
und Eind mit sich nehmend, Fracht, wobei sie sich Tage und 
Wochen lang auf guten Wasser- und Weideplätzen am Wege auf- 
halten und ihre Zugochsen und das wenige sonst noch mitgefuhrte 
Vieh kostenlos sich ausfressen lassen. Diesem Übelstaude ist durch 
eine Neuregelung des Wegerechts neuerdings teilweise abgeholfen. 
Femer wurde seitens des Gouverneurs angeordnet, dass diese 
Buren binnen Jahresfrist einen bestimmten Platz gekauft oder 
gepachtet haben müssten. Infolge dessen hat eine grössere Anzahl 
derselben, die dem Lande nichts nutzen und der Regierung infolge 
ihrer schlechten Behandlung der Eingeborenen nur zu oft Gelegen- 
heit zu Argerniss geben, das Schutzgebiet im Laufe des Jahres 
verlassen. Von jenen Trekburen, welche in ganz Südafrika eine 
Plage sind, unterscheiden sich diejenigen Buren, welche in den 
Bezirken Gibeon und Keetmansboop Farmen gekauft haben, sowie 
eine Anzahl vom Namaland heraufgekommener, zur Zeit in der 
Nähe von Windhuk als Pächter verharrender Buren vorteilhaft. 
Fest angesiedelt und vermischt mit deutschen Farmern versprechen 
diese gute nützliche Elemente zu werden. Von ihrem Viehver- 
ständnis und ihrem Blick für Auffindung von Wasser und zur 
Anlegung von Staudämmen geeigneten Stellen kann der aus der 
Heimat einwandernde, unerfahrene Farmer manches lernen. 

Für die Wasserversorgung kommt für das Schutzgebiet zunächst 
die Erbohrung von Wasser und Ausschachtung von Brunnen, aus 
denen das Wasser auf einfache Weise gehoben wird, in Betracht. 
Derartige Brunnen sind in allen Bezirken angelegt worden, man hat 
besonders auf dem Wege nach Windhuk für die Eisenbahn Brunnen 
mittelst Diamantbohrer zu erschliessen gesucht. Durch die Anlegung 
dieser Brunnen ist für den Frachtverkehr eine grosse Erleichterung 
geschaffen worden. Auf diese Weise sind bereits grössere Flächen, 
die bisher unbenutzt lagen, der Viehzucht zugänglich gemacht, 
während weit grössere noch der Nutzbarmachung harren. Ausser 
zum Trinken wird der Wasservorrat derartiger Brunnen in der 
Eegel nur zur Anlage kleinerer Gärten ausreichen. An besonders 
wasserreichen Stellen werden bei Anwendung von durch ein Göpel- 
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werk betriebenen Pumpen auch Grundstücke von etwas grösserer 
Ausdehnung berieselt werden können. Für die Bewässerung um* 
fangreicherer Gartenanlagen und von Ackerland genügen aber auch 
diese Pumpen noch nicht, man muss grössere Pumpwerke errichten, 
derea Betrieb bei dem Fehlen von Kohle natürlich sehr kostspielig 
sein würde. Es ist nun sehr vortheilhaft, dass in fast allen Teilen 
des Schutzgebietes zu bestimmten Tageszeiten mit einer in den 
einzelnen Jahreszeiten verschiedenen Begelmässigkeit eine lebhafte 
Luftbewegung einzusetzen pflegt, welche das Aufstellen von Wind- 
motoren ungemein erleichtert. 

Eine weitere Art der Wasserbeschafifung schliesslich, von deren 
Durchführung es abhängt, ob im Schutzgebiet in wirklich nennens- 
wertem Umfange Ackerbau wird getrieben werden können, besteht in 
der Anlage von Staudämmen. Auf sie lenkt sich mit Recht in neuerer 
Zeit die Aufmerksamkeit der intelligenteren und vorwärts strebenden 
Farmer. So hat die Firma Wecke & Voigts einen Damm von 
300 Meter Länge und 6 Meter Höhe in der Mitte, ein anderer An- 
siedler sogar einen Damm von 600 Meter Breite erbaut. Die hinter 
dem letzteren Damm liegende Wasserflasche hat eine Länge von etwa 
IV2 Kilometer, und die durchschnittliche Tiefe des Wassers beträgt 
3 — 4 Meter, Solche Anlagen gewähren Tausenden von Rindern 
und Kleinvieh genügende Tränke, aber zum Zwecke einer regel- 
mässigen Berieselung grösserer Ackerbaufläschen reichen sie noch nicht 
aus, da es dazu der Regelung des Abflusses eines grösseren Wasser- 
volumens bedarf. Das Syndikat für Bewässerungsanlagen in Süd- 
westafrika hat auf den Bericht seines nach Südwestafrika entsandten 
Experten auch bereits eine Bewässerungsanlage grösseren Stils bei 
Hatsamas südöstlich von Windhuk geplant, und zwar ist hier die 
Aufführung eines festen Mauerwerkes zum Zweck der Abdämmung 
des Schafflusses in Aussicht genommen, aber ohne Hilfe der Re- 
gierung ist natürlich die Geldbeschaffung nicht möglich. Vorläufig 
hat die Regierung aber dem Ersuchen gegenüber, aus der Reserve 
hervorzutreten, sich noch ablehnend verhalten, weil in der That 
die Fortführung des Eisenbahnbaues nach Windhuk noch bedeu- 
tende Mittel verlangt. 

Die Bahn hat bekanntlich eine Spurweite von 60 Centimeter, 
das Schienenmaterial ist stark und gut. Entgegen den Zweifeln, 
welche wegen der Spurweite der Bahnen erhoben sind, wird behauptet, 
dass die sehr solide gebaute Bahn für lange Zeit den Verkehr 
bewältigen können wird, während eine Bahn mit grösserer Spur- 
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weite ganz bedeutende Mehrkosten verursachen und das hierfür 
mehr aufzuwendende Kapital kaum verzinst haben würde. Hin- 
sichtlich der Leistungsfähigkeit der 60 Centimeter-Spurweite sind 
folgende Berechnungen eines Fachmannes von Interesse : Wenn man 
bei der Strecke Swakopmund — Windhuk (ca. 350 Kilometer) auf 
alle 20 Ejlometer einen Bahnhof mit Ausweiche rechnet, so können 
bei 1 2 stündigem Tagesbetrieb und einer Durchschnittsgeschwindigkeit 
von nur 10 Kilometern in der Stunde drei Züge nach jeder Sich- 
tung verkehren. Jeder Zug kann (keine höhere Steigung als 1 : 2ö 
vorausgesetzt) bei einer Länge von 8 — 9 Wagen (ohne Tender) in jeden 
Wagen 100 Centner bezw. 5,e cbm befördern, im Ganzen also 800 
Centner, mithin 3 Züge 2400 Centner an einem Tage. Bei dieser 
Eisenbahn, die fest verlegt und gut in Kieslager, Sand oder Schotter 
gebettet wird, ist aber eine Geschwindigkeit von 15, ja 20 km in 
der Stunde zu erzielen ; die Leistung erhöht sich also gegebenen 
Falls bis auf 4800 Centner für den Tag. Es erscheint aber ganz 
unwahrscheinlich, dass in absehbarer Zeit, d. h. bis die Minen- 
industrie in Frage kommt, von unserer Eisenbahn grössere tägliche 
Leistungen gefordert werden. Wir können anf die Vorteile dieser 
Spurweite hier nicht näher eingehen, es genügt noch zu bemerken, 
dass die Erfahrungen, die wir in Deutschland mit dieser Spurweite 
in den letzten Jahren, unter underem besonders bei dem Bau der 
Feldbahn Wernshausen — Brotterode, gemacht haben, überaus günstige 
gewesen sind. Der Tarif ist vorläufig in der Weise festgesetzt, 
dass für Güter in der Richtung von Swakopmund ins Innere 
2,5 Pf., in umgekehrter Richtung 1 Pf. für je 100 Pfund und einen 
Kilometer zu entrichten sind. Für eine Anzahl für die Entwicke- 
lung des Schutzgebietes wichtigerer Artikel, wie Kohlen, Bauholz, 
Wellblech, Cement, landwirthschaftliche Maschinen, Vieh, ist bei 
ganzen Wagenladungen eine ermässigte Fracht vorgesehen. Neben 
dem Eisenbahn- ist aber auch der Wegebau erheblich gefördert 
worden. 

Während der Feldhandel im Hererolande durch die Rinder- 
pest sehr bedeutend abgenommen hat, hat er im Süden, wo die 
Nachfrage nach Schlachtvieh, besonders nach Kleinvieh, sehr gross 
war, erheblich zugenommen. Die Wareneinfuhr hat wesentlich 
zugenommen, da mehr Geld in das Schutzgebiet hineingesteckt 
worden ist, und es wäre an der Zeit, wenn man an die Errichtung 
einer Bank in Südwestafrika gehen würde. Denn die Buchungen 
bei der Landeskasse betrugen im laufenden Jahre über 15 Millionen 
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Mark, gegen 10^2 Millionen im Vorjahre. Die hiemach zu ver- 
zeichnende Steigerung des Umsatzes gründet sich in erster Linie 
auf die Zunahme der Einwanderung. Bisher wurden fast alle 
Geldvermittelungsgeschäfte unserer Bankhäuser von den amtlichen 
Kassen besorgt. Erst seit dem 1. Januar 1898 ist an einzelnen 
Orten des Schutzgebietes die Möglichkeit geboten, Geld bis zum 
Betrage von 400 Mk. vermittels Postanweisung zu überweisen. 

Den Eingeborenen ist es im Berichtsjahre recht schlecht ergangen, 
einmal schädigte die Binderpest sie ganz gewaltig, dann kam das Fieber 
und lichtete ihre Beihen. Dazu kam noch eine gewisse Unruhe, welche 
aber leicht erklärlich ist aus der Thatsache allein, dass eingeborene 
Elemente mit Europäern in Berührung kommen, die eine gewisse 
Autorität ausüben. Die Europäer empfinden das „Begiert werden" 
auch unangenehm, aber sie machen ihren Herzen auf leichte Weise 
Luft, sie räsonnieren. So schreibt ein Ansiedler: „Nicht bloss die 
Hottentotten sind unzufrieden. Unzufrieden ist man im ganzen 
Lande, vor allem mit der Begierung, die keinen Unterschied zwischen 
Deutschland und Afrika zu kennen scheint. Man ist nicht nach 
Afrika gegangen, um sein Leben dort in dieselben engen Fesseln 
schlagen zu lassen, die das Zusammenleben Vieler auf engem Baume 
in Deutschland naturgemäss mit sich bringt. In Afrika, dem Land 
der weiten Entfernungen, will man freien Baum haben für seine 
Bewegungen. Vor allem findet man die Übertragung englischer 
Humanitätsmeierei auf die nichtsnutzige eingeborene Bevölkerung 
unerträglich. Es wird Aufgabe nicht der europäisch geschulten 
Juristen, sondern des natürlichen Bechtssinns unserer deutschen 
Bevölkerung sein, hinsichtlich der rechtlichen Behandlung der Ein- 
geborenen die richtigen Grundsätze zu finden, welche die gesunde 
Mitte halten zwischen einfach patriarchalischen Verhältnissen und 
einer gesetzlichen Behandlung, als wären die Eingeborenen nicht 
Schwarze, sondern zivilisierte Europäer." Es ist sehr schwierig 
zu untersuchen, ob diese Klagen berechtigt sind, aber es geht daraus 
hervor, dass der Schreiber des Briefes nicht gerade gut auf die 
Eingeborenen zu sprechen ist, obwohl er sich sicher keine Bedrückung 
oder grausame Behandlung derselben zu Schulden kommen lassen 
wird. Aber ein Mann, welcher den Schambock vielleicht zu sehr 
handhabt, genügt, bei der jetzigen Zerfahrenheit der Bevölkerung, 
um feindliche Eingeborenen-Elemente, welche so wie so nomaden- 
haft veranlagt sind, zum Auswandern zu bringen. So wanderten 
einige Herero -Werften nach Norden aus, angeblich, weil sie nicht 



— 260 — 

unter der deutschen Hegierung stehen wollten, thatsächlich wohl, 
weil sie unzufrieden waren, dass ihr Häuptling d&x Anordnungen 
in Bezug auf die Yiehimpfungen nachkam«. Eine grössere Be- 
wegung fand im Osten in der Kapitänschaft der Tjetjo statt, wo 
einer der Söhne des Kapitäns mit seinem Anhang ins englische 
Gebiet auswanderte. Das Gouvernement unternahm keinerlei Schritte 
gegen die Unzufriedenen, liess sie aber wissen, dass ihnen die 
Eückkehr ins deutsche Gebiet nur gestattet werden würde^ wenn 
sie die Waffen an der Grenze niederlegten und alle Munition 
abgäben. Ein Teil wurde nachher bei der Rückkehr aufgegriffen. 
Die Schwierigkeiten im Süden sind jedenfalls beigelegt, und es ist 
kaum noch anzunehmen, dass uns hier grössere Unruhen drohen, 
denn die Eingeborenen sind zu sehr heruntergekommen. 

Ostafrika. 

Der Bericht über Ostafrika ist, was die Urproduktion des 
Landes anbetrifft, so ungünstig, dass. naan schwerer Befürchtungen 
über die Entwickelung sich nicht entschlagen kann. Die Land* 
Wirtschaft der Eingeborenen hat nämlich in dem Jahr 1897/98 
unter ganz abnormer Dürre schwer zu leiden gehabt^ nachdem im 
Vorjahr ebenso ungewöhnliche Nässe gewesen war. Sowohl die 
kleine B;egenzeit im November als die grosse im April sind fast 
ganz ausgeblieben. Dazu kam, dass im Anfang Dezember 1897 
die Heuschrecken wieder auftraten, zuerst im Süden^ aber schliess- 
lich über die ganzen Küstenorte sich verbreiteten und grossen Schaden 
anrichteten. Seit dem Jahre 1894 folgt ein Heuschreckenjahr auf 
das andere und man kann leicht ermessen, welcher Schaden dadurch 
angerichtet wird. An Ausrottungsmassregelii, welche man in anderen 
Ländern angewendet, ist nicht zu denken und die Eingeborenen 
sind nicht dahin zu bringen, in grösseren Mengen solche Pflanzen 
anzubauen, welche von den gefrässigen Tieren verschont werden. 
Der Viehzucht stehen infolge de^ Tsetse-Fliege und des Texas- 
Fiebers ebenfalls grosse Hindemisse entgegen und es hat sich 
sogar herausgestellt, dass auf der Insel Mafia, wo eine Viehzucht- 
station errichtet worden ist, das Texasfieber endemisch ist. 

Die Plantagen haben sich günstiger entwickelt, obwohl die an- 
haltende Dürre auf die Kaffeepflanzungen nachteilig eingewirkt hat, 
nicht nur dadurch, dass ein grosser Teil von Pflanzen eingegangen 
ist, sondern auch dadurch, dass die Auspflanzung der in den Saat- 
beeten bereitstehenden Pflänzlinge nicht erfolgen konnte. Mit der Zeit 
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kommt man ja auch von einer übermässigen Einschätzung der 
tropischen Länder zurück, welche früher in kolonialen Kreisen manche 
Verwirrung angerichtet hat und auch heute noch anrichtet, denn 
der Nardeuropäer lässt sich nur zu leicht durch die fremdartige 
Pflanzenwelt des Südens verführen, Gegenden für furchtbar zu 
halten, welche nach den klimatischen und Bodenverhältnissen es 
keineswegs sind. Da wird dann lustig drauf los gearbeitet, und 
wenn dann einmal ein Agrikultur-Professor des Weges daher kommt, 
dann ist er ganz entzückt über die herrliche Anlage, muss aber 
zugleich wehmütig konstatieren, dass die Hoffnungen auf eine Eendite 
sich nie verwirklichen werden. 

Die ganze ostafrikanische Küste taugt mit Ausnahme einiger 
Alluvien in landwirtschaftlicher Hinsicht nicht viel, und nachdem 
man in Versuchen mit Liberiakaffee, Baumwolle und Tabak viel 
Geld oft genug in thörichter Weise geopfert hat, ist man endlich 
auf den Anbau des Sisalhanfes verfallen. Diese Pflanze, welche in 
den wüstesten Steppen gedeiht, wächst nun allerdings auch an der 
ostafrikanischen Palmenküste prächtig und, falls sich die Kultur 
rentiert, wäre hier die Kulturpflanze gefunden, welche uns bislang 
noch gefehlt hat. 

Was nun das günstiger gelegene Bergland Usambara anbetrifft, 
so hat dort der Kaffee ebenfalls unter der Dürre zu leiden gehabt, 
aber er hat doch gewisse Aussichten, obwohl ein Erfolg noch in 
keinem Fall nachzuweisen ist. Man hört immer von grossen Kaffee- 
Ernten, aber die Einfuhrtabellen lauten anders. Der Kaffee be- 
findet sich eben noch im Versuchsstadium, da man weder über die 
Anbau- noch die Produktionsverhältnisse im klaren ist und nur 
genau weiss, dass der Boden im allgemeinen nicht viel taugt, sondern 
sehr bald eine Düngung von nöten hat. Hoffen wir, dass es uns 
gelingen möge, die uns dort entgegenstehenden Schwierigkeiten zu 
überwinden. 

Mit Bezug auf die Zollentwickelung nehmen die Importzölle 
zu, was im Hinblick auf die bedeutenden in Ostafrika angelegten 
Gelder sehr erklärlich ist, während die Exportzölle zurückgehen. 
Der Grund liegt in der von Jahr zu Jahr abnehmenden Ausfuhr 
von Elfenbein und anderen Tierzähnen, da das Elfenbein aus dem 
Kongobecken jetzt seinen Weg nach der Westseite des Kontinents 
nimmt, und die Engländer einen neuen Zugangsweg nach dem 
Innern durch die von Mombas ausgehende Bisenbahn erschlossen haben. 
In ursächlichem Zusammenhang mit dem Abnehmen des Elfenbein- 

* Koloniales Jahrbnoh 1898. 16 
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handels steht der Kückgang des Exports in Bagamoyo und Saadani. 
Dagegen ist es erfreulich dass die Häuser- und Hüttensteuer den 
Ansatz von 100000 Mk. jedenfalls bedeutend überschreiten wird. 
Die Verwaltung ist leider noch immer nicht so vereinfacht worden, 
wie es notwendig wäre, wenn einmal zwischen Einnahmen und Aus- 
gaben das richtige Verhältnis hergestellt werden soll, obwohl im 
Berichtsjahr die Vereinigung der Zolldirektion mit der Finanz- 
abteilung des kaiserlichen Gouvernements vollständig zur Durch- 
führung gelangt und dadurch eine bedeutende Ersparnis an Personal 
und eine Vereinfachung des Geschäftsverkehrs erzielt wurde. 
Auf den Küstenstationen wurde insofern eine Vereinfachung der 
Verwaltung herbeigeführt, als die Zollämter lediglich als Hebe- 
stellen fungieren, die sämtlichen Ausgaben aber durch die Bezirks- 
kasse geleistet und gemeinsame Inventarien- und Materialienkonten 
geführt werden. Durch die Ausdehnung der Zollbehörden, durch 
Neugründung von Stationen, vollständige Durchführung der Geld- 
verpflegung, sowie durch die Entsendung von Vermessungs- u, s. w. 
Expeditionen hat aber der Geschäftsverkehr eine weitere Ausdehnung 
genommen und wird naturgemäss weiter wachsen. 

Dem Koloniälpolitiker der Allgemeinen Konservativen Monats- 
schrift sogar ist das Eigentümliche unseres Kolonialsystems, wie er in 
der Bevölkerungstabelle nachweist, aufgefallen. „In Ostafrika 
wohnten," so schreibt er, „Ende Juni 1898 im ganzen 880 Weisse, 
darunter 664 Deutsche, von denen 83 Missionare, 118 Frauen und 
Kinder, etwa 120 Kaufleute, Pflanzer, Handwerker, Gastwirte u. s.w. 
und nicht weniger als 338 Beamte und Angehörige der Schutztruppe 
sind. Nun wohnen freilich noch etwa 215 nichtdeutsche Europäer, 
Amerikaner u. s. w. im Schutzgebiete, aber von ihnen sind auch über 
100 Missionare und Missionarinnen. Rechnet man von den 338 Be- 
amten u. s. w. die europäischen Mitglieder der Schutztruppe (123) ab, 
so bleiben immer noch 215 Beamte, welche die Kolonie regieren und 
verwalten, sowie für das Wohl von vielleicht 250 Deutschen, über- 
haupt europäischen Kaufleute u. s. w. sorgen. Diese Frage liegt 
nahe, ob eine so grosse Beamtenschar wirklich nötig ist, so lange 
die Einahmen sich auf einer so niedrigen Stufe befinden. Im Jahre 
1887/98 haben die gesamten Zolleinnahmen, Abgaben u. s. w. noch 
nicht IV2 Millionen Mark eingebracht, also viel weniger als jene 
215 Beamten, die Gouvemeursflottille u. s. w. kosten. Es ist ja 
sehr schwierig, eine einmal auf grossem Fusse eingerichtete Ver- 
waltung, ohne dem ganzen Betriebe zu schaden, einzuschränken, 
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aber bedauerlich bleibt es, dass die Verwaltung von Beginn an so 
grossartig angelegt ist.^ — Dabei soll aber gleich erwähnt werden, 
dass das Beamtenmaterial ein durchaus vorzügliches ist. Man sieht 
dies so recht aus den einzelnen Yerwaltungsberichten, wie sehr sich 
die Beamten in die Verhältnisse hineinarbeiten, aber auch zugleich 
wieder, wie schwierig es ist> irgend welchen Einfluss auf die Ein- 
geborenen zu gewinnen, welcher über eine rein militärische Bethätigung 
hinausgeht. 

Dis Berichte über die Küstenverwaltungsbezirke enthalten nichts, 
was nicht sdion in grossen Zügen bekannt wäre. Sie bringen 
eher zu viel, so dass schon einj^grosses Interesse dazu gehört, 
sich durch diese Berichte durchzulesen. Ihre Ausführlichkeit ist 
schliesslich ermüdend, und es wäre zu empfehlen, wenn man sich 
mehr an das englische Muster halten würde, welches Knappheit mit 
Gründlichkeit vereinigt. Denn sonst liegt die Gefahr vor, dass 
wegen der Schwierigkeit der Orientierung sich nur ein ganz geringer 
Bruchteil von Kolonialfreunden, Litteraten, Abgeordneten mit der 
deutschen Kolonialpolitik befasst und dieselbe zu einer Art Wissen- 
schaft macht, was sie doch nicht sein soll. 

Dagegen sind die)Berichte aus dem Innern reich an allerlei 
Einzelheiten, welche den Schluss zu ziehen gestatten, dass die 
Stationen sich wirklich zu Kulturstationen entwickeln werden. Ob 
es notwendig war, die Verwaltung nach dem Innern in dieser 
Weise auszudehnen, ist natürlich eine andere Frage^ wenn 
man die Berichte betrachtet, welche oft genug ungünstig lauten. 
Selbst in Moschi am Kilimandscharo, der ersten Binnenstation, mit 
welcher die Denkschrift beginnt, war infolge gänzlichen Mangels an 
Regen während der kleinen Regenzeit Hungersnot. 

Das Bezirksamt West-Usambara mit dem Sitze in Wilhelmsthal 
ist am 2. Juni 1898 ins Leben getreten, da sich die Verlegung der 
Verwaltung von Masinde an einen gesünderen Ort als notwendig 
herausgestellt hatte. Seine relative und absolute Lage (ca. 1400 Meter 
über dem Meere) dürfte ein besseres Klima verbürgen, und die ver- 
hältnismässig flach abfallenden Flächen des Rusotto-Thales den Anbau 
von Getreide und die Betreibung von Viehzucht gestatten, sei es zur 
Erhaltung der Station, sei es zu allgemein nützlichen Versuchen. Es 
folgen dann die Berichte über Kilossa, Mpapua, Kilimatinde, Tabora, 
Songea, Muanza und Bukoba am Viktoria-See, Iringa in Uhehe, 
Langenburg und Wiedhafen am NyassarSee. Es geht daraus her- 
vor, dass die Ausdehnung der Verwaltung nach dem Innern' fort- 

18* 
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schreitet, aber es lässt sich nicht ersehen, ob überall die Grund- 
lagen einer gedeihlichen Entwickelang vorhanden sind, welche auf 
die Dauer eine gute wirtschaftliche Stellung der einzelnen Distrikte 
verbürgt. Denn es handelt sich bei unserer Kolonialpolitik eben 
darum, dass sie sich schliesslich bezahlt macht. Wir können auf 
die lange Dauer mit beständigen Verlusten keine Kolonialpolitik 
treiben. Aus diesem Grunde erheben wir wie früher die Forderung, 
dass das Schwergewicht auf die wirtschaftliche Entwickelung der 
Kolonie gelegt werden möchte und alle die unfruchtbaren Geschäfte, 
welche mit der Verwaltung über Länder und Eingeborene, die nicht 
verwaltet werden wollen und mit der „Beherrschung" zusammen- 
hängen, endlich aufgegeben werden. Es wird natürlich sehr schwer 
halten, einen Mittelweg zu finden zwischen den Anforderoagea der 
Bureaukratie und den wirtschaftlichen, aber er muss gefunden 
werden. 



-! 



Bohrznekerindustrie« 

Von Walther Tiemann. 
Station Agronomique, Cheik-Fadl, Aegypten. 



Beträclitliclie deutsche Kapitalien sind in ausländischen Bohr- 
zuckerfabriken angelegt, sodass es ein Bedürfnis ist für diese In- 
teressenten und alle, die mit der Landwirtschaft und den Handel 
in Verbindung stehen, mit den Hauptzügen der Kultur des Roh- 
materials und der Herstellungsweise des Produkts in den fremden 
Landen einigermassen orientiert zu sein. 

Es kann in folgender Beschreibung ja nicht auf alle Einzel- 
heiten eingegangen werden und die Angaben werden naturgemäss 
in den verschiedenen Gegenden je nach Kultur, Boden, Klima und 
auch den politischen Verhältnissen einige Abweichungen stets er- 
fahren, doch ist im allgemeinen ein Gesamtbild zu geben versucht, 
woraus der Leser entnehmen kann, dass es gegenwärtig durchaus 
nicht mehr überall in so primitiver Weise hergeht im Auslande, 
wie sich mancher in der deutschen Heimat vorstellen mag. Eine 
Anzahl tüchtiger Techniker befinden sich dort, die neusten Maschinen 
sind in den Rohrzuckerfabriken aufgestellt und es wird alles ver- 
versucht, um durch rentabelste Betriebsweisen die höchst möglichen 
Ausbeuten zu erzielen. Versuchsstationen sind und werden vieler- 
orts errichtet als Vermittler der Wissenschaft und Praxis. 

1. 

Materia Prima. 

Die materia prima dieses tropischen Lidustriezweiges ist der 
Stengel der Zuckerrohrpflanze, saccharum officinarum, botanisch 
zu den Gramineen gehörig. Aus der Urheimat Asiens stammend, 
ist das Zuckerrohr nach allen südlichen Ländern eingeführt und in 
den verschiedensten Abarten kultiviert und auch wild vorhanden. 

Für jedes Land und Klima haben sich die Zuckerrohrarten 
nach besonderer Sichtung ausgebildet und akklimatisiert. Wollte 
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man alle die verschiedenen Spielarten der Stecklings- und Samen- 
zucht anführen, so würden es über 1000, welche Zahl jedoch 
bei genauer Sichtung auf ca. 20 Varitäten herabgedrückt wird. 
Dem äusseren Aussehen nach findet man gewöhnlich drei Sorten 
vertreten, eine mit dunkelrotem, eine mit gestreiftem und eine mit 
weissgelbem Stengel. Die rote Varität ist meist die beste an 
Zuckergehalt , während das gestreifte Rohr häufig ein grösseres 
Gewicht ergiebt und das gelbe Rohr oft eine längere Reifezeit be- 
ansprucht. 

Die Wahl der für die lokalen Verhältnisse am besten geeigneten 
Rohrvarietät ist für den Pflanzer von der grössten Wichtigkeit zur Er- 
zielung der ergiebigsten Bodenrente und von gleichwichtiger Bedeutung 
für den Fabrikanten. Gesamtentwickelung der Rohrpflanzen und 
der Zuckerreichtum des Saftes sind die beiden verschiedenen Kräfte, 
woraus sich die resultierende Zahl der Gesamtproduktion für die 
Einheitsfläche Land berechnet, d. h. die Gesamtzuckerproduktion. 

Das erste, w^as sodann für eine rationelle Kultur zu berücksichtigen 
ist, ist eiAe gute, sachgemässe und verständige Auswahl des jährlichen 
Pflanzmaterials. Man soll sich nie aus falscher Ökonomie verleiten 
lassen, etwa für die Fabrikation weniger geeignetes Rohr als Pflanz- 
material zu nehmen, sondern stets nur die bestgepflegten und best- 
aussehenden Feldstücke zur Neupflanzung verwenden. Nur so durch 
eine methodische, richtig geleitete Auswahl mit Zuchtwahl gelanigt 
man dann zum höchsten Resultat der ergiebigsten Bodenrente. 

Die Fortsetzung geschieht meist derart, dass das ganze Rohr, 
in Stücke zu ca. drei Knoten geschnitten, ausgepflanzt wird. Die 
einzelnen Stengelteile sind jedoch nicht gleich\vertig. Der unterste 
Teil des Rohres ist, trotzdem er der zuckerreichste, am minder- 
wertigsten für die Fortpflanzung und Entwickelung der neuen Pflanze. 
Am vorteilhaftesten ist es, nur den oberen Teil zu nehmen, viel- 
leicht drei bis fünf Knoten von der weissen Spitze an gerechnet. 
Jeder Gärtner weiss, dass die jüngsten Augen einer Pflanze am 
kräftigsten sind zum Austreiben und ebenso verhält es sich hier 
bei der Grosskultur des Zuckerrohrs. Die Rohrspitzen enthalten 
weniger kristallisierbaren Zucker und mehr Glukose, sind also für 
die Fabrikation unvorteilhafter, während sie für die Fortpflanzung 
die grössere Keimungsenergie besitzen und das höchste Gewichtsresultat 
der Ernte liefern. 

Nach Feldversuchen in Versuchsstationen ergab sich, dass der 
obere Teil des Rohrstengels als Steckling, gegen den mittleren- bis 
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3500 kg und gegen den unteren Teil bis 17 500 kg. Mehrertrag an 
Kohr lieferte pro Hektar (ohne Düngung). Es muss also zur 
Piäanzang der obere Steckling entschieden vorgezogen werden. Es 
kommt nicht darauf an, den zuckerreichsten Teil des Eohrstengels 
auszuflanzen, sondern den keimkräftigsten Teil der zuckerreichsten 
SohrstengeL 

Boden : 

Als Boden wird am besten ein solcher gewählt, der dem 
sogenannten hrickmould entspricht, ein durchlässig mürbes Gemisch 
von Thon und Sand, Alluvialboden. Neben den anderen nötigen 
Pflanzennährstoflfen soll er ca. 1^/^ Kalk enthalten. Saurer Boden 
ist zu vermeiden, da er wohl tippiges erstjähriges Rohr hervor- 
zubringen imstande ist, das aber weniger zuckerreich wird. Die 
darauffolgenden Schnitte rentieren kaum mehr. 

Salzhaltiger Grund, wie er häufig in Küstengegenden auftritt, 
lässt sich verhältnissmässig leicht durch Auswaschen mittels Be- 
wässerung und offener Drainage verbessern und es akklimatisiren sich 
selbst einige Rohrsorten gut darauf, falls der Salzgehalt nicht zu 
hoch ist. 

Düngung: 

Welches die für das Zuckerrohr erforderlichen Nährstoffe und 
Mengen derselben sind, ist noch nicht völlig aufgeklärt. Die An- 
gaben darüber sind meist neueren Datums und sprechen dabei zu 
viele verschiedene lokale Verhältnisse mit, sowie die gesamte 
Bearbeitung der Pflanzung, die die Wirkung des einen oder andern 
Düngemittels beeinflussen. Eine so anspruchsvolle Pflanze, wie es 
das üppige, gehaltreiche und schnell emporwachsende Zuckerrohr 
ist, erschöpft natürgemäss mit der Zeit selbst den besten Boden 
bei fortgesetztem Anbau, sodass dieser zur Ergänzung der not- 
wendigen Pflanzennährstoffe, der Düngung, bedarf. 

Es ist Sache des Pflanzers, durch Feldversuche die einzelnen 
Hauptdüngemittel zu versuchen und sich dazu nach den Berichten 
der Versuchsstationen die für seinen Fall passenden Daten zu 
sammeln. Die Feldversuche legt der praktische Landwirt am 
besten derart an, dass er inmitten einer grösseren Fläche auf ein 
gemessenes Stück Land den Versuchsdünger giebt. Man kann 
dann beobachten, ob sich der gedüngte Teil sichtlich abhebt von 
dem umgebenden Feldstück. Um richtige Schlüsse aus solchen 
Versuchen zu ziehen, müssen diese während der ganzen Wachs- 
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tumsdauer bis zur Ernte unter beständiger Kontrolle und Beob- 
achtung stehen. Man kann dann z. B. feststellen, ob die Blattbildung 
kräft^er, die Farbe der Blätter dunkler und inteiisirer, das Rohr 
stärker und höher vrächst als das nebenstehende ungedüngte und 
zuletzt bei der Ernte die Reifezeit, das Gewicht und den Zucker- 
gehalt vergleichen. 

Um sich Yor nutzlosem Ankauf unzweckmässiger Düngemittel 
ZU' schützen, wendet sich der Pflanzer am besten an die näohst- 
gelegene Versuchsstation um Auskunft, und kann sich dann durch 
seine eigenen Versuche bei guter Beobachtungsgabe selbst ein 
Urteil bilden über Erfolg oder Misserfolg. 

Hier kann in kurzen Worten angegeben werden, dass für erst- 
jähriges Bohr bei schwachem Boden Gaben von Phosphorsäure als 
Taubenguano, Superphosphat und Thomasmehl (letzteres vorteilhaft 
bei geringem Kalkgehalt des Bodens) sowie der Stickstoffdünger an 
manchen Orten von gutem Erfolg sein werden. Die Wirkung des 
Kali für Zuckerrohr ist noch wenig erforscht, trotzdem dies einen 
Hauptbestandteil der Pflanze selbst bildet. Der zweite Schnitt ist 
meist stickstoffbedürftig. Gelbliche Farbe der Blätter zeigt Stick- 
stoffmangel an. Man giebt denselben sowohl in organischer als 
anorganischer Form. Zu empfehlen ist dafür schwefelsaures Am- 
moniak in Mengen von 180 bis 450 kg pro Hektar je nach Bedarf. 
Besondere Aufmerksamkeit ist den im Lande selbst vorhandenen 
natürlichen Mitteln zu widmen, den Lagern von Mergel, Guano, 
Anhäufungen von Dünger in verlassenen Ortschaften und dem im 
Süden so sehr vernachlässigten Stallmist. 

Im allgemeinen ist Vorsicht und einige Zurückhaltung anzu- 
raten für dai Ankauf zu importierender Düngemittel, da viel&ch 
der südländische für Bohrkultur geeignete Boden genügend eigene 
Fruchtbarkeit besitzt und das daselbst herrschende Klima durch 
Verwitterung das Erdreich schneller zersetzt als iii d^ nördlichen 
Hemisphäre ; sqmit vieles umsonst hergiebt. Es können eben nicht 
alle in Europa gefundenen und aufgestellten Regeln der Landwirt- 
schaft für die davon verschiedene tropische Kultur angewendet 
werden. Vielfach kann durch zweckmässige Auswahl der richtigen 
Rohrvarietät und des Bodens, sowie durch rationelle Bearbeitung 
und Pflege der Anpflanzung ebensoviel und mehr erreicht werden, 
als durch kostspielige importirte Düngemittel. 
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Bodenbearbeitung und Pflanzung: 

Die Bodenbearbeitiing bat den Zweck, den Untergrund in eine 
für die Sntwiokelung des Bohrs geeignete physikalische Beschaffen- 
heit zu bringen^ damit sowohl die Wurzeln sich in dem lockeren 
Erdreich leicht und bequem ausdehnen köunen zur Aufnahme der 
Nährbestandteile, als auch dass der ganzen Plauze dadurch genügend 
Halt geboten wird gegen die Unbilden der Witterung. Jedes Land 
hat natürlich seine eigenen Methoden und Bearbeitungsweisen des 
Grund und Bodens, sodass es schwierig ist, ein allgemein giltiges 
Modell aufzusteUen. 

Die erste Arbeit ist stets das Befreien des gewählten Terrains 
von Unkraut und Überbleibseln vorausgegangener Kultur durch Ver- 
brennen oder Ausroden und das Durchpflügen per Dampf- oder 
Ochsenpflug zu einer Tiefe von 30 — 40 cm. An vielen Orten, wo 
das zum Bohrbau bestimmte Land, wie z. B. bei vorhergegangener 
Beiskultur oder Brachliegenlassen, unter Wasser stand, wird nach 
völligem Abtrocknenlassen in bestimmten Zeitzwischenräumen ge- 
pflügt. In diesem Falle muss der gehörigen Durchlüftung des Bodens 
besondere Aufmerksamkeit geschenkt werden, da durch das Monate 
lang stagnirende Wasser dem Boden fast aller Sauerstoff entzogen 
ist, den er erst wieder absorbieren muss, um faulige für die folgende 
Pflanzung nachteilige Bestandteile, die sich bildeten, durch die ein- 
dringende Luft und Sonne zu oxydieren. Solcher Grund muss zu 
diesem Zweck in poröses feinkrümeliges Erdreich verwandelt werden 
und die entstehenden zusammenhängenden festen Erdklumpen müssen 
zerkleinert werden. Ich halte es für nötig, auf diese Einzelheit 
hinzuweisen, da ich mancherorts eine Yernachlässigui^ dieser Arbeit 
vorfand. 

Sodann wird der Boden drainiert durch Anlage nivellierter offener 
Durohzogsgräben, die sowohl zur Bewässerung als zur Entwässerung 
dienen sollen. Die Bewässerungsanlage wird derart ausgeführt, dass 
ein Binggraben von ^/^ — ^/^ m Tiefe (bei durchlässigem Unter- 
grund Vsr ^^^ undurchlässigem ^/^ Meter) das Feld umzieht. Dar- 
rauf legt man die nötigen Längsgraben an, welch letztere dann 
noch durch Quergräben verbunden werden, sodass schliesslich ein 
tadelloses Drainnetz das ganze Feld durchzieht, zur bequemen Be- 
wässerung und zur Vermeidung jeder Überschwemmung und 
stagnierenden Wassers. 

Bei der Pflanzung selbst kann man zwei Hauptarbeitsweisen 



.— 270 — 

unterscheiden. Erstens das Reynoso-System und zweitens die Beihen- 
pflanzung in durchgehenden Längsfurchen. 

Beim Eeynoso- System wird nicht das ganze Terrain umge- 
arbeitet, sondern werden nur die speziellen Pflanzlöcher für die 
Stecklinge ausgegraben. 

Der Abstand der einzelnen Pflanzgruben von einander ist von 
Mitte zu Mitte gerechnet zwischen 90 — 180 cm 

die Breite derselben = 36 — 60 cm 
und die Tiefe = 20—36 cm 

nach den Angaben westindischer und javanischer Pflanzweise. Sie 
schwanken naturgemäss nach der jeweiligen Bodenbeschaffenheit. 

Nachdem die Pflanzgruben ausgehoben sind, wird in denselben 
noch die Erde aufgelockert ca. 15 cm zum Einsetzen der Steck- 
linge, welche sodann über Kreuz oder zu zweien nebeneinander ein- 
gelegt werden. Natürlich muss zwischen Bodenbearbeitung und 
Pflanzung genügender Zeitraum gelassen werden zur Einwirkung 
der Sonne und Luft aus obenerwähnten Gründen. Die Stecklinge 
werden ca. 1 — 2 Zoll mit Erde bedeckt. und sodann bewässert. 

Das Eeynososystem ist nur bei durchlässigem Untergrund 
anzuempfehlen*, nicht in tiefgründigem Schwemmland und wird mehr 
und mehr verdrängt und ersetzt durch folgende Pflanz weise: 

Das Pflanzen in fortlaufender Linie ist in letzter Zeit das 
allgemeine gebräuchliche geworden. Die Arbeit ist dabei eine geord- 
netere und regelmässige. Es wird das ganze Terrain gut durch- 
gepflügt, nivelliert und werden darauf mit einem Keilpflug die Pflanz- 
linien gezogen in bestimmter Tiefe und bestimmten Abständen. 

Die Tiefe derselben soll 30 — 40 cm betragen. 

Die Beihenabstände wechseln von 90 — 180 cm in den ver- 
schiedenen Ländern. Alle Tropenpflanzen brauchen mehr Luft, 
Licht und Sonnenwärme, als die nordischen Kulturen, besonders 
zur Zuckerbildung, worauf Bücksicht zu nehmen ist bei der Bege- 
lung der Abstände. Ein zu eng gepflanztes Bohrfeld ist völlig 
dunkel im Innern, kann wohl eventuell hoch und geil wachsen, aber 
der Zuckerhalt und somit auch das Erntegewicht wird hinter der 
normalen Zahl zurückstehen, da die chemische Wirkung der Sonnen- 
strahlen nicht auf die ganze Blattoberfläche zur Geltung kommt 
und so der physiologische Anfangsprozess der Zuckerbildung nicht 
in voller Kraft im Gange ist. Auf leichtem Boden hält man die 
Abstände etwas enger, auf schwerem weiter auseinander. 

Die Pflanzung in diesen Beihen wird ebenfalls in verschiedener 
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Weise Yorgenommen. Am bequemsten für die eingeborenen Arbeiter 
ist esy die Stecklinge, zu ca. 3 — 5 Augen geschnitten, längsäufein- 
anderfolgend oder auch einige Oentimeter übergreifend in die Päanz- 
reihen zu yerteilen, letztere mit Wasser anzufüllen aus dem nächsten 
Kanal und dann die Stecklinge mit den Füssen in den so gebildeten 
Erdschlamm einzutreten. Eine bessere Pflanzweise ist die, dass die 
Bohrstecklinge mit der Hacke trocken unter die Erde in die Pflanz- 
linien gebracht und danach bewässert werden. Man kann auch 
vorteilhaft einige Tage nach voraufgegangener leichter Bewässerung 
pflanzen, wobei man es am besten in der Hand hat, den Steckling 
in die richtige Lage und Tiefe zu bringen. Eventuell beginnt man 
diese Arbeit nach dem ersten Eegen. Der Steckling soll ca. 1^/^ Zoll 
in das Erdreich gelegt werden und zwar so^ dass die Augen seitlich, 
nicht nach unten, zu liegen kommen. 

Binnen 20 Tagen treiben die Keimlinge aus und erwachsen 
aus einem Steckling bis zu zehn Schösslinge und mehr. An 
dieser Stelle will ich bemerken, dass es durchaus zwecklos und 
verschwenderisch ist, eine zu grosse Anzahl Stecklinge auf die 
Einheit Land zu pflanzen, da durchaus nicht die Ernte und der 
gewinnbare Zucker pro Acker proportional vergrössert wird, wie 
besondere Versuche javanischer Versuchsstationen letzthin ergaben. 
Durch richtige Sparsamkeit mit dem Auspflanzmaterial kann man 
oft mehr erreichen, als durch zu dichtes Aneinanderlegen der Steck- 
linge. Es muss dann nach dem Aufgehen des Rohrs zur richtigen 
Zeit gehackt werden, oder eventuell bei zweijährigem Eohr zwischen 
den Beihen durchgepflügt werden, zur Durchlüftung des Bodens und 
um denselben vom entstandenen Unkraut zu befreien. Wenn die 
Blätter den Boden beschatten, soll diese Arbeit vollendet sein. 
Nach der letzten Hacke folgt noch das Anhäufen des Erdreichs 
an die Rohrpflanzen, soweit deren untere Stengelglieder frei stehen. 
Durch diese letzte Arbeit tritt dann an Stelle der vorher vorhanden 
gewesenen Pflanzfurche die Erhöhung und umgekehrt, die früheren 
Zwischendämme sind zu Bewässerungstraversen verwandelt. 

Damit ist die Bodenbearbeitung für die Rohrkultur beendigt. 
Die weitere Entwickelung der Anpflanzung unterliegt der Einwirkung 
des Klimas und einer guten periodischen Bewässerung in Zwischen- 
räumen von 10 — 14 Tagen. Nur muss jedes Stagnieren des Wassers 
auf den Rohrfeldem um jeden Preis vermieden werden; man kann 
dies den Pflanzern nicht häuflg genug ans Herz legen. Das Zucker- 
rohr ist keine Wasserpflanze. Besonders im jungen Alter kann 
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selbst eine kurzdauernde Überschwemmung die Ernte zum grossen 
Teil Zerstören, die jungen Wurzeln ertrinken thatsächlich im wahren 
Sinne des Wortes. Bei einem guten Nivellement und richtiger 
BewüBserungs* und Entwässerungs-Anlage lässt sich solcher Schaden 
leidit vermeiden bei einiger Aufmerksamkeit des Feldpersonals. 
Am Ende der Vegetationsperiode ist Trockenheit erwünscht und stellt 
man je nach den Klimaverhältnissen die Irrigation 1 — 2 Monate 
vor der Ernte ein^ um dem Rohre Buhe zu lassen zur fertigen 
Zuckerbildung. 

Es ist ein wirkliches Vergnügen, das in voller Entwickelung 
begriffene Bohr durch den Einfluss der südlichen Sonnetistrahlen 
täglich emporschtessen zu sehen und das üppige Gedeihen dieser 
Tropenpflanze zu beobachten bis zur Erntezeit. 

Ernte: 

In keiner Jahresperiode ist der von Natur träge Südländer so 
bewegt und fleissiger Arbeiter als zur Zeit der Zuckerrohrernte und 
der Fabrikation. Mit einem Schlage wird alles lebendig. Mit Weib, 
Kindern und Vieh ziehen sie dann hinaus in die Plantagen und sind 
sich dabei sehr wohl bewusst, dass auch für ihr bescheidenes 
Dasein alles von einer guten Ernte und günstigem Kampagneverlauf 
abhängt. 

Die Beifezeit des Zuckerrohrs hängt sehr von den verschie- 
denen Varietäten und dem Klima ab, sodass sich auch hierfür keine 
gemeingiltigen Angaben machen lassen. In günstiger Lage kann 
es bereits binnen neun Monaten reifen, während der ungünstigste 
Fall wohl 15 — 16 Monate beträgt, wenn man es überwintern lässt, 
wie z. B. mancherorts auf Ouba üblich ist. In < einigermassen 
günstigem Klima reifen die meisten Spielarten binnen 10 bis 12 
Monaten, sodass man es mit einer Jahreskultur zu thun hat. 

Die äusseren Anzeichen für die Beife bildet das Absterben 
der Blätter bis zum grünen öipfel, bei den farbigen Bohrsorten 
die charakteristische Färbung des Stengels bis zur Spitze, sowie das 
Anschwellen der Augen an den Knotenpunkten, wohin sich die 
Saftfülle drängt. Die richtige Beurteilung für den Fabrikanten 
bildet natürlich die chemische Untersuchung, wonach er die Auf- 
einanderfolge des Aberntens der einzelnen Felder bestimmt. Es 
ist besonders wichtig für das Bendement der Fabrikation, das Bohr 
im besten Beifezustande zu schneiden, was noch vielfach vernach- 
lässigt wird, wo nicht genügend technische Kontrolle vorhanden 
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ist. Man verfolgt die Zunahme des Zuckergehalts in den Plan- 
tagen von einiger Zeit an vor der Ernte, bis sich eine merkliche 
Zunahme binnen acht Tagen nicht mehr konstatieren lässt. Die 
Probenahme dazu soll derart geschehen, dass nicht einzelne Bohr* 
Stengel, sondern stets die sämtlichen Stöcke des ganzen Bohr*- 
büschels eines Stecklings entnommen werden an veschiedenen Orten 
des Feldes. Nur so erhält man einen guten Durchschnitt zur 
Beurteilung nach der Analyse. Der Gehalt der gesamten Stöcke 
der einzelnen Stecklinge weicht wenig von einander ab, die einzelnen 
Stengel unter sich dagegen oft bedeutend. 

Das Problem einer praktisch verwertbaren Bohrerntemasohine 
ist noch nicl^t gelöst. Es sind wobl einige amerikanische Konstruk« 
tionen nach Art der Getreideschneidemaschine vorhanden, sie erfüllen 
aber ihren Zweck nur unvollkommen. Die für eine solche Maschine 
zu überwindenden Schwierigkeiten liegen einerseits in der harten 
Bescha£fenheit der Bohrrinde, die eine äusserst starke Konstruktion 
bedingt und andererseits in der Pflanzweise. Das Bohr muss dicht 
über dem Erdbodeu geschnitten werden, ohne Bückstände zu hinter- 
lassen, da sonst doch noch Nacharbeit mit Menschenhand nötig 
wäre« Das Terrain ist ein wellenförmiges mit Hügeln und Furchen 
von 30 — 40 cm Tiefe und mit Bewässerungsgräben vielfach durch- 
zogen, was alles dem Maschinenbetrieb hinderlich sein würde. Man 
ist also vorläufig noch auf die Handarbeit angewiesen. Auch ist 
diese letzte im Vergleich zu europäischer Feldarbeit eine billige 
zu nennen. Man kontrahiert die Ernte per Waggonladung oder 
tonnenweise. Die Kosten des Bohrschneidens pro Hektar mit einem 
Erntegewicht von 80000 kg stellen sich, wenn die Eingeborenen 
z. B. pro Tag Mark 0,60 zu verdienen gewöhnt sind, ungefähr 
auf Mark 45^ 

Der Transport des Bohres vom Felde nach der Fabrik wird 
meist vorteilhaft von dieser selbst übernommen, um einer geregelten 
Anfuhr sicher zu sein. Die deutschen Feldbahnen (von Koppel) 
sind über den ganzen Weltkreis bekannt und verbreitet und es 
giebt thatsächlich kein geeigneteres Material zu diesem Zwecke der 
Bohranfuhr. Die Beförderung durch Ochsenwagen etc. geht zu 
umständlich und langsam von statten, da es darauf ankommt, 
das Bohr schnell zu ernten und ohne Verzug zu verarbeiten. Das 
Bohr darf nach dem Schneiden nicht auf dem Felde liegen bleiben 
wie die Buben, sondern muss sofort oder am nächsten Tage ver- 
arbeitet werden. Der tägUche G-ewichtsverlust beim Liegenlassen 
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beträgt ein bis anderthalb Prozent.« Der Zuckergehalt nimmt 
gleiohfalls proportional ab. Wenn auch nach den ersten Tagen 
zuweilen noch derselbe Prozentgehalt an Zucker gefunden wird, so 
ist dies doch nur scheinbar, da doch das Gewicht abgenommen hat, 
also positiy bereits weniger Zucker sich berechnet. Die Glykose 
und der Nichtzucker nehmen entsprechend zu und der Quotient 
wird niedriger. 

Der Kostenpreis des Eohrs schwankt in den verschiedenen 
Ländern, ebenso der Lieferun gs- und Bezahlungsmodus. Die Be- 
zahlung nach Zuckergehalt ist bisher nur wenig üblich. Eine richtige 
massgebende Durchschnittsanalyse für den Zweck der Bezahlung 
ist auch sehr schwierig durchzuführen, wo nicht mit Diffusions- 
einrichtung gearbeitet wird. In Westindien und Südamerika bezahlt 
man vielfach in der Weise, dass die Fabrik für 100 Tonnen Eohr 
den Tagespreis von 4 — 6 Tonnen Bohrzucker ^vergütet. Oder zu- 
weilen bezahlt der Käufer nach Graden Baume des Saftes, wobei 
jedoch eine verschieden starke Auspressung grossen Einfluss hat 
Man könnte bei einer Pressung von 65, wie sie gute Laboratoriums- 
pressen liefern, eventuell 10 Grad — BaumS als Normale annehmen 
für Durchschnittlieferung und darüber und darunter eine Preis- 
abweichung bestimmen. 

Die Ernteerträge lassen bei rationeller Kultur fast allerorts, 
wo überhaupt Bohrbau getrieben wird, nichts zu wünschen übrig. 
Das Maximum, welches mir bekannt ist, ist 203652 kg Bohr pro 
Hektar (Java). Es giebt wohl derartig gesegnete Landstriche, doch 
bilden solche Zahlen keinen Massstab für die Allgemeinheit. Als 
einen normalen Durchschnittsertrag kann man annehmen 60 000 bis 
80000 kg Bohr pro Hektar vom ersten Schnitt und 45000 bis 
60000 kg vom Schnitt zweiten und eventuell dritten Jahres. Wo 
diese Zahlen nicht erreicht werden, so ist der Grund zu suchen in 
unrichtiger Auswahl des Terrains, vernachlässigter Kultur und 
schlechtem Pflanzmaterial oder auch Auftreten von Bohrkrankheiten. 
Man führe in solchem Falle auf einem besondem Feld von gutem Boden, 
der als Vorfrucht Leguminosen, Klee etc. getragen (keine Gramineen, 
Getreide, Mais etc.), eine Pflanzung durch mit Gipfelstecklingen 
unter guter Selektion des Pflanzmaterials und wird sich alsbald 
wieder einer guten Ernte erfreuen können. 

Der Zuckergebalt des Bohres schwankt ebenfalls sehr nach 
verschiedenen Gegenden, Varietäten, Kultur und Klima. Schreiber 
dieses hatte häufiger Gelegenheit in deutschen Zuckerkreisen und 
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auch aus Zeitungsnotizen zu hören, dass in der und der Gegend 
das Zuckerrohr 18 bis 20 ^/^ Zucker habe, ebenso wie sich anderer- 
seits dasselbe die Eohrpflanzer in den Tropen mit grossem Respekt 
vor dem Fortschritt der Rübenzucht durch die Chemiker Deutsch- 
lands erzählen. Dem ist aber nicht so, oder nur ausnahmsweise. 
Es kommen wohl derartig zuckerreiöhe Rohre vor, doch der Durch- 
schnitt einer gutgepflegten normalen Kultur liegt zwischen 13 und 
15 \ Zucker im Rohr. So hat z. B. Westindien durchschnittlich 
13 % Zucker im Rohr (Cuba 14 bis 15 \). Südamerika 13 \ 
(Argentinien 11 %). Bgypten 14 ^/e (bei Frost nur aber 11 \). 
Java 14 bis 15 X 

Der Grund irrtümlicher Ansichten liegt wohl darin, dass vom 
Rohr meist nur Saftanalysen vorgenommen werden und diese Zahlen 
dann in die Öffentlichkeit kommen. Diese Saftanalysenzahlen sind 
jedoch je nach der Pressung mit dem Quotienten 84 — 85 — 86 zu 
multiplizieren, um auf den wirklichen Gehalt an Zucker im Rohr 
zu kommen, der gesucht wird. Den fabrikativ gewinnbaren Zucker 
(für Mühlenarbeit) kann man in roher Weise aus der Saftanalyse 
berechnen mittelst der Formel 

2 Z— B 
wobei Z den Saftzuckergehalt und B die Brixgrade des Saftes 
bedeuten. 

Um gutes Rohr zur Verarbeitung zu haben, ist es einer der 
wichtigsten Punkte für eine Fabrik im Auslande, dass das Fabrik- 
unternehmen zugleich eignen Grund und Boden besitzt und somit 
wenigstens einen Teil des Rohmaterials selbst kultiviert. Nur so 
kann diese die Pflanzer zu gleich guter Kultur zwingen und ist unab- 
hängiger von letzteren. Eft giebt so viele Beispiele, dass sich 
Fabriken etablierten im Auslande, ohne dazu einen Hektar Rohr- 
land zu besitzen. Die grösste Anzahl dieser Unternehmer sind 
falliert oder in ein arges Abhängigkeitsverhältniss zu den umliegenden 
Pflanzern gekommen, während andrerseits die Fabriken mit 
eigener Kultur die höchsten Ausbeuten und Dividenden aufzuweisen 
haben. 



Türkisches Bodenrecht. 



Mit Bezug auf die in dem Artikel des Herrn 0. Beta „Zar Palästina- 
reise des Kaisers" gegebene Darstellnng über türkisches Bodenrecht wird 
uns aus der Türkei von kompetenter Seite geschrieben: 

„Das Bodenrecht ist schon längst nicht mehr „in Harmonie mit den 
Gesetzen Gottes" (gemeint ist wohl das Scheriat-ßecht), wenigstens nicht 
in dem Punkte, der den Kern der B.schen Auslassungen bildet. Die 
jüngere Gesetzgebung hat vielmehr eine Reihe von Neuerungen geschaffen, 
die mit dem Scheriat-Bechte im Widerspruch stehen. Verpfändung von 
Grundstücken, Versteigerung verpfändeter Grundstücke ist schon längst 
gesetzlich zulässig. Vgl. die Gesetze vom 23. Bamasan 1286, 21. Ba- 
masan 1288, Bebiulewel 1279, 15. Schawal 1288 (Dustur Bd. IS. 242 ff.), 
ebenso das Grundstücksgesetz (erasikanunnamessi) vom 7. Bamasan 1274 
§§ 115 ff. CD- Bd. I S. 165 ff.). 

Nach § 1 des cii Grundstücksgesetzes giebt es in der Türkei fünf 
Arten von Grundstücken: 

1. Mülk-Land, d. i. freies Land, aber nicht frei in dem Sinne, wie 
der Verfasser anzunehmen scheint, dass es „sozusagen vogelfrei'* (!) 
ist (S. 170 Abs. 2), . Mülk-Land ist vielmehr Land, welches im freien, 
unbeschränkten Eigentum steht. Der Eigentümer kann frei darüber ver- 
fügen, es z. B. verkaufen, verpfänden, verschenken, zu Wakuf machen 
(cf. No. 3), ohne dass dem Staat ein Aufsichts- oder Einspruchsrecht 
zustände. Es ist darum auch die sicherste wertvollste Art aller Grund- 
stücke. Die Vererbung ist unbeschränkt auf alle Verwandte gemäss dem 
Scheriat-Becht zulässig. 

Nach Abs. 2 S. 160 scheint die „Vogelfreiheit'' des Müiklandes 
allerdings gemäss der Auffassung des Verfassers nur bis zum „Heim- 
stättengesetz vom 21. Bamasan 1288'' angedauert zu haben. Nebenbei 
bemerkt, was ist das für ein Gesetz? Mir ist nur ein Gesetz dieses 
Datums bekannt, nämlich „über die Sicherung von Schulden durch Grund- 
stücke über den Tod des Schuldners hinaus" (s. Bd. I S. 242). Die 
Bemerkung über die Vogelfreiheit wird übrigens bei jedem, der türkische 
Verhältnisse kennt, Lächeln erregen. 

2. Mirie-Land. An diesem gehört das Obereigentum dem Fiskus 
(Beit ul Mal), das Untereigentum dem Besitzer, dem das Land (vom 
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Snltan) zu Qnasieigentnm verliehen ist, oder der es im Wege der Ver- 
erbung, durch Kauf etc. von einem früheren Üntereigentümer erworben 
hat Im Gegensatz zu Mülk-Land vererbt sich dieses Land nur in be- 
schränkter Weise (Kinder, Enkel, Eltern, Geschwister, Gatten) und für 
Verkauf, Verschenkung, sowie für jede Änderung der Substanz ist staat- 
liche Genehmigung erforderlich. Dieses Mirie-Land war ursprünglich 
Lehnsland, d. h. vom Sultan an Heeresfahrer für Kriegsdienste verliehen. 
Es ist dies Land also dasjenige, von dem Herr Beta als dem „dritten 
Drittel*' spricht, und gleichzeitig identisch mit seinem „ersten Dritte?* 
(S. 169). 

3. Wakuf-Landy d. i. Land, welches ursprünglich Mülk, von seinem 
Eigentümer einer frommen Stiftung, wie Moscheen etc., zugewendet worden. 
Was Verfasser meint, wenn er sagt (S. 170 oben) „Offenbar .... da es 
daneben noch Wakufgüter giebt, die nachträglich unter den Schutz der 
Moscheen oder des Evkafe *) gestellt wurden . . . ." ist unverstanden und 
unverständlich. 

Wenn Verfasser fortfährt „und ausser diesen, vermutlich gleichen Ur- 
sprungs Mülkgüter . . . .**, so beweisst er, dass er von der Ent- 
stehung der Länderarten in der Türkei auch nicht die geringste Kenntnis 
hat. Sich hierüber zu verbreiten, würde zu weit führen. 

Dieses sind die 3 Hauptarten der Grundstücke innerhalb der Türkei. . 
Daza kommt: 

4. Metruke-Land (non metruk === belassen) d. h. zum öffentlichen 
Nutzen belassenes, in niemandes Sondereigentum stehendes Land, wie 
Gemeinde- Weideplätze, öffentliche Wege etc. (§§ 91 ff. des citierten Grund- 
stücksgesetzes). 

5. Mevat- (totes) Land, d. h. nie bebautes, niemandem gehöriges 
und soweit von kultiviertem Land entfernt gelegenes Land, „dass die 
Stimme eines kräftigen Mannes nicht gehört werden kann/* (§§ 103 ff. 
eod.). Vielleicht hat Beta Mülk- und Mevat-Land mit einander ver- 
wechselt, da letzteres in der That von Jedermann — unter gewissen Be- 
dingungen — angebaut werden kann. 



^) seil, „nesareti" = Ministerium der „Wakkufs,** dem alle diese unter- 
stehen, auch die Moscheen; ein „Schutz der Moscheen^ besteht also nicht. 
Mit „Domänenamt" kann man höchstens den Beit-uI-Mal, Fiskus für Mirie-Land, 
übersetzen. 
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Erklärung der im Text vorkommenden Abkürztmgen. 



A.d. H. = Analen der Hydrographie nnd maritimen 
Meteorologie, Berlin. 

A. f. S.- u. T.-H. = Archiv für SchÜfs- n. Tropen- 
Hygiene. Leiptig. 

D. H.>A. SS Dentsehes Handels- Archiv. Berlin. 

D. K.-Bl. = Deutsches Kolonial-BIatt Berlin. 

D. K.-H. = Deatsohes Kolonial-Handbnch. Berlin. 

D. K.-Z. = Deutsche Kolonial-Zeitnng. Berlin. 

D. R.-A. = Deutscher Beichs-Anzeiger. Berlin. 

D. Rund. f. Qeog. u. Stat. = Deutsche Bundschau 
fflr Geographie nnd Statistik. Wien. 

D. Verk.-Z. = Deutsche Verkehre-Zeitung. Berlin. 

Geog. Jahrb. = Geographisches Jahrbuch. Gotha. 

Geog. Journ. = The Geographica! Journal. London 
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Mouy.G6og.= Mouvement Geographique. Bruxelles. 

N. E. W.-L. =B Nachrichten fiber Kaiser Wilhelms- 
Land und den Bismarok-Arohipel. Berlin. 

P. M. = Petermanns Mittelinngen. Gotiia. 

B.-G.-B1. = Beichs-Gesetz-Blatt. Berlin. 

Set. Geg. Mag. = The Scottisch Geographieal 
Magazine. Edinburgh. 

Stat. f. d. D. B. N. F. = Staüstik fftr das Deutsohe 
Reich. Neue Folge. Berlin. 

Trop. = Der Tropenpfianzer. Berlin. 

V. A. B.-Ch. = Vorhand, d. Abth. Berlia-Ghar- 
lottenburg. Berlin. 

V. G. E. = Verhandlungen der Gelisohaft fftr Erd- 
kunde zu Berlin 

Z. £ Missk. u. Relig. = ZeiUehrift für Missions- 
kunde nnd Beligionswisaensohaft Berlin. 

Z. G. E. = Zeitschrift der Gesellschaft fftr Erd- 
kunde zu Berlin. 

m. K. = mit Karte, (w. m. = with map.) 
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Breher, Xav. Pfr. Die Kathol. MissionAre in 
Afrika als Apostel der Kultur. (Fortsetsong.) 
Gott will es. 1897. S. 26 ff. 

Brüdergemeine, Missionsblatt aus der, Herrn- 
hut 1897. 

Deutsche evangelische Mission, Die, in 
unsern afrik. Kolon. Afrika 1897. Siehe Inh.- 
Verz. IV. 
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Sehoavs Afrilca. Kaihol. Monatsschrift zar 
Förderong der AntisirlsTereibewegiing u. d. 
afrik. MlMionsih&tigkeit. Heransgeb. y. d. St. 
PetmB Clayer-Sodalitlt. Bed. y. Alex. Halka, 
SaUborg 9. Jahrg. 1897. 

Erangeliseh - LntheriBohes Missions- 
blatt 1897 f&r die EyangeL-Lnther. Miss. 
SU Leipzig. Heransgeb. not. Mitwirk. y. C. 
y. Sohwarts, Mi8B.-Dir. n. K. Handmann, Mis- 
sionesenior. Leipzig 1897. 

Eyangel. Missionen, Die, Ulnst. Fam.-Bl. 
HeimB^eb. y. Fast. Jnl. Richter in Schwanebeok. 
8. Jahrg. 1897. Bertelsmann, Gütersloh 1897. 

Eyangelischer Afrika-Verein. (Afrika.) 
D. KoL-Kal. 1897, S. 10& 

Fabarins. Kolonisiernng n. Mission. Ans all. 
Welit. 1897, S. 146. 

Franenyerein, Dentsoher, fflirKranken- 
pflege in den Kolonieen. Yeranstaltnng 
einer Feityerstellnng in der Urania zu Berlin 
am 23. Februar 1897. D. K.-Bl. 1897, S. 148. 

— Aufruf zum Eintritt yon auszubildenden 
Pflegesohwestern. D. K.-Bl. 1897, S. 245, 269. 

— Aus dem Jahresbericht des Vereins fflr 1896/97. 
D. K..B1. 1897, S. 423. 

— Yernnstaltang eines Weihnachtsbazars am 2. 
und 3. Dezember 1897. D. K.-B]. 1897, S. 701. 

Gott will es! Illnstr. Zeitschr. des Afrika- 
Vereins Deutscher Katholiken 9. Jahrg. 1897. 
A. Kiffarth, M.-Gladbaoh. Siehe Inh.-Verz. 

Herrmannsburger Misaionsblatt. Herausgeb. 
y. E. Harms in Herrmannsburg, Miss.-Buohhdl. 
1897. 

Kirohliehe Mitteilungen aus und Aber 
Nordamerika, Australien u. Neu-Guinea. Heraus- 
geb. T. Miss.-Insp. M. Deinzer, Neuendettelsau. 
24. Jahrg. Neue Folge 1897. Beok'sche Buchhdl. 
NÖrdliagen. 

Kreuz u. Schwert im Kampfe gegen Sklayerei 
u. Heidentum. Jahrg. 5, 1897. Walter Helmes, 
MftnsieT i. W. Siehe Inh.-Verz. d. einz. Nrn. 

Meren8ky,A Missionsschulen in den Kolonieen. 
D. K.-Z. 1897, S. 93. 

— , Verleihung der goldenen Medaille der deut- 
sohen Kolonialausstellnng an Missionsinspektor, 
D. K.-B1. 1897, S. 104. 

Mirbt, Dr. C. Der deutsche Protestantismus 
Q. die Heidenmission im 19. Jahrhundert J. 
RiokeT*80he Buohhdig, Giessen. 

Miesio AS Schulwesens, Die Verh&ltnisse des, 
KU dem kolon. Regierungsschulwesen. D. 
K.-Z. 1897. Big. zu No. 35. 

Miesionsth&tigkeit i. d. Deutschen Schutz- 
geb. Miss.-Bl&tter 1897, S. 45. Siehe eins. 
Schuizgeb. 

Misslons-Blätter. III. Zeitsch. f. d. Kath. 
Volk. Organ d. St. Benedictns-Genossenschaft 
f. anslfind. Miss, in St. Ottilien 1. Jahrg. 
1897. St. Ottilien bei Türkenfeld. 

Mission d. Gegenwart, Aus der, Zeitsch. 
f. Missk. u. Beligionsw. XII 1897, S. 36, 103. 
173, 320. 

Missions- u, Heidenbote, Der, Stursberg 
n. Cop. Nenkirchen b. Moers. Siehe Inh.-Verz. 

Monatsblatt d. Norddeutschen Miss.-Gesell. 
Brsinen 1897. 

M fi 11 e r , G. Wer giebt unsern Schutzbefohlenen 
die Bibel in ihrer Muttersprache? Afrika 
1897, S. 129. 

Schulen, Die Förderung der, in den Kolo- 
nieen. D. K.-Z. 1897, S. 61. 

Sohynse, P. , sein Leben und Wirken. Dar- 
gestellt yon einem Freunde des Verewigten. 
Löwenbergsche Buchhdt Trier 1897. 

Stern yon Afrika, Der. 111. Monatsschrift 
zur Verbreitung d. Glaubens. Ver.-Org. d, 
Pallotiner Kongregation. Miss.-Haus Limburg 
a. d. Lahn 1897. 

Warnoke, Zur Sehulftrage in unsern Kolonieen. 
D. K.-Z. 1897. S. 870. 



Warneok, Fr f. Dr. Die deutschen eyange- 
lischen Missionen. Saramlg. geog. u. kol.-pol. 
Schriften y. R. Fitzner, Nr. 6. H. Paetel, 
Berlin 1897. 

— Die deutschen eyangel. Missionen i. d. deut. 
Kolonieen. Aus all. Weltl 1897, S. 329. 

— Ernennung des, zum Professor für Missions- 
wistenschaft an der Uniyersit&t Halle. D. 
K.-Bl. 1897, S. 104. 

Zeitschrift für Missionskunde u. Religions- 
wissenschaft. Heransgeb. r. Pred. Dr. Th. 
Arndt, Pfr. Dr. E. Bnss u. Pfr. J. Happel. XII. 
Jahrg. 1897. A. Haaok, Berlin 1897. 



6. Anthropologie. Ethnographie. 
Sprachen. 

Biebelfibersetzungen in afrikanische Spra- 
chen. D. K.-B1. 1897, S. 175, 269. 

Frobenins, L. Der Westafrikanisohe Kultur- 
kreis. P. M. 1897, S. 225, 262. m. K. Tfl. 17. 

- Die afrikanische Religion. Afrika 1897, S. 251, 
286, 315, 350, 367. 

Nachtigal, A. Die Eingeborenen Afrikas, die 
Kolonialregiernng und die Mission. K. J. 1897, 
8. 120 

Seidel, A. Siehe Ztsohf. f. afrik. u. ocean. Spr. 

Seminar fflr orientalische Sprachen, 
Vorlesungen im, für das Sommersemester 1897. 
D. K.-Bl. 1897, S. 177: für das Wintersemester 
1897, S. 471. 

~ D. Kol.-Kal. 1897, S. 30. 

Sendungen, Wissenschaftliche, ahs den deut- 
schen Schutzgebieten. D. K.-B1. 1897, S. 340. 

Standinger, P. Carneol- u. Achatperlen aus 
Mossi (Moschi). Über Zinnyorkommen im trop. 
Aftrika u. eine gewisse Zinnindustrie der Eingeb. 
Sep.-Abdr. a. Zeitsch. f Ethnolog. Berlin 1897. 

Zeitschrift für afrikanische u. oceanische 
Sprachen. Heransgeb. yon A. S e i d e 1 , Sekret&r 
d. deut. Kol.-Gesell. III. Jhrg. 1897. D. Reimer, 
Berlin. 



7. Araberfrage. Sklaverei. 
Sklavenhandel. 

Afrika-Verein Deut. Katholiken. (Gott 
will es.) D. Kol.-Kal. 1897, S. 106. 

Docnments rel. & la repression de la traite 
des esciayes, publ. en ez6cut. des articles 
LXXXI et suiv. de Vaote gen. de Bruxelles 

1896. Hayez, Bruxelles 1897. Vergl. D. K.-B1. 

1897, S. 573. 

Echo aus Afrika. Kathol. Monatsschrift zur 

Förderung der Antisklayereibewegung u. d. 

afrik. Missionsth&tigkeit. Herausgeb. y. d. St. 

Petrus Oayer-Sodalit&t, Red. y. Alex. Halka, 

Salzburg. 9. Jahrg. 1897. 
Evangelischer Afrika-Verein. (Afrika.) 

D. Kol.-Kal. 1897, 8. 108. 
Gott will es. Kathol. Zeitschr. f. d. Anti- 

sklayerei-Bewegung deutscher Zunge. Zugl. 

Afrik. Miss.-Bl&tter. 9. Jahrg. 1897. A. Rüfarth, 

M.-Gladbaoh 1897. 
Kreuz u. Schwert im Kampfe gegen Sklayerei 

u. Heidentum. Jahrg. 5 1897. Walter Helmes, 

Münster i. W. Siehe Inli.-Vorz. d. einz. Nrn. 
Schweinitz, Hans-Hermann, Grf. y. Die Unter- 
nehmungen des Deut. Antisklayerei-Komitees. 

(In den Jahr. 1891-93.) Afrika 1897, S. 161. 
Sklayenfrelbriefe, Zahl der, 1895/96. D. 

K.-B1. 1897, S. 721. 

8. Karten. 

Deutschen Kolonialgesellschaft in 
Deutschland, Die Abteilungen der, D. K.-Z. 
1897, S. 415. Die Ortsgruppen, ebenda S. 437. 
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Frobenius, L. Der WMtufrikftnisohe Knltnr- 
kreis. 10 KArten. P. M. 1897 Tfl. 17. Bemeric. 
dam 8. 2Sfi, 269. 

Langlians, P. Dautsoher Kolonial- Atlu. Lief g. 
11 No. 6. Denteehe KoL im Oeten. 1 Donau- 
l&nder. No. IS Ksmermn u. Togo Bl. 3; Lfg. 12. 
No. 10 Demteche Kaltvrbeetrebnngen in AiHka. 
No. 14 Kamernn n. Togo Bl. 4; Lfg. 18. No. 7 
Denteehe Kolonieen im Osten anf elaw. Boden. 
No. 19 Ostafr. Schntzgeb. Bl. 1; Lfg. 14, No. 8 
Verbreitung d. Denteehtnms in Nordamerika. 
No. 22 Ostafr. Sohntsgeb. Bl 4; Lfg. 16. No. 
20/21 Ostafr. Sohntsgeb. Bl. 2-&. Titel nnd 
lnh.-Ters. J. Perthea, Gotha 1897. 



Togo. 

1. Abgrenzungen. Amtliches. Gesetze. 

Bechtsyerhältnisse. Yerfügnngen. 

Verordnungen. Vertilge. 

Abkommen, Das dentech-'f ransösisohe 

ftber die Abgrenzung roa Toge Tom 9. Jnli 1897 

(m.K.) Di[.-Bl. 1897, Beil. «.No.21; D.K.-Z.1897 

S. 445; P. M. 1897 S. 270 m. K. S. 271 ; V. Q.E. 

Berlin 1897, a 485; Alldent. Bl. 1897, S. 130. 

140, 216, 224; Globna 1897, 72 S. 801 m. K. 

Eftehe Togo-Tertrag. 
Afrikanisohe Konferenz in Siobf, Eine neue, 

D. K..Z. 1897, S. 158 m. K. 
Accord frünoo-allemand. (Togo-Dahoroey.) 

Bot. FrBii9. 1897, p. 675. La conyention dn 

Togo-Dahomey. Ebenda p. 726 a. e. p. 728. 
Besirkeelnteilnng, Etat nnd Scbntz- 

trnppe. Stat. Jahrb. XVIIL Jahrg. 1897, 

S. 202, 208; D. Kol.-Kal. 1897, S. 186, 192, 190. 
Brix -Förster. Das denttoh - franzAsisohe 

Grenzabkommen in Togo. m. K. Globus 1897 

72 S. 801. 
B.rftekenbau. Übergabe einer neuen Brfloke 

Aber die Lagune zwischen Sebbe und Adjido. 

Mit Bild. D. K.-B1. 1897, S. 48. 
Capitale administrative du Togo, La, (Lome). La 

Quinzaine Ooloniale Paris 1897, I. p. 144. 
Conyention, La» du Togo-Dahomey a. o. Bev. 

Fran9. 1897, p. 726. 
•^^ franco-allemande dn 9 Jnillet 1897, La, BulL 

Boc. g^g. com. Paris 1897, p. 680. 

— franco-allemande de dölimitation du Dahomey 
et du Togo, La., La Quinzaine Coloniale 1897 II , 
p. 239. 

Delimitation du Togo, La. La Quinzaine 
Coloniale 1897 II, p. 88. 

Denkschrift betreffend die Entwiekelung des 
Schutzgebietes w&hrend des Yerwaltungsjahres 
1896/97. D. K.-Bl. 1898. Extrabeilage. Druck- 
sachen d. Reichstages 9 Leg.-Perd. Y, Sess. 
1897/93 No. 94, S. 26, 26; Weissbuch Tl. 18, 
S. 24, 25. 

Herold, Rechtsprechung der Ewe-Neger. D.K.-Z. 
1897, Big. zu No. 8. 

Hertslet, Sir Ed. The map of Afriea by 
treaty. See. and rev. ed. London 1896, vol. I, 
p. 820; vol. n. p. 628, 647. 

Hinterland von Togo, Die Eingaben über 
das, an den Herrn Reichskanzler von d. D. K.-G. 
D. K.-Z. 1897, S. 152; L*£splor. oommerc. 
MUaao XII., 1897, p. 146. 

— Zur polit. Lage im, Afrika 1897, S. 144; Hitt. 
Geog. Gesell. Wien 1897, S. 670. 

— Bot. Fran9. 1897, p. 188, 851. 
Landeshauptmannsehaft, Verlegung des 

Sitftes der, von Sebbe nach Lome. D. K.-BL 
1897, S. 184, 168. 
N6gociation8 aveo TAllemagne ponr le terri- 
toire oontest6. Questions diplomat et colon. 
Paris 1897, I. p. 436. 



Polizeirerordnmng des Kahmtlichen Lende»* 
hanptmanns Ten 22. Avgnet 1887, b«lt«fSMd 
Bau und Anlage der Heuser, OnimdsttMie eto. 
fttr Lome und Klein-Popo. D. K.-BL 1887, 
S. 565. 

Rechtspflege. Beiritzer de« Kaiserficlien Ge- 
richts für das Jahr 1897. D. K.-B1. 1827, a96, 
566; Übersieht der geriehtlieken G^iohfilte 
während des Gesoh&ftsjiihree 1896, S. 127. 

Schutzerkl&rnng,Begrenzmiig, FIftehen* 
Inhalt. D. Kol.-Kal. 1897, S. 179. 

Togo, Über, Siehe D. K.-Z. 1887, Alphab. Inh.- 
Verz. 

Togovertrag, Der, D. K.*Z. 1897, A. 815. 

— Der, extensire ftttä wtHsehaltliehe Kolenial- 
politik. K. J. ld»7, 3. 848. 

— , Französisches Urteil über den, D. K.-Z. 1897, 
S. 417. 

Wegebau siehe Brückenbau. 

Wolf, Dr. ÜberfUining der GeMne des in 
Borgu verstorbenen Stabsarztes, von ihrer bis- 
herigen Bnhest&tte nach Lome. D. K.-B1. 1897, 
S. 196. 

— , Beitrüge für das Denkmal des im Togoliinter- 
land verstorbenen,. Ebenda S. S65. 



2. Erforschungen. Fanna. Flora. 
Landeskunde. Eeisen. 

Afrikafonds, Te^wendung des, Denksdirift 
XL. s. w. n. Blge. s. D. K.-Bl. 1898, S. 188, 
154, 155. Weissbuch Tbl. 18, S. 187, 163, 
154. 

BnÜm. Siehe Plehn. 

Denkschrift betr. d. Entwiekelung d. Sehntz- 
geb. 1896/97. Drucksachen des Beiohateges 
No. 94, 9 Leg.-Perd. Y. Sese, 1897/98 n. Big. 
z. D. K.-B1. 1898, S. 2, 28, 82; WeieebuehTl. 
18, S. 1, 27, 81. 

Exploration soientifiqne dn Togo. La Quin- 
zaine Coloniale 1897, I. p. 144. 

Grüneres, Dr. Die astronom. Beobaohi., anf der 
Reise im Togohinterlnnde i. d. Jalir. 1894 n. 95. 
M. a. d. Seh. 1897, S. 148. 

Kersting, Dr. Bericht des, über seine Reise 
von Lome nach Sugn. D. C.-B1. 1897, S. 695; 
Y. G. E. Berlin 1897, S. 547. 

Kete-Kratsohi, Bericht des Aseesser Gleim 
über eine Reise naeh, ' vom 18. Februar Ihs 
7. Mfarz 1897, D. K.-Bl 1897, S. 489. 

— Denkschrift u. s. w. n. Big. s, D. K -Bl. 1898 
S. 29; Weissbnch Tl. 18, S. 28. 

Kpando, Yollendung des Baues der neuen 
wissenschaftl. Station,. D. K.-Bl. 1897, a265. 

HisahÖhe u. Kpando. Denkschrift u. s. w. 
u. Big. z. D. K.-Bl. 1898, S. 28. Weleebnch 
Tl. 18, S. 27. 

Misohlich, A. Reisebericht des Mtediwisrs. 
M. a. d. Seh. 1897, 6. 78. 

Paulitsohke, Ph. Fortsehritte der geograph. 
Forschungen u. Reisen i. J. 1896. Deut. 
Rundsch. f. Geog. u. Stai XIX 1897, 8. 681. 

Plehn, Bericht über eine Reise des Lieute- 
nants, nach BuSm. D. K.-Bl. 1897, S. 167; 
Y. G. E. Berlin 1897, S. 206. 

Reichenow, Prof. Dr. A. Zur Yogelfsuna 
von Toj^o. Dritter Naohtri^ mit einer Über- 
sieht der bis jetzt aus dem Tegog^iet be- 
kannten Arten. Sep.-Abdr. a. Journal f. Orni- 
thologie XLY. Jan. 1897. 

Sammlungen, Naturwiseensohaftliehe, siehe 
Sendungen. 

Sansanne-Mangu. Denkschrift u. s. w. und 
Big. z. D. K.-Bl. 1898, S. 81; Weteebueh 
Tl. 18, S. 80. 

Seidel, H. Die Küste u. das Yorland der Togo- 
kolonie. D. K.-Z. 1897, S. 878, 890. 

— Lome, die Hauptstadt d. Togokolonie. Axt 
all. Weltt. 1897, S. 801. 
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Send« Ulfen, NatmrwisMnackaitliehe, an dae 

Kdai|rU«he MuMna fit Hfttnrlrande %a Berlin 

dvFeh dm G^f*n Zeoh. D. K.-B. 1897, S. 3. 

880, 659. 
Strantx, t. Die deaisehen Sohntsgeb. bei Be- 

glim d. Jahr 1897. österr. Honatseeh. f. d. 

Orient. 1807, S, S6, S7. 
Toifo, Über. Siebe D. K,-Z. 1897, Alpbab. Inb.- 

Ver». 
Yogrelfanfra ron Togo. D. K.-BI. 1897, S. 101. 

Siehe Reiohenew. 
Zech. €hf. Aftronom. Ortsbestimmungen im 

Schntsgeb. y. Togo. Berechnet von Dir. Frits 

Cohn. M. H. d. Seh. 1897, S. 152. 
— Geograph. Ort^beetimaKiiigen des, im Togogeb. 

1896. Berechnet von L. Ambron n. Bbenda 

S. 201. 



3. Handd. Schifffahrt. Statistik. 
Verkehr. Wirtschaftliches. 

Bevölkerung. Übersicht fiber die am 31. De- 
settibcr 1896 fan Schatxgebiet ansfissigen 
Deutschen und Fremden. J). K..BL 1897, 
8. 320. 

Denkschrift betr. Entwickelang u. s. w. 
DmeksAOhen d«s Beichstages Ko. 94 9 Leg.- 
Perd. V. Sess. 1897/98 u. Blge. «. D. K.-Bl. 1898, 
S. 2, 5, 9, 10, 27 ; Weieebvch Tl. 18, S. 1, 4, 
8, », 26 

Erwerb egeeellsehaften im Schutsgebiet. 
D. K.-BI. 1807, S. 884. 

GrasbrAnde u. deren Schädigung der Vegeta- 
tion im Togoland. Trop. I. 1897, S. 243. 

Oamniproduktion im Buemlande. D. E.-BL 
1897, S. 167. 

Handel des deut. Zollgebietes mit den Schutx- 
geb. SUt.- Jahrb. XTUI. 1897, S. 204; D. Kol.- 
Kai. 1897, S. 200. 

— 6«iianater ausw&rt., der Sehatzgebiete. Ebenda 
S. 106: S. 196. 

~ in Togo im Jahre 1896. D. E..B1. 1897, S. 419, 

~ Deutucfalaiidfl mit dem Sehutsgeblet in den 

Jahren 1894 und 1805. D. K.-B1. 1897, S. 51. 

— Übenicfat ttber die im Schatxgebiet gangbaren 
Waaren. D. K.-B1. 1897, S. 684. 

— in Klein-Popo und Porto Seguro im Jahre 
1806/97. D. K.-BI. 1897, 8. 444. 

— • «. Schiff fahrt Hamburgs. Einfuhr 

1897, S. iL 58; vergl. D. K.-BI. 1898, S. 571. 

Ausfahr 1897, S. ni. 60; D. K.-BI. 1898, 

S. 671, 572. 
Hauptniederlassungen, Stat. Jahrb. XVIIL 

1897, a 202« 203; D. Kol.-Kal. 1897, S. 190. 
Kurts, H. Misrionar, Kaffeesch&dlinge im Togo- 

gebi«i M. a. d. Seh. 1897, S. 87. 
Meinecke, G. Die Aussichten fflr den An- 

siAdlar «. B. w. D. Kol.-Kal. 1897, S. 149. 
Orleanfarbstoff im Togogebiet. Trop. I. 

1807, S. 100. 
Post. Bezeichnang der Hauptpostagentur su 

Klein-Popo mit „Postamt". D. K.-BI. 1897, 

a 58. 

— Einrichtung einer regelmfissigen Postrerbln- 
dung swisoben Lome und Kete-Kratschi. D. 
K.*BL 1897, 8. 467. 

Postanstalten. SUt.>Jahrbuch XYUI. 1897, 

a 202, 203 ; D. Kol.-Kal. 1897, S. 190. 
Peetbe Stimmungen u. s. w. D. Eol.-Kal. 

1807, S. 171 flf. 
Post- und Verkehrsnachrichten. Deut. 

Verk.-Ztg. 1897, Inh.-Vera. S. IH. 
SchlffsTerbindung siehe Woermann - Linie 

nutet Kamerun. 
Schiffsyerkehrim Jahre 1896. D. K.-B1. 1897, 

S. 384. 
Schumann, K. Kickxia africana Bentb. in 

DeuL-West-Afrika. m. 1 Dopp.-Tafl. Notizbl. 

d. Kgl. bot Gart Bd. L 1897, S. 217. 



Spesial-Übersicht der Einfahr, Ausfahr a. 

unmittelbaren Darchfbhr ron Waaren i. J. 1806. 

Stat. d. D. R. N. F. Bd. 91, S. 304. 
Statistik der im Kalenderjahre 1806 einge- 

fflhrten besw. yon dort ausgeführten Waaren- 

mengen. D. K.-BI. 1897. S. 600. 
Telegraphen wesen. Eröffnung einer Tele- 

fraphenlinfe zwischen Togo und Dahomey. D. 
.-BL 1897, 8. 111, 

Togo, Über. Siehe D. K.-Z. Ib97. Alphab. 
Inh.-Ver«. 

Togovertrag, Der, extensive u. wirtschaft- 
liche Kolonialpolitik. K. J. 1897, 8. 343. 

Verordnung des Kaiserlichen Landeshaapt- 
manns vom 15. Februar 1897, betreffend die f&r 
das Zumessen und das Zuwägen yon Palmkerne 
und Palmöl im öffentlichen Verkehr xug«- 
lassenen Masse, Gewichte und Waagen. D. K.-BI. 
1897, 8. 225. 

Verordnung des Kaiserlichen Landeshaupt- 
manns vom 24. September 1807, betreffend Auf- 
hebung des Zolles für Mais und Herab- 
settung des Ausfuhrtolles fftr Schafe» 
D. K.-B1. 1897, S. 717. 



4. Qjßologie. Hydrographie. Hygiene. 
Elimatologie. Meteorologie. 

Denkschrift, betr. Entwickelung u. s. w. 

Drucksachen des Beichstages No. 94, 9 Leg- 

Perd. V. Sess. 1897/98 n. Blge. s. D. K.-BI. 1898, 

S. 4 ; Weissbuoh Tl. 18, 8. 3. 
Krankenhaus in unserer Kolonie Togo, Das,. 

Unter d. rot. Kreuz 1896, 8. 7, 18, 
Meteorolog. Beobacht. Besultate der Stat. 

Bismarckburg 1893/04, nebst einigen Bemerk. 

fib. meteorolog. Beob. in Sansanne Mangu im Feh. 

1896. M. a. d. Soh. 1897, S. 89. 
Seeger, Missionar, Besultate der meteorolog. 

Beobacht. des, in Amedjowe. M. a. d. Seh. 1897, 

8. 197. 
Togo. Über. Siehe D. K.-Z. Alphab. lnh.-VeTz. 
Zech, Grf. u. Lt. v. Seefried in Kratyl, 

Resultate der meteorol. Beobacht. des,. M. a. 

d. Soh. 1807, 8. 193. 



5. MissioiL 

Apost. Pr&fektur. (V&ter y. göttl. Wort). 

Ber. d. apost. Pr&f. J. H. Bflcking. Denkschr. 

u. s.w. u. Big. z. D. K.-B1. 1898, 8.17; Weiss- 

bueh Tl. 18, 8. 16; D. KoL-Kal. 1897, S. 132. 
Baseler Mission. Bericht i/,9ö— «%97 y. 

Miss. J. Mftller. Denkschrift u. s. w u. Big. z. 

D. K.-B1. 1898, S. 14; Welssbuch Tl. 18, 8.13. 
Denkschrift, betr. Entwickelung n. s. w. 

Drucksachen des Beichstages No. 94 9 Leg.- 

Perd. V. Sess. 1897/98 u. Blge. z. D. K.-B1. 1898, 

8. 11 ; Weissbuch Tl. 18, 8. 10. 
Gott will es! 9. Jahrg. 1897, Inh.-Verz. IL 
Hoffmann, P. f in Lome. D. K.-B1. 1897, 

8. 544. 
Jahresbericht (82) der Eyangl. Miss.-Gesell. 

z. Basel auf 1 Juli 1897, 8. 62. 
~ d. Norddeut. Miss.-Gesell. f&r 1896—1897. 

Siehe auch Monats.-Bl. d. Nordd. Miss.-Gesell. 

1897, No. 7. 
Kreuz u. Schwert n. s. w. Jahrg. 5 1897. 

Siehe Inh.-Verz. d. Nrn. 
Leipoldt, Past. Fünfzig Jahre der Arbeit a, 

d. Westkftste Afrikas. Die Erangel. Miss. 1897. 

8. 169. 
Martin. Ira Innern yon Deutsch-Togo. 82 Jahres- 

ber. d. Ergl. Miss.-GeseU. zu Basel 1897, 8. 62. 
Missionsschulen in Porto-Seguro und 

Gridji, Von den,. D. K.-B1. 1897, 8. 73. 
Missionsth&tigkeit L d. deut. Schutzgeb. 

Togo. Miss.-Bl&tter 1807, 8. 45. 
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MissioBS-Zeitnngf. SkluTenk&ate. Evgl.Miss.- 

Mag. Basel, 1897, S. 492. 
Monatsblatt d. Norddent. Hiss.-Qese)l. Bienen 

1897. Siehe Inh.-Verz. 
KorddentscheMlssionsgesellsohaft. Be- 

«etsnng der Stationen tob Togo. D. K.-Bl 1897, 

8. 178, 174, 512. 

— Feier des f&nfsigjfthrigen Jnbiläaros ihrer Ar- 
beit an der Sklavenkfiste. Ebenda S 292, 389. 

— Ans dem Jahresbericht der. Ebenda S. 468. 

— R&okkehr des Missionars Müller ans Togo nnd 
Besetzung der einzelnen Stationen. Ebenda S. 612. 

— Tod der Schwester Margarete Die hl in 
Ho. Ebenda S. 604. 

— Anssendung von Missionaren nach Togo und 
Bftckkehr einiger. Ebenda S. 604. 

— Statistisches. Jahresber. d. N. M. G 1897, S. 7. 
in Bremen. (Monatsblatt d. Nordd. Miss.) 

D. KoL-Kal. 1897, S. 119. 
Ber. des Miss. S p i e th. Denkschrift n. s. w. 

n. Big. z. D. E-B1. 1898, S. 12; Weissbach 

Tl. 18, 8. 11. 
Bichter, J. Wieder in Knmase. Die evangel. 

Miss. 1897, S. 265. 
Schale. Grflndiing einer Missionsschule in 

Gridji. D. K.-B1. 1897, S. 388. 
Steyler Mission. Siehe Väter vom göttlichen 

Wort. 
Togo, Über. Siehe D.E.-Z. 1897. Alphab. Inh.-Verz. 
Väter vom göttlichen Wort. Errichtung. 

eines neuen Missionshauses in Lothmathe. 

D. K.-B1. 1897, S. 74. 

— Gründung einer Schule in GridjL Ebenda 
S. 888. 

— Rfickkehr des F. Di er mit Heimatsurlaub 
Ebenda S. 290. 

— Bericht des P. M. D i e r aus Togo. Ebenda. 
S. 290. 

— Einschiffung yon vier Missionsschwestern nach 
Togo. Ebenda S. 290. (Siehe auch Hoffbann.) 

Wesleyanische Mission. Ber. des Superint. 
K. Ulrich. Denkschrift u. s. w. n. Big. z. D. 
K.-Bl. 1898, S. 20; Weissbuch Tl. 18, S. 19. 

6. Anthropologie. Ethnographie. 
Sprachen. 

Aohat-Ferlen aus Mossi. Ztsoh. f. Ethnol. 

Berlin 1897, Verh. S. (96). 
Hoff mann, P. f. Übersetzungen von Missions» 

Schriften in die Evhesprache. D. K.-Bl. 1897, 

S. 544. 
Misohlioh. A. Reiseberichte des Missionars, 

M. a. d. Seh. 1897, S. 73. 
Prietze, Dr. B. Beiträge zur Erforschung von 

Sprache und Volkbgeist in der Togokolonie. 

Zeitschr. f. afr. u. ocean. Spr. Jahrg. 3 1897, 

S. 17. Sep.-Abdr. 

— Zwei Haussa-Texte, Ztsohf. f. afr. u. ocean. 
Spr. UI. 1897, S. 140. 

— Zur Ethik unserer Togoneger. Tftgl. Bundsch. 
1897, No. 77. 

Seidel, H. Instruktion fflr ethnogr. Beobach. n. 
Sammig. in Togo. Im Auftr. der Direkt, d. 
EgL Mus. f. Völkerk. i. Berlin bearbeitet. M. 
a. d. Seh. 1897, S. 1. 

— Krankheit, Tod und Begräbnis bei den Togo- 
negem. Globus 1897, 72 S. 21, 40. 

— Der Yew'e- Dienst im Togolande. Ztschf. f. 
afr. u. ocean. Spr. III. 1897, S. 157 Sep.-Abdr. 

Togo, Über. Siehe D. K.-Z. 1897, Alphab. Inh-Verz. 



7. Karten. 

Deutsch - französischen Abkommen, 
Karte zu dem, fiber die Abg^renzung von Togo. 
D. K.-B1. 1897. Beilage zu No. 21 ; P. M. 1897 
1 ; 750000 S. 271. Bemerk, dazu S. 270; 
V. a. K Berlin 1897, S. 485. 



Misohlich, A. Skizze der Reise des Missio- 
nars. M. a. d. Seh. 1897, S. 87. 

Sansanne Mangu, Plan der Station, auf- 
genommen von Dr. H. Grüner. 1:22600. 
D. K.-B1. 1897, S. 268. 

Togo-Dahomey, Delimitation Franoo AUe- 
mande du, Rev. Fran9. 1897, p. 728. 

Übersichtskarte der Exped. d. deut. Togo- 
Komitees unter Dr. Grüner, Dr. Döring u. Pr. 
Lt. y. Carnap 1894—95 u. d. französi eh. Exped. 
unter Tontöe, Deooeur u. Bandin im Hinter- 
lande von Togo. 1:5000000. D. K.-Z. 1897, 
S. 154. 



Kamernn. 

1. Abgrenzungen. Amtliches. Gesetze. 

Rechtsverhältnisse. Verfügungen. 

Verordnungen. Verträge. 

Bezirkseinteilung, Etat u. Schutz- 
trnppe. Stat. Jahrb. XV III. Jahrg. 1897, S. 
202, 203; D. Kol.-Kal. 1898, S. 186, 192, 190. 

Denkschrift betreffend die Entwieketung des 
Schutzgebietes während des Verwaltnngsjahres 
1896/97. D. K.-B1. 1898, Extrabeilage. Druck- 
sachen des Reiehstages 9. Leg.-Perd. V. ßess. 
1897/98 No. 94, S. 44, 48; Weissbnoh Tl. 18 
S. 43. 47. 

Hertslet, Sir Ed. The map of Afries by 
treaty. See. and rev. ed. London 1896. Vol. 
I p. 320; Tol. II, p. 596, 612, 647, 654, 658; 
▼Ol. III, p. 999. 

Kamerun, Über. Siehe D. K.-Z. 1887, Alphab. 
Inh.*Verz. 

Rechtspflege. Ernennung von Beisitzern fflr 
die Kaiserlichen Gerichte fftr das Schutzgebiet 
für das Jahr 1897. D. K.-Bl. 1897, S. 311. 

— Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs 
vom 3. Juni 1897, betreffend Gebflhrensätze fflr 
das summarische Gerichtsverfahren Ebenda 
S. 538, 

Schutzerklärung, Begrenzung, Flächen- 
inhalt. D. Kol-Kal. 1897. S. 180. 

Verordnung des Kaiserlichen Gouverneurs 
▼om 30. September 1897, betreffend die Ein- 
fuhr und den Verkauf von KriegsmateriaL . D. 
K.-B1. 1897, S. 687. 

Wegebaus, Fortschritte des, Viktoria— Bnea— 
Bona. D. K.-Bl. 1897, S. 138. 



2. Erforschungen. Fauna. Flora. 
Landeskunde. Reisen. 

Afrikafonds, Verwendung des, Denksehrift 
u. s. w. u. BIge. z. D. K.-B1. 1898, S. 140, 154, 
155. Weissbuch Tl. 18, S. 139, 153, 154. 

Allemands au Camerun, Les, Mour. G6og. 
Bruxelles 1897, p. 590, 607. 

Besser, Pr.-Lt. ▼. Astronom. Ortsbestimmungen. 
Bereoht. y. M. Sohnauder.M.a. d. Seh. 1897, 
S. 167. 

Buea, Bericht des Kaiserlichen GouTernenrs 
über die Station, in Bezug auf Lage, Ausbau, 
Klima etc. D. K.-B1. 1897, 8. 133; Y. G. E. 
Berlin 1897, S. 203. 

Carnap-Querheimb. y., Bericht des Premier- 
lieutenant, über einen Besuch bei dem M w e 1 1 e- 
stamm. D. K-Bl. 1897, S. 571. 

Denkschrift, betr. Entwickelung u. a. w. 
Drucksachen des Reichstages No. 94, 9. Leg.- 
Perd. V. Sess. 1897/98 u. Blge. z. D. K.-BI. 
1898, S. 34, 48; Woissbnch Tl. 18, S 83, 47. 

Deutsches Pflanzerleben im Urwalde yon 
Kamerun. Brief eines deut Mar.>Off. Globus 
1897, 71, 8. 155. 
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Dominik, Bericht des Lieateiuuit, über das 
Wotegebiet. D. K-B1. 1897, 8. 4U. 

Esser, Dr. M. An der Westküste Afrikas. 
Wissensohsftl. u. Jagdstreifsüge. Alb. Aha. 
BerUn 1898 

— Unsere westafrikanisohen Kolonieen und ihr 
portagiesisoher Nachbar. D. K.-Z. 1897, Big. 
SU No. 6 n. 13. 

Expedition. Bericht &l>er eine Slrafexpeditinn 
nach dem Flnsegebiet des Rio del Sey. D. K.- 
Bl. 1897, 8. 418. 

Harms, H. Die Haemanthns- Arten yon Kamernn. 
m. Tfln. Notizbl. d. Egl. bot. Gart. Bd. I. 8. 289. 

Hinterland du Kamerun, (t. Wendorff). Mdut. 
06og. Brazelles 1897, p. 24. 

Kamernn, Über,. Siehe D. K.-Z. 1897, Alphab. 
Inh.-yers. 

Ossa- (Lnngasi-) See. Siehe Stein. 

Prenss, Dr. Bericht Aber die yon dem bo- 
tanischen Garten in Berlin dem botanischen 
Garten in Victoria fibersandten Pflanien. D. 
K.-B1. 1897, 8. 411. 

— Über die Standortsyerh&ltnisse der Kickxia 
africana in Kamernn. Notisbl. d. Kgl. bot. 
Gart. Bd. I 1897, S. 264. 

Pattkaner, t., Bericht Aber die Reise des 

Gonyernenrs, nach Yannd^. D. K-BI. 1897, 

8. 379. 
Sadebeok, Prf. Dr. B. Filices Gamemnianae 

Dinklageanae. 3. Beiheft s. Jahrb. d. Hambg. 

Wissenseh. Anstalt. XIV. Lncas Gr&fe A Slllem. 

Hamburg 1897. 
Samminngen, NatnrwissensohalFtliche, siehe 

Sendungen. 
Schols-Bogozinski. f D. K.-Bl. 1897, S. 10. 
Seit«, Dr., Bericht des, ftber seinen Zng nach 

Mundame zur Bestrafung des Fetischh&npt- 

lings Hakia von Mokonje. D. K.-BI 1897. 

S. 694. 
Sendungen, Naturwissenschaftliche, des Dr. 

Preuss an das Königliche botanische Museum 

D. K.-B1. 1897, S. 47, 289. 
Sjftstedt, Dr. Yngye, Die Säugetiere des 

nordwesiliohon Kamerungebietes. M. a. d. Seh. 

1897, 8. 2». 
Stein, Pr.-Li Frh. y. Über den Ossa» (Lun- 

gasl-) See. M. a. d. Seh. 1897, S. 155. 
Stranti t. Die deutschen Schut^eb. b. Be- 
ginn d. Jahr. 1897, österr. Honatsschr. f. d. 

Orient 1897, S. 26, 28. 
Wohltmann, Prf. Dr. Bilder aus Kamerun 

D. E-Z. 1897, S. 34. 
Wategebiet Siehe Dominik. 
Yannde, Siehe y. Pnttkamer. 
Zintgraff, Dr. E. f D. K.-Z. 1897, S. 515; 

Ztschf. f. Ethaol. Berlin 1897, Yerh. S. (580); 

Deut. Har.-Ztg. 1897. 8. 600. 



3. Handel Schifffahrt. Statistik. 
Verkehr. Wirtschaftliches. 

Betonnung, VeryoUsl&ndigung der, des Ea- 
merunfiusses. D. K.-B1 1897, S. 474. 

Beyftlkerung Kameruns, Die gegenwärtige, 
Stern yon Afrika 1897, S. 49. 

„Bibundi", Westafrikanische Pflan- 
sungsgesellschaft. Trop. 11897, S. 60, 108. 

Botanische Garten in Victoria, Der, Stern 
T. Afrika 1897, S. 57, 65. 

Cacao, Unser erster, von Kamerun. Stern y. 
Afrika 1897, 8. 42. 

Denksehrift, brtr. Entwickelung u. s. w 
Drucksachen des Reichstages No. 94, 9. Leg.- 
Perd. V. Sess. 1897/98 u. BIge. z. D. E.-Bl. 
1898, 8. 34, 86, 40, 43, 46. Weissbuch Tl. 18, 
8. 33, 85, 39, 42, 45. 

Deutsch- Westafrikanische Handelsge- 
sellschaft, Konstituierung der,. D. K.-BI. 
1897, S. 101. 



Engler, A. Empfehlung der Anlage yon Cin- 
chnna-Plantaflren im Kam.-Gebirgi. Notisbl. 
d. Kgl. bot. Gart. Bd. I 1896, S 186. 

— Winke ffir Versuchskulturen yon Nutz- 
pflanzen in Kamerun, nach d. Mitteil. d. Hr. 
A. HoIIer, Insp. d. bot. Garl i. Coimbra. 
Notizbl. d Kgl. bot. Gart. Bd. I 1897, S. 622. 

Gewfirznelken u. Kamernn- Kardamom. 

Trop I 1897, S. 195. 
Handel Deutschlands mit dem Schutzfebiet in 

den Jahren 1894 und 1895. D. K.-B1. 1897, 

S. 51. 

— während des Jahres 1896. D. K.-B1. 1897, 
S. 418. 

— des deat. Zollgebietes mit dem Schatzgeb. 
Stat. Jahrb. XVIII 1897, S. 204; D. Kol.-Kal. 

1897, 8. 200. 

— , Gesamter Auswärt, d. Schutzgebiete. Ebenda 
S. 206; S. 196. 

— u. Schifffahrt Hamburgs. Einfuhr 1897, 
S. II, 58; Ausfuhr 1897, S. III, 60; D. K.-Bl. 

1898, S.571, 572. 

Handels- und Erwerbsgesellsohaften, 
Verzeichnis der im Schutzgebiet Kamerun 
thätigen, am Anfang 1897, D. K.-B1. 1897, S. 540. 

Hauptniederlassungen, Post an stalten. 
Stat. Jahrb. XVIU 1897, 8. 202. 203; D. Kol.- 
Kal. 1897, S. 190. 

Kakaoernte 1897. D. K.-B1. 1897, 8. 550. 

Kakao, Kamerun-, Trop. I 1897, 285. 

Kamerun, Über, Siehe D. K.-Z. 1897. Alphab. 
Inh.-Verz. 

Kamerun-Hinterlandgesellschaft, Ent- 
sendung einer Expedition der, nach Kamerun. 
D. K.-B1. 1897, S. 472. 

D. Kol.-KaL 1897, 8. 49. 

Kamerun-Kakaogesellschaft. Ernte 
1897/98. Trop. I 1897, S. 222. 

Kamerun-Land- und Plantagengesell- 
schaft. D. K.-B1. 1897, 8. 670; D. Kol.-KaI. 

1897, S. 50. Trop. I 1897, ö. 282; Ind. Merc. 
p. 658. 

Kautschuk, Siehe Preuss. 

Kickxia africana in Kamerun. Trop I 1897, 
8. 37. Siehe Preuss. Schumann. 

Kolanflsse in Yaunde. D. K.-BL 1897, S. 560. 

— im Hinterland yon Kamerun. Trop. I 1897, 
S. 256. 

Kulturergebnisse im bot. Garten zu Victoria. 
Trop. I 1897, S. 194. 

Heineoke, G. Die Aussichten ffir den An- 
siedler u. s. w. D. Kol.-KaL 1897, S. 1dl. 

Pflanzensendungen der bot. Gentralstelle 
nach Kamerun. Notizbl. d. Kgl. bot. Gart. 
Bd. I 1896, 8. 189. 

Plantagenarbeit, Meldungen der Eingeborenen 
aus Yannde znr, an der Kfiste. D. K.-Bl. 
1897, S. 467. 

Post. Erhebung der Hauptpostagentur zu Ka- 
merun zum Postamt. D. K.-Bl. 1897, 8. 53. 

— Aufhebung der Postanstalt in Bibundi und 
Errichtung einer solchen in Bio del Roy. D. 
K.-BI. 1897, S. 180. Siehe Hauptniederlass. 

— Wiederherstellung des beschädigten Kabels 
Benny -Kamerun. D. K.-Bl 1897, S. 474. 

Postbestimmungen u. s. w. D. 'Kol.-Kal. 

1897, 8. 171 flf. 
Post- u. Verkehrsnachrichten. Deut. 

Verk.-Ztg. 1897. Inh.-Verz. 8. lU. 
Preuss, Dr. Bericht Aber die Aussichten yon 

Plantagennntemehmungen an den Abhängen 

des Kamerungebirges. D. K.-B1. 1897, S. 45. 

— — , Aber den Parakantschukbaum Hevea brasi- 
liensis im botanischen Garten zu Victoria. D. 
K.-B1. 1897, S. 287. 

, ftber die yon dem botanischen Garten in 

Berlin dem botanischen Garten in Victoria 
flbersandten Pflanzen. D. K.-Bl. 1897, S. 411. 

— Zimmtpflanze in dem Versuchsgarten in Vic- 
toria. Trop. I 1897, S. 307. 
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B a c k w , A. Zar Branntweinf rage in den Kolo- 

nieen. K. J. 1887, 8. 111. 
Schiff« yerbindnngen lielie Woermann-Llnie. 
Schumann, K. Kiehxis afrioana Benth. in 

Deat. Weet-Afriha. m. 1 Bepp.-Tfl. NoÜsbl. 

d. Kgl. bot. Gart. Bd. I 1S97, S. 217. 
Spargelban, Über, in Kamenin. D. K.-Bl. 

1897, S. 4M. 
SpeoiaJ-Übersioht der Binftihr, Anefbhr n. 

nnmittelbaren Dnrohfahr von Waaren i. J. 1806. 

Stat. d. D. R. N. F. Bd. 91, S. 304. 
Statistik der im Jahre 1896 in das Kamenin. 

frobiet ein- bezw. von dort ansgeffthrt. Waaren 

D. K.-Bl. 1897, S. 690. 
Tabaksbau-Oesellsohaft Kamerun. D. Kol.- 

Kai. 1897, S. 42. 
„Victoria,'' Westafirikanisohe Pflansnng^esell- 

sehaft, Grflndnng der, tn Berlin. D. K.-Bl. 

1897, S. 76. 

— - Trop. 1 1897, 8. 8. 

Wo ermann -Linie, Schiifbbewegangen der, 
D. K.-Bl. 1897, S. 15, 56, 81, 108, 146, 182. 
212, 247, 278, 802, 848, 891, 427, 452, 475, 500, 
628, 664, 689, 621, 642, 674, 704, 784. 

- Fahrplan f. d. I. Yiertelj. 1897 Ebenda 8. 16. 

"" » » « ,210. 



II. 

m. 

IV. 



425. 



" " ITT* " " » » 

n » *V. n n n «619. 

Wohltmann, Prf. Dr. F. Kakaoban am Kam. 
Geh, m. Abbild. Trop. I 1807, S. 6, 38. 

— Die Bedeutung der chemischen Bodeaanalyse 
fttr die Anl^e von Pflanenngen n. die Kameruner 
Böden, m. Tabelle. Trop. 1 1897, 8. 51 m. Abbild. 

— Kamerun u. seine wirtschaftliche Bedeutung. 
Aus all. Weltt. 1897, S. 167. 

Zöllen, Einnahme an, Denkschrift u. s. w. n. 
Big. z. D. K.-BI. 1898, 8. 43; Wdsebuch Tl. 
18, S. 42. 

4. Geologte. Hydrographie. Hygiene. 
Elimatologie. Meteorologie. 

Franenverein, Yaterl&ndischer, ffir 

Krankenpflege in den Kolonieen. Be- 
rieht der Schwestern Johanna und Leonore. 

D. K.-Bl. 1897, S. 51 ; Bericht der Frau Dr. 

Flehn ans Kamerun S. 422. 
_ -i- Abordnung einiger Schwestern nach Kam. 

Ebenda 8. 512, 699. 
Kamerun, Über, Sieh« D. K.-Z. 1897, Alphab. 

Inh.->Vers. 
Kamerun-Loanda-Mossamedes undSwa- 

kopmund. Aus dem Beiseber. S. H. S. 

„Habicht«' M&rs-April 1897. A. d. H. 1897, 

S. 869. 
Linnell, Meteorolog. Beobach. in Debundja. 

M. a. d. Seh. 1897, S. 164. 
Meteorolog. u. hydrographische Notizen f&r 

die Beise von Kamerun über St. Paul de 

Loanda nach Kapstadt Aus dem Reiseber. 

S. M. 8. „Hyäne« Des. 1896^ Jan. 1897. A. d. 

H. 1897, S. 177. 
Prenss, Dr. Begenmessunigen in Victoria 1897. 

M. a. d. Seh. 1897, 8. 205. 
San Thdm6-Kamerun. Aus dem Beiseber. 

S. U. S. „Sperber". A. d. H. 1897, 8. 101. 

5. Mission. 

Apostolische Prftfektur von Kamerun 
(Pallotiner. Stern t. Afrika, Limburg a. L.) 
D. Kol.-Kal. 1897, 8. 185. 

Basler Mission. Steigerung der Zahl der 
Missionsstationenin Kamerun. D. K.>B1. 1897, 
S. 5. Nachrichten Ton der Mise, in Kamerun 
ebenda 8. 198. 

— Entsendung der Missionare Kobel und 
Schulle und Rftckkehr des Missionars 
Hartenstein. D. K.-Bl. 1897, S. 290. 



— Über Missionserfolge bei den Aboleuten. D. 
K.-B1. 1897, 8. 421. 

— , Aus dem 82. Jahresbericht der, D. K.-B1. 
1897, S. 490. 

— Bericht t. H. Bohner. Denkschrift u. s. w. 
u. Blge. s. D. K.B1. 1808, 8. 48; Weissbnch 
Tl. 18, S. 47. 

— im Kam.-Geb. (Evangel. Miss.-Mag.) D. Kol- 
Kal. 1897, 8. llö. 

Baptistenmission. Enteendung des Missio- 
nars Enns und Frau nach Kamerun. D. K.- 
Bl. 1897, 8. 6; Anssendung des Missionars 
L. H. Sohwars nach Kamerun. Ebenda 0.490. 

— in Kam. Bericht v. 8 ft Ter n. Denkschrift u. 
s. w. u. Blge. B. D. K.-BI 1898, S. 50; Weiss- 
buch Tl. 18, 8. 49. 

Buambe. Halbj&hr. Bericht (10) u. s. w. 8. 2. 

Denkschrift betr. Entwickelung u. s. w. 
Drucksachen des Reichstages No. 94 9. Leg.- 
Ferd. V. Sess. 1897/98 u. Blge. z. D. K.-Bl. 

. 1898, 8. 89. 40, 48 ; Weissbuoh Tl. 18, S. 38, 89, 47. 

Duala-Kateohisrous, Fertigstellung des, 
D. K -Bl. 1897 8. 492. 

Dualasprache, Veröffentlichungen der Baseler 
Mission in,. D. K.-B1. 1897 S. 612, 544, 699. 

— , Herausgabe einer bibL Geschichte in der, 
(Pallotiner). D.. K.-Bl. 1897 8. 607. 

Bdea. Halbj&hr. Bericht (10) u. s. w. 8. S. 

Engelberg. Halbj&hr. Berichte (8—10) v. s. w. 
8. 8, 3, 4. 

Evangelische Mission in Kamerun. (Blät- 
ter f&r die Freunde ergl. Miss. Stuttgart). D. 
Kol.-Kal. 1897, S. 111. 

BTangelisohes Missions-Magas. Heraus- 
gegeben T. P. Steiner, Basel 1897. 

ETangelium, Das, nach MatthAas u. nach 
Johannes in d. Duala*Spraohe. Neu fibersetst 
nach dem Griech. Württemberg. Bibeianstalt, 
Stuttgart 1806. 

Gottwilles! 0. Jahrg. 1897. Inh.-Vers. II. 

Gr&ndler, Fast. Missionserfolge bei den Abo- 
leuten in Kam. Der Miss.-Freund, Berlin 1807, 
8. 41. 

Halbj&hrige Berichte (8., 9. u. 10.), Der 
Pallotin. Cpngregation Aber die Mission in 
Kamerun u. ihrer Miss.-H&user su Limburg 
a. d. Lahn u. Ehrenbreitenstein. Limburg 1897, 

Jahresbericht (82) der Erangel. Mi8e.-Ge8ell. 
s. Basel auf 1. Juli 1897, S. 65, 68, 72, 88. 
92, 94. 

Kamerun, Über, Siehe D. K.-Z. 1897, Alpbab. 
Inh.-Verz. 

Katholischen Mission, Berieht der, ▼. P. H. 
Vi et er. Denkschrift u. 8.w. u. Blge. z. D. 
K.-BI. 1808, 8. 58; Weissbuch Tl. 18, 8. 62. 

Katholische Missionspraxis in Kamerun. 
Afrika 1807, 8. 289. 

König, Brief des P. ans Kamerun. Eeho a. 
Afrika 1897, S. 94. 

Kreuz u. Schwert u. s. w. Jahrg. 5 1897. 
Siehe Inh.-Verz. d. Nrn. 

K r i b i. Halbj&hr. Berichte (8—10) u. s. w. S. 3, 8, 1. 

Mapanja. Halbj&br. Bericht (10) u. s. w. S. 4. 

Marienberg. Halbj&hr. Beridite (8— 10) n. 8. w. 
S. 2, 1, 2. 

Missionen u. Stationen u. Miss.-Arbeiter in 
Ejimerun, Liste der, 82. Jahresb. d. erg. Miss. 
Gesell, zu Basel 1897, 8. 88, 92, 94. 

Mission, Überblick über die, in Kamerun. Die 
Kath. Miss. 1897, 8. 67, 140, 225. 

Missionsth&tigkeit i. d. Deutsch. Schutz- 
gebieten. Kamerun. Miss.-Bl&iter 1897, S. 46. 

Pallotiner. Bericht des Pater Johann Sch&f er 
über die Missionsstation Engelberg. D. K.- 
Bl. 1897, 8. 6; Bericht Aber die Th&tigkeit 
in Kamerun. Ebenda 8. 104, 138, 198. 388, 
446; Schulen der P. in Kamerun. Ebenda 
8. 288; Bericht des apostolischen Prftfekt P. 
V i e t e r fiber seine Reise nach Kamerun. Ebenda 
S. 468. 
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S«h]egeliiilek, Fr. Put. Die Baseler Misa. 
in Eftmertin. Die evangeL Miss. 1897, S. 193. 

— Wie es ia der Kameraaer Miss. Torwfirte 
gebt. Ebenda 8. 217. 

Sobnler, E Miss. Übersetsnng der yier Eran- 
gelien n. der Apostelgvaeb. in Dnala. Yerlg. d. 
priT. Wfirttenberg. Bibelanstalt, Stuttgart 

Stern ven Afrika, Der, 1897. Inh.-yers. 11. 

Vieter, Rftoklrehr des apostelisoben Pr&febten 
P., nach Kamerun. D. E.-B). 1897, 8. 292. 

— Beriebt Aber seine Beise naeb Kamerun. D. 
K.-B1. 1897, S. 468. 

Wer passt naeh Kamerun? Stern t. Afrika 
1897, S. 28, 37. 

6. Anthropologie. Ethnographie. 
Sprachen. 

An thropologisebes, namentlich aaoh Zwerge 

in Kamerun. Zeitsohr. f. Ethnol. Berlin 1897. 

Verh, S. (602). 
Bakwiri, Scb&del der, Zeitschr. f. Ethnolog. 

Berlin 1897. Yerh. S. (154 if), (204 ff.) 
Duala-Katechismus, Fertigstellung des. D. 

K.-B1. 1897, S. 492. 
Dualaspracbe* YerSffentlichungen der Baseler 

Miesion ia. D. K.-B1. 1897, S. 512, 544, 699. 
'— Herausgabe einer blbl. Gesohiohte in der, 

(Pallotiner). D. K..B1. 1897, S. 607. 
Evangelium, Das, nach Hatthäns und nach 

Johannes in d. Dualaspraohe. Neu übers, n. d. 

Griecb. Württemberg. Bibelanstalt, Stuttgart 

1896. 
Frobenius, L. Der Kameruner Schiffsschnabel 

u. seine Motive. NoTa acta d. Eaisl. Leop.-Carol. 

Deut. Akad. d. Naturforscher LXX 1, Halle 1897. 
Jaunde-Schädel. Zeitsohr. f. Ethnol. Berlin 

1897. Vexh. (604). 
Kam er an. Über. Siehe D. K.-Z. 1897. Alphab. 

In]i.-Yerz. 
Karsten, Paula, Kamerun in Berlin u. deutsche 

Briefe von Kamerun. Globus 1897, 72, S. 97. 
Menschenfresser in Kamerun. Afrika 1897, 

8. 126. 
Ndogunbuea. Siehe Anthropologisches. 
Ngnmba-Sch&del. Zeitschr. f. Ethnolog. BerUn 

1897, Yerh. S. (405). 
S o h u 1 e r , R Mies. Übersetzung der vier Evan- 
gelien u. d. Apostelgeschichte in Dual a. Yerlg. 

d. priv. Württemberg. Bibelanstalt, Stuttgart. 

— Aus der Yolksli^ratur der Yabakalaki- 
Bakoko i. Kamerun. Zeitschr. f. a£r. u. ocean. 
Spr. lU 1897. S. 275. 

Sprachen in Kamerun. Ztsehf. f. Ethnol. 
Berlin 1897. Yerh. S. (603). 

7. Karten. 

Kamerun, Der Hafen von, und seine nörd- 
liche Fortsetzung. Nach den Auftadlmen des 
Termessungs-Detachemenfs 1893—96 u. frü- 
heren Yermessnngen. 1 : 15000. (Seek. d. 
deutschen Adm. No. 119.) In Kom. b. D. Reimer 
Berlin 1896. 

Stein, Fr. -Lt. Frh. ▼. Der Ossu-(Lungasi-) 
See. 1 : 100000. M. a. d. 8ch. 1897. Karte 3. 
Bemerk, dazu S. 155. 



Südwest- Afrika. 

1. Abgrenzungen. Amtliches. Gesetze. 

Rechtsverhältnisse. Verfügungen. 

Verordnungen. Verträge. 

Allerhöchste Yerordnung. Siehe Sohutz- 
truppe. 



Bezirkseinteilnng, Etat und Schntz- 

t r u p p e. Stat Jahrb. ZYIU. 1897, S. 202, 203 ; 

D. Kol.-Kal. 1897, S. 186, 192, 190. 
Brück, Prf. Dr. Über Deportation nach S&d- 

westafrika. K. J. 1897, S. 67. 
Bülow, y. Die Landesverteidiguag in Sftd- 

w«stafrika. D. K.-Z. 1897, Big. zu No. 4. 
Denkmals^nthüllung für die in den Wit- 

booi-Feldzügen Gefallenen. D. K.-B1. 1897, 

S. 445. 
Denkschrift, betr. die Entwiokelung d. deut. 

Schutzgebiete i. J. 1896/97. Big. z. D. K0I.-BI. 

1898, Drucksachen d. Keichstages 9 Leg.-Perd. 

Y. Sess. 1897/98, No. 94, S. 113, ISO, 131; 

Weissbuch Tl. 18, S. 112, 129, 130. 
Eittgeborenenpolitik, Zur Frage unserer, 

in Sftdwestafrika. D. K.-Z. 1897, S. 403, 414, 424. 
Gesetz über die Erfüllung d. Dienstpflicht in 

S.-W.-A. D. K.-Z. 1897, S. 161. Ygl. D. K.-Bl. 

1897, S. 228 ; B.-G.-Bl. 1897, 8. 167. 
Gesseri Ist Deutsch-SQdwestafrika zur. Yer- 

breeher-Kolonie geeignet? D. K.-Z. 1897, Big. 

zu No. 15. 
Hertslet, Sir. Ed. Ihe map of Afrioa by 

treaty. See. and rev. ed. London 1896, toL I. 

p. 317, 323; Tol. II. p. 608, 646. 
Organisationsfragen für Südwestafrika. D. 

K.-Z. 1897, S. 296.. 
BeohtspClege. Übersicht der gerichtlichen 

Gesehftfte bei den Kaiserlichen Gerichten des 

Schutzgebietes w&hrend des Gesch&ftsjahres 

1896, D. K.-B1. 1897, S. 406; Ernennung yon 
Beisitzern der Kaiserlichen Gerichte für das 
Jahr 1897. Ebenda S. 312, 406. 

Schützer kl ftrung, Begrenzung, Flächen- 
inhalt. D. Kol.-Kal. 1897, S. 181. 

Sehutztruppe. Allerhöchste Yerord- 
nung, betr. Anrechnung eines Kriegsjahres 
für die an den Feldzfigen gegen die Kbauas- 
hottentoiten bezw, gegen die Hereros in Deutsch- 
Südwestafrika und dem Überfall an den Ganga- 
bergen in TJsandani (Ostafrika) Beteiligten. 
D. K.-B1. 1897, S. 121. 

— Allerhöehste Yerordnung vom 30. März 

1897, betr. die Erfüllung der Dienstpflicht 
bei der Schutztruppe für Südwestafrika. D. 
K.-Bl. 1897, 8. 223; E.G.-B1. 1897, S. 167 ; D. K.-Z. 
1897, S. 161. 

— Bericht des Premierlieutenants y. B u r g s - 
dorff über die beabsichtigte Ausbildung der 
Bastards. D. K.-Bl. 1897, S. 267. 

— Siehe Denkschrift. S. 131. Weissbuch Tl. 18, 
S. 130. 

Souldyement indig^ne. BulK d. com. d. 
VAfr. Fraa9. 1897, p. 326. 

Südwest-Afrika. Siehe D. K.-Z. 1897, Alphab. 
Inh.-Yerz. 

Yerordnung des Kaiserlichen Landeshaupt- 
manns yom 15. Oktober 1896, betr. die Aus- 
übung derjagd. D. K.-B1. 1897, S. 1, 3. 

— betr. Binderpest. D. K.-Bl. 1897, S. 37. 
-> betr. die Erfüllung der Dienstpflieht bei 

der Kaiserl. Schutetruppe in Südwestafrika. 
Yom SO. März 1897. R.-G.-Bl. 1897, S. 167 ; 
D. K,-BL 1897, S. 223 ; D. K.-Z. 1897, S. 161. 

— des Kaiserliohen Landeshauptmanns yom 
29. März 1897, betr. die Einführung yon Feuer- 
waffen und Mnnition. D. K.*Bl. 1897, S. 566; 
D. H. A. 1897 I., S. 799. 

— des Kaiserlichen Landeshauptmanns, betr. eine 
Stempelabgabe für Lösung yon Erlaubnis- 
scheinen zum Ankauf und zur Einfuhr 
geistiger Getränke. D. K.-B1. 1897, S.651. 

W e h r p f li c h t. Abschluss eines Wehryertrages 
mit den Bastards. D. K.-BI. 1897, S. 168. 

W i n d h u k , Kaisers Geburtstag in,. D. K.-Z. 1897, 
S. 183. 

ZusammenstÖsse mit den Hottentotten. D. 
K.-B1. 1897, S. 571, 602; Beendigung des Auf- 
standes. D. K.-B1. 1897, S. 722. 
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2. Erforschuugeu. Fauna. Flora. 
Landeskunde. Reisen. 

Afrilcafonds, Yerwendnngr des,. Denkschrift 

u. 8. w. n. BIge. z. D. K.-BI. 1898, S. 141, 154, 

155. Weissbneh TU 18, 8. 140, 153, 154 
Bernsmann, F. Zu den g^egenw&rtigen Yer- 

h&ltnissen In Hereroland. Afrika 1897, S. 321. 
Briefe eines Offlz. d. lüdwestafr. Schatztrappe, 

Ans dem., unter d. rot. Ereaz 1896. S. 89, 48. 
Carow, B. Aas den E&mpfen yon Gobabis, 

Sieg.- XL. Starmfeld. Aas all. Weltt. 1897, 

S. 706. 
Denkschrift, betr. Entwiokelnng a. s. w. 

Draeksaoben des Beiehstages Ko. 94 9 Leg.- 

Perd. y Sess. 1897/98 a. Blge. z. D. K.-Bl. 1898, 

S. 118; Weissbneh Tl. 18, S. 112. 
Doye, Dr. K. Wissenschiiftliche Aufgaben in 

SüdwestaArika. Hitt. Qeog. Oesell. Hamburg 

Xm. 1897, 8. 58; Aus all. Weltt. 1897, 8. 99. 
£sser, Dr. Uax. Meine Beise nach dem Knnene 

im nördl. Grenzgeb. y. Deut.-Sfldwest- Afrika. 

V. G. £. Berlin 1897, 8. 103 m. K Tfl. 2. 

— Unsere westafrikanisohen Kolonieen und ihr 
portugiesischer Nachbar. D. K.-Z. 1897, Big. zu 
No. 6 u. 18. 

Gessert, Ferd. Beise längs der Flassth&Ier 
des sfldwestliohen Gross-Namalandes. Globus 
1897, 72 8. 190. 

— Die Flussl&ufe des Namalandes. D. K.-Z. 1897. 
Big. zu No. 22. 

Grot fontein, Jahresbericht der Station. D. 

K.-Bl. 1897, S. 548. 
Jagdfreuden u. -Leiden, Südafrikanisehe. 

D. K.-Z. 1897, 8. 349. 
Hartmann, Dr. Das Kaoko-Gebiet in Deutsch- 

Sfldwest-Afrika auf Grund eigener Beisen 

und Beobachtungen. Y. G. E. Berlin 1897, 

8. 113. m. K. Tfl. 8. 

— Bemerkungen zur yorlänfigen Karte des Kon- 
zessionsgebietes der Soulh West Africa Co. 
Lim. Mitt. d. Geog. Gesell. Hamburg Xlll. 
1897, 8. 141. 

Haufe, E. Eine Episode aus dem Feldzuge 
gegen Hendrik Witbooi. Deutscher Soldaten- 
hort IX Jahrg. 1897, No. 9. 

Heydebrich, ▼. Episode ans dem Kriege 
gegen Hendrik Wittbooi. Unter d. rot. Kreuz 

1896, 8. 81. 

Lage in Sftdwestafrika, Windhuk, Die. 

D. K.-Z. 1897, 8. 222. 
Neubarroen (Grossburmen od. Otjikango), Die 

Station. D. K..Z. 1897, 8. 368. 
Fanlitsohke, Ph. Fortschritte der geograph. 

Forschungen und Beisen i. J. 1896. Deut. 

Bnndsch. f. Geog. u. Stat. XIX. 1897, 8. 532. 
Perbandt, Bericht des Hauptmanns y., über 

eine Beise nach Mossamedes. D. K.-Bl. 1897, 

8. 697. 
Behbock, Th. Beisebilder aus Deutsch-Süd- 
West-Afrika, n. K. Y. A. B.-Ch. 1897/98, 8. 1. 

— Deutsch-Sfidwestafrika, D. K.-Z. 1897, 8. 512. 
m. K, 

Schmidt. Ein Jahr in Südwest- Afrika. Aus 
dem Tagebach d. Lt. Unter dem rot. Kreuz 

1897. 8. 97, 107. 

Sendungen zoologischer Gegenstände durch 
Begierungstierarzt Borchmann an das König- 
liche Museum für Naturkunde. D. K.-Bl. 
1897, 8. 4. 

South West Africa in Langhans' Colonial- 
Atlas. Geog. Jourl. 1897, I. p. 62. 

Strantz, y. Die deutschen Schntzgeb. b. Be- 
ginn d. Jahr. 1897. österr. Monatsschr. f. d. 
Orient 1897, 8. 26, 28. 

Südwest-Afrika. Siebe D. K.-Z. 1897, 
Alphab. Inh.-Yerz. 

Südwestafrikanisches. D. K.-Z. 1897, 
8 266 

Sw'akop, Yom. D. K.-Z. 1897, 8. 123 



Swakopmnnd, Bemerk, zur Karte Ton. Auf 
Grund yon Yermesiungen dar«h das Kommando 
8. M. 8. „Hy&ne" i. Sommer 1896. A. d. H. 
1897, 8 49. 

Wind buk. Brfl. Mitteilungen aus. D. K.-Z. 
1897, Inh.-Yerz. 8. 3. 

Zoologisehe Gegenständ«. Siehe Sendungen. 



3. Handel. Schifffahrt- Statistik. 
Verkehr. Wirtschaftliches. 

A. 8, Not bricht Ksen. D. K.-Z. 1897, 8. 389. 

AngustaYictoria-Hafen. D. K.-Z. 1897, 
8. 2 m. K. 

Ausenkjer-Syndikat, Das. D. Kol.-Kal. 
1897, S. 59. 

Ausfuhrverbot, Erlaes eines, des Kaiser- 
lichen Landeshauptmanns vom 8. Mai 1897 von 
Fellen, Häuten, Klauen, Hörnern, Haaren und 
Federn. D. K.-Bl. 1897, 8. 436. 

Besiedelangsfrage, Zur, in Deutsch- 
Sfidwestafrika. D. K.-Z. 1897, Big. zu No. 43. 

Bevölkerung. Übersieht der im Bezirk Keet- 
manshoop ansässigen Deutschen und Fremden. 
Nach dem Stande vom 1. Januar 1897. D. K.-Bl. 
1897, 8. 668. 

Bodenfrage in Sfldwestafrika, Die. D. K.-Z. 
1897, 8. 805. 

B ü 1 w , F. J., y. Die Dalnaraland-Konzession. 
Aus all. Weltt. 1897, 8. 188. 

— Zur Besiedelang von Sttdwestafrika. D. K.-Z. 
1897, Big. zu No. 16. 

Damara-Namaqua-Handelsgesellschaft 

m. b. H. D. Kol.-Kal. 1897, 8. 50. 
Damaraland- Guanogeselisehaft. D.,Kel.- 

Kal. 1897, 8. 60. 
Denkschrift, betr. Entwickelung u.s.w. Drack- 

sachen des Beiehstages No. 94 9 Leg.-Perd. 

Y. Sess. 1897/98 u. Blge. z. D. K.-B1. 1898. 

8. 115. 118, 123, 126, 127; Weissbueh Tl. 18, 

8. 114, 117, 122, 125, 126. 

— fiber die Gesellschaften in Sfldwestafrika, Die. 
D. K.-Z. 1897, Big. zu No. 8. 

Deutsch-Südwest-Afrika, Aus. Export 
1897, 8. 55; Deut Mar.-Ztg. 1897, 8. 102. 

Deutsche Kolonialgesellsehaft für Sttd- 
westafrika. D. Ko1.-Kal. 1897, 8. 88. 

Dove, Dr. K. Südwestafrika als Yiehzucht- 
kolonie. Mit Abbild. Trop. I. 1897, 8. 25, 55. 

— Einige für den Landwirt wichtige Temperatur- 
werte im nördl. Sftdwestafrika. Trop. L 1897, 
8. 271, 809. 

— Wissenschaftliche Aufgaben in Sftdwestafrika. 
Mitt. d. Geog.-Gesell. Hamburg XIII. 1897, 
8. 58. 

Eisenbahn. Bericht des Kaiserlichen Feldbahn- 
kommandos über die südwestafrikanisohe Bai- 
wegbahn. D. K.-B1. 1897, 8. 696. 

Eisenbahnbau in Deutsch-Südwestafrika. D. 
K.-Z. 1897, 8. 246. 

Eisenbahnfrage, Zur, in Sfidwestafrika. All- 
deut. B1. 1897, 8. 65. Siehe Schwabe. 

Frauen frage, Zur, in Sfidwestafrika. D. K.-Z. 
1897, Big. zu No. 22. 

Geflftgelzuoht, Zur Hebung der. D. K.-Z. 
1897, 8. 128. 

Gewerbliche Anlagen, Windmotore als Be- 
triebskraft. (Mit Abbildungen.) D. K.-Bl. 1897, 
S. 207. 

Grossnamaland, Die Lage in. D. K.-Z. 1897. 
8. 827. 

Gummi arabicum aus Deutsch-Sftdwestafrik«, 
Trop. I. 1897, 8. 814. 

— aus Angra Pequena. Trop. I. 1897, 8. 285. 
Handel Deutschlands mit dem Schutzgebiet in 

den Jahren 1894 und 1896. D. K.-Bl. 1897, 8. 51. 

— des deut. Zollgebietes mit dem Schntzgeb. 
Stat. Juhrb. XYIIl. 1897, 8. 204; D. KoL-KaL 
1897, 8. 200. 
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— n. Sohl ff fahrt Hamburgs. Einfahr 
1897, S. IL 68; Aasfahr 1897, 3. III. 61; 
D. K.-B1. 1898, S. 671, 573. 

Hanseatische Land-Minen- n. Handels- 

Oesellsohaft für Dentsoh • SQdwestafHIta. 

D. Kol.-Ea\. 1897, 8. 47. 
Hauptniederlassungen, Postanstalten. 

Stat. Jahrb. XYIIL 1897, S. 202, 208; D. Kol.- 

Kal. 1897, 8. 191. 
Hermann, E. Über Landbau in Sftdwestafrika. 

D. K.-Z. 1897, 8. 64. 
Kameel als Lasttier in Sfidwestafrika, Das. D. 

K.-Z. 1897, 8. 308. 
Kaoko-Land u. Minengesellsohaft. D. 

Kol.-Kal. 1897, S. 61. 
LandwirtschuftliohenYereins, Grflndung 

eines, xur Hebung der Yiehzaeht. D. E.-Bl. 

1897, 8. 3. 
Meineoke, G. Die Anssiehten fflr den An- 
siedler U.8.W. D. Kol. Kai. 1397, 8. 158. 
Feste boTine, La. Bull. d. com. d. l'Afr. 

FraB9. 1897, p. 205, 284. 
PflanznngeninDeutsoh-Südwestafrika. 

Trop. 1. 1897, 8. 266. 
Post Bezeiohnung der Hauptpostageatnr bu 

Windhoek mit „Postamt". D. E.-B1. 1897, 

S. 53. 

— Die Organisation des Postwesens im Jahre 
1895/96. D. K.-Bl. 1897, 8. 102. 

— Errichtung einer Postagentur in Rehoboth. 
D. £..B1. 1897, 8. 180. 

— Einfflhrung des Postanweisungs-Yerkehrs. D. 
K.-B1. 1897, 8 627. Siehe Hauptniederlass. 

Postbebtimmungen u.s.w. D. Kol.-Kal. 1897, 

S. 171 ff. 
Post- und Yerkehrsnachrichten. Deut. 

Verk.-Ztg. 1897, Ioh.-Yerz. 8. UL 
Rhode, Dr. Swakopmund. D. K.-Z. 1897, 8. 417. 
Kinderpest. Siehe S.W. 4. 
Sander, Dr. Die Rinderpeat u.. ihr Einflnss 

auf die wirtschs^. Yerh&ltnisse in Deutsch- 

Sadwestaftrika. Sammig. geo{r. u. kol.-pol. 

Schriften ▼. K. Fitzner No. 11. H. Paetel, 

Berl. 1897. 

— Yorschläge zur Errichtung einer Mnsterfarm 
im Geb. d. Sledelungsgesellschäft in Deutsoh- 
S&dwestafrika. K. J. 1897, 8. 189. 

— Yontohl&ge zur Beseitigung der infolge der 
Rinderpest in D.-S -W. zu erwartenden Notlage. 
D. K.-Z. 1897, Big. zu No. 4. 

Schiff sverbindungen mit dem Schutzgebiet. 
D. K.-Bl. 1897, 8. 180. 

— Fahrplan des Dumpfers „Leutwein" ffir Januar 
bis Juni 1897. D. K.-Bl. 1897, S. 80. 

Schwabe, Geh. Reg.- Rat a. D. Die Yerkehrs- 
rerh&ltnisse des Deutsch- Sfidwestaft. Schntz- 
gebietes. Sond.-Abdr. a. Ztg. d. Yer. Deutsch. 
Eisenbahn - Yerwaltungen. R. Eisenschmidt, 
Berlin. 1897. 

— Zur Eisenbahnfrage in Sftdwestafirika. D. K.-Z. 
1897, 8. 370. 

Schwabe, Lt, Yon der sfidwestafr. Eisenbahn. 

D. K.-Z. 1897. 8. 499 m. K. 
Sied elnngsgesell Schaft fftr Deutsch- 

S&dwestafrika, Die. D. Kol.-Kal. 1897, 

8. 55. 
South Afrioan Territories Limited, The. 

D. Kol.-Kal. 1897, 8. 59. 
South West Afrioa Company (Limited). 

D. Kol.-Kal. 1897, 8. 58. 
Spezial- Übersicht der Einfuhr, Ausfuhr u. 

unmittelbaren Durchfuhr von Waaren i. J. 1896. 

Stat. d. D. & N F. B. 91, 8. 394. 
Stauanlagen. Trop. L 1697, 8. 140; Aus all. 

Weltt. 1896/97, S. 490. 
Sfidwest-Afrika. Siehe D. K.-Z. 1897, Alphab. 

Inh.-Yerz. 
Syndikat fQr Bew&ssernngsanlagen in 

S&dwestafrika, Das. D. Kol.-Kal. 1897, 

8. 56 ; D. K.-Z. 1897, 8. 103. 



Travaux publics, Les. Bull. d. coro, de 
PAfr, Franf. 1897, p 462. 

Yerordnung des Kaiserl. Landeshauptmanns 
▼. 29. M&rz 1897 betr. die Einführung ▼. Feuer- 
waffen u. Munition. D. K.-Bl. 1897, S. 566; 
D. H. A. 1897 I, 8. 199. 

betr. eine 8tempelab£^be fflr Lösung von 

Erlaubnisscheinen zum Ankauf u. zur Ein- 
fuhr geistiger Getrftnke. D. K.-Bl. 1397, 
8. 651. 

Warncke. Zur Besiedelnng ron Deutsch-Sfld- 
westafrika. D. K.-Z. 1897, Big. zu No. 22. 

— Fortschritte in Sfidwestafrika. D. K.-Z. 1897, 
8. 133. 

— Zur Bew&sserungsfrage in Deutsch-Sfldwest- 
afrlka, D. K.-Z. 1897, S. 257. 

Weinkultur in Sfidwestafrika. Trop. L 1897, 
8. 224. 

Zollverordnung des Kaiserlichen Landes- 
hauptmanns rom 10. Oktober 1896 nebst Zoll- 
tarif. D. K.-B1. 1897, Beilage zu No. 1 ; D. H. A. 
1897, I 8. 86. 



4. Geologie. Hydrographie. Hygiene. 
Klimatologie. Meteorologie. 

Blattern und Schutzpockenimpfnng. D. K.-BI. 
1897, 8. 79. 

Denkschrift, betr. Entwiokelung u.s.w. Druck- 
sachen des Reichstages No. 94 9 Leg.-Perd. 
Y. Sess. 1897/98 u. Blge. z. D. K.-Bl. 1898, 
S. 117, 123 ; Weissbuch Tl. 18, 8. 116, 122. 

Dove, Dr. K. Wissenschaftliche Aufgaben in 
Sfidwestafrika. Mitt. d. Geug.-Gesell. Hamburg 
Xlll. 1897. 8. 58. 

G e s s e r t , Ferd. Der Seewind Deutsch-Sfid west- 
afrikas und seine Folgen. Globus 1397, 72 
S. 297. 

Kamerun-Loanda-Mossamedes u. Swa- 
kopmund-PortNolloth. Aus dem Reiseber. 
8. M. S. „Habicht« M&rz-April 1897. A. d. H. 
1897, 8. 369 ff. 

Kohlstock, Dr. Bericht des Stabsarztes, fiber 
die sanitftren Hassnahmen gegen die Rinder- 
pest. D. K.-B1. 1897, S. 660. 

Rinderpest, Eintreffen des Geheim rat Dr. Koch 
zum Studium der. D. K-Bl. 1897, 8. 10. 

— Yerordnung t. 30. Sept. 1896. Siehe Ver- 
ordnung. 

— , Berichte des Regierungsrats ▼. Lindequist 
fiber die Massregeln zur Verhütung der. D. 
K.-B1. 1897, 8. 134, 266, 325. 

— , Massregeln zur Abwehr der. Ebenda 8. 196. 

— , Bericht fiber eine Reise des Stationsohefs von 
Warmbad behufs Inspektion der Absperrungs- 
massregeln gegen die. Ebenda S. 265. 

— , Bericht des Sekondlieutenants v. Altrook 
fiber die Aussendang einer Patrouille am 
Orangefluss behufs Verhfitnngsmassregeln zur 
Einschleppnng der. Ebenda 8. 320. 

— , Bericht des Stubsarztes Dr. Kohl stock fiber 
die sanit&ren Massnahmen gegen die. Ebenda 
8. 660. 

— Siehe Denkschrift. 

— u. die Lage in Sfidwest-Afrika. D. K.-Z. 1897, 
S. 246, 337. 

— , Von der, in Deutsch-Sfidwestafrika. D. K.-Z, 
1897, S. 286, 326. 341. 

— in Deutsch-S.-W.-A. Trop. L 1897, 8. 139, 
174. 197. 

— , Erfolgreiche Bek&mpfang der. Trop. I. 1897. 
8. 317. 

— und ihre Folgen. Rhein. Miss.-Ber. 1897, 
S, 303, 323. 

Schön, £. Die Blattern in Afrika und die 
Sehnt/ Pockenimpfung daselbst. D. K.-Bl. 1897, 
S..79. 

Sfidwest-Afrika. Siehe D. K.-Z. 1897, Älphab. 
Inh.-Yerz. 
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Südwest-Afrika. 



— Yerofdiiiing d«B KaiserliolMB Landeshaupt- 
mann« vom 30. Septemlrer 1896, betreffend Zn- 
satsTerordnnng zu der YeTordnnng, betreffisnd 
Maasnahmen zur Yerhfttnng der Einschleppnng 
der Rinderpest Tom 20. Jani 1896. D. 
K.-BI. 1897. 8. 37. 

Windhoek, Brief der Sehirester Helene ans. 
D. K..BI. 1897, S. 76. 



5. Misnon. 

Apostel. Pr&fekt. t. Oranjeflnss. Dürre 
n. Hnngersnoi Die kath. Miss. 1897, 8. 47, 
190, 224; Gott will es! 1897, 8. 50. 

— Transvaal, Bereisnng von Bentsoh-Sftd- 
westafrika durch die. D. E.-B]. 1897, 8. 73. 

Berichte d. Uiein. Miss.-Gesell. Barmen. Jahrg. 
1897. Siehe Inh.-Yera. 

Bri noker. Ans dem Hererolani^e. Erinnemngen 
an Kriegswirren n. missionarische Friedens- 
arbeit. Ylg. d. Miss.-Hanses in Barmen. 

Denkschrift, betr. Entwickeinng a.s.w. Druck- 
sachen des Keichstages No. 94 9 Leg.-Perd. 
Y. Sess. 1897[98 n. Blge. s. D. K.-Bl. 1898, 
8. 128 ; Weissbnoh Tl. 18, 8. 127. 

Finnische Missionsgesellschaft D.Kol.- 
Kal. 1897, 8. lia (Misfionstidning f. Finland.) 

Gottwilles! 9. Jahrg. 1897, Inh.-Yera. II. 

Ilnngersnot im Namaqnalande. Gott will es 
1897, 8. 60. 

J a h r e s b e r i h t (67.) 1896 d. Rhein. Miss.-Gesell 
Barmen 1897. B. Dentsoh-8ftdwest-Afrika, 
8. 13, C. Ovamboland 8. 32. 

Kornrnmpf, P. Nacht nnd Licht im Herero- 
lande. Erg. Miss.-Mag. Basel 1897, 8. 26. 

Merensky, A. Missionsrnndschan. Allgm. 
Mi88.-Ztsch. 1897, S. 347. 483. 

Missionsth&tigkeit 1. d. deutsch. Schntsge- 
bieten.Sftdwest' Afrika. Mi8s.-Bl&tter 1897, 8. 50. 

Oblaten. Abreise einiger Priester nach 8fld- 
weslafrika. D. E.-B1. 1897, &. 667. 

— P. Bonillier f. Ebenda 8. 667. 
Rheinische Missionsgesellsohaft, Rftck- 

bliok auf die Thfttgkeit der, von 1885 bis 1895. 
D.,K.-B1. 1897, 8. 104. 

— Änderungen im Personalbestande. Ebenda 
8. 135, 236. 

— Bericht Aber die Mission im OTam.bo lande 
Ebenda S. 136. 

— Bericht ftber die Entwickeinng der neuen 
Bergdamarastation Ghaub. Ebenda S. 136. 

— Bericht des Missionsinspektors Schreiber 
fiber den Stand ihrer Arbeit in Dentsch-Sfid- 
westafrika. Ebenda 8. 420. 

— Gründung einer Filiale in Zesfontein. 
Ebenda S. 572, 699. 

— Barmen. (Berichte d. Rh. Miss.) D. Kol.- 
Kal. 1897, 8. 117. 

Schoenfeld, Bericht des Pastor. Bilder aus der 
evangelischen Mission. D. K.-B1. 1897, 8. 384. 

Südwest-Afrika. Siehe D. E.-Z. 1897. Alphab. 
Inh.-Yera. 

Schreiber, Miss.-Insp. Bericht des, Aber den 
Stand ihrer Arbeit in Deutsch- S&dwestafrika. 
D. K.-B1. 1897, 8. 420. 

Yerseichnis d. Missionare u. Stationen. Jahres- 
bericht (67) d. Rhein. Miss.-Gesell. Barmen 
1897, 8, 76, 81, 85. 

Ulich, Past. M. Bilder aus der Mission in 
Deutsch-Sftdwest-Afrlka. Der Miss.-Freund, 
Berlin 1897, S. 34, 59. 

Zesfontein. Siehe Rheinische Miss.-Gesell. 



6. Anthropologie. Ethnographie. 
Sprachen. 

Brincker, P. H. Beschreibung der „^umbo" 
des Häuptlings der Ovaku&njama in Nord- 
OTamboUuid. m. III. Globus 1897, 71 8. 94. 



Canstatt, 0. Südafrikanische Yolkssttmma. 

Deut Bnndsch. f. Geog. u. Stat XIX 1897, S. 5. 
Esser, Dr. M. Sitten der Hereros. D. R.-Z. 

1897 8 194 
8 üd we s't-Af rik a. Siehe D. K.-Z. 1897, Alphtb. 

Inh.-Yers. 



7. Karten. 

Deutsch- Südwestafrika. 1:1500000. D. 

K.-Z. 1897, 8. 3. 
Esser, Dr. M. Reiseweg ins Gebiet des Cuneae- 

Flusses Aug.-Oki 1896. 1:3000000. (Karton: 

Tiger-Bai u. unterer Lanf d.Cnnene 1 : 1 500000). 

Y. G. E. Berlin 1897. TU. 8. Bemerkg. daxn 

8. 108. 
Hartmann, Pr.-Lt. Dr. phL Yorliullge Karte 

des Konsessionsgebietes der South West Africs 

Co. Aufg. 1893/95. 1 : 500 000. Mitt. d. Oeog. 

Gesell. Hamburg XIII. 1897, Tfl. 2. Bemerk. 

daiu 8. 141. 
Kehbock, Th. Reiseweg des durch das Syn- 
dikat für Bewässerungsanlagen nach Deutsch- 

Südwestafrika entsandten SachTerstiadigen,. 

0. M. 
-, Reiseweg des. 1:5000000. D. K.-Z. 1897, 

8. 513. 
Skis Ben der südwestafrikaniaohen Eisenhahn. 

1 : 600000. D. K.-Z. 1897, 8. 600, 501. 
Übersichtskarte von Denl-SÜdwest- Afrika. 

1: 5000000. Y. G. E. Berlin 1897, Tfl. 3. 

Bemerkg. dasu 8. 113. 



Ost-Afrika. 

i. Abgrenzungen. Amtliches. Gesetze. 

BechtsYerhältnisse. Verfägaagen. 

Verordnungen. Verträge. 

Allerhöchste Yerordnung, betr. An- 
rechnung eines Kriegsjahres für die an den 
Überfall an den Gongabergen in TJsandani Be- 
teUigten. D. K..B1. 1897, S. 121. 

Bexirkseinteilung, Stat u. Sohuti- 
truppe. Stat. Jahrb. XYIU 1897, 8. 202, 
a03; D. Kol.-Kal. 1897, S. 186, 192, 190. 

Denkschrift, betr. die Entwickeinng u. s. w. 
Drucksachen des Reiolvtages No. 94, 9. Leg.- 
Perd. Y. Sess. 1897/98 u. Blge. s. D. K.-BL 
8. 77, 80 IT, 95, 108, 106, 109; Weissbaeh 
Tl. 18, 8. 76, 79 ff., 94. 102, 105, 108. 

Deutsch-portugiesische Grensregulierang. 
D. K.-B1. 1897, S. 194. 

GouTernementsbefehl Tom 30. Deiember 

1896. Einführung der GiTÜTerwaltung in Lindi 
und Benennung der Station Lindi mit'i,Kaiser- 
liohes Bezirksnebenamt*. D. K.-Bl. 1897. 
8. 126. 

Hertslet, Sir Ed. The map of Africa by 
treaty. See. and rev. ed. liondon 1896. YoL t 
p. 301 fr., 324; toL II, p. 605, 615, 622, 68S, 
625, 630, 642, 650, 652, 656, 930ff.; toI. UL 
p. 985, 993, 1024. 

Liebert, Oberst, Gout. v. D.O.-A. Gott will ei 

1897, a 61; Mi8s.-Bl&tter 1897, a 57. 
Ostafrika, Deutsch-, Siehe D. K-Z. 1897. 

Alphab. Inh.-Yen. 
Onahih^s, La lutte contre les. Bali d. com. 

d. l'A£r. Franc. 1897, p. 205. . 
Peters, Dr. K. Alldeut Bl. 1897, 8. 6, 24«. 
— , Der Fall, AfHka 1897, 8. 181. 
^, Urteil gegen Dr., Stern t. Afrika 1897, 

S. 39. 

— Condamnatioa du Dr., ReT-Fran^. 1897, p. 877. 

— Le cas du dectenr. Bull, de com. d. TAfr. 
Frauf. 1897, p. 165, 452. 
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Saehlspflege. Baisliser der Kaiaerliohea 
Gerichte fflr doe Jahr 1897. D. K -Bl. 1897, 
S. 95; ÜWnieht der geriohtliohen Qesohifte 
bei den kaiserlichen Gerichten des Sehnte- 

S »bietet während des Geeohftftqahres 1896. 
benda S. 227. 
Bnnderlass des Kuiserliohen Gonvernears vom 
9. Juni 1897, betreffend Zollfreiheii fflr 
Grabsteine und Qrabschranck. D. K.- 
Bl, 1897, 8. 464; D. H.A. 1897 I, 8. 572. 

— des Kaiserlichen GottTemenrs Tom 25. Okteber 

1897, betreffend Abgrenzungen einzelner Be- 
zirke. D. K.-B1. 1897, 8. 716. 

Sohele, Fr h. r., Oberst. Über die Organisation 
d. Kainerl. Schntitnippe in Dentsoh-Ostafrika 
und die kriegerischen Operationen daselbst 
wfthrend der Jahre 1893/94. Yortrg. Beiheft z. 
Xil.-Woohenbl. 1896. Heft 9, E. 8. Mittler 9s 
Sohn, Berlin 1896. 

Sohntzerklftrung, Begrenzung, Flftchen- 
inhalt. D. Kol.-Kal. 1897, 8. 182. 

Sohntztrnppe, Yerteilungsplan der, und 
Uadespolizel t. D.O.-A. am 30. Jnni 1896. D. 
Kol.-EaI. 1897, 8. 26; am 30. Novb. 1896, D. 
E.-BI. 1897, 8. 86. 

— Allerhöchste Kabinetsordre rem 
31. Aug. betreffend Naohimg zur Beklei- 
dungsordnnng vom 18. Oktober 1896. D. 
K.-B1. 1897, 8. 537. 

— Allerhöchste Yerordg. betr. Anrechnung 
eines Kriegsjahres für die beim Überfall 
an den Gongabergen am 26. Oktober 1895 be- 
teiligten Milit&rpersonen. D. K.-Bl. 1897, 
8. 121. 

— Angabe der in den Jahren 1895 und 1896 
gelieferten Gefechte, die als Feldzng gelten 
sollen. D. K.-B1. 1897, S. 601, 

— Denkschrift n. s. w. u. Blge. z. D. K.-B1. 

1898, 8. 106; Weissbuch Tl. 18, 8. 105. 

— Siehe y. Sohele. 

Yerordniing des Kaieerlichen Goarernears 
▼om 4. Dezember 1896, betreffend Abftndemng 
der Ausffihrungsordnung zu der Yerordnung, 
betreffend Landerwerb. D. K.-BI 1897, 
8. 168. 

Wegebau von Dar-es-SalAm nach der Mission 
Kisserawe. D. K.-Bl. 1897. 8. 571. 

Weissbuch Tl. 18 8. 76, 79ff, 94, 102, 105, 
106. 



2. Erforschungen. Fanna. Flora. 
Landeskunde. Reisen. 

Afrika fonds, Yerwendung des. Denkschrift 

n. a. w. u. Blge. z. D. K.-Bl. 1898, 8. 142, 154, 

156. Weissbuch Tl. 18, 8. 141, 158, 156. 
Afrique Orientale allemande. (Werther.) 

Mouy. G6og. Bruzelles 1897, p. 466. 
Barr 6, H. Notes sur l'empire colonial de 

rAUemagne. (Afr. Orient.) Bull. soc. geog. 

Marseille 1897, p. 25. 
Basilius, P. Ritt Spaziergang nach ühehe. 

Miss.-Bl&tter 1897, 8. 63. 
Bennigsen, ▼., Bericht des Finanzdirektors, 

ftber seine Seise nach Westusambara und 

dem Faregebirge, D. K.-Bl. 1897. 3, 486. 
Berg, Das Bezirksamt Mikindani, Bericht des 

Bez.-Amtm. M. a. d. 8oh. 1897, 8. 206. 
Blanchard, R. Die Hirudineen, Blutegel, 

Ost-Afrikas. Dentsch-Ost-Afrika. Bd. lY. D. 

'Reimer, Berlin 1897. 
Bleiken's, Miss., Reise nach Mamba, Erang.- 

Luther. Miss.-Bl. 1897, 8. 194. 
Bldmcke, K. Offizieller Führer durch die 
deutsch-ostafr. Ausstellung d. Gewerb.-Ausl zu 

Leipzig. Leipzig 1897. 
Böhmig. L. Die Turbellarien Ost- Afrikas. 

Deutsch-Ost- Afrika Bd. lY. D. Beimer, Berlin 

1897. 

Koloniales Jahrbuch 1898. 



Bernhardt, W., Astronom. Ortsbestimmungen. 
Berech. ▼. Dr. Fritz Cohn. M. a. d. Seh. 

1897, 8. 190. 

Brard, Pater, Der Yiotoria-Njunsa. P. M. 1897, 

8. 77. m. K.-Tfl. 7. 
Bruchhausen, ▼. Bericht des Forstassessoni, 

Über die Utshnngweberc^e in Uhehe. D. 

K.-B1. 1897, S. 569. 
Coli in, A. Die Ginge weide wQrmer u. Bftder- 

tiere Ost- Afrikas. Deutsch-Ost- Afrika Bd. lY. 

D. Beimer, BerUn 1897. 
Colonisation allemande dans TAfrique 

Orientale, La. Mout. 66og. Brnxelles 1897, 

p. 650. 
Dar-es-Sal&m, Bilder aus, Miss-Blätter 1897, 

8. 841. 

— Plan von, Mis8.-Bl&tter 1897, 8. 77, 
Denhardt, Gustav. Yon W. W. Deut. 

Rundsch. f. Geog. u. Stat. XIX 1897, 8. 132. 
Denkschrift, betr. die Entwiokelnng n. s. w 
Drucksachen d. Reichstages No. 94, 9. Leg.- 
Perd. Y. Sess. 1897/98 u. Blge. z. D. K-Bt. 

1898, 8. 105, 108; Weissbuch Tl. 18, 8. 104, 
107. 

Deutsch- Ost- Afrika Die Tierwelt Ost- 
Afrikas u. der Kachbargebiete. Bd. lY, Lfg. 
2-8; Bd. Y A. B. C. Die Pflanzenwelt. D. 
Reimer, Berlin 1897. (Siehe d. einz. Yerfasser.) 

Deutsch-portug. Grenzgebietes an der Rqtu- 
mamUndung, Bemerk, zur Karte des. M. a. d. 
Seh. 1897, 8. 189. 

Ehlers, Prf. E. Ostafr. Polyohaeten, ges. ▼. 
Herrn Dr. F. Stnhlmann 1888 u. 89, 2. Beiheft z. 
Jahrb. d. Hambg. Wissensoh. Anst. HY. Lucas 
Grftfe k Sillem, Hamburg 1897. 

Eiffe, Reiseskizzen aus Deutsch-Ost- Afrika. D. 
K.-Z. 1897, Big. zu No. 16. 

Engelhardt, Reisen des Premierlieutenant, 
im Hinterland von Lindi vom 5. Dezember 
1896 bis 11. Februar 1897. D. K.-Bl. 1897, 
8. 874. 

— Exped. der 8. Kompagnie der Schntstruppe 
unter Preroierlieutenant, in das Hinterland 
Ton Lindi und Mikindani zur Bestrafung 
der Wangoni. D. K-Bl. 1897, 8 632. 

Engler, Prf. Dr. A. Über das Vorkommen von 
Koso in Üsambara. Notizbl. d. Kgl. bot. Gart. 
Bd. I 1896, S. 176. 

— Stearodendron oder AUanbackia Stuhlmannii. 
Engl.? Notizbl. d. Kgl. bot. Gart. Bd. I, 1896, 
8. 175. 

Entwickelung von Deutsch-Ostafrika. Nachr. 

a. d. 08taf.-Miss. 1897, 8. 20, 88. 
Fassmann, Miss. Heimkehr der Tamnlen nach 

Indien. Evangel.-Lnther. Mis8.-Bl. 1897, 8. 

352, 459. 
Fauna des Tanganyika-Sees, Die, Globus 

1897, 71, 8. 148, 72, 8. 180. 
Fonck II., Lieutenant, Erforschung des Mala- 

garasiflusses durch, (Mit Skizze). D. K.-Bl. 

1897, 8, 98; Globus 897, 71, 8. 180. 
Giesebrecht, F. Ein deutscher Kolontalheld. 

Der Fall Peters in psychologischer Beleuchtung. 

C&sar Schmidt, Zftrich 1897. 

— Grossbritanniens Rechtsbrnch in Wito. Kolo- 
nialpolitische Studie. Nene Deut. Rundschau 
1897, Heft lY. 

Gilg, E. Über die Stamm pflanze des Zansibar- 
Kopals. Notizbl. d. Kgl. bot. Gart. Bd. I, 

1896, S. 198. 

Glauning, Pr.-Lt. Ühehe. m. K. Y. A. B.-Ch. 

1897/98, S. 39. 
Goetzen, Gomte de, A travers TAfrique de 

l'Esi 2i rOuesi Le tonr du monde 1897, 

p. Iff. 
Gouverneurs, Reisen des Kaiserlichen, im 

nördlichen Teil des Schutzgebietes. D. K.-Bl. 

1897, 8. 313, 378. 

— Inspektionsreise des, an der sfldliohen Koste 
des Schutzgebietes. D. K.-B1. 1897, S. 409. 

20 
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Ho ff mann, H. Vortrag des Herrn, über seine 
ostafrik. Reise. Volkswirt. Wochenschrift, 
Wien 1897, II, S. 502, 544. 

Irangi-Gesellso hnft, Ezped. der, B. K.-Z 
1897, S. 315. 

Iringa, Bericht Aber eine Beise des Missionars 
P. Basilius nach, D. K.-Bl. 1897, S. 412. 

Johannes, Bericht des Kompagnieführers, über 
seine Expedition am Meruberg bezw. über 
die Ermordung der Missionare Segebrock 
nnd Ovir. D. K.-Bl. 1897, S. 42, 130. Siehe 
O.A. 5. Merensky. 

— Bericht des Hauptmanns, über die Missions- 
station Kiboscho. D. K.-Bl. 1897, S. 659. 

Kaisers (Alf.) Beisen in Ostafrika. Globus 
1897, 72 S. 195. 

Karema am Tanganyika-See. D. K.-Bl. 1897, 
S. 70; Globus 1897, 71, 8. 815. 

Kielmeyer, Pr.-Lt. Besicbtigungsreise des 
Stationschefs von Kilimatinde, in seinem Be- 
zirke. D. K.-Bl. 1897, S. 378. 

Kiepert, Dr. B. Bemerk, zur Karte: Lieders 
Reise von der Mbampa-Bai zum Ind. Ocean. 
M. a. d. Seh. 1897, S. 142. 

— Begleitworte zur Karte: Neue Aufnahmen 
▼on Pater Capus u. Lt. ▼. Wulffen in Unyam- 
wesL M. a. d. Seh. 1897, S. 234. 

Kiniaroksee. Globus 1897, 71, S. 379. Siehe 
Schilling. 

Kolb, Dr. G. 'Spuren alter Kulturvölker in 
Ostafrika. XIX Jahrber. d. Ver. f. Erdk. Metz 
1897. Als Sep.-Abdr. efsch. 

Kolbe, H. J. Die Coleopteren (Käfer u. Netz- 
flügler) Ost- Afrikas, Deutsch- Ost- Afrika Bd. IV. 
D. Reimer, Berlin 1897. 

— Über die von Herrn Dr. F. Stuhlmann in 
D.O.A. u. Mosambik während der Jahre 1888-90 
ges. Coleopteren. 2. Beiheft z. Jahrh. d. Hambg. 
Wissensoh.-Anst. Bd. XIV. Lucas Gräfe & 
Sillem, Hamburg 1897. 

Kuirenga. Siehe Prince. 

Langheld, Bericht des Hauptmanns, über 
seine Expedition nach TJnyamwesi etc. D. 
K.-Bl. 1897. S. 511; V. G. E. Berlin 1897, 
S. 484. 

Lejotard, J. Les nouvelles traversees de 
TAfrique : y. Goetzen. Bull. soc. geog. Mar- 
seille 1897, p. 215. 

Leve topographique dela partie septent- 
rionale de TEst africain allemand, Le, Mouv. 
Geog. Bruxelles 1897, p. 24. 

Li eher t, Generalmajor. Bericht des Kaiser- 
lichen Gouverneurs, über seine Expedition 
nach Uhehe in den Monaten Juni bis September 
1897. D. K.-Bl. 1897 S. 653. 

— — Neunzig Tage im Zelt. Meine Reise 
nach Uhehe Juni bis Sep. 1897. E. S. 
Mittler & Sohn, Berlin 1898. 

Lieder, Beise von der Mbampa-Bai am Nyassa- 
See nach Kisswere am Ind. Ocean. (Nach d. 
Tagebuch). M. a. d Seh. 1897, S. 95. m. K.; 
V. G. E. Berlin 1897, S. 363. 

Lindi, Briefe des Sultans Matschemba sowie 
des Wali Abdallah bin Mohonmond an das 
Kaiserliche Gouvernement über die Verhält- 
nisse im Hinterlande von, D. K.-Bl. 1897, 
S. 167. 

Lnkuledi, Über die Anlage von Wegen im 
Gebiet von, sowie über die Station daselbst 
D. K -Bl. 1897, S. 3-26, 446, 447. 

Ma ercker, Pr. -Lt. Landesaufnahme von 
Deutsch-Ostafrika. K. J. 1897, S. 41. 

Malagarasifluss. Siehe Fonck II. 

Martens, Prf. E. v. Die beschälten Weich- 
tiere Ost-Afrikas. Deutsch- Ost- Afrika Bd IV. 
D. Beimer, Berlin 1897. 

— Ostafrikan. Mollusken, ges. von Herrn Dr. 
Stuhlmann 1888 u. 89. 2. Beiheft, z. Jahrb. 
d. Hambg. Wissensch. Anstalt. Bd. XIV. Lucas 
Gräfe & Sillem, Hamburg 1897. 



Meinecke, G. Der arme Sidi-Abderrachmann. 
Eine ostafrikan. Geschichte. Exot. Novell- 
Bibl. Bd. IV. Deut. Kol.-Vrlg. Berlin. 

— Ostafrikanisch e Städtebilder (mit Illustrationen) 
Westermanns Illustrierte Monatshefte. Berlin. 
Februar, Juli, Dezember 1397. 

Merker, Lt. Über die Entdeckung zweier neuer 
Seen zwischen dem Kilimandjaro u. Meru. 
y. G. E. Berlin 1897, S. 74; M. a. d. Seh. 
1896, S. 249. 

Meruberg. Siehe Johannes. 

Mikindani, Besiohtigungsreise des Bezirks- 
amtmann Berg im Bezirk, im April 1897. D. 
K.-Bl. 1897, S. 438. 

Moore, J. E. S. The physiographical featurs 
of the Nyasa and Tanganyika districts of 
Central-Afrika. Geog Jourl. 1897 II, p. 289. 

— Zur Fauna des Tanganyika- Sees. Nature 
No. 1444; Natnrwissensch. Wochenschr. 1897, 
S. 430. 

Neumayer, Dr. Bericht der Deutschen See- 
warte über die Ergebnisse der magnetischen 
Beobachtungen in dem deut. Küstengebiete u. 
i. d. deut. Schutzgebieten während d. J. 1896. 
A. d. H. 1897. S. 304. 

Ostafrika, Deutsch-, Siehe D. K..Z. 1897. 
Alphab. Inh.-Verz. 

Ostafrika nisohe Reiseberichte u. wirtschaft- 
liche Fragen. D. K.-Z. 1897, S. 524. 

y i r f. Siehe Johannes. 

Panlitschke, Ph. Fortschritte der geogr. 
Forschungen u. Beisen i. J. 1896. Deut. 
Rundsoh. f. Geog. u. Stat. XIX 1897, 3. 533. 

Prince, Bericht des Hauptmanns, aus Kuirenga. 
D. K.-B1. 1897, S. 42. 

— , Bericht des Hauptmanns, über den Absohluss 
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Tagebücher, Briefe a. wissenschaftl. Aufzeich- 
nungen. H. Walther, Berlin 1898. 

Schweinitz, Grf. Hans Hermann y. Episode 
aus dem Innern Ostafrikas. Unter d. rot. 
Kreuz 1896, S. 72. 

Se gebrock u. Ovir f. Siehe Johannes. 



Ost-Afrika. 



295 



äendnngen, Wissensoh., durch Lt. Schnor- 
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z. D. K.-Bl. 1898, S. 70; Weissbuch Tl. 18, S. 69. 

Landwirtschaft in Kondeland. D. K.-Z. 
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Kal. 1897, 8.* 53. 

Mpapwa, Stat. Denkschrift n. s. w. n. Big. 
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Alphab. Inh.-Verz. 

Ostafrik. Bergwerksindnstrie, Gesell, m. 
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S. 405, 464, 509, 699, 631, 689. 

Bunderlass des Kaiserlichen Gouverneurs Tom 
10. Dez. 1896, betreffend Klassifizierung 
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— — vom 15. Dezember 1896, beireffend Ab- 
änderung der Ziffer 2 des § 34 der 
Zollordnnng. D. K.-B1. 1807, S. 126. 
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Spezial-Übersioht der Einfuhr, Ausfuhr 

u. unmittelbaren Durchfuhr von Waren i. J. 
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Ind. Itferc. Amsterdam 1897, p. 208. 
Tabakernte in Mohoro. D. K.-BI. 1897, 8. 

440, 722. 
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besserung der, im Schutsgebiet. D. K.-BI. 
1897, 8. 659. 

Verkehrswege, Die, von Uhehe nach der 
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und Pesa. D. K.-B1. 1897, 8. 85: D. H. A. 
1897. 1, 8. 90. 

— — vom 4. Dez. 1896, betr. Abänderung der 
Ausffthrungsordnung zu der Verordnung, betr. 
Landerwerb. D. K.-BI. 1897, 8. 163. 

— — vom 27. Dezember 189«, betreffend die 
Absohliessnng von Arbeitsverträgen mit 
Farbigen. D. K.-BI. 1897, S. 160. 

— — vom 6. Januar 1897 an die Bezirksämter, 
Gerichte etc., betreffend die Einffihrung eines 
Handelsregisters. D. K-Bl. 1897, 8. 128, 
130. 

Versuchsstation, LandwirtschaflHche, in 
Uhehe. Trop. I 1897, 8. 316. 

Viehzuchtstation auf der Insel Mafia. D. 
K.-B1. 1897, 8. 319. 

Waaren, Zusammenstellung der im Handel 
Dentsch-Ostafrikas vorkommenden, hauptsäch- 
lich ffir den Gebrauch der Eingeborenen be- 
stimmten, D. K..B1 1897, S. 229. 

Wagner, Dr. J. Die Verkehrs- u. Handels- 
verhältnisse in Deutsch-Ostafrika. 2. Aufl. 
H. Andres & Comp. Frankfurt a. 0. 1897. 

W e i s 8 b n c h Tl. I8 8. 56, 59ff. 

Westdeutsche Handels- und Plantagen- 
Gesellschaft Dfisseldorl D. Kol.-Kal. 
1897, 8. 41; Trop. I 1897, 8. 60, 138. 

Westusambara -Plantagengesellschaft. 
Trop. I 1897, S. 9. 

Wissmann v. Die Entwickelung Dentpch-Ost- 
afrikas. D. K.-Z, 1897, 8. 255. 

— Ein neues Knltursystem ffir Deutsch- Ost- 
afrika. D. K.-Z. 1897, Big. zu No. 2. 

— Die wirtschaftliche Erscheinung Deutsch- 
Ostafrikas. Aus all. Weltt. 1897, S. 3. 

Wohltmann, Frf. Dr. F. Die Ergebnisse der 

chemischen Untersuchung deutsch - ostafrik. 

Böden, m. Tabelle. Trop. I 1897, 8. 129. 
Zollamtes, Anfbebung des, in. Klasse Kilwa- 

Kisiwani und Errichtung eines solchen in 

BasKismani. D. K.-BI. 1897, 8. 196. 
Zoll einnahmen. D. K.-B1. 1897. 8. 36, 97, 

192, 257, 283, 405, 485, 601, 691, 717. 
Zollordnnng. Siehe Bnnderlass. 
Zölle u. Steuern. Denkschrift u. s. w. u. 

Big. z. D. K.-B1. 1898, 8. 81; Weissbuch Tl. 

18, 8. 80. 

Zuckerrohrbau in Ägypten u. am Pangani. 

D. K.-Z. 1897, 8. 246. 
Zucker-Syndikat ffir Ostafrika, Das 

D. Kol.-Kal. 1897, 8. 49. 



4. Geologie. Hydrographie. Hygiene. 
Klimatologie. Meteorologie. 

Beulenpest, Massregeln des Kaiserlichen 
Gouverneurs gegen die Einschleppung der. 
D. K.-BI. 1897, 8. 319 

— Siehe Bonderlass u. Zupitza. 

Denkschrift, betr. d. Entwickelung u. s. w. 
Drucksachen des Beichstages No. 94, 9. Leg.- 
Perd. V. Sess. 1897/98, Big. z. D. K.-B1. 1898, 
S. 67; Weissbuch Tl. 18. S. 56. 

Eggel, Dr. Kriegschirurgische Beobachtungen 
während d. Exped. nach Gross-Aruscha i. Nov. 
1896. A. f. 8. u. T. H. I 1897, 8. 231. 

Erlass des Kaiserlichen Gouverneurs vom 2 
Jannar 1897, betreffend Inbetriebnahme des 
Sewa Hadji-Hospitals. D. K,-Bl. 1897, 
S. 165. 

Frauenverein f. Krankenpflege i. d. Kolon. Be- 
richt der Frau Bandirektor Hoffraann aus 
Tanga. D. K.-B1. 1897, 8. 389. 

Gesundheitsstation in Usambara. Anlage 
einer, und Aufbringang der Kosten durch eine 
Lotterie.. D K.-BI. 1897, S. 174, 467. 
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Kinkeliba (Combretum altnm) (Mittel gegen 
Oallenfleber). Siehe Engler, Allgni. 4. 

Kooh. Bericht des Geh. Medizinalrate Dr., 
ftber die Yiehsenchen. D. K.-B1. 1897, S. 719. 

KrnnkenhaaseB in Tanga, Neabaa eines, 
D. K.-B1. 1897, S. 319. 

Krankenheilnng, Eine afrilcan., Evang. Luther. 
Miss.-Bl 1897, S. 293. 

Manrer, Dr. Meteorolog. Beobuoht. nach den 
Angaben von. M. a. d. Seh. 1897, S. 222. 

Ostafrika, Deutsch-. Siehe D. K.-Z. 1897. 
Alphap. Inh.-Yerz. 

Flehn, Dr. Fried. Die physikalischen, kli- 
matischen n. sanit&ren Yerh&ltnisse der Tanga- 
kflste mit spez. Berficksicht. d. Jahres 1896. 
Sep.-Abdr. a. Arbeit, d. Kaiser!. Gesundheits- 
amtes XIII. Berlin. 

— Über die Haltbarkeit tierischer Schntzpooken- 
lymphe auf dem Transport nach Deutsch-Ost- 
afrika. Sond.-Abdr. a. Arbeit, d. Kaiserl. Ge- 
sundheitsamtes XI II. Berlin. 

Runder! as 8 des Kaiserliohpn GouTerneurs vom 
25. November 1896, betreffend die Abwehr und 
Unterdrückung von Yiehsenchen. D. K.- 
B1. 1897, S. 164. 

- — vom 3. April 1897, betreffend Massregeln 
gegen die Einsohleppung der Beulenpest. 
D. K.-B!. 1897, S. 399. 

Sanatorium in Deutsch - Ostafrika. Afrika 
1897, S. 11, 43, 201. 

Segelhandbnoh fftr die Efiste von Deutsch- 
Ostafrika u. die Insel Zanzibar 1895, Nachtr.-g 
zum, Berichtigungen bis Ende Juni 1897. D. 
Reimer, Berlin 1897. 

Sewa Hadji-Hospital. Siehe Erlass. 

Yerletzungen in Ostafrika. Über die Be- 
handlung von, D. K.-Bl. 1897, S. 140. 

Yiehsenchen. Siehe. Randerlass u. Kooh. 

W e i s 8 b u c h TL 18 S 66. 

Zupitza, Expedition des Dr., zur Erforschnng 
einer unter den Eingeborenen im Gebiet von 
Kisibu herrschenden bösartigen Krankheit. 
D. K.-Bl. 1897, S. 570. 



5. Mission. 

Afrika-Bote. 3. Jahrg. 1897. Siehe Inh.- 
Yerz. d. einz. Hefte. 

Afrikanische Missionen, Über Afrika und, 
Evangel. Luther. Miss.-B!. 1897, Inh.-Yerz. 

S. Yin. 

Afrikaverein, Evangelischer, D. K.-Bl. 

1897, 8. 199, 467. 
A 1 f n s , Bericht des P. &ber die neue katholische 

Missionsstation in Uhehe. D. K.-Bl. 1897, 

S. 326. 
Algerische Väter. Siehe Weisse Y&ter. 
Annales Apostoliques, des Miss, du Saint- 

Esprit et du Saint-Cceur de Marie, Paris 1897. 

Siehe Inh.-Yerz. S. 358 ff. 
Antonius-Mission, Bericht des P. van der 

Bürgt über die, in Usigi-Urundi. D. K.-Bl. 

1897, 8 665. 
Apostolische Fräfektur Sfid-Zansibar. 

(St. Benedürtus-Miss.-Genoss. St. Ottilien — 

Missions-Blätter, II!. Ztschr.) D. Kol.-Ka!. 

1897, 8. 128. 

— — Erweiterung des Propagandagebiets. D. 
K.-Bl. 1897, S. 572; Miss.-Blätter St. Ottilien 
1897, S. 275. 

— — Siehe auch Benediktus-Missionsgenossen- 
schaft. 

Apostel. Yicariat Nord-Sansibar. (Yäter 
V. Heil. Geist. — Annales Apostoliques Paris). 
D. Kol.-Kal. 1897, S. 127. 

Apostolische Yicariute Unyanyembe, 
Süd-Nyanza, Tanganyika. (Weisse Yäter 
— Afrika-Bote, Trier.) D. Kol.-Kal. 1897, 
S. 129. 



— von Unyanyembe. Berioht ftber die Stationen 
und die Th&tigkeit der Missionare in Ostafrika. 
D. K.-Bl. 1897, S. 105. 

— Bericht des Bischofs Gerboin ftber die 
christlichen Ehen seiner Mission. Ebenda S. 491. 

BenedikLus-Missionsgenossenschaft St. 
Ottilien in Ostafrika. D. K.-Bl. 1897, S. 71. 

— Abreise der PP. Alphons und Ambrosius von 
Dar-es-Saläm nach dem Innern. D. K.-BI. 
1897, S. 73. 

— Tod des Missionars Meyer. D. K.-Bl. 1897. 
S. 108. 

— Anlage von Stationen in Uhehe. D. K.-Bl. 
1897, S. 187, 267. 

— Ernennung des P. Ildefons Schober zum 
Generalsnperior. O. K.-BI. 1897, S. 108. 

— Berichte von den Missionsstationen in Ost- 
afrika (Dar-es-Salftm — Kolasini. D. K.- 
Bl. 1897, S. 386. 

— Aussendung von zwei Patres nach Ostafrika; 
Grundsteinlegung der St. Josephskirohe in Dar- 
es-Salftm; Rftckkehr einiger Schwestern und 
Brüder. D. K.-Bl. 1897, S. 389. 

— Übergabe eines Stftok Landes an die, seitens 
der Kaiserlichen Regierung in Dar-ea-Salära. 
D. K.-B!. 1897, S. 572. 

— , Thfttigkeit der, in der apostolischen Prä- 
fektur Sftd-Sansibar vom 1. Juli 1896 bis dahin 

1897. D. K.-BI. 1897, S. 604. 

— Siehe auch Apostel. Präfektur Sftd-Ransibar. 

Berliner evangelische Missionsgesell- 
schaft (Berlin I) siehe Gesellschaft sur Be- 
förderung der evangelischen Mission unter den 
Heiden. 

Berliner Miss. -Berichte. Heransgeb. v. 

Miss.-Dir. Gensichen. Yerlag d. Missionshauses. 

Berlin 1897. 
Brftdergemeine. Berioht des Missionars Th. 

Meyer aus Rungne. D. K.-Bl. 1897, S. 136. 

— Die ersten Täuflinge auf der Station Rnngne. 
D. K.-BI. 1897, S. £44. 

— Aus dem Jahresbericht für 1896/97. D. K.- 
Bl. 1897, S. 672. 

— . Miss.-Bl. aus der, Herrnhnt 1897. Siehe 
Inh.-Yerz. 

— (Miss.-Bl. a. d. Brftderg.) D. Kol.-Kal. 1897, 
S. 121. 

Bunk, Miss. Eine Untersnchungsreise in das 
Land der Wahehe. Berl. Miss.-Ber. 1897, 
S. 741; 1898, S. 44. 

Bürgt, Pat. V. d. Missionsreise. (Fortsetsung). 
Gott will es. 1897, S. 28 ff. 

Dar-es-Saläro, Aus, Miss.-Blätter 1897, Siehe 
Inh.-Yerz. II, 2 a. 

Denkschrift, betr. d. Entwickelung n. s. w 
Drucks-inhpn des Reichstages No. 94, 9. Leg.- 
Perd. Y. Sess. . 1897/98 u. B!g. z. D. K.-Bl. 

1898, S. 97; Weissbuch Tl. 18,. 8. 96. 
Dschagga-Mission, Stationen n. Missions- 

arbeiter. Evangel.-Luther. Missionsblatt Leipzig 
1897. 1 Madsohame, 2 Mamba, 3 Mosohi. Inh.- 
Yerz. S. Y, VII. 
Evangelisch - Lutherische Mission zu 
Leipzig. (Evgl.-Luth. Miss.-Bl.) D. Kol.-Kal. 
1897. S. 124. 

— — siehe Leipziger Missionsgesellschaft. 
Evansfclisch - Lutherisches Missionsblatt 

1897. Ffir die evangel.-luther. Miss, zu Leipzig. 
Siehe Inh.-Yerz. 8. Y. 
ETangelische Missionsgesellschaft für 
Deutsch-Ostafrika (Berlin lU). Fortschritte 
derselben in Ostafrika. D. K.-Bl. 1897, S. 
71, 826. 

— — Erkrankung des Missionars Maas. D. 
K.-B1. 1897, 8. 197. 

— , Berioht ftber die im März 1897 abgehaltene 
Hauptversammlung der, D. K.-Bl. 1897, 8. 286. 

— — Bericht ftber die Konferenz der Mit- 
glieder der, zu Dar-es-Salam. D. K.-Bl. 1897, 
S. 637. 
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— — Übernahme der Gesoh&fte eines Missions- 
inspeHoTs an Stelle dee MisBionsinspektors 
Fastor Winkelmann durch den Missions- 
geistliohen Döring. D. K-B1. 1897, S. 723. 

— — f&r Dentsoh-OstHfrilta. (Naohrichten ans 
d. Oetafr. Miss.) D. Eol.-Kal. 1897, S. 119. 

Gesellschaft znr Beförderung der evan- 
gelischen Mission unter den Heiden (anch 
genannt Berliner evangelische Missionsgeüell- 
Schaft Berlin I). Gründung der Station in 
Bulagoa. D. K.-Bl. 1897, S. 6. 

— — Tod des Missionars Griegnszies. D. 
K.-B1. 1897, S. 104. 

— — Ernennung des Pastors Sauberzweig 
zum MissionsinspeVtor. D. K.-BI. 1897, 
S. 187. 

— — Die ersten evangelischen T&uflinge im 
Kondeland. D. K.-BI. 1897, S. 292. 

— — Aufnahme neuer Christen in IVombe und 
Muakareri. D. K.-Bl. 1897. S. 544. 

— — BQckkehr der Missionare Na nhans und 
Schumann ans Ostafrika. D. K.-B]. 1897, 
S. 572. 

— — (Berl. Mi88.-Ber.) D. Kol.-Kal. 1897. 
S. 123. 

Gott ^ill es! 9. Jahrg. 1897, Inh.-Yerz. II. 
Hartmann, Brief d. P. Maurus, ans Dar-es- 

Salän. Eche ans Afrika 1897. S. 36, 66. 
Jahresbericht Aber die Thätigkeit d. St. 

Benediktas-Miss.-Gesell. i. d. apost. Präf. S&d 

Sansibar. Echo a. Afrika 1897, S. 125. 
Johannssen, Frau Miss. Erste Missionserfolgo 

unter den Frauen der Wasohambaa in Nord- 

Usambara. Allgem. Miss.-Ztschr 1897. Beibl. 

S. 11. 
Kilimandscharo, Aufhebung der Vereinbarung 

mit d. Katholiken fiber d. Besetznng des, Evangel. 

Lntber. Miss.-Bl. 1897, S. 102; ZWeite Kon- 
ferenz uns. Missionare auf dem,. Ebenda 

S. 883. 
Kingalande, Miss. im. Berl. Miss.-Ber. 1397, 

S. 336. Siehe anch Merensky. 
Kirchenmission, Stationen der, in Ostaflrika. 

D. K.-B1. 1897, S. 104. 
Kondelande, Mission im. Berl. Miss.-Ber. 1897, 

S. 349. Siehe auch Merensky. 
Kreuz n. Schirert u. s. w. Jahrg. 6, 1897. 

Siehe Inh.-Yerz. d. Nrn. 
Leipziger Missionsgesellschaft. Grfin- 

dung neuer Stationen. D. K.-Bl. 1897, S. 6. 
Londoner Mission, (London Missionary 

Society). Übergang der von der, gegrfindeten 

Station ürambo an die Brndergemeine. D. 

K.-Bl. 1897, S. 197, 237. Siehe Urambo. 
Lnknledi, Ans. Miss.-Bl&tter St. Ottilien 

1897. Siehe Inh.-Yerz. II, 2b. 
Myangao, Chronik von, Miss.-Blätter St. Ottilien 

1897. Siehe Inh.-Yerz. II, 2 c. 
Merensky, A. Nachrichten aus dem Kondeland. 

I. Beisen n. Reiseberichte. II. Tageb&cher der 

einzel. Stat. im Konde- n. Kingslande. Berl. 

Miss.-Ber. 1897, S. 196 ff, 

— Die Ermordung der Leipziger Missionare am 
Mern-Berge (Ovir n. Segebrock.) Der Miss.- 
Freund. Berlin 1897, S. 19. 

Missionaires 'd^Afriqne d'Alger (Pöres 
hiancs) siehe Weisse Yäter. 

Missionen der Weissen Yäter in Deutsch- 
Ostafrika, Die, Die Eathol. Miss. 1897, S. 49; 
1. Apost. Yie. Süd-NyansaS. 50; 2. Apost. 
Yic. Unyanyembe S. 51. 3. Apost. Yic. 
Tanganyika S. 80 m. K. S. 201. 

Missionskonferenz, Jährliche, in Kiss e- 
rawe. D. K.-Bl. 1897, S. 6. 

Missionsthätigkeit i. d. deut. Schutzgebieten. 
Ostafrika. Miss.-Bl&tter 1897, S. 5'.). 

Missions-Blätter. Hl. Zeitsch. f. d. katho- 
lische Yolk. Organ d. St. Benediktus-Genossen- 
sohaft f. ausländ. Missionen z. St. Oltilien. 
(Post Tfirkenfeld.) 1. Jahrg. 1897. 



Nachrichten aus der Ostafrik. Mission. Im 
Auftrage der evg. Miss.-Gesell. f. Deutsch-Ost- 
afrika. Herausgeb. v. A. Winkelmann. Jahrg. 
11 1897. Berlin. Siehe Inh.-Yerz. 

Nyanza. Neue Gründungen u. Fortkchritte. 
Die Kath. Miss. 1897, S. 142. 

Ovir, Miss, f- Siehe Merensky. 

— u. Segebrock, Ermordung der Miss, am 
Meru. EvHugel. Luth. Miss.-BI. 1897, S. 12. 
Strafezped. nach dem Meru. S. 56, 120. 

Bichter. J. Missionsrundschau. Allgem. Miss.- 
Ztschr. 1897, S. 485, 528. 

Schule, Errichtung einer, in ^ega (Bezirks- 
amt Tanga.) D. K.-Bl. 1897, S. 265. 

— Leistungen der Regiernngssehnle in Baga- 
moyo. D. K.-Bl. 1897, S. 814. 

Segebrock, Miss. -]- Siehe Merensky. 

— u. Ovir, t der Miss. Die evangel. Miss. 
1897, S. 42; D. K.-BI. 1897, S 42^ 

Stationen d. Weissen Yäter in Äquatorial- n. 
Deutsch-Ostafrika. Echo a. Afrika 1897, S. 53. 

Sfkd-Sansibar, Mission von. Die Kath. Miss. 
1897, S. 178. 

Tanganyika. Die Kath. Miss. 1897, S. 80, 223. 

Tropenharmonium. Das Walhomsche trag- 
bare. D. K.-Bl. 1897. S. 298. 

Unsere afrikanische Mission. Allgem. 
Evangel.-Luther. Miss.-Bl. Leipzig 1897. Inh.- 
Yerz. S. Y. 

Unyanyembe. Die Kath.-Miss. 1897, S. 42, 51. 

Urambo, Übernahme der Miss, auf die Brüder- 
gemeine. Monots-Bl. d. Brüdergemeine 1897, 
2. Beibl. zu No. II. 

Urundi, Siehe Weisse Yäter. 

Yäter Tom Heiligen Gel st (Steyler Mission). 
Grundsteinlegung einer neuen Kathedrale in 
Sansibar. D. K.-Bl. 1897, S. 239. 

— Ernennung des P. Allgeyer zum aposto- 
lischen Yikar für Deutsch-Afrika. D. K.-Bl. 
1897, S. 292. 

— Ernennung des P. Adam zum apostolischen 
Yikar von Gabun. D. K.-Bl. 1897, S. 292. 

— Gründung einer Niederlassung in Tanga. 
D. K.-Bl. 1897, S. 544. 

— Ernennung des P. Schneider als Leiter 
des Waisenhauses in Bagamoyo an Stelle des 
sein Amt niederlegenden P. Baur. D. K.-Bl. 
1897, S. 607. 

— Zahl der Missionare und Stationen während 
ihres fünfzigjährigen Bestehens. D. K.-Bl. 
1897, S. 666. 

Yerzeichnis d. Missionare u. Stationen d. 
Berl. Mission. Jahresbericht. Berl. Miss.-Ber. 
1897, S. 879. 

— — d. Brüdergemeine. Jahresbericht 1896/97, 
S. 51. 

Wakamba-Mission. Stationen u. Missions- 
arbeiter. Evangel.-Luther. Missionsblatt Leipzig 
1897, 1 Jimba, 2 Mbungu, 3 Ikutba. Inh.- 
Yerz. S. Y, YIL 

W e i s 8 b u c h Tl. 18 S. 96. 

Weisse Yäter. Bericht des Stationschefs 
B a m 8 a y über deren Thätigkeit am Tanganyika. 
D. K.-Bl. 1897, S. 69. 

— Bericht über die Thätigkeit derselben in 
Ostafrika. D. K.-B1. 1897, S. 71. 

— Über die Gründung einer neuen Mission der- 
selben in Urundi. D. K. Bl. 1897, S. 106. 

— Über das apostolische Yikariat Nyassa. D. 
K.-Bl. 1897, S. 197. 

— Bericht über die Mission der, in Aquatorial- 
Afrika. D. K.-Bl. 1897. S. 237. 

— Yon den Stationen 3t. Peter und Paul 
von Kala in Ostafrika. D. K.-Bl. 1897, S. 238. 

— Tod einiger Missionsbischöfe. D. K.-Bl. 
1897, S. 292. 

— Ausrüstung einer neuen Missionskarawane 
nach Afrika. D. K.-Bl. 1897, S. 667. 

— Tod des P. Loonns. D. K.-Bl. 1897, S. 667. 
Siehe Missionen d. Weissen Yäter. 
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6. Anthropologie. Ethnographie. 
Sprachen. 

Arning, W. Die Wahehe. (Sohlnss.) M. a. d. 

> Seh. 1897, S. 46. 

Beschneidnngs frage. Die, Evangel.-Lnther. 
Mi8S.-Bl. 1897, S. 252, 889. 

Cleve, G. L. Beitr&ge zur Logik d. Sprache 
hei den Wa-Snaheli u. Wa-Zaramo in D.-O.-A. 
Ztschr. f. Afrika n. Ocean-Spr. III, 1897, S. 272. 

Ethnographisohe Sammlnng des Liente- 
nants Kollmann für das Mnsenm ffir Natur- 
kunde in Berlin. D. K.-BI. 1897, S. 466. 

Fassmann, Itfiss. Beantwortung einiger die 
Herstellung einer Kidsohagga-Litterutar betref- 
fenden Fragen. EvangeL-Luther. Misu.-Bl. 1897, 
S. 117, 186. 

Glauning, Bericht des Prenierlientenants, 
aber den Stamm der Wangomvia. D. K.-Bl. 
1897, S. 466. 

Kaiserlied, Ein Ostafrikan. Nachr. a. d. Ost- 
afr. Uiss. 1897, S. 180. Sielie Zache. 

Kolb, Dr. G. Spuren alter KnltarvClker in Ost- 
afrika. XIX. Jahresb. d. Yer. f. Brdk. Metz 
1897. Als Sep.-Abdr. ersoh. 

Marungn-Mann. Siehe Udjidji. 

Mbwari. Siehe üdjidji. 

Mdjidji. Siehe üdjidji. 

Hrnndi-Fran. Siehe Udjidji. 

Mtnssi-Sch&del. Siehe Udjidji. 

Mwinsa-Leute. Siehe Udjidji. 

Ovir, E. Miss, f Mirchen u. K&tsel der Wamii- 
dschame. Ztschr. f. afr. u. ocean. Spr. III 
1897, 8. 65. 

Seidel, A. u. Miss. Maas, Beitr&ge zur Kennt- 
nis des Ei-Zaramo i. D. O.-A. Ztschr. f. afr. u. 
ocean. Spr. III 1897, S. 811. 

Ujiji-Udjidji. Anthropologie von Einge- 
borenen. Kopf- u. Körpermasse. Ztschr. f. 
Ethnol. Berlin 1897. Verb. S. (410 flf), (561ff.). 

Vivell, F. C61. Musik n. Gesang der Neger 
in der apost. Pr&f. SDd-Sansibar. Hiss.-Blätter 
1897, S. 69. 

Worms, A. Miss. Grundzftge der Grammatik 
des Ki-Zaramo in D. O.-A. Ztschr. f. afr. u. ocean. 
Spr. in 1897, S. 289. Sep.-Abdr. 

Zache, B. Das Eaiserlied, verf. v. Mwallimu 
Mbaraka zu Dar-es-Sal&m. Herausgeb. u. frei 
dbersetst Ton, Ztschr. f. afr. n. ocean. Spr. 
in 1897, S. 137. D. Reimer, Berlin 1897. Als 
Sep.-Abdr. ersch. 

— Beitrfige cur Suahili-Litteratur. Ztschr. f. 
afr. u. ocean. Spr. Hl 1897, S. 131, 250. 



7. Araherfrage. Sklavenhandel. 

Abs chaffung, Die, der Sklaverei in Sansibar. 
D. K.-Z. 1897, S. 21i. 

Bek&mpfungd. Sklavenhandels. Denk- 
schrift, betr. Entwickelung u. s. w. u. Big. 

c. D. K.-B1. 1898, S. 108; Weissbuch Tl. 18, 
S. 107. 

Kreuz u. Schwert u. s. w. Jahrg. 5, 1897. 

Siehe Inh.-Yerz. d. Nrn. 
Lntindiberge, Von der Sklavenfreist&tte 

d. evangel. Afrika-Yer. auf dem. D. K.-Bl. 
1897, S. 199; Afrika 1897, S. 71. 

Sklavenfreist&tte in Usambara. Afrika. 
1897, S. 11, 71, 132, 328. 



8. Karten. 

Brard, Pater, Das S&dufer des Yictoria- 
Nyansa. 1 : 750 000. F. M. 1897, Tfl. 7. Be- 
merk, dazu S. 77. 

Kiepert, Dr. R. Karte von Deutsch-Ostafrika. 
1:300 000. Bl. D. lY Kilimatinde; C. Y. 
Massai-Ebene ; D. Yl Dar^es-Salftm. D. Reimer, 
Berlin 1897. 



— u. M. M i s e I. Reise von der Mbampa-Bai 
am Nyassa-See nach Kisswere am Ind. Ocean. 
Nach dem Tageb. des Geol. L i e d e r. 1 : 800 000. 
M. a. d. Soh. 1897, Karte 1. Bemerk, dazu 
S. 142. 

— — Neue Aufnahmen von Fater Capus u. Lt. 
V. Wulffen in Unyarawesi 1:300000. M. a. 
d. Soh. 1897, Karte 4. Bemerk, dazu S. 234 

Mafia-Kanal. Nachbrit.Adm -Kart. 1:150000 

(Seek. der deutschen Adm. No. 128.) In Kom. 

b. D. Reimer. Berlin 1897. 
Missionen der WeissenYftterin Äqua- 
torial- Afrika 1:8000000. Die Kath. Miss. 

1897, S. 201. 
M i 8 e 1 , M. Übersicht der Routen des Pr.-Li 

Glauning in Ussi^ara, Uhehe, Ubena u. üssangu. 

1:760000. Y. A. B.-Gh. 1897/98. 
Flau von Dar-es-Saläm. Miss.-Bl&tter 

1897, S. 77. Bemerk, ebenda. 
Rufigi bis Lindi-Bucht. Nach brit. 

Adm.-Kart. 1:300000. (Seek. d. deutschen 

Adm. No. 130.) In Kom. b. D. Reimer, Berlin. 

1897. 
Sohdller, Dr. M. Reiseweg des Herrn, in 

Ost- Afrika. 1:2700000, Y. A. B-Ch. 1897/93, 

S. 233. 
Stahlmann, Dr. F. Das deutsch-portugie- 
sische Grenzgebiet an der Ruvumamfindung. 

1 : 100000 M. a. d. Seh. 1897, Karte 2. Bemerk. 

dazu S. 189. 
Triloff, F. Herm Die Schambalai oder 

West-Usambnra. 1 : 200 000. F. M. 1897, Tfl. 
. 20. Bemerk, dazu S. 289. 
Übersichtskarte von Deutsch-Ostafrika. 

1 : 6 300 000. Miss.-Bifttter 1897, S. 47. 
Usambara, Skizze des Fflanzungsgebietes von. 

1:600000. Y. A. B.-Ch. 1897/98, S. 134. 
ZansibiTr -Kanal. Nach brit. Adm.-Kari 

Nördl. Teil 1:150000. (Seek. d. deutschen 

Adm. No. 126.) Sfldl. Teil 1:150 000. (Seek. 

d. deutschen Adm. No. 127.) In Kom. bei D. 

Reimer, Berlin 1897. 



Kaiser Wilhelmsland (Nen- 
Guinea) u. Bismarek-Archipel. 

1. Abgrenzungen. Amtliches. Gesetze. 

BechtsYerhältnisse. Verfügungen. 

Verordnungen. Verträge. 

Besirkseinteilung, Schntztruppe. Stat. 
Jahrb. XYm. 1897, S. 202, 203; D. Kol-Kal. 
1897. S. 186. 

Hagen, v. Zur Ermordung des Landeshaupt- 
manns, nach einem Bericht der Schwester Au- 
guste Herzer. D.K.-B1. 1897, S. 664; Rhein. Miss.- 
Ber. Barmen J897, S. 372. 

Ha hl, Dr. Über die Rechtsanschauungen d. 
Eingeb. eines Teils d. Blanohebucht n. d. 
Innern d. Gazelle-Halbinsel. N. K. W. L. 1897, 
S. 68. 

Hayn, Dr. Yermessuugsarbeiten Sr. M. S. 
„Möwe" an den K&sten von Kaiser Wilhelmsland, 
Neu-Fommern u. Neu-Mecklenburg. Y. 6. E. 
Berlin 1897, S. 147. N. K. W. L. 1896, 8. 61. 

M e n d e , R. Zur Übernahme der Yerwaltung des 
Schutzgeb. von Neu-Guinea durch das Reich. 
K. J. 1897. 

Nachrichten fiber Kaiser Wilhelmsland u. den 
Bismarek-Archipel. Herausgeb. im Auftrage 
der Neu-Guiuea-Compaguie. Jahrg. Xin 1897. 
A. Asher ft Co., Berlin 1897. 

Nachrichten a. d. Schutzgebiet. N. K. W. 
L 1897, S. 18. 

Fersonalien. Yerftnderungen. N. K. W. L. 
1897, S. 13, 15. 
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Beohtspflege. Ernennung von Beisitsem bei 
dem Kuserlicben Geriolit zu HerbertahSh fflr 
das Jtthr 1897, D. K.-Bl. 1897, S. 127; Über- 
sicht der bei dem Stationsgericbt zu Herberts- 
böh im Jahre 1896 anhängig gewesenen Sachen. 
Ebenda S. 258; Übersicht der gerichtlichen 
Gesohftfte w&hrend des Jahres 1896. Bismarok- 
Arehipel nnd Salomonsinseln. Ebenda S. 259. 

— AUerhdehste Verordnung vom 15. Oktober 1S97, 
betreffend die Gerichtsbarkeit der Nen-Gninea- 
Eompagnie Über die Eingeborenen ihres Sohnts- 
gebiets. D. K.-Bl. 1897, 8. 631. 

RechtsTerh&ltnisse a. Eeohtsansohannngen. 
Siehe Hahl. 

8chntserkl&rnng,Begrensnng, Fl&ehen- 
inhali. D. Eol.-Eal. 1897, S. 184. 

Yerhandlnngen mit dem Eeich wegen Über- 
nahme der Landeshoheit. N. E. W. L. 1897, 
8. 18; D. K..Z. 1897, Big. sa No. 15. 

Yerordnang des kommissarisehen Landeshaupt- 
manns Tom 1. Jnoi 1897, betreffend die öffhniig 
der Bhede yon Stephansort fftr den Ans- 
landsT«rkehr. D. E.-BI. 1897, 8.485; N.E.W.L. 
1897, a 1. 

— des Kaiserlichen Landeshauptmanns Tom 
4. September 1896, betreffend Verbot des 
Waffengebens an eingeborene Arbeiter. D. 
K.-B1. 1897, 8. 688. 

— betr. die Ffthrung von Feuerwaffen und Muni- 
tion auf Booten. N. K. W. L. 1897, 8. 1. 

— betr. die Gerichtsbarkeit d. Neu-Gninea- 
Comp. Über die Eingebor, d. Schntsgeb. K. K. 
W. L. 1897. 8. 11. 

Vertrag «wischen dem Deut. Beioh und den 
Niederlanden fiber die Auslieferung der Ver- 
brecher swischen den Deut. Sohutsgebieten, 
sowie den sonst von Deutsehland abh&ngigen 
Geb. u. d. Geb. der Niederlande sowie d. 
Niederl. Kolon, n. ausw. Besitz. Vom 21. Sept. 
1897, R.-G.-B1. 1897, S. 747. 



2. Erforschungen. Fauna. Flora. 
Landeskunde. Reisen. 

Afrikafonds, Verwendung des. Denkschrift 

u. s. w. u. Blge. I. D. K.-B1. 1898, & 146, 154, 

156; Weissbuoh Tl. 18, 8. 144, 153, 155. 
Astronomische Ortsbestimmungen im 

denteehen Sohulzgebiet der Sfldsee. Ausgef. 

von Dr. fiayn im Auftrag d. Reiohs-Marine- 

Amtes. Berlin 1897. 
Berlinhafen. N. K. W. L. 1897, 8. 22. 
Ehlers, Ermordung des Forsehnngsreisenden. 

D. K.-B1. 1897, 8. 467, 663. 
Friedrich Wilhelmshafen. N. K. W. L. 

1897, 8. 16. 
Geographisches fiber Kaiser- Wilhelmsland. 

Globus 1897, 71 8. 231. 
Greffrath, H. Fortschritte der geograph. 

Forschungen und Beisen im Jahre 1896. Deut. 

Kundsch. f. Geog. u. Stat. XIX. 1897, 8. 454. 
Herbertshöhe. N. E. W. L. 1897, 8. 24. 
Kubary f. D. K.-BI 1897, 8. 144; Ztsch. f. 

Ethnolog. Berlin 1897, Verh. 8. (84), 
Lauterbach, Dr. Bericht fiber den Abschluss 

der Kaiser Wilhelmsland-Expedition. D. K.-B1. 

1897, 8. 4. 

— Bericht fiber die Kaiser Wilhelmsland-Exped. 
i. J. 1896. V. G. E. Berlin 1897, 8. 51 m. K. 
Tfl. 1 ; P. M. 1897, 8. 47. 

— Die Erfolge der Expedition in Kaiser Wil- 
helmsland. Globus 1897, 71 8. 49. 

Haty- nicht Hatty-Insel. Internat. Ar- 
chiv f. Ethnolog. X. 1897, 8. 70. 

Matty -Insel. N. K. W. L. 1897, 8. 58; Mitt. 
Qeog. Gesell. Wien 1897, 8. 135. 

Nachrichten ftber Kaiser Wilhelms - 
land und den Bismarok-Archipel. 
Xin. 1897. 



Neu-Pommern. N. K. W. L. 1897, 8. 56. 

Ralnm. Errichtung einer loologisohen Station 
in der Sfidsee durch Professor Dahl und Plan- 
tagenbesitier Parkinson. D. K.-B1. 1897, 
8. 728; V. G. E. Berlin 1897, 8. 147; N. K. W. L. 

1896, 8. 60. 

Bamu, Eine neue Expedition cur Erforschung 
des. V. G E. Berlin 1897, 8. 481. 

— - Expedition von E. Tappenbeck. N. K. W. L. 

1897, 8. 62. 

— Strom, Neue Exped. zur Erforschung des. 
Globus 1897, 72 8. 892. 

Bfidiger, H. Korr.-Kpt. Der Hfion-Golf im 

Sftdosten von Kaiser Wilhelmsland, V. G. E. 

Beriin 1897, 8. 280 m. K. Tfl. 7. 
Schnee, Dr. med. Friedrich Wilhelmshafen. 

Eine Plauderei Unter dem rot. Kreuz 1897, 

8. 35, 44, 52. 

— Skiisen aus der Astrolabe-Bay. unter d. rot. 
Kreus 1897, 8. 78, 82. 

Schleinits, Frh. ▼. Begleitworte eur Kurte 
des Östlichen Teils der Insel Neu-Pommern. 
Z. G. E. Beriin 1897, 8. 849 m. K. TH. 11. 

Schumann, K. Plantae Dahlianae aus Nen- 
pommem. Notixbl. d. Kgl. bot Gart. Bd. L 
1896, 8. 206. 

Seidel, A. Vortrag zu den Lichtbildern der 
Sfidsee. Im Auftrage d. D. Kol.-Ges. verfasst. 
Beriin 1897. 

Sendung Boologiseher Gegenstände aus 
Neupommem. D. K.-Bl. 1897, 8. 267. 

Shortlandinsein. N. K. W. L. 1897. 8.56. 

Spediiione tedesca ttella NuoTa Guinea, La. 
BoU. soc. geog. itaL Roma 1897, p. 56; Aus 
all. Weltt. 1897. 8. 205. 

Stutionen, Nachrichten von den einseinen, des 
Schutsgebietes. D. K.-B1. 1897. Friedrich 
Wilhelmshafen S. 170; Stephansort 
S 171; Konstantinhafen 8. 172; Her- 
bertshöhe 8. 172, 

Stephansort. N. K. W. L. 1897, 8. 17. 

Strants, ▼. Die deutschen Schutzgeb. b. Be- 
ginn d. Jahr. 1897. Österr.-Monatsch. f. d. 
Orient. 1897, S. 27, 83. 

Sfidostkfiste r. Kaiser Wilhelmsland. N. E. 
W. L. 1897, 8. 57. 

Tappenbeck, E. Kaiser Wilhelmsland-Exped. 
D. K.-Z. 1897, Big. SU No. 2, Big. su 
No. 10. 

— Stephansort und Erima. D. K,-Z. 1897, S. 256, 
340, 869, 425. 

Verzeichnis der nunmehr endgftltig bezeich- 
neten geogr. Positionen der astron. Beobach- 
tungspfeiler in der Sfidsee sowie der sich hieran 
anschliessenden Punkte in den bis jetzt ver- 
messenen Gebieten. M. a. d. Seh. 1897, 8. 191. 



3. Handel. Schifffalirt. Statistik. 
Verkehr. Wirtschaftliches. 

Astrolabe-Compagnie, Die. D. Kol.-KaI. 
1897, 8. 48. 

— Verschmelzung der, mit der Neu-Guinea-Comp. 
N. K. W. L. 1897, 8. 12, 13 ; D. K.-Bl. 1897, 
8. 170. 

Berlinhafen. N. K. W. L. 1897, 8. 22. 
Bevölkerung. N. K. W. L. 1897, 8. 51. 

— im Bismarck-Archipel nach Massgabe des 
Wohnsitzes am 31. Dezember 1896. D. K.-BI. 
1897 8 289 

Friedlich Wilhelmshafen. N. K. W. L. 
1897, 8. 16. 

Gemfise, Europ&ische, in Kaiser Wilhelms- 
land. Trop. L 1897, 8. 173. 

Hafenordnung. In Erg&nz. d. Polizei- Verordg. 
T. 18. Dez. 1889. N. K. W. L. 1897, S. 2. 

Handel Deutschlands mit dem Schutzgebiet in 
den Jahren 1894 und 1895. D. K.-Bl. 1897, 
8. 51. 
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— des dent. Zollgebieteg mit den Sohutzgeb. 
Stat. Jahrb. XVIII. 1897» 8. 205 ; D. Kol.-Kal. 
1897, 8. 208. 

— u. Yerlcehr im Schatzgebiet ffir die Zeit 
vom 1. April 1895 bis 81. Milrz 1896. D. E.-B1. 

1897, S. 172 : N. K. W. L. 1897, S. 45. 

— Q. Schiffahrt üamburgs. Einfuhr 1897, 
S. II, 62 ; Ausfuhr 1897, 8. HI, 74 ; D. K.-Bl. 

1898, 8. 671, 574. 
Hauptniederlassungen, Fostanstalten. 

Stat. Jahrb. XVIII. 1897, 8. 208; D. Kol.-Kal. 

1897 8. 191. 
Herbertshöhe. N. K. W. L. 1897. 8. 24. 
Lauterbach, Dr. C. Landbau der Bingeb v. 

Kaiser Wilhelmsland u. ihre hauptsächlichsten 

Kulturpflanzen, ro. Abbild. Trop. 1. 1897, 8. 123. 

— Die Aussichten ffir Flantagenkultur in Kaiser 
Wilhelmsland. m. Abbild. Trop. 1. 1897, 8. 155. 

Meinecke, G. Die Aussichten ffir den An- 
siedler u. 8. w. D. Kol.-Kal. 1897, 8. 166. 

Nachrichten fiber Kaiser Wilhelmsland 
u. d. Bismarok-Archipel. Xllf. 1897. 

Neu-Quinea-Compagnie, Die. D. Kol.-Kal. 
1897. 8. 87 ; D. K.-Z. 1897, 8. 2. 

— u. Astrolabe-Compagnie, Vereinigung 
der Verwaltungen der. D. K.-Bl. 1897, 8. 170; 
N. K. W. L. 1897, 8. 12, 13. 

Neu-Gu inea-Nutzholz, Verwendung von, 

in der Möbelindustrie. D. K.-Bl. 1897, 8. 178. 
Pflanzungen im Bismarckarchipel. 

Trop. I. 1897, 8. 254. 
Flantagenkultur, Über die Aussichten 

der, in Kaiser Wilhelmsland. D. K-Bl. 1897, 

8. 446. Siehe Lauterbach. 
Flantagenland, Neuentdecktei), im Innern 

Neu-Guineas. Trop. L 1897. 8. 11 ; V. G. E. 

Berlin 1897, 8. 51. 
Folizeiverordnung des Kaiserlichen Kom- 
missars vom 13. Dezember 1889, betreffend 

Ordnung des Verkehrs in den H&fen 

des Schutzgebietes nebst Hafenordnung 

Tom 17. September 1897, D. E.-B1. 1897, 

8. 688. 
Fest. Einrichtung eines Fostanweisungsverkehrs 

zwischen Deutsch-Neu-Gninea und den Straits 

Settlements. D. K.-B1. 1897. 8. 272. 
Fostanstalten. Stat. Jahrb. XVIII 1897 

S. 208; D. Kol-Kal 1897 S. 191, 
Fostbestimmungen u. s. w. D. Kol.-Kal. 

1897, 8. 171 ff. 
Fest- und Telegraphendienst in Neu- 

Guinea. D. K.-Bl. 1897, S. 53. 
Schiff fahrt. N. K. W. L. 1897, 8. 41. 
Schiffsverkehr zwischen Australien und den 

Inseln der Sfldsee. D. K.-Bl. 1897, 8. 14, 44, 

145. 
Sklavenjagd in den deut. Kolonieen d. Sftdsee 

u. Sklavenwirtschaft in Australien. Export 

1897, 8. 544. 
Spezial-Über sieht der Einfuhr, Ausfuhr n. 

unmittelbaren Durchfuhr von Waaren i. J. 1896. 

Stat. d. D. R. N. F. Bd. 91, 8. 509. 
Stephansort. N. K. W. L. 1897, S. 17. 
Tabak von Neuguinea. Trop. I 1897, 8. 174. 
Tarwe in Duitsch-Niew-Guinea. Ind. Uerc. 

Amsterdam 1897, p. 642. 
Verordnung, betr. den Betrieb d. Bergbaues 

auf Edelmetalle u. Edelsteine i. Schutzgeb. d. 

Neu-Guin. Cnmp. N. K. W. L. 1897, 8 3. 

— beir. die Öffnung d. Bhede von Stephansort 
ffir den Auslandverkehr. N. K. W. L. 1897, 
8. 1 : D. K.-BI. 1897, 8. 485 ; D. H. A. 1897 I, 
S. 572. 



•1. Geologie. Hydrographie. Hygiene. 
Klimatologie Meteorologie. 

Angriffs-H a-f e n. Siehe Segelanweisung. 
Berlin-Hafen. Siehe Segelan Weisung. 



Dahl. Über die klimatischen u. biologischen 
Verhftltnisse d. Bismarck-Arch. V. G. E. Berlin 
1897, 8. 483 ; Deut. Rund. f. Geog. u. Stat. 
Bd. 20, 8. 91. 

Danneil, Dr. med. Bestellung des, zum Ge- 
sundheitsbeamten ffir die Rhode von Herberts- 
höh. D. K.-B1. 1897, S 127. 

Erdbeben. N. K. W. L. 1897, S. 64. 

Friedrich Wilhelms-Hafen. Siehe Seegel- 
anweisnng. 

Germania- Bucht u. Kfiste vom Angriffs- 
Hafen bis dahin. Siehe Seegelanw. 

Gesundheitsverh&linisse, Klima, Witte- 
rung. N. K. W. L. 1897, S. 26, 29 ff. 

Hydrographische Beobachtungen wäh- 
rend d. Rundreise 8. M. 8. „Falke" im Schutz- 
gebiet. A. d. H. 1897, 8. 321. 

-< — auf den Reisen von M a t u p i nach der 
Icore-Mfindung, Stephansort, dem 
Verroessungsgebiet u. zurfick nach Stephans- 
ort. Ber. 8. M. S. „MÖwe^ Feh.— März 1897, 
A. d. H. 1897, 8. 417. 

Kl im ato logisches. N. K. W. L. 1897, 
S. 58. 

Kreuzfahrten im Kaiser Wilhelmsland und 
Bismarck-Arohipel. Ans dem Reiseber. 8. M. S. 
„Möwe". A. d. H. 1897, 8. 1. 

Lauterbach, Dr. Bericht fiber die Kaiser 
Wilhelmsland-Expedition i. J. 1896. V. G. E. 
Berlin 1897, 8. 67. 

Nauru, Metenroi. Beobach. auf. Meteorol. 
Ztsoh. 1897, 8. 78. Vergl. V. G. E. Berlin 
1897, 8. 201. 

Neumayer, Dr. Bestimmungen der magnet. 
Deklination, ausgeffihrt von S. M. S. „Möwe" 
auf den Salomon-Inseln und N e n - 
Guinea. A. d. H. 1897, S. 308. 

Frinz Heinrich-Hafen. Siehe Seegel- 
anweisung. 

ßegenmessungen. N. K. W. L. 1897, 
8. 62. 

Segelanweisung ffir Friedrich Wilhelms- 
Hafen.. Frinz Heinrich-Hafen, Angriffs- Hafen 
und die Kfiste bis zur Germania-Bucht. Ans 
dem Reiseber. 8. M. 8. „Möwe". A. d. S. 
1897, 8. 153 ff. Ffir Berlin-Hafen ebenda 
8. 513. 

Segelhandbuch ffir den Stillen Ocean. Her- 
ausgegeben von der Deutschen Seewarte. Mit 
1 Atlas von 81 K. L. Friederichsen & Comp. 
Hamburg 1897. 

Wendland, Dr. med. Über das Auftreten der 
Beri-Beri-Krankheit in Kaiser Wilhelmsland. 
(Amtl. Ber.) A. f. S. n. T. H. I 1897, 8. 237. 



5. Mission. 



/ 



Apostolische Fräfektur Kaiser Wil- 
helmsland. (Gesell, d. göttl. Wortes zu 

Steyl.) D. K.-Bl. 1897, 8. 604. 
Austral. Wesleyanisohe Methodisten- 

Miss.-GeBell. N. K. W. L. 1897, 8. 66. 
Berichte d. Rhein. Miss.-Gesell. Barmen 1897, 

S. 99, 196, 372. 
Erdweg, Bericht des F. Josef, fiber die dortige 

Midsion. D. K.-Bl. 1897, S. 492. 
Flierl, Miss. Aus dem Jahresbericht, erstattet 

an den Herrn Landeshauptmann C. v. Hagen. 

Kirchl. Mitt. 1897, 8. 41. 
Gilbert- u. Salomons -Inseln, Errichtung 

eines neuen Vikariats auf den. D. K.-BI. 1897, 

S. 604. 
Grundemann, Ur. R. Bilder aus den Bismarok- 

Inseln. Die evangel. Miss. 1897, 8. 145, 180, 

231, 241, 27.5. 
Jahresbericht (67. 1896) d. Rhein. Miss.-Gesell. 

Barmen 1897, H. Neu-Guinea 8. 73. 
Kathol. Miss. v. Heilige'n Herzen Jesu, 

Die. N. K. W. L. 1897, S. 67. 
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Eirohliohe Mitteilanifeii ans und Aber Nord- 

amerikaf Australien u. Nen-Gninea. üeraasgeb. 

▼on Migs.-Insp. M. Deinzer, Nenendettelsaa. 

29. JahfT. Neue Folge 1897. Beoicsohe Bnch- 

handg. Nördlingen. Siehe Inh.-yerz. 
Krenz n. Sohwert -a. s. w. Jahrg. 6 1897, 

Siehe Inh.-Verz. d. Nrn. 
Enrze, G. Kissionsrnndsohan. AUg. Hiss.- 

Ztach. 1897, S. 131 ff. 
Merensky, A. Die australische Mission auf 

den BismarcV-Tnseln. Ztsohr. f. Ethnolog. 

Berlin 1897, Verh. S: (53j. 
Missionsanstalt von Nenendettelsan 

(Bayern). (Kirchliche Mitteilungen n. s. w) 

D. Kol.-Kal. 1897, S. 120. 
Missionsgesellsohaft vom Heiligen 

Herzen Jesu. Grfindnng eines Missions- 

hanses zu H i 1 1 r n p bei M fi n s t e r für die 

Schutzgebiete der Sftdsee. D. K.-BI. 1897, S. 107. 

— Gründung einer neuen Station auf der 
Gazelle-Halbinsel. D. E.-Bl. 1897, 
S. 572, 607. 

— Bericht ftber die EntwioVelung der Stationen 
auf Nen-Guinea. D. K.-Bl. 1897, S. 666. 

— Tod der Brfider Rieft und Schwester 
Benedict a. D. K.-Bl. 1897, S. 699. 

Missionsth&tigkeit i. d. deutsch. Schutz- 
gebieten. Neu-Guinea. Missions-Bl&tter 1897, 
S. 52. 

Mission 8 wesen. N. K. W. L. 1897, S. 6o. 

Ne u- D e ttelsane T Missionsgesell- 
schaft, Über die Entstehung der Nieder- 
lassungen der, in Neu-Guinea. D. K.-Bl. 1897, 
S. 103. 

— Berichte der, aus Neu-Guinea. D. K.-Bl. 1897, 
S. 137. 

— Tod des Missionars Deinzer. D. K.-Bl. 1897, 
S. 137. 

— Bericht des Missionars Flierl vom Sattel- 
berge. D. K.-B1, 1897, S. 287. 

— Aisssendung des Missionskandidaten Held 
nach Neu-Gninea. D. K.-Bl. 1897, S. 572. 

— Urlaubsreise des Missionars Flierl. D. K.-Bl. 
1897, S. 699. 

Neupommern, Fortschritte. Die kath. Miss. 

1897, S. 70; Erziehnngs- u. Missionsth&tigkeit. 

S. 238. 
Rheinische Mission. D. K.-B1. 1897, S. 236. 

— Abreise der Bräute der Missionare Hanke 
und Helm ich nach Neu-Gninea. D. K.-Bl. 
1897, S. 236. 

— (Barmen). (Berichte der Bhein. Miss.) D. Kol.- 
Kal. 1897, S. 118. 

Salomons-Inseln, Wiederaufnahme der Mis- 
sion. Die kath Miss. 1897, S. 117. 

y ersammlungshauses, Gründung eines, 
durch Eingeborene zur Abhaltung von Gottes- 
dienst. D. K.-Bl. 1897, S. 572. 

Verzeichnis d. Missionare n. Stationen. Jahres- 
bericht (67) d. Bbein. Miss. -Gesell. Barmen 
1897, S. 80, 84, 89. 

Wesleyanische Mission. Über die Sta- 
tionen der, in der Sfidsee D. K.-Bl. 1897, S. 667. 



6. Anthropologie. Ethnographie. 
Sprachen. 

Bley, F. B. Miss. ▼. hl. Herz. Jesu. Grund- 
zfige der Grammatik der Neu-Pommerschen 
Sprache an der Nordkfiste d. Gazelle-Halbinsel. 
Ztsoh. f. Afrik. u. Ocean. Spr. III. 1897, S. 85 
Sep.-Abdr. 

Einiges über die Eingeborenen von Bogadjim, 
Astrolabebai, Kaiser Wilhelmsland. D. K.-Z. 
1897 S. 379. 

Frobenius, L. Oceanische Masken m. III. 
Internat. Archiv iftr Ethnographie 1897, S. 69, 206. 

Hahl, Dr. Über Rechtsanschanungen u. Rechts- 
verhältnisse u. s. w. N. K. W. L. 1897, S. 68. 



Ongtong-Java- und Tannan-Inseln, Zur 

Ethnographie der. D. K.-Bl. 1897, S. 445. 
Freu SS, K. Th. Kftnstlerisohe Darstellungen 

aus Kaiser-Wilhelmsland in ihrer Bedeutung 

ffir die Ethnographie. Ztsch. f. Ethnolog. 

Berlin 1897, S, 77 m. 111; Verh. S- (159), (449). 
Ray, Sidney H. Texts in the languages of the 

Solomon Islands. Ztschf. f. afr. u ocean. Spr. 

III 1897, S. 193. 
Sprachen der Bismarok-'InsQlaner. Ztsohft. f. 

Ethnolog. Berlin 1897, Verh. S. (53). 
Vetter, Miss. Der Balumkultus der Eingeb. von 

Kaiser Wilhelmsland. Mitt. d. Geog. Gesell. 

Jena XV. 1897, S. 65. 
Wörterbücher u. Literatur der Sprachen im 

Bismarok-Archipel. Ztzchft. f. BthnolOg. Berlin 

1897, Verh. S. (54). 

7. Karten. 

Friedrich Wilhelmshafen u. Umgebung. 
Nach den Aufnahmen S. M. S. „Möwe" 1896. 
1 -.15000. (Seek. d. Deut. Adm. No. 133). In 
Kom. b D. Reimer Berlin 1897. 

H&on-Golfes, Skizze des, im Südosten von 
Kaiser Wilhelmsland. 1:830000. V. G. E. 
Berlin 1897, Tfl. 7. Bemerkg. dazu S. 280. 

Karten, Neue, des Schutzgebietes. Heraus- 
gegeben von der Nautischen Abteilung des 
Reiohs-Marineamts. D. K.-Bl. 1897, S. 420. 

Lauterbach Dr. u. Dr. Kersting. Vor- 
läufige Skizze des Reiseweges d. K. W. L. 
Expedition i. J. 1896. 1 : 3000000. V. G. E. 
Berlin 1897 Tfl. 1. Bemerkg. duzu S, 280. 

Neu-Fommern, Nord- u Südküste von. 
Nach flüchtigen Aufnahmen S. M. S. „Möwe" 
1895 unt. Benutz, d. Aufnahme d. V.-Adm. 
Frh. V. Schleinitz. 1 : 500000. (Seek. d. deut- 
schen Adm. No. 90). In Knm. b. D. Reimer 
Berlin 1896. 

Schleinitz, Frh. v. Östlicher Teil von Neu- 
Pommern. Aufg. Sept. u. Okt. 1837. 1:500000. Z. 
G. B. Berlin 1897 Tfl. 11. Bemerkg. dazu S. 349. 



Marshall-Inseln. 

1. Abgrenzungen. Amtliches. Gesetze. 

Rechtsverhältnisse. Verfügungen. 

Verordnungen. Verträge. 

Bezirkseinteilung. Stat. Jahrb. XVIII. 
1897, S. 202; D. Kol.-Kal. 1897, S. 186. 

Denkschrift, betreffend die Entwickelung 
des deutschen Sohntzgebietes während des 
Berichtjahres 1896/97. D. K.-Bl. 1893. Extra- 
beilage. Drucksachen d. Reichstages No. 94 
9 Leg.-Perd. V. Sess. 1897/98, S. 134; Weiss- 
buch Tl. 18. S. 133. 

Jung, Aufzeichnungen über die Rechtsanschau- 
nngen der Eingeborenen von Nauru. M. a, d. 
Seh. 1897, S. 64. 

Rechtspflege. Ernennung von Beisitzern 
der Kaiserlichen Gerichte für die Marshall- 
Inseln. D. K.-Bl. 1897, S. 128; Übersicht der 
gerichtlichen Geschäfte in dem Schutzgebiet 
während des Geschäftsjahres 1896 , ebenda 
S. 408. 

Schutzerklärung, Begrenzung, Flä- 
cheninhalt. D. Kol.-Kal. 1897, S. 185. 

Vertrag zwischen dem Deut. Reich u. den 
Niederlanden über die Auslieferung der Ver- 
brecher zwischen den deut. Schutzgebieten, 
sowie den sonst von Deutschland abhängigen 
Geb. u. (1. Geb. der Niederlande, sowie den 
Niederl. Kolon, und answ. Besitzungen. Vom 
21. Sept. 1897, R.-G.-B1. 1897, S. 747.J 

Weissbuch Tl. 18 S. 133, 
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Marshall-Inseln. 



2. Erforschnng. Fauna. Flora. 
Landeskunde. Beisen. 

Afrikafonds, Yerweodung des. Denkschrift 
o. B. w. u. B\ge. z. D. K.-BI. 1808, S. 154, 186 ; 
Weissbaoh Tl. 18, 8. 153, 15&. 

AstronomiBohe OrtsbeBiiromungen im 
dentBohea Schutzgebiet der Sfidsee. Ansgef. 
▼. Dr. Hayn im Auftrage d. Beicbs-Marine^ 
Amtes. Berlin 1897. 

Denkschrift, betr. Entwiokelang a. s. w. 
DruckBachen des Beiohstages No. 94 9 Leg.- 
Perd. Y. Sess. 1897/98 u. Blge. a. D. E.-Bl. 1898, 
8. 187 ; Weissbnoh Tl. 18, 8. 136. 

E n gl e r , A. Notisen ftber die Flora d. Marschall- 
inseln.« Anf Grund einer Sammig. d. Beg.-Arzt. 
Hr. Dr. Schwabe und dessen handschrift. Be- 
merk, »usammengestellt ▼. Notizbl. d. £gl. bot. 
Gart. Bd. I 1897, S. 222. 

Enrop&er, Leben der, auf den Harsball-Inseln. 
Kultnranlagen etc. (Hit Abbildungen). D. K.-Bl, 
1897, 8. 248. 

Hennings, P. Einige Pllzartea von den 
Marshall-Inseln. Notizbl. d. Kgl. bot. Gart 
Bd. I 1897, 8. 226. 

Jaluit-Atoll, Reise des Kaiserl. Landes- 
hauptmanns im. D. K.-B1. 1897, S. 186. 

Milla u. Maloelab, Heise des Kaiserl. 
Landeshauptmanns nach. D. K.-Bl. 1897, 
8. 108. 

Privatbriefe aus Juluit, Aus einem, unter 
d. rot. Kreuz 1897, S. 24. 

Seidel, A. Vortrag zu den Lichtbildern der 
Sfldsee. Im Auftrage der D. Kol.-Ges. verfasst. 
Berlin 1897. 

Strantz, r. Die deatsohen Schutzgeb. b. Be- 
ginn d. Jahr. 1897. öster. Honatssch. f. d. Orient. 
1897, S. 27, 82. 

Verzeichnis der nunmehr endgfiltig berech- 
neten geograph. Positionen der astron. Beob- 
achtungspfeiler in der Sftdsee sowie der sich 
hieran anschliessenden Punkte in den bis 
jetzt vermessenen Gebieten. M. a. d. Seh. 
1897, S. 191. 

W e i s 8 b n c h Tl. 18 S. 186. 



3. Handel. Schiffahrt. Statistik. 
Verkehr. Wirtschaftliches. 

Bevölkerung. Übersicht der im Schutz- 
gebiete am 1. Januar 1897 ans&ssigen Deut- 
schen und Fremden. D. K.-B1. 1897, 8. 419. 

Denkschrift betr. Entwiokelung u. s. w. 
Drucksachen des Reichstages No. 94 9 Leg.- 
Perd. V. Sess. 1897/98 u. Blge. z. D. 
K.-B1. 1898 S. 134 ff.; Weissbuch Tl. 18, 
S. 138 ff. 



Einfuhr 
174; D. 



Pcstan- 
1897, 8. 202; 

D. Kol.-Kal. 



An- 



Handel u. Schiffahrt Hamburgs. 

1897, 8. II 63; Ausfuhr 1897, 8. Ul 

K..B1. 1898, S. 571, 575. 
Hauptniederlassungen, 

stalten. SUt. Jahrb. XVIU. 

D. Kol.-Kal. 1897, 8. 191. 
Jaluit-Gesellschaft, Die. 

1897, 8. 40. 
Meinicke, G. Die Aussichten f&r den 

Siedler n. s. w. D. Kol.-Kal. 1897, 8. 166. 
Postanstalten. 8tat. Jahrb. XVHI 1897, 

8. 202; D. Kol.-Kal. 1897, S. 191. 
Postbestimmungen u. s. w. D. Kol.-Kal. 

1897, 8. 171 ff. 
Schiffsverkehr in Jaluit im Jahre 1896, 

D. Kol.-Bl. 1897. 8. 419. 
Speziai-Übersicht der Einfuhr, Ausfuhr 

u. unmittelbaren Durchfuhr von Waaren i. Jahre 

1896. SUt. d. D. R. N. F. Bd. 91, 8. 509. 
Weiss buch Tl. 18 8. 1S3. 



4. Geologie. Hydrographie. Hygiene. 
Elimatologie. Meteorologie. 

Jalnit-Matupi. Aus dem Reiseber. S. M. 8. 
„Falke«. A. d. H. 1897, 8. 157. 



— nach 
Atoll, 

„Falke". 



dem Mille- 
V n. Aus dem 
A. d. H. 1897, 8. 



u. Maloelab- 
Reiseber. S. tf. S 
225 m. 2 Tfl. 



5. Mission. 



Bostoner Missionsgesellschaft. (Ame- 
rican board of oommissionarn for foreign mis- 
sions.) D. Kol.-Kal. 1897, S. 125. 

Denkschrift betr. Entwiokelung u. e. w. 
Drucksachen des Reichstages No. 94 9 Iiog.- 
Perd. V. Sess. 1897/98 n. Blge. z. D. K.-Bl. 
1898, S. 186; Weissbuch Tl. 18, S. 185. 

Kurze, G. Missionsrundschau. Allgm. M iss.- 
Ztschf. 1897, S. 245. 

Helanesische Missionsgesellschaft. 
(Helanesian mission.) D. Kol.-Kal. 1897, S. 126. 

Missionsthfttigkeit i. d. deutsch. Schutz- 
gebieten. Marshall-Inseln Missions-Bl&tter 
1897, 8. 52. 

W e i s 8 b u h Tl. 18 S. 186. 



6. Karten. 

Maloelab-Atolls, Skizze der SW.-Seite 
des, mit Bogen- n. Eni-Juon-Passage. 1 : 120000 
A. d. H. 1897, Tfl. 8. Bemerk, dazu 8. 225. 

Mille-Atolls, Skizze d. nördl. Teils des, 
mit der Ennanlik-Passage. 1:60000. A. d. H. 
1897, Tfl. 7. Bemerkg. dazu 8. 226. 



Litteratur. 



Sur le Niger et au Pays des Touaregs. La Mission Honrst. Par le 
Lieutenant de Vaisseau Honrst. Ouvrage illustrß de 190 gravures d'apr^s les 
photographies de la Mission et accompagn6 d'une carte. Paris. Librairie 
Plön. 1898. 

Die Expedition Honrst wurde seiner Zeit, als der Streit zwischen Frankreich 
und England über die Besitzverhältnisse am Niger drohte, von Timbuktu aus 
den Niger abwärts gesandt, durch das Gebiet, welches lange Jahre vorher nur 
von Dr. Barth besucht worden ist. Die kühne Fahrt gelang ihr, die Expedition 
setzte sich sogar eine Zeitlang bei Say am Niger fest und nahm ihren Weg 
bis zur Flussmündung, die wichtigsten Ergebnisse in hydrographischer Beziehung 
zeitigend. Es geht daraus hervor, dass der mittlere Niger nur auf gewisse 
Entfernungen schiffbar ist und dass die Stromschnellen von Bussa ein merk- 
liches Hindernis für die Schiffahrt bilden. Der wirtschaftliche Wert der an- 
stossenden Flussländer scheint nicht sehr gross zu sein und die Bevölkerung 
fanatisch oder roh und wild. Die Franzosen werden noch ihre grossen Schwierig- 
keiten haben, bis sie einen gewissen Ei*folg für ihre kolonialpolitischen Bemühungen 
hier haben werden. Das Buch ist übrigens ganz amüsant geschrieben und 
stellenweise reich an gut geschauten Einzelheiten, z. B. in dem Kapitel 
über die Touaregs, ganz abgesehen von den der eigentlichen Entdeckungsfahrt 
gewidmeten Seiten. 



Die KäMpfe der Kaiserlickeii Schetztrappe in DeMttch-Sftdwettafrika in den Jakren 
1894 kit 1896, sowie die sick liieraut fftr aas ergekendea Lehren. Von Leutwein, 
Major. Vortrag, gehalten in der Militärischen Gesellschaft zu Berlin am 
19. Februar 1898. Mit einer Skizze. E. S. Mittler & Sohn, Berlin SW. 12. 

In dem ersten Beiheft zum Militärwochenblatt 1899 wurde der Vortrag 
veröffentlicht, den der Kaiserliche Landeshauptmann von Deutsch-Südwestafrika 
und Kommandeur der Kaiserlichen Schutztruppe, Major Leutwein, in der 
Militärischen Gesellschaft zu Berlin am 19. Februar 1898 über „Die Kämpfe 
der Kaiserlichen Schutztruppe in Deutsch-Südwestafrika in den 
Jahren 1894 bis 1896, sowie die sich hieraus für uns ergebenden 
Lehren^ hielt. Dieser Vortrag ist nun auch in einer Sonderausgabe im Ver- 
lage der Königlichen Hofbuchandlung von E. S. Mittler & Sohn in Berlin 
(Preis 60 Pf.) erschienen und dadurch weiteren Kreisen zugängig gemacht. 
Die Erfahrungen unserer südwestafrikanischen Schutztrupppe sind, wenn auch 
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nur auf afrikaniscliem Boden gewonnen, zweifellos beachtenswert: ist sie doch 
bis jetzt die einzige deutsche Truppe, die sich in förmlichen, lang andauernden 
Kriegszngen mit dem Gewehr M/88 gegen einen gleichfalls mit Hinterladern 
bewaffneten Gegner zu schlagen Gelegenheit hatte, ja man kann sagen, mit 
einem an Qualität nahezu ebenbürtigen Gegner. Major Leutwein behandelt den 
. Feldzug gegen den Hottentottenkapitän Hendrik Witbooi vom April 1893 bis 
September 1894, den Feldzug gegen den Stamm der Khauas-Hottentotten vom 
Dezember 1894 bis Januar 1895 und den Feldzug gegen die vereinigten Khauas- 
Hottentotten und die Ost-Hereros vom April bis Juni 1896. Die Kampfweise 
der afrikanischen Stämme wird anschaulich geschildert; bemerkenswert ist 
die Erfahrung, dass ein Sieg in Kolonialkriegen nur dann zu verzeichnen ist, 
wenn derselbe zugleich den Willen des Gegners völlig bricht ; sämtliche strate- 
gischen und praktischen Operationen müssen deshalb von Beginn an auf Ver- 
nichtung des Gegners angelegt sein ; daneben darf aber nicht versäumt werden, 
ihm auch rechtzeitig die zum Nachgeben erforderliche bekannte „goldene Brücke" 
zu bauen, wie dies auch Major v. Wissmann in seinem Buche über afrikanische 
Kriegführung hervorhebt. Die von dem Verfasser aus den südwestafrikanischen 
Kämpfen abgeleiteten Gefechtslehren verdienen hohe Beachtung, weil sie von 
den für die europäischen Verhältnisse gültigen zumeist weit abweichen. 



Die Europäischen Kolonieen. Schilderung ihrer Entstehung, Entwickelang, 
Erfolge und Aussichten. Dritter Band. Von Dr. Alfred Zimmermann. 
Die Kolonialpolitik Grossbritanniens. Zweiter Teil. Vom Abfall 
der Vereinigten Staaten bis zur Gegenwart. E. S. Mittler & Sohn, Berlin. 

Der Besuch Cecil Rhodes in Berlin und seine Audienz beim Deutschen Kaiser, 
die Niederwerfung des Mahdireiches, die Auseinandersetzungen mit Frankreich 
und Amerika lenken fortgesetzt das allgemeine Interesse auf England und seine 
Kolonieen. Englands Stellung, die es vermöge seiner Kolonieen als Weltmacht 
einnimmt, gilt heute als unerreicht, und es wird allgemein zugegeben, dass die 
Geschichte seiner Kolonialpolitik wichtige Lehren enthält, die der Beachtung 
aller kolonisierenden Staaten wert sind. Noch fehlte es aber bisher an einem 
Buche, welches einen raschen und zuverlässigen Einblick in die Entwickelung 
und das Wesen dieser Politik ermöglichte, und sehr irrige Urteile darüber sind 
an der Tagesordnung. Die erste und ausführliche Gesamtdarstellung der 
„Kolonialpolitik Grossbritanniens" im neunzehnten Jahrhundert wird 
nunmehr in dem dritten Bande des im Verlage der Königlichen Hofbuch- 
handlung von E. S. Mittler & Sohn in Berlin erscheinenden Werkes „Die 
Europäischen Kolonieen. Schilderung ihrer Entstehung, Ent- 
wickelung, Erfolge und Aussichten" von Dr. Alfred Zimmermann 
(Mitglied der Kolonialabteilung des Kaiserlichen Auswärtigen Amtes) zum Ab- 
schluss gebracht. Dieser dritteBand des Zimmermannschen Werkes, einer für 
die Kolouialpolitik der Gegenwart und für die weitesten Leserkreise hochwichtigen 
und bedeutungsvollen Arbeit, behandelt die Entwickelung der Kolonial- 
politik Grossbritanniens vom Abfall der Vereinigten Staaten bis 
zur Gegenwart und giebt eine Schilderung der unvergleichlichen Leistungen 
Grossbritanniens auf kolonialem Gebiete. Da Grossbritannien seine Kolonieen je 
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nach den örtlichen Verhältnissen in neuerer Zeit sehr verschieden behandelt, so 
gelangt die Entwickelung der kolonialen Niederlassungen in jedem Erdteil 
in diesem Bande (Preis Mk. 9,—) besonders zur Darstellung, während die grossen 
Züge der kolonialen Gesamtpolitik in einem besonderen Abschnitt dargelegt 
sind. Dieser soeben erschienene wie auch der vorangegangene Band des Werkes, 
welcher die Kolonialpolitik Grossbritanniens von ihren Anfängen his zum Abfall 
der Vereinigten Staaten behandelte, zeigen deutlich, unter welchen Voraus- 
setzungen und Bedingungen eine Kolonie am besten zur Blüte gelangt, und von 
welchem Geist ein Volk beseelt sein rouss, das wirklich lebensföhige überseeische 
Tochterstaaten heranziehen will. Das Werk ist in erster Linie mit steter Rück- 
sicht auf überseeische Bestrebungen und Bedürfnisse abgefasst. Es soll zeigen, 
wie ein grosses, kräftiges und tüchtiges Volk es angefangen hat, um ungeachtet 
aller Angriffe und Feindseligkeiten von bescheidensten Anfängen sich zum Be- 
herrscher der halben Welt aufzuschwingen; welche Fehler es begangen hat» 
welchen Umständen es seine Erfolge verdankt. Der Verfasser hat seine Dar- 
stellung so gewählt, dass das Werk als ein treffliches Lehr- und Lesebuch 
zugleich zu bezeichnen ist. Hierin beruht der hohe praktische Wert, den das 
Zimmermannsche Werk für jeden Kolonialfreund besitzt. 



Deutschlands Kolonieen. Erwerbungs- und Entwickelungsgeschichte, Landes- 
und Volkskunde und wirtschaftliche Bedeutung unserer Schutzgebiete von Dr. 
Kurt Hassert, Privatdozent an der Universität Leipzig. Mit 8 Tafeln, 31 
Abbildungen im Text und 6 Karten. 

Der Verfasser hat einen sechsstündigen Hochschulkursus, den er 
über die deutschen Schutzgebiete gehalten, zu einem umfangreicheren Buche 
über den gegenwärtigen Stand unserer Kolonieen ausgestaltet. Obwohl das 
Buch in erster Linie für weitere Kreise bestimmt ist und sich deshalb einer 
allgemein verständlichen Darstellung befleissigt, ruht es doch auf streng 
wissenschaftlicher Grundlage und will nicht eine blosse Beschreibung seiut 
sondern auch wissenschaftlichen Grundsätzen Rechnung tragen. Zii diesem 
Zwecke ist, da wegen Raumersparnis von Quellenangabenabgesehen werden 
musste, ein ausführlicher litterarischer Anhang beigegeben, der es ermöglicht, 
sich eingehender mit der deutschen Kolonialpolitik und Kolonialgeographie 
zu beschäftigen. 



Der Nordwesten unserer ostafrikanischen Kolonie. Eine Schilderung des 
Viktoria-Sees und seiner Bewohner von Paul Kollmann, Königl. Sachs- 
Premierlieutenant, früher Premierlieutenant der Kaiserl. Schutztruppe für 
Deutsch-Ostafrika. Mit 372 Illustrationen nach Original aufnahmen und Skizzen 
nebst 6iner Karte. Verlag von Alfred Schall, Königl. Preuss. und Herzogl. 
Bayerischer Hofbuchhändler, Berlin. 

Gestützt auf einen dreijährigen Aufenthalt in den südlichen ümrandungs- 
ländern des Viktoria, die der Verfasser nach allen Richtungen vielfach durch- 
zogen hat, giebt er in kurzen, knappen Worten ein Bild des genannten Kultur- 
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besitzes aller Völker, von Uganda im Nordwesten des Sees bis zn den Steppen- 
bewohnern in dem abflusslosen Osten. Jedes seitenfiillenden Beiwerks in Gestalt 
von Beiseerlebnissen und Abenteuern bar, degegen über eine ganz erstaunliche Fülle 
höchst anschaulicher, klarer Abbildungen gebietend, führt das Buch in gedrängter 
Kürze die ganze Reihe jener hochinteressanten Völkerschaften dem Leser vor, 
für den Ethnographen von Fach eine unerschöpfliche Fundgrube an Thatsachen, 
aber auch für den femstehenden Gebildeten ein Werk, das ihn in kürzester 
Zeit in die Länder- und Völkerkunde des zukunftsreichen Nordwesten von 
Deutsch-Ostafrika einführt. Die Ausstattung des Werkes ist ansprechend und 
gediegen. 
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